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Der Wohnungsmarkt ist aus dem Gleichgewicht geraten und ein unsicheres Pflaster geworden. Sorgenfreies Wohnen ist 
keine Selbstverständlichkeit mehr. Ist die Wohnungsnot die „soziale Frage“ unserer Zeit? – Die Fotografie zeigt Wohnhäuser, 
die sich in einer Glasfassade spiegeln. picture alliance/dpa
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Wohnen gehört zu den existenziellen Grundbedürfnissen 
des Menschen. Sorgenfreies Wohnen jedoch ist keine 
Selbstverständlichkeit mehr. Die Stimmen werden lauter, 
die über steigende Mieten, explodierende Immobilien- 
und Grundstückspreise, über sinnlose Luxusbauten und 
die Verdrängung einkommensschwacher Schichten vom 
Wohnungsmarkt klagen. Die Wohnungsnot ist die „neue 
soziale Frage“ – so die Statements von Bundes-, Landes- 
und Kommunalpolitiker/-innen. 
Der Wohnungsmarkt ist ein raues Pflaster geworden. In 
deutschen Großstädten fehlen über zwei Millionen preis-
werter Wohnungen, vor allem für Haushalte mit niedrigem 
Einkommen. Der Druck auf die Wohnungsmärkte hat einen 
problematischen Effekt: Es kommt zunehmend zu Vertei-
lungskämpfen. Hinter der aktuellen Lage auf dem Woh-
nungsmarkt stecken vielfältige Gründe. Allen voran hat 
der Immobilienmarkt in den vergangenen Jahren sein 
Image als sicherer Anlagehafen buchstäblich zementiert: 
„Betongold“ verspricht höhere Renditen als andere Anla-
geformen. Zudem wirkt sich der Rückzug des Staates aus 
der Wohnungspolitik nachteilig auf den Wohnungsmarkt 
aus. Schon seit langem rächen sich die reduzierten öffent-
lichen Aktivitäten im sozialen Wohnungsbau. 
Wohnen ist zur gesellschaftlichen Herausforderung ge-
worden. Die Ökonomisierung, ein an Profitmaximierung 
orientiertes Spekulantentum sowie ein gespaltener Woh-
nungsmarkt lassen die philosophische Frage, was es ei-
gentlich bedeutet, zu wohnen, völlig in den Hintergrund 
treten. Wohnen ist beileibe nichts Passives und beschränkt 
sich nicht nur auf Innenräume. Wohnen hat stets einen 
Selbst- und Weltbezug. Jürgen Hasse erörtert, wie sich 
Menschen in der Art und Weise ihres Wohnens je eigene 
Verhältnisse zu sich selbst und der sie umgebenden räum-
lich-architektonischen sowie sozialen Um- und Mitwelt 
schaffen. Die philosophische Frage nach „gutem“ Wohnen 
spiegelt sich auch in der Architektur wider, die nicht nur 
einem instrumentellen Zweck geschuldet sein sollte. Not-
wendig sind Formen des „nachdenklichen“ und schonen-
den Bauens, die „gutes“ Wohnen in lebenswerten Umge-
bungen ermöglichen. 
Wohnungspolitik meint all jene politischen und verbandli-
chen Aktivitäten sowie staatlichen Maßnahmen, die sich 
mit der Wohnraumversorgung der Bevölkerung, mit dem 
Neubau oder der Modernisierung sowie der Erhaltung 
von Wohnungen befassen. Die Verbindung der Begriffe 
„Versorgung“ und „staatliche Maßnahmen“ deutet an, 
dass Wohnungspolitik in der öffentlichen Wahrnehmung 
ein Politikfeld ist, das stark vom Staat selbst bearbeitet 
wird. Tatsächlich ist Wohnungspolitik in Deutschland seit 
den ersten Jahren der Weimarer Republik als „Wohnungs-
frage“ ein zentraler Bestandteil der Sozialpolitik gewe-
sen. Der Beitrag von Björn Egner beginnt mit einer kurzen 
Bestandsaufnahme der Lage auf dem Wohnungsmarkt 
nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und beschreibt 
die Phasen der deutschen Wohnungspolitik bis heute. 
Steigende Mietpreise, eine beträchtliche Nachfrage nach 
Wohnraum und hohe Immobilienpreise sowie Baukosten 
haben die öffentliche Diskussion angeregt. Robert Kalten-
brunner und Matthias Waltersbacher erörtern in ihrem 
Beitrag zunächst den quantitativen Umfang sowie die re-
gionale Ausprägung des Wohnungsbaus und diskutieren 

diejenigen Einflussfaktoren, die die Nachfrage nach Im-
mobilien beeinflussen. So wirken sich beispielsweise der 
demographische Wandel, steigende Pro-Kopf-Wohnflä-
chen, zum Teil drastisch gestiegene Immobilienpreise und 
Hemmnisse auf Seiten der Investoren auf den Wohnungs-
neubau aus. Angesichts des aktuellen Wohnraummangels 
sind zukunftsweisende Möglichkeiten des Wohnungsbaus 
gefragt. Die Flexibilisierung von Grundrissen, modulares 
Bauen, die Umsetzung nachfragegerechter Wohnkon-
zepte durch Bauherrengemeinschaften oder Baugruppen 
sind angemessene Wege, um das Wohnungsangebot zu 
verbessern. 
In den großen Städten vergeht kaum ein Tag, an dem nicht 
über neue Konflikte im Bereich der Wohnungsversorgung 
berichtet wird. Die Zeiten, in denen die Ängste vor Miet-
steigerung und dem Verlust der Wohnung als „bedauerli-
che Einzelfälle“ ignoriert werden konnten, sind längst vor-
bei. Auch in fach- und parteipolitischen Debatten hat sich 
inzwischen die Erkenntnis durchgesetzt, dass es da tat-
sächlich ein Problem gibt. Andrej Holm geht in seinem Bei-
trag mehreren Fragen auf den Grund: Was ist eigentlich 
das Problem an steigenden Mieten? Wer ist davon betrof-
fen? Und wie reagiert die Politik? 
Katrin Rothe wohnt in Berlin-Mitte in einem bezahlbaren 
Altbau zur Miete, als ihr eine Modernisierungskündigung 
ins Haus flattert. Ein Investor hat das Haus gekauft, in dem 
sie lebt. Er zieht alle Register, um die geplante Luxussanie-
rung der Mietwohnungen und ihre Umwandlung in Eigen-
tumswohnungen durchzuführen. Die Bewohner/-innen des 
Hauses fassen den Beschluss, zu bleiben und für ihre 
Wohnungen zu kämpfen. Katrin Rothe erzählt die Ge-
schichte ihrer Entmietung und ihrer Politisierung, als sie be-
merkt, dass sie Teil eines großen Verdrängungsprozesses 
ist, der in vielen Städten statt findet. Der persönliche Be-
richt schildert eines der wichtigsten sozialen Themen in 
Deutschland: Die Verdrängung von Mieter/-innen aus 
Wohnungen in Großstädten.
Der Ende 1980 einsetzende Paradigmenwechsel von einer 
wohnungswirtschaftlichen zu einer immobilienwirtschaft-
lichen Perspektive des Geschäfts mit dem Wohnen hat zur 
Verwandlung städtischen Wohneigentums in eine Ware 
geführt. In ökonomischer Sicht gelten Prozesse von Woh-
nungsbau, Wohnungskauf oder -verkauf und Vermietung 
seit den 1990er Jahren nur dann als erfolgreich, wenn es 
im Resultat gelingt, mehr Geld zu erhalten, als zuvor inves-
tiert wurde. Als populäre Bezeichnung für Immobilien, die 
zu Renditezwecken erworben und vermietet werden, hat 
sich der Begriff „Betongold“ etabliert. Joscha Metzger er-
örtert diesen Paradigmenwechsel, der sich auf mehreren 
Ebenen vollzieht. Er illustriert u. a. an einem Beispiel, wel-
che Folgen dieses rein betriebswirtschaftliche Denken für 
Mieter/-innen zeitigen kann.
Gentrifizierung bezeichnet die Verdrängung einkommens-
schwächerer Haushalte durch finanziell besser gestellte 
Haushalte in den Innenstädten. Gentrifizierung ist jedoch 
nur ein Element des Strukturwandels. Die Veränderung in-
nerstädtischer Quartiere findet vor dem Hintergrund des 
Wandels von der Industrie- zur Dienstleistungsgesell-
schaft statt. Martin Kronauer erörtert die Formen und Pha-
sen der Gentrifizierung. Das skizzierte Verlaufsmuster 
zeigt, dass arme und einkommensschwächere Haushalte 
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zunächst von wohlhabenderen und schließlich von ausge-
sprochen einkommensstarken Haushalten verdrängt wer-
den. Die ökonomische Hauptursache dieser Verdrängung 
ergibt sich aus den sogenannten Rentenlücken, d. h. der 
Diskrepanz zwischen den aktuell gegebenen und den 
möglichen Erträgen einer Immobilie. Dadurch eröffnen 
sich neue Gewinnmöglichkeiten, deren Realisierung die 
Ausgrenzung bestimmter Milieus und die soziale Spaltung 
der Städte befördern.
Die öffentliche Diskussion um das soziale Auseinander-
driften der deutschen Städte hat in den vergangenen Jah-
ren an Fahrt gewonnen. Rasant steigende Kauf- und Miet-
preise in den Großstädten sind zu einem Dauerthema der 
medialen Berichterstattung geworden. Kritiker/-innen be-
fürchten, dass es zu einer Verdrängung der alteingesesse-
nen Bewohner/-innen kommt. 2015 sah sich der Bundes-
tag gezwungen, eine „Mietpreisbremse“ einzuführen, um 
dem Anstieg der Mieten etwas entgegenzusetzen. Mit 
dem verstärkten Zuzug von Flüchtlingen hat die Debatte 
um eine Spaltung der Städte noch einmal an Dynamik ge-
wonnen und die Aufmerksamkeit zudem auf die ethnische 
Dimension des Problems gelenkt. In einer groß angelegten 
Studie haben Stefanie Jähnen und Marcel Helbig unter-
sucht, ob es tatsächlich zu einer Verschärfung der Segre-
gation in deutschen Großstädten gekommen ist.
Die Proteste gegen steigende Mietpreise und die damit 
einhergehende Verdrängung der Mieter/-innen aus ihren 
Wohnungen nehmen zu. Das aktuell zu beobachtende 
und vermeintlich neue Phänomen hat eine bis ins 19. Jahr-
hundert zurückreichende Geschichte. Soziale Bewegun-
gen spielten und spielen in der Auseinandersetzung um 
die Ausgestaltung der Wohnraumversorgung schon immer 
eine wichtige Rolle. Die Mieter/-innenbewegung verfolgt 
in ihrem Kampf um eine angemessene Wohnraumversor-
gung zwei Lösungsstrategien, die oft parallel erfolgen: 
Auf dem Weg der Selbsthilfe geht es darum, mit eigens 
dafür geschaffenen Institutionen selbst Wohnraum zu 
schaffen. Zweiter Teil der Strategie ist die Forderung nach 
staatlichen Eingrif fen (z. B. die Regulierung des Miet-
rechts). Der Beitrag von Lisa Vollmer widmet sich dieser 
Geschichte und zeigt die Tradition dieser Bewegung in 
Deutschland auf.
Zwischen Einkommensarmut und geringen Wahlmöglich-
keiten auf dem Wohnungsmarkt besteht ein enger Zusam-
menhang. Einschlägige Studien verweisen längst auf den 
fatalen Zusammenhang von Armut und Wohnen. Von den 
außergewöhnlichen Mietsteigerungen der letzten Jahre 
sind vor allem einkommensschwächere Haushalte betrof-
fen. In dem Beitrag von Annette Spellerberg und Chris-
toph Giehl steht der empirische Vergleich der armuts-
gefährdeten Bevölkerung im Vergleich zu den Nicht- 
Armen in Baden-Württemberg auf Basis derrepräsentativen 
Daten des Sozio-oekonomischen Panels aus dem Jahr 
2017 im Mittelpunkt. Das Autorenteam vergleicht zu-
dem die Situation in Baden-Württemberg mit der in 
den westdeutschen Flächenländern, um Besonderheiten 
des Zusammenhangs von Armut und Wohnen aufzude-
cken. Unerlässlich sind wohlfahrtsstaat liche Maßnahmen 
und langfristig angelegte wohnungspolitische Strategien, 
um soziale, kulturelle und materielle Deprivation bei ar-
mutsgefährdeten Personen zu verhindern.

Über Wohnungslosigkeit kursieren eine Menge Mythen. 
Volker Busch-Geertsema räumt eingangs mit diesen My-
then auf: Wohnungslose sind eben nicht ungepflegte alte 
Männer, psychisch krank oder nicht „wohnfähig“. Woh-
nungslosigkeit betrif f t immer mehr Frauen, junge Men-
schen und Familien. Die Zahl der Wohnungslosen ist in 
den vergangenen Jahren gestiegen. Die Ursachen, An-
lässe und Hintergründe der Wohnungslosigkeit sind viel-
gestaltig. Diese Vielgestaltigkeit erfordert ein differen-
ziertes Hilfesystem mit mehreren Handlungsfeldern (Prä-
vention, direkte Hilfen, Integration in dauerhaft gesicherte 
Wohnungen sowie wohnbegleitende Hilfen). Am Ende 
des Beitrags werden Lösungsvorschläge unterbreitet, um 
der Wohnungslosigkeit wirksam begegnen zu können. 
Gerechtigkeitsdiskurse stellen die Frage nach einer legiti-
men sozialen Ordnung, sie problematisieren existierende 
Missstände und suchen nach deren Ursachen. Die De-
batte um die Gerechte Stadt, die „Just City“, ist ein solcher 
Diskurs. Die Beiträge dieses Diskurses sind durch vier Mo-
tive gekennzeichnet: (1) Sie sind Kritik an bestehenden 
Verhältnissen, an ungleicher Verteilung von Chancen und 
Ressourcen, an Unterdrückung oder Diskriminierung. (2) 
Sie sind Analysen der Produktion und Reproduktion unge-
rechter Verhältnisse in Städten bzw. der Verstädterung 
der Ungerechtigkeit. (3) Sie ringen in Anlehnung an die 
sozialphilosophische Gerechtigkeitsliteratur um die Klä-
rung der normativen Ziele, die unter einer gerechten 
Stadtentwicklung verstanden werden sollen, und (4) sie 
fragen nach Prinzipien des zivilgesellschaftlichen oder 
professionellen Handelns, mit dem eine gerechtere Stadt-
entwicklung befördert werden kann. Der Beitrag von Kat-
rin Großmann skizziert diese Debatten und umreißt die 
wichtigsten Argumente. 
In öffentlichen Debatten hat sozialer Wohnungsbau ein 
schlechtes Image. In den 1970er und 1980er Jahren ha-
ben sich die Produktionsbedingungen von und die An-
sprüche an den sozialen Wohnungsbau allerdings merk-
lich gewandelt, ebenso seine städtischen und architek-
tonischen Formen. Was aber ist sozialer Wohnungsbau? 
Barbara Schönig erörtert, was sich hinter diesem Begriff 
verbirgt, welche wohnungs- und gesellschaftspolitischen 
Funktionen sozialer Wohnungsbau einnimmt und wie sich 
die Rahmenbedingungen und auch die Gestalt des sozia-
len Wohnungsbaus in den letzten Jahrzehnten verändert 
haben. Angesichts der aktuell anhaltenden Boden- und 
Mietpreisdynamik ist die Notwendigkeit staatlich geför-
derten Wohnungsbaus wieder in den Fokus gerückt. Unter 
dem Gesichtspunkt einer integrierten Wohnungs- und 
Stadtentwicklungspolitik ist die Beachtung funktionaler, 
institutioneller und baulich-räumlicher Eckpunkte für den 
heutigen sozialen Wohnungsbau dringend geboten.
Allen Autorinnen und Autoren, die mit ihren Beiträgen auf-
schlussreiche Informationen und Einsichten vermitteln, sei 
an dieser Stelle gedankt. Dank gebührt auch dem Schwa-
benverlag und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Druckvorstufe für die stets gute und effiziente Zusammen-
arbeit.
 Siegfried Frech
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WAS ES BEDEUTET, ZU WOHNEN

Wohnen – eine existenzielle Herausforderung 
Jürgen Hasse

Wohnen ist zur gesellschaftlichen Herausforderung ge-
worden. Eine rücksichtslose Ökonomisierung, ein an Pro-
fitmaximierung orientiertes Spekulantentum sowie ein 
gespaltener Wohnungsmarkt lassen die philosophische 
Frage, was es eigentlich bedeutet, zu wohnen, völlig in 
den Hintergrund treten. Wohnen ist beileibe nichts Pas-
sives und beschränkt sich nicht nur auf Innenräume. Woh-
nen hat stets einen Selbst- und Weltbezug. Jürgen Hasse 
erörtert, wie sich Menschen in der Art und Weise ihres 
Wohnens je eigene Verhältnisse zu sich selbst und der 
sie umgebenden räumlich-architektonischen sowie sozi-
alen Um- und Mitwelt schaffen. „Gutes“ Wohnen ist keine 
Selbstverständlichkeit, sondern bedarf der Reflexion. 
Die philosophische Frage nach „gutem“ Wohnen spiegelt 
sich auch in der Architektur wider, die nicht nur einem 
instrumentellen Zweck geschuldet sein sollte. Notwendig 
sind Formen des „nachdenklichen“ und schonenden Bau-
ens, die „gutes“ Wohnen in lebenswerten Umgebungen 
ermöglichen. 

Wohnen – eine gesellschaftliche Herausforderung

Wohnend zieht sich der Mensch aus der Öffentlichkeit ins 
Private zurück – ins umfriedete Zuhause seiner Wohnung. 
Diese profitiert nach Artikel 13 des Grundgesetzes von ei-
nem ausdrücklichen verfassungsrechtlichen Schutz: „Die 
Wohnung ist unverletzlich.“ Damit erhält sie einen weltarti-
gen Status von gleichsam territorialem Charakter. Der 
Schutz der Wohnung hat notwendigerweise zwei Seiten. 
Er stärkt die Interessen der Wohnenden, und er trit t mit der 
Macht des Staates denen entgegen, die diesen Schon-
raum verletzen könnten – vom Dieb bis zum Polizisten, der 
sich einen unrechtmäßigen Zutrit t verschafft. 
Auf den ersten Blick scheint das Wohnen etwas Privates 
und Individuelles zu sein. Im Wohnen sind individuelle 
Grenzen aber immer schon überschrit ten. Bereits seine An-
bahnung erfordert die ökonomische, technische wie bauli-
che Planung. Es ist Sache der Politik, den Entfaltungsspiel-
räumen des Lebens und damit auch des Wohnens eine 
gute Fassung zu geben. Das gelingt praktisch nur auf ei-
nem eher kläglichen Niveau. Wo die Menschen mehr als 
die Hälfte ihres Einkommens für die Miete oder die Finan-
zierung einer Eigentumswohnung ausgeben müssen, steht 
der dauerhafte soziale Frieden auf dem Spiel. Der zum Bei-
spiel in München monatlich durchschnittlich zu entrich-
tende Mietpreis für einen studentischen WG-Platz von ak-
tuell 600 Euro (vgl. N. N.) bedeutet eine radikale Ökonomi-
sierung der Wohnfrage. In der Folge droht die affektive 
Zustimmung zur konstruktiven Teilhabe am Modell des So-
zialstaates zu schwinden. 
Ein geradezu tollwütiges Spekulantentum lässt in den Me-
tropolen die für den Erwerb oder die Anmietung einer 
Wohnung aufzubringenden Mittel explodieren und ver-
schärft die Not jener Menschen, die ökonomisch ohnehin 

schon am Rande der Gesellschaft stehen. Zumindest die 
Rabiatesten unter den Akteuren der Immobilienbranche 
kennen weder Gefühle noch ethische Bremsen, dafür umso 
mehr „gute“ Gründe für die Umsetzung von Maßnahmen 
zur Steigerung der Profitraten. Für sie sind Wohnungen Im-
mobilien und als solche lukrative Wirtschaftsgüter.1 
Politisch ist die Thematisierung der Wohnungsfrage heute 
in anderer Weise als nach dem Zweiten Weltkrieg wichtig 
und ihre breite gesellschaftliche Diskussion unverzichtbar. 
In der Gegenwart rückt in besonderer Weise die Aufgabe 
in den Fokus, einen sich dystopisch zuspitzenden Kapitalis-
mus, der danach strebt, alles scheinbar Nicht-Monetäre 
zur Größe einer ökonomischen Gleichung zu machen, zu 
domestizieren: nicht „nur“ das Essen und Trinken, die Klei-
dung und die Gesundheit, sondern alle Lebensfacetten 
und damit auch das Wohnen, in dem es sich nur ausdrückt.

Unbedachtes Wohnen

In einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts heißt es: 
„Der Begriff des Wohnens ist durch eine auf Dauer ange-
legte Häuslichkeit, Eigengestaltung der Haushaltsführung 
und des häuslichen Wirkungskreises sowie Freiwilligkeit 
des Aufenthalts gekennzeichnet“ (BVerwG, 25.03.1996 – 

Eskalierende Bodenspekulatio-
nen (Avenida Fontes Pereira de 
Melo, Lissabon/Portugal).
 Foto: Jürgen Hasse
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BVerwG 4 B 302/95). Damit wird es tief in bürgerliche 
Werteordnungen eingeschrieben und auf den Raum des 
Hauses fixiert. Lebensformen, die sich ortsfester Architek-
turen verweigern, rutschen damit a priori in die soziale 
Auffälligkeit ab, denn die Sicherung des bürgerlichen Le-
bens hat den Vorrang vor der Ermöglichung des Experi-
ments.2 Man kann aber auch in temporär errichteten Zelten 
wohnen wie die Nomaden oder auf schwimmenden Schif-
fen wie die Seeleute. Die sprachliche und normative Simp-
lifizierung des Wohnens zu einer Kultur der Festsetzung in 
Architekturen „dauerhafter Häuslichkeit“ leistet vor allem 
eines: Die Abschaltung der existenziellen Frage nach dem 
Wohnen. So wird es im Allgemeinen auch nicht als eine 
Herausforderung aufgefasst – weder als eine individuelle, 
geschweige denn als eine gesellschaftliche. Wer eine 
Wohnung mit Möbeln füllt, an zentraler Stelle des soge-
nannten „Wohnzimmers“ ein Fernsehgerät aufstellt, über 
einen Internetanschluss verfügt und mit alledem ein unauf-
geregtes Leben führt, der wohnt. 
Es war in besonderer Weise Martin Heidegger, der (vor 
dem Hintergrund der Wohnungsnot nach dem Zweiten 
Weltkrieg) das Wohnen mit einer einfachen Bemerkung in 
die Denkwürdigkeit geradezu hineingetrieben hat: „Als ob 
wir das Wohnen je bedacht hätten“ (Heidegger 1997: 59). 
Dabei wollte er nicht über das Wohnen sprechen wie es 
heute Makler, Immobilienmanager oder Wohnmöbel-
händler tun, und auch nicht wie Soziologen, die das Woh-
nen pragmatisch auf das verengen, was man vordergrün-
dig tut, wenn man wohnt (vgl. etwa Häußermann/Siebel 
1996: 15). Heidegger verstand das Wohnen in einem exis-
tenziellen Sinne als eine Verräumlichung des Lebens in ei-
ner Gegend (vgl. Hasse 2009).

Wohnen – eine existenzielle Herausforderung

Im Wohnen stellen sich nicht nur rationale Aufgaben. Wer 
wohnt, ist – ob er will oder nicht – immer auf emotionale 
Weise in sein Herum verstrickt. Schon der dem Wohnen 
dienende Gebrauch von Dingen macht darauf aufmerk-
sam, denn nicht alle sind nur einem praktischen Zweck un-
terworfen. Viele sind sogar ausschließlich Medien der Äs-
thetisierung, die der Umfriedung mit Atmosphären dienen 
(Bilder, Kerzen, Skulpturen etc.). Auch scheinbar lediglich 
nützliche Dinge sollen „schön“ aussehen und gefallen (Eier-
becher, Möbel, Teppiche etc.). An Dingen spinnen sich die 
Fäden des Wohnens hervor, sie machen „die Vernetzun-
gen und Gewebe, die Texturen des Wohnens“ (Guzzoni 
1999: 30) aus, und man kann Gefühle an ihnen unterbrin-
gen. Das berührt auch die Frage des Wohnens in der Stadt.
Man kann als Einwohner und als Anwohner in einer Stadt 
wohnen. Das ist nicht dasselbe. Als Einwohner räumt man 
sich in die Stadt ein, macht sie sich zum subjektiv gelebten 
Raum und damit zum erweiterten Wohnraum. Der Anwoh-
ner ist in einem allein körperlichen Sinne in einem Haus, 
einer Straße oder einer Stadt. In der Art und Weise ihres 
Wohnens schaffen die Menschen je eigene Verhältnisse zu 
sich und ihrer herumwirklichen Welt. Wer ein liederliches 
Verhältnis zur eigenen Wohnung hat, neigt dazu, die ei-
gene Wohnung zu ver-wohnen, nicht nur schlecht mit den 
Dingen in ihr, sondern auch mit ihrem architektonischen Be-
stand umzugehen. Ebenso kann man eine Stadt verwoh-
nen, wenn man ihr keine Aufmerksamkeit widmet und in ei-
nem urbanistischen Sinne schlecht und schonungslos mit ihr 
umgeht. „Schonung“ meint im Sinne von Martin Heidegger 
weit mehr als nur die Erhaltung einer sauberen und funkti-
onierenden Stadt der Bauten, Brücken, Straßen und techni-
schen Infrastrukturen. Schonung verlangt vor allen Dingen 
ihre Pflege als soziales Großgebilde, denn nur dann kann 
sich die Stadt als zukunftstaugliches Milieu für viele und 
unterschiedliche Menschen bewähren. 
Als eine immer wiederkehrende und sich dabei variierende 
Aufgabe stellt sich die Verknüpfung räumlicher Inseln eige-
nen Lebens, die man auch als „Gegenden“ (vgl. Heidegger 
1993: 368) ansprechen könnte. Eine Gegend ist kein Ir-
gendwo, geschweige denn etwas Abstraktes. In ihr sind – 
wie im eingerichteten Wohnraum – die Dinge und Wege 
zwischen Orten emotional wie bedeutungsgemäß ver-
knüpft. Existenziell ist das Wohnen zunächst darin, dass 
man sich mit den Dingen und Orten, den Gerüchen von 
Bauten, den Klangbildern von Plätzen und vielem anderen 
mehr nicht nur auskennt, sondern all dies wortlos im Gefühl 
beheimateten Mit-Seins erlebt. 
Was die Existenz an einem Ort charakterisiert, geht über 
das hinaus, was das Leben in einem biologisch-naturwis-
senschaftlichen Verständnis verlangt. Willy Hellpach hatte 
mit dem Begriff des „Akkordes“ (1946: 61) eine Metapher 
verwendet, in der vieles in einer unsagbaren Weise so zu-
sammenklingt, dass ein Ganzes dabei herauskommt. Mit 
dem Wohnen stellt sich vor allem deshalb eine existenzielle 
Aufgabe, weil sich der Mensch in der Einrichtung seines 
Wohnens weit über den Ort der Wohnung hinaus in ein 
komplexes Beziehungsnetz stellt – zu sich selber, seinen 
Zeitgenossen und seinem herumwirklichen Milieu. 
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Der Selbst- und Weltbezug des Wohnens
In der Verfolgung eines guten Lebens ist der Mensch in der 
Art und Weise seines Wohnens anderen etwas schuldig, 
weil jedes Wohnen von anderen etwas nimmt (aktuell von 
Mitmenschen sowie von den Ressourcen und Möglichkeiten 
derer, die in Zukunft erst geboren werden). Wie wir beim 
Wohnen zunächst an die Gunst der Ver-sorgung denken 
und nicht an die Last der Ent-sorgung, so in erster Line an 
das Nehmen von Gütern und Dienstleistungen und nicht an 
eine (zumindest) symbolisch ausgleichende (Rück-)Gabe 
an Natur und Gesellschaft. Hier verdienen die Tiere eine 
respektvoll würdigende Aufmerksamkeit, nehmen wir sie 
doch zur Ermöglichung eines saturierten Lebens in einem 
radikalen Sinne in Gänze und nicht nur etwas „von“ ihnen, 
wie die Milch von der Kuh oder die Wolle vom Schaf. Schon 
zu seiner Zeit (das war in den 1950er Jahren) sah Romano 
Guardini die Beziehung der Menschen zu den Dingen kri-
tisch und forderte eine Umkehrung der Handlungsrichtung: 
„Nicht mit dem Zugehen auf die Dinge, sondern mit dem 
Zurücktreten von ihnen beginnt die Kultur“ (Guardini 1956: 
22). Wenn Tiere auch keine Dinge sind, so werden sie von 
der Nahrungsmittelindustrie doch dazu gemacht. Neben 
den vielen anderen Dingen, die die Menschen aus den 
Kreisläufen der Natur entnehmen, zeigen sie sich in einem 
verzerrten Spiegelbild prekären Wohnens.
Nicht zuletzt in der Art und Weise des Wohnens entschei-
det sich, ob die Menschen nur auf die Dinge zugehen oder 
von ihnen auch zurücktreten wollen. Zugehen korrespon-
diert mit der Steigerung der Wohnflächengröße einer 
Wohnung, der Erhöhung ihres energiezehrenden Komforts 
und der exzessiven Aufblähung des Ästhetisierten. Zurück-
treten bedeutet dagegen nicht die Rückkehr zur Urhütte, zu-
nächst vielmehr ein Innehalten in der Beschleunigung von 
vermeintlichem Fortschrit t. Im interkulturellen Vergleich der 
Stile des Wohnens werden Selbstverständlichkeiten frag-
würdig und das Denken für Alternativen sensibilisiert. In 
den Blick kommen damit nicht nur bauliche, technische 
oder ästhetische Kriterien des Sich-Einrichtens in einer 
Wohnung. Die Infragestellung dessen, was wir unbedacht 
nur haben wollen, weil es andere schon vor uns hatten, 
mündet in eine Übung existentiellen Denkens: Was bedeu-
ten uns die Dinge und Verhältnisse, in denen wir leben wol-
len und die letztlich die Kultur unseres Wohnens disponie-
ren? Das Wohnen wird so zum Anlass der kritischen Refle-
xion des eigenen Lebens und dieses zu einem existenziellen 
Denkstück des Wohnens. 
Kein Wohnen soll einfach nur sein. Es soll fragwürdig wer-
den und in seinen Gründen und Folgen für das Leben in 
einem existenziellen Sinne bedacht werden. Deshalb sah 
Martin Heidegger in seiner Philosophie des Wohnens die 
„Schonung“ als ein normatives Gelenk. Schonung gelingt 
nur als ein facettenreiches Mitdenken des Vielen, Hetero-
genen und Widersprüchlichen. In einem ganzheitlichen 
Sinne sagt er daher: „Das Wohnen ist die Weise, wie die 
Sterblichen auf der Erde sind. […] Der Bezug des Men-
schen zu Orten und durch Orte zu Räumen beruht im Woh-
nen. Das Verhältnis von Mensch und Raum ist nichts ande-
res als das wesentlich gedachte Wohnen“ (Heidegger 
2000: 35 und 45).
Heidegger spricht von Orten und Räumen und nicht vom 
Ort und Raum der Wohnung, denn das Wohnen ist in sei-
ner Verräumlichung offen. Das ist es auch in seiner wesens-
mäßigen Bestimmung, weshalb es nachdenkend immer 
wieder neu „vermessen“ werden muss. Genau dies tun wir 

in unserem Alltag besinnungslosen Wohnens jedoch nicht. 
Und ebenso versagt die Politik in der simplifizierenden Re-
de.3 Zum wohnenden Dahinleben merkt Heidegger aus 
diesem Grunde an: „Genug wäre gewonnen, wenn Woh-
nen und Bauen in das Fragwürdige gelangten und so etwas 
Denkwürdiges blieben. […] Die eigene Not des Wohnens 
beruht darin, dass die Sterblichen das Wesen des Woh-
nens immer erst wieder suchen, dass sie das Wohnen erst 
lernen müssen“ (Heidegger 2000: 48). Lebensweltlich gilt 
das Wohnen (wie die Kindererziehung) indes als etwas, 
das scheinbar jeder kann. Eine Erosion allgemeiner Bil-
dung zugunsten fachlich verengter Ausbildungsdrills und 
eine schnell voranschreitende Verdummung kommen die-
sem Schwundprozess entgegen.
Wenn Karl Jaspers in der Philosophie die Aufgabe sah, 
„das Selbstdenken und dadurch das Selbstsein des Einzel-
nen […] wachzuhalten“ (Jaspers 1958: 20), so ist damit im-
plizit ebenso eine Revision des Wohnens gefordert. Wenn 
es uns auch fern liegen mag, das Wohnen über lebens-
praktische Anlässe hinaus in einem existenzphilosophi-
schen Sinne zu bedenken, so stellt sich doch angesichts 
seines integralen Charakters genau diese Herausforde-
rung. Auch Otto Friedrich Bollnow argumentiert (mit Mar-
tin Heidegger und Merleau Ponty) für ein existenzphiloso-
phisches Verständnis des Wohnens. In der Beziehung zum 
(Wohn-)Haus wie zur Wohnung geht es auch ihm „um das 
Verhältnis des Menschen zur Welt im ganzen. […] Darum 
müssen wir fragen: Welches ist dieses neue Verhältnis zur 
Welt, zu dessen Bezeichnung sich der Begriff des Woh-
nens aufdrängt“ (Bollnow 1963: 127). Um sich planvoll und 
an Zielen orientiert in die Welt ausdehnen zu können, be-
darf es eines Raumes, der jenseits der Wohnung weiter-
geht. Wo sollte auch all das geschehen und herkommen, 
was die Menschen für ein zufriedenstellendes Wohnen 
verlangen – Nahrung, Wärme, Wasser, Kleidung und alles 
Übrige, womit sie sich gemeinsam ein gutes Leben machen. 
Deshalb sagt Bollnow: „Der Mensch wohnt in seinem 
Hause. Er wohnt in einem allgemeineren Sinne auch in der 
Stadt“ (Bollnow 1963: 125). 
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Gutes Wohnen ist daher auch etwas anderes als „schönes“ 
Wohnen; es verdankt sich der Arbeit seiner Reflexion, aber 
nicht ästhetizistischer Bemühungen. Es zielt nicht auf gefäl-
ligen Geschmack und hohen Genuss des Konsumierten. Es 
strebt Lebensformen an, die sich in ihrer existenziellen Be-
deutsamkeit durch sich selbst legitimieren. Es baut daher 
auf die Aktivierung aller Vermögen der Reflexion. Allein ar-
riviertes Können im Bereich spezieller Verstandesleistun-
gen reicht dabei nicht aus. In den Dimensionen des Exis-
tenziellen ist die Vernunft gefordert. Sie kann mehr als der 
Verstand, der sich aus je speziellen Wissensfeldern speist. 
Vernunft bewährt sich als übergreifendes Vermögen abwä-
gender wie vorausschauender Synchronisierung vieler Ver-
standeskompetenzen. Ohne Vernunft kein verantwortli-
ches Bauen, keine gute Stadtplanung und kein rücksichts-
volles Wohnen. Zur Praxis schonenden Wohnens gehört 
das justierende Moment der Ethik. Schon der scheinbar 
simple An- und Umbau einer Wohnung verlangt das Inne-
halten der Vernunft, denn jedes Umbauen oder Neuma-
chen des Alten, Übriggebliebenen und Maroden bedeutet 
nicht nur eine Wandlung der Dinge. Es vermittelt zugleich 
eine Wandlung von Zukunftsperspektiven aller, die mit 
dem werden leben müssen, was sich verändert. Das Neu- 
und Andersmachen stellt sich weit über die Grenzen fach-
licher Entscheidungen hinaus als eine existenzielle Aufgabe 
der Abwägung. 
Am Beispiel des tagtäglichen Essens und Trinkens, das wir 
üblicherweise gar nicht mit dem Wohnen in Beziehung set-
zen, wird die Abgründigkeit der Aufgabe schnell deutlich, 
das Wohnen in einem existenziellen Sinne zu bedenken. Am 
Integralcharakter des Wohnens zeigt sich die Dringlichkeit 
einer ethischen Revision des Lebens sowie der Übung scho-
nender Praktiken wohnenden Hier-, Dort- und Unterwegs-
Seins. Insbesondere das Essen von Tieren ist ein Nehmen, 
dem es an ausgleichenden Gaben mangelt. Dabei reprä-
sentiert das Essen geradezu paradigmatisch einen konsu-
mistischen Habitus spätmoderner Zivilisationen in ihrem 
Verhältnis zur Natur wie zu allem, das sich der Kommerzia-
lisierung anbietet. Der bei weitem größte Teil der Gesell-

schaft (nicht nur der Bundesrepublik Deutschland) erkauft 
sich ein scheinbar gutes (kulinarisches) Leben durch den ra-
biaten Umgang mit anderen Lebewesen. Je satter der 
„Normalverbraucher“ ist, desto unbedachter und hem-
mungsloser nimmt er den massenhaften Tod von Tieren in 
Kauf – von zoologisch „niederen“ Arten wie Muscheln und 
Garnelen bis zu allen möglichen Säugetieren (vom Schwein 
über das Rind und das Pferd bis zum Hirsch und Hasen). 
Darüber hinaus sind viele andere systemisch bedingte Pro-
zesse im Stoffaustausch mit der Natur nur Ausdrucksformen 
einer sich in Orte, Städte und Regionen einwohnenden 
Kultur kommoden Dahinlebens.
Das Beispiel des kulturhistorischen Bedeutungswandels 
des häuslichen Herdes pointiert anschaulich, in welcher 
Weise sich Zubereitung und Verzehr von (Speise-)Tieren im 
Wohnen ausdrücken. In der Antike war der Herd – heilig 
gehalten wie der Altar – Quelle der Nahrung und der 
Wärme, garantierte in seiner Funktion für das Wohnen 
also etwas Unverzichtbares. Als mythischer Ort bildete er 
ein Zentrum des Wohnhauses, einen Ort der Göttervereh-
rung, verschiedenster Orakel und kultischer Opferrituale 
(vgl. auch Handwörterbuch des deutschen Aberglaubens, 
Band 3, Sp. 1758–1776). In gewisser Weise war der Herd 
ein existenzielles Lebensmittel – nicht nur ernährungsphy-
siologisch, sondern auch mythisch. „Bereits Homer läßt 
seine Helden am Herd schwören“ (Link 2002: 376). Noch in 
der Gegenwart ist der Herd ein mythischer Ankerplatz. At-
mosphärisch wird er nun jedoch von neuen Bedeutungen 
umfasst. Wie einst beim Hochzeitsritus die Braut um den 
Herd herumgeführt wurde, so feiert sich heute der Alltags-
mensch in der unaufhörlichen wie profanen Umkreisung 
der Kochinsel selbst – ohne Göttergedenken, in der reinen 
Lust am kulinarischen Zeitvertreib. Die Ordnung der Göt-
ter, die gleichsam über Herd und Rauchfang schwebte, ist 
einer sozialen Hierarchie statusverheißender Symbole ge-
wichen. Der Ort wurde von den Göttern emanzipiert und 
zu einer kulinarischen Stätte lustmaximierten Wohnens – 
hinter abschirmenden Mauern des Privaten und jeder ethi-
schen Legitimation entwunden. 

Wohnen in „Bewegung“
Häuser, Wohnungen und Städte werden nicht nur neu er-
richtet; sie werden auch umgebaut. Umbauten im physi-
schen Raum sind Ausdruck veränderter Lebensbedingun-
gen. Architektonischer und technologischer Wandel gibt 
dem Leben eine neue Fassung. Dabei kommen in einem 
weiteren Sinne zunächst zivilisationshistorische Bewegun-
gen in den Blick, die das individuelle wie gesellschaftliche 
Leben einem fortdauernden Wandel aussetzen. Synchron 
mit dem Wandel der Bauten und Dinge verändern sich die 
Bedeutungen, die dem Existierenden zugeschrieben wer-
den, und die Gefühle, die damit verbunden sind. Die Welt 
des Wohnens ist ein Milieu der Transformationen: der 
Stofflichkeit der Dinge und der Atmosphären ihres Erschei-
nens, des tatsächlich Bestehenden und des von der Zukunft 
Erhofften. 
Was unter einem guten Wohnen verstanden wird, ist Aus-
druck einer Zeit und Spiegel gesellschaftlicher Standards. 
Noch im 19. Jahrhundert wohnten die Menschen in kargen 
Moorlandschaften unter einfachsten Verhältnissen, die 

Das eine und das andere Woh-
nen (Groningen/Niederlande). 
 Foto: Jürgen Hasse
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heute als unzumutbar, prekär, wenn nicht als menschenun-
würdig empfunden würden. Zur selben Zeit lebten Adelige 
und höhere Bürger an den Boulevards der großen Städte 
unter luxuriösen Bedingungen. Heute würden die Angehö-
rigen ähnlich privilegierter Schichten jedoch weit höhere 
Ansprüche stellen. War der Besitz einer Musiktruhe in den 
1950er Jahren Ausdruck modernen bürgerlichen Woh-
nens, gehört heute die via Smartphone aus der Pendler-
ferne steuerbare heimische Haustechnik zum Standard 
zeitgemäßen Wohnens. Bis in die Gegenwart integrieren 
die Menschen technische Innovationen in ihr Leben, um 
noch bequemer zu wohnen. Es ist die gleichsam vertikale 
Bewegung in der Geschichte, die das Wohnen als Aus-
druck des Lebens einem im Prinzip dauerhaften Wandel 
unterwir ft.
Es gibt aber auch eine horizontale Bewegung im dreidi-
mensionalen Abstandsraum, die das Wohnen situiert. Das 
Leben der Jäger und Sammler, wie später der Hirtenvölker, 
war überwiegend nomadisch geprägt. Um für sich und ihre 
Nächsten sorgen zu können, mussten sie wandern. Indem 
die spätmodernen Menschen in ihrem Berufs- und Privatle-
ben immer mobiler werden, wandeln sich auch ihre Le-
bensweisen zu Formen zähflüssiger Sesshaftigkeit hin, das 
plurale Wohnen an wechselnden Orten eingeschlossen. 
Würde sich das Wohnen in seinem Wesen aber auf die 
Erfüllung ortsfester Funktionen beschränken, müsste man 
auch die Behausung der Füchse in Erdhöhlen und den tem-
porären Unterschlupf der Muräne in einer Felsspalte als 
Orte des Wohnens bezeichnen. Es ist nun aber (aus gutem 

Grunde) nicht üblich, das relativ ortsfeste Leben von Tieren 
als „Wohnen“ zu bezeichnen. Das sollte zu denken geben. 
Im Wohnen kommt nämlich eine spezifisch menschliche Fi-
guration des Lebens zum Ausdruck, die nicht nur ökolo-
gisch funktionierende, sondern kultivierte Milieus verlangt. 
Es sind oftmals „Grenzsituationen“ im Sinne von Karl Jas-
pers, die – von gesellschaftlichen oder biographischen 
Geschehnissen ausgelöst – existenzielle Bewegungen be-
wirken, die insofern die Frage des Wohnens berühren, als 
sich im Wohnen das So- und Da-Sein an Orten und im 
Raum nur ausdrückt. 
Der sprichwörtliche Schiffbruch im Leben stellt somit auch 
das Wohnen in einen von Grund auf veränderten Rahmen, 
so dass der Mensch gezwungen ist (zumindest bis auf wei-
teres), im Übergang zu wohnen. Damit „wird der Schiff-
bruch die Voraussetzung, sich auf den Weg hin zum eige-
nen Land zu machen […], im Unterwegssein zu wohnen, in 
einer relativen Weise heimisch in der Fremde zu sein, nie-
mals stehen zu bleiben“ (Joisten 2019: 97). Das Verständnis 
des Wohnens löst sich nun von seiner selbstverständlichen 
Bindung an den Ort einer fixen Wohnung im gemauerten 
Haus. Es kommt vielmehr als Sorge um das eigene Selbst 
als eine Suche nach möglichen Bahnen des Lebens in den 
Blick und pointiert, dass sich das Wohnen in einer Woh-
nung, in einem Zelt oder auf einem Schiff nur als eine ver-
räumlichende Praxis existentiellen Wohnens im eigenen 
Selbst zu verstehen gibt. 

Die Rolle der Architektur 
Vom örtlichen Zentrum des Wohnens her werden subjektiv 
relevante Weltbeziehungen organisiert. Die Architektur ist 
für die Gestaltung des Wohnens auf allen Maßstabsebe-
nen maßgeblich und deshalb auch von existenzieller Be-
deutung. Sie macht die Häuser des Wohnens im engeren 
Sinne, aber auch Brücken und Rathäuser sowie alle Bau-
ten, die neben ihrem evidenten Nutzen vergessen lassen, 
welchen Preis das bequeme Wohnen fordert: das sind die 
Schlachthöfe, die das massenhafte Töten im Verborgenen 
betreiben, das sind die Theater, deren Spiele ästhetisch 
wiedergutmachen, was wir in der Art und Weise, wie wir 
auf Kosten zukünftiger Generationen leben, nicht aushal-
ten wollen. Die Architektur baut aber nicht nur den physi-
schen Raum der Wohnung wie der Stadt. Sie gestaltet nicht 
nur Häuser und Zimmer, sondern auch soziale Rollen und 
Menschenbilder: in der „Frankfurter Küche“ (als Ort der 
Hausfrau) oder ihrer postmodernen Transformation zum 
Sinnzentrum exzessiver Begierden. 
Die existenzphilosophische Frage nach dem Wohnen mün-
det in eine der Architektur bzw. der Kultur des Bauens; in 
ihrem Zentrum stehen praktische Wege zur Bewältigung 
der sich in der Gestaltung lebensfördernder wie lebens-
werter Umgebungen stellenden Herausforderungen.
Schon weil niemand am Beginn seines Lebens so wohnt 
wie in seinen letzten Jahren, reklamiert sich eine kritische 
wie selbst- und gesellschaftsbezogene Reflexion von Le-
bensformen, welche sich in der Art und Weise spiegeln, 
wie die Menschen wohnen. Wie sich der Mensch biogra-
phisch wandelt, so auch sein Wohnen. Wie er „aus seiner 
Haut fahren“ kann, wenn ihn etwas erschrickt, so zwingt 
ihn ein unerwartet ergreifendes Ereignis, sein ganzes Le-
ben auf den Kopf zu stellen. Auch die Bedeutung des „Häu-
tens“ steht – wie das Einspinnen, Verlarven und Verpuppen 
– für den Wandel. Eine Häutung bedeutet metaphorisch 
den Aufbruch in ein neues und sich veränderndes Leben. 

Die gebaute Stadt – über die Funktion hinaus (Pissoir in Gro-
ningen/Niederlande). Foto: Jürgen Hasse
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Diese Bedeutung der Haut berührt die Architektur in ihrem 
Selbstverständnis, lässt sich das Bauen von Wohnungen 
(festen wie performativen und mobilen) doch auch als ein 
Herstellen lebensdienlicher Häute begreifen. Wie sich das 
Leben wandelt, so müssen auch die Häute des Wohnens im 
Sinne kreativer Anpassung immer wieder anders werden 
– im Unterschied zur Strandkrabbe, die mit der Häutung ihr 
ganzes Haus als Abfall zurücklässt, weil sie nach einem 
Wachstumsschub nicht mehr in ihre alte Körperarchitektur 
passt. Das kulturelle Bauen im Sinne der Architektur muss 
ein intelligentes Bauen sein, in dessen Programm die Op-
tion des zukunftsweisenden Um-, An- und Weiterbauens 
schon enthalten ist.
In Ergänzung zur Sesshaftigkeit setzt das zur Kultur des 
Menschen gehörende Wandern die Idee einer Vielfach-
verwertung von Wohnbauten voraus. Der Wandel des Le-
bens führt zu konträren Formen der Häutung des Wohnens. 
Die Architektur hat das technische und ästhetische Know-
how, um die Häutung des Gebauten auf ein sich immerzu 
transformierendes Leben einzustimmen. Wie sie das hoch- 
und tiefbautechnische Recycling des endgültig Verbrauch-
ten und Zerschlissenen ermöglicht, so das gestalterische 
„Upgrading“ dessen, was die Menschen aus ästhetischen 
Gründen nicht mehr um sich haben wollen. 
Nachdenkliches Bauen könnte – in der Zukunft wie in der 
Gegenwart – auf die Häutung des Vorhandenen setzen 
und das früher schon Gebaute zukunftsfähig machen. Ein 
eklatantes Defizit kreativen Bauens im Bestand zeigt sich 
dagegen in zahllosen ländlichen Regionen, wo leerste-
hende Wohnhäuser zu keinem erwünschten Leben mehr 
passen und ungenutzt dahinrotten. Es ist aber nicht das 
Leben außerhalb der großen Städte im Allgemeinen, das in 
einer abgrundtiefen Krise festsitzt. Es sind eher die länd-
lich-peripheren Räume, die sich dem Wohnen nicht mehr 
anbieten. Hohe Leerstandsquoten sind unter anderem die 
Folge einer zentralistischen Infrastrukturpolitik, die aus 
ländlichen Räumen öde und wüste Landstriche macht, in 
denen sich Hund und Katze gute Nacht sagen. Eine ganz 
andere Geschichte der Verödung schreibt die schnelle Ex-
pansion neuer ländlicher Siedlungen in der Nähe infra-
struktureller Hotspots. Trotz eines schlechten öffentlichen 
Personennahverkehrs werden diese Dörfer für Häuslebauer 
wieder attraktiv. Fortschritte der Anpassung der Wohnkul-
tur an veränderte ökologische und sozioökonomische Le-
bensbedingungen sind darin nur selten zu erkennen. Das 
Wohnen in alten, im Prinzip aber nutzbaren Bauten versagt 
an einer systemisch tief verankerten Wegwerfmentalität. 
Sie macht auf einen krassen Mangel an ethischem Reflexi-
onsvermögen insbesondere politischer Akteure aufmerk-
sam. Appelle ans individuelle Besser-Können verpuffen im 
Arbiträren und verlieren sich ins Sporadische. Strukturell 
nachhaltige Innovationen verlangen deshalb juristisch bin-
dende Regeln und damit (gegen den Dauererfolg lobbyis-
tischer Interventionen) die Beschneidung der Interessen 
derer, die sich an den Früchten unbegrenzten Wachstums 
laben. 
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ANMERKUNGEN

 1 Markus Hesse und Wiebke Preckwinkel illustrieren an Fallbeispielen, 
in welcher Weise „lokale Lebenswelten mit den Handlungslogiken global 
agierender Akteure (hier Eigentümer großer Immobilienportfolios) kon-
frontiert werden“ (vgl. Hesse/Preckwinkel 2009: 168). 
 2 Wer sich in einem Wohnwagen dauerhaft auf einem Campingplatz 
niederlässt (als sogenannter Dauercamper), wird ordnungspolizeilich 
meistens geduldet – noch gegen das geltende Baurecht. Dagegen müssen 
die in prinzipiell ganz ähnlichen mobilen Unterkünften lebenden Wagen-
burgbewohner oft mit der Kompromisslosigkeit der Ordnungs- und Polizei-
behörden rechnen. 
 3 So setzt die Subventionierung des Bauens über sozialstaatliche Zu-
schüsse („Baukindergeld“) zunächst einen völlig diffusen und stumm tra-
dierten Begriff des Wohnens voraus. Schließlich intensiviert sie die Bautä-
tigkeit und die weitere Steigerung der Grunderwerbs- wie Mietkosten. 
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PHASEN DER DEUTSCHEN WOHNUNGSPOLITIK

Wohnungspolitik seit 1945 
Björn Egner

Wohnungspolitik bezeichnet „alle politischen und ver-
bandlichen Aktivitäten sowie die staatlichen Maßnah-
men, die sich mit der Wohnraumversorgung der Bevölke-
rung, dem Neubau, der Modernisierung und der Erhal-
tung von Wohnungen befassen“.1 Die Verbindung der 
Begriffe „Versorgung“ und „staatliche Maßnahmen“ deu-
tet bereits an, dass Wohnungspolitik in der öffentlichen 
Wahrnehmung ein Politikfeld ist, das stark vom Staat 
selbst bearbeitet wird. Tatsächlich ist Wohnungspolitik in 
Deutschland seit den ersten Jahren der Weimarer Repu-
blik als „Wohnungsfrage“ – analog zur „sozialen Frage“ 
– ein zentraler Bestandteil der Sozialpolitik gewesen.2 
Der Beitrag von Björn Egner beginnt mit einer kurzen 
Bestands aufnahme der Lage auf dem Wohnungsmarkt 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs und beschreibt dann 
die Phasen der deutschen Wohnungspolitik bis heute.3 
Dabei wird auf die Wechselwirkungen zwischen gesell-
schaftlichen Veränderungen und wohnungspolitischen 
Instrumenten  eingegangen. 

Ausgangslage 1945 bis 1959

Eine direkte, für alle Bevölkerungsschichten spürbare 
Folge des Zweiten Weltkriegs bestand in der weitgehen-
den Zerstörung von Industrieanlagen, Infrastruktur und 
Wohnraum. Insbesondere durch die massiven Luftan-
griffe auf die deutschen Städte wurde es notwendig, ca. 
neun Millionen Obdachlose in ländliche Gebiete zu 
 evakuieren. Die faktische Annexion der bis dahin zu 
Deutschland gehörenden „Ostgebiete“ durch die Sowjet-
union und Polen führte zu zwölf Millionen Vertriebenen 
und Flüchtlingen, die aus ihren Siedlungsgebieten in das 
spätere Staatsgebiet der Bundesrepublik kamen. Insge-
samt suchten in den Monaten nach Kriegsende also un-
gefähr 21 Millionen Menschen eine neue Bleibe. Der 
Zensus in den drei Westzonen 1946 wies die Zahl von 13,7 
Millionen Haushalten und 8,2 Millionen Wohnungsein-
heiten nach. Mit anderen Worten: Es fehlten kriegs- und 
migrationsbedingt etwa 5,5 Millionen Wohnungen – eine 
gewaltige Zahl.4 Unmittelbar nach Kriegsende beschlos-
sen die Besatzungsmächte der drei Westzonen ange-
sichts des gravierenden Wohnungsmangels kurzfristige 
gemeinsame Maßnahmen zur Bekämpfung der Woh-
nungsnot. Die nach Gründung der Bundesrepublik 1949 
gebildete Bundesregierung schloss sich den Maßnah-
men an und führte die Wohnungszwangsbewirtschaftung 
ein. Diese bestand im Wesentlichen in einem faktischen 
Verbot der Kündigung von Bestandsmietern, staatlich 
festgelegten Mietniveaus und staatlicher Vergabe von 
in Privateigentum befindlichem Wohnraum an Woh-
nungssuchende. Mit diesen Maßnahmen stoppte die 
Bundesregierung zwar den befürchteten schnellen An-
stieg der Mieten, doch das Problem der 5,5 Millionen feh-
lenden Wohnungen wurde dadurch nicht behoben. Des-

halb entschloss sich die Bundesregierung mit der Verab-
schiedung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 1950 zu 
einer massiven Intervention auf der Angebotsseite des 
Wohnungsmarkts. Im Rahmen dieses Gesetzes finan-
zierte der Bund innerhalb eines Jahrzehnts den Bau von 
insgesamt 3,3 Millionen Wohnungen. Zusätzliche 2,7 
Millionen Wohnungen wurden durch private Investoren 
gebaut.5 Die große Wohnungsnot der frühen 1950er 
Jahre war damit zunächst gebannt.

Kurzüberblick: Instrumente

Die deutsche Wohnungspolitik stützte sich für die nächsten 
Jahrzehnte auf vier große Steuerungsinstrumente, die je-
weils mit unterschiedlichen Steuerungszielen und Steue-
rungsadressaten verbunden waren und mit unterschiedli-
chen Steuerungsmedien operierten.
Als einziges Instrument mit überwiegend regulativem Cha-
rakter (das heißt vorrangig auf Geboten und Verboten ba-
sierend) gilt das Mietrecht, das in der Bundesrepublik Be-
standteil des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) ist. Es 
schreibt Regelungen von 1917 beziehungsweise 1923 fort 
und setzt seit Entstehung der Bundesrepublik den regulati-
ven Rahmen für die Ausgestaltung von Verträgen im Be-
reich der Wohnraumvermietung.6 Der wesentliche Ansatz-
punkt zur Setzung der rechtlichen Normen bestand in der 

Einwohner Dresdens beim Bil-
den von Transportketten zur 
Beladung von Lastkraftwagen 
mit Ziegeln. Eine direkte, für 
alle Bevölkerungsschichten 
spürbare Folge des Zweiten 
Weltkriegs war die Zerstörung 
von Infrastruktur und Wohn-
raum. Es fehlten kriegsbedingt 
etwa 5,5 Millionen Wohnun-
gen – eine gewaltige Zahl.
 picture alliance/dpa
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Überzeugung, dass Mieterinnen und Mieter von Wohnun-
gen durch das bestehende ökonomische Machtungleich-
gewicht gegenüber Vermieterinnen und Vermietern ein er-
höhtes Schutzbedürfnis aufweisen. Daher schränken seit 
jeher die zum Mietrecht zählenden Regelungen des BGB 
die ansonsten im Zivilrecht geltende weitgehende Ver-
tragsfreiheit ein, indem beispielsweise die Gelegenheit zu 
Vertragskündigungen oder Erhöhungen des Mietzinses 
begrenzt werden. Als Folge war das Mietrecht als regula-
tives Instrument stärker als andere Instrumente politisch-
ideologisch umstrit ten, da sich hier die Konflikte zwischen 
den Besitzenden und ihrem Streben nach Rendite und den 
Nichtbesitzenden in ihrem Streben nach mit dem Einkom-
men bestreitbaren Wohnkosten zentral manifestierten. 
Wie alle regulativen Instrumente besteht im Bereich des 
Mietrechts vor allem ein „Kontrollproblem“: Nur wenn die 
Auslegung des Mietvertrags strit tig ist oder eine Vertrags-
partei den Vertrag durch eine Klage rechtlich überprüfen 
lässt, wird das Mietrecht tatsächlich angewendet. Halten 
sich hingegen beide Vertragsparteien an den vereinbar-
ten Mietvertrag, fällt dem Staat gar nicht auf, dass er sein 
regulatives Ziel nicht erreicht.
Zentrales Steuerungsmedium der anderen drei Instrumente 
ist die Finanzierung, das heißt, die Instrumente basieren im 
Wesentlichen auf der Verausgabung von staatlichen Mit-
teln zur Erreichung der Steuerungsziele. Alle drei Instru-
mente sind im Bereich der positiven Anreizsteuern anzusie-
deln, das heißt, der Staat bietet eine finanzielle Belohnung 
an, wenn sich ein Individuum nach seinen Wünschen ver-
hält. In der Wohnungspolitik haben sich dabei zwei Be-
grif fe herausgebildet, die unterschiedliche Förderziele be-
schreiben. „Objektförderung“ wird ein Instrument genannt, 
das Wohnobjekte finanziert, also eine „Investition in 
Steine“ darstellt. „Subjektförderung“ hingegen beschreibt 

eine finanzielle Unterstützung von Personen, also eine „In-
vestition in Menschen“.
Die Objektförderung war für lange Zeit mit zwei verschie-
denen Zielvorstellungen verknüpft. Da wäre zunächst die 
seit den 1950er Jahren bestehende Wohneigentumsförde-
rung zu nennen, die zunächst für Jahrzehnte als steuermin-
dernde Sonderinvestition galt und erst 1996 in ein Zula-
gensystem überführt wurde. Das Instrument zielte auf die 
Förderung der mittleren Schichten, die sich mit staatlicher 
Unterstützung ein Eigenheim bauen beziehungsweise kau-
fen sollten. Hiervon erwartete man sich „Versickerungsef-
fekte“ beziehungsweise „Umzugsketten“ auf dem Miet-
wohnungsmarkt, das heißt den Nachzug von schlechter 
gestellten Mietern in die durch die ausziehenden, frisch 
gebackenen Eigenheimbesitzer freigegebenen Wohnun-
gen. Dieser Effekt stellte sich aber als kaum messbar her-
aus, während die Kritik am Instrument immer weiter zu-
nahm, insbesondere daran, dass die Eigenheimförderung 
die unteren sozialen Schichten nicht erreiche. Weiterhin 
wurde angemerkt, dass die Begünstigten auch ohne Förde-
rung in der Lage seien, Eigentum zu erwerben, was massive 
Mitnahmeeffekte zur Folge habe. Aus Sicht der Stadt- und 
Regionalplanung wurde moniert, dass die Eigenheimför-
derung die Zersiedlung der Landschaft beschleunige und 
den Pendelverkehr zwischen den Großstädten (mit Ar-
beitsplätzen) und dem Land (mit Eigenheimen) erhöhe.
Das zweite Standbein der Objektförderung bildeten ver-
schiedene Investitionsprogramme, die unter dem Begriff 
sozialer Wohnungsbau zusammengefasst werden. Ziel die-
ses Instruments war es, Menschen mit Wohnraum zu ver-
sorgen, die aufgrund ihrer ökonomischen Situation auf 
dem enger werdenden Wohnungsmarkt in den Ballungs-
gebieten nur schlechte Chancen auf Wohnraum hatten. Im 
Wesentlichen zahlte der Staat im Rahmen dieses Instru-
ments entweder Investitionshilfen an private Investoren 
oder ermöglichte ihnen zinsgünstige Kredite. Auch an die-
sem Instrument gab es weitreichende Kritik. So wurde be-
mängelt, dass Bedürftige zwar eine Sozialwohnung erhiel-
ten, aber nicht sichergestellt sei, dass sie nach dem sozia-
len Aufstieg die öffentlich geförderte Wohnung auch 
wieder verließen. Tatsächlich stieg der Anteil der „fehlbe-
legten“ Wohnungen rasch, sodass einige Großstädte ent-
sprechende Strafabgaben einführten. Letztlich unter-
stützte der Soziale Wohnungsbau mit seiner auf bestimmte 
Zielgruppen fokussierten Konzeption auch die innerstädti-
sche Segregation (das heißt die räumliche Trennung sozia-
ler Gruppen) und schuf neue „soziale Brennpunkte“.
Als direkte Unterstützung von Mietern zur Bestreitung der 
Wohnkosten war das Wohngeld für Jahrzehnte das zentrale 
Instrument der Subjektförderung in der deutschen Woh-
nungspolitik. Zwar spielte sich seit der Einführung des Inst-
ruments ein ständiger Kampf um die Höhe der Leistungen 
auf der einen Seite und die Frage ihrer Finanzierung auf der 
anderen Seite ab; das Instrument war jedoch von allen po-
litischen Parteien und auch in der Verbandslandschaft des 
Politikfelds weitgehend akzeptiert. Nach einer festen For-
mel, die das Einkommen eines Haushalts, die Anzahl seiner 
Mitglieder, die tatsächliche Miethöhe und das lokale Miet-
niveau berücksichtigte, zahlten die kommunalen Woh-
nungsämter das Wohngeld direkt an die Bedürftigen aus.
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Entwicklung der Wohnungspolitik von 1960 bis 1998

Gegen Ende der 1960er Jahre begann die Phase der Sozi-
alen Marktwirtschaft auch in der Wohnungspolitik. Die 
Idee, dass der Staat „breiten Bevölkerungsschichten“ Zu-
gang zu Wohnraum zu verschaffen habe, ging zugunsten 
der marktwirtschaftlichen Idee zurück. Dies manifestierte 
sich unter anderem im stufenweisen Abbau der Wohnungs-
zwangswirtschaft. Mit Blick auf den großen Erfolg im Woh-
nungsbau reduzierte der Bund zu Beginn der 1960er Jahre 
die Ausgaben für dieses Instrument drastisch.
Mit der spürbaren Entlastung am Wohnungsmarkt und 
dem gleichzeitigen ökonomischen Aufschwung ging aller-
dings ein stetiges Bevölkerungswachstum einher. Zwi-
schen 1960 und 1969 wuchs die Bevölkerung der Bundes-
republik um 9,4 Prozent, während der Wohnungsmarkt 
weitgehend dereguliert war. Durch die demografische 
Entwicklung verengte sich der Wohnungsmarkt erneut. 
Auch das 1965 eingeführte Wohngeld zur Unterstützung 
der Mietkaufkraft konnte daran zunächst nichts ändern, 
da durch die öffentliche Unterstützung der Mieterinnen 
und Mieter auf der Nachfrageseite mehr Geld vorhanden 
war, das zum Großteil durch Mietsteigerungen aufge-

saugt wurde und kaum eine Stärkung der Angebotsseite 
nach sich zog.
Um die Steigerung der Mietpreise abzubremsen, wurde 
auf Bundesebene 1971 das Wohnraumkündigungsschutz-
gesetz eingeführt, das das Kündigungsrecht des Vermie-
ters leicht einschränkte und bereits 1975 verschärft wurde, 
da es zunächst nicht den gewünschten Effekt gezeigt hatte. 
Gleichzeitig sank bis 1979 die Anzahl der fertiggestellten, 
öffentlich geförderten Wohnungen pro Jahr auf nur noch 
109.000 Einheiten (vgl. Abbildung 1).
In den 1970er Jahren hatte zudem der steigende allge-
meine Wohlstand einen großen Einfluss auf die Woh-
nungspolitik. Die Möglichkeit, die Kosten für die Erstellung 
von selbst genutztem Wohneigentum nach Paragraf 7b 
des Einkommensteuergesetzes von der Steuer abzusetzen 
(Eigenheimförderung), wurde von immer mehr Bundesbür-
gern genutzt. Als 1982 das „Baukindergeld“ eingeführt 
wurde, das Bauherren mit Kindern gesondert unterstützte, 
erhöhte dies die monetären Anreize zum Erwerb von Eigen-
heimen nochmals beträchtlich. Die steuerlichen Minder-
einnahmen erhöhten sich weiter, als der Förderung des Ei-
genheims nicht nur ein eigener Paragraf im Einkommen-
steuergesetz (Paragraf 10e) gewidmet wurde, sondern die 

Abbildung 1: 
Anzahl geförderter 
 Wohnungen nach 
 Wohnungsbaugesetz

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 1: Wohneigentumsquote im Vergleich ausgewählter Länder

Land Jahr Prozent Jahr Prozent Saldo

Irland 1979 76,0 2011 70,0 -6,0
Vereinigte Staaten 1979 65,4 2010 66,1 +0,7
Großbritannien 1981 56,0 2011 64,7 +8,7
Dänemark 1981 55,0 2012 52,6 -2,4
Italien 1979 55,0 2008 80,0 +25,0
Frankreich 1975 46,7 2011 58,0 +11,3
Niederlande 1982 45,0 2009 55,5 +10,5
Deutschland* 1982 44,0 2011 45,8 +1,8
Schweden 1982 35,0 2011 63,7 +28,7

*Daten für 1982 beziehen sich nur auf die westdeutschen Länder ohne Berlin. Quelle: Elisabeth M. McLeay: Housing as a Political 
Issue. A Comparative Study. In: Comparative Politics 1/1984, S. 85–105; European Mortgage Federation: HYPOSTAT 2013. A Re-
view of Europe‘s Mortgage and Housing Markets. Brüssel 2013.
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Regeln für die absetzbaren Kosten des Eigentumserwerbs 
erneut ausgeweitet wurden.
Parallel dazu fand in den 1980er Jahren eine Vermarktli-
chung des Wohnungssektors statt. Die Aktivitäten im Sozia-
len Wohnungsbau wurden weiter auf ungefähr 74.000 Ein-
heiten pro Jahr reduziert. Die Bundesregierung argumen-
tierte, der Wohnungsmarkt sei durch die bisher anhaltenden 
Bestrebungen der öffentlichen Hand sowie private Investo-
rentätigkeit insgesamt ausgeglichen. Selbst als Ende der 
1980er Jahre auf den großstädtischen Wohnungsmärkten 
ein weiterer Engpass überdeutlich wurde, bestand Woh-
nungsbauminister Oscar Schneider auf der guten Markt-
lage: „Die Wohnungsversorgung in unserem Lande ist nicht 
gut. Sie ist nicht sehr gut. Sie ist ausgezeichnet.“7

Durch die Deutsche Einheit geriet Bewegung sowohl in den 
Wohnungsmarkt als auch in die Wohnungspolitik. Die in-
nerdeutsche Migration von Ost nach West bewirkte auf 
einigen westdeutschen Wohnungsmärkten eine starke 
Vergrößerung der Nachfrage. Deshalb reaktivierte die 
Bundesregierung kurzzeitig die Programme des Sozialen 
Wohnungsbaus im Westen, dehnte die Programme aller-
dings auch auf den sanierungsbedürftigen Ostteil des 
Landes aus. Gleichzeitig musste ein Teil der durch Binnen-
migration leerstehenden Wohnungen im Osten abgeris-
sen werden, um die Mietpreise im Osten zu stabilisieren 
(„Stadtumbau Ost“). Die Konsolidierung der Mietniveaus 
in den ostdeutschen Städten musste zum großen Teil der 
Bund übernehmen, denn mit den Immobilien der DDR hatte 
die Bundesrepublik auch die Schulden, die die DDR für die 
Finanzierung des Wohnungsbaus gemacht hatte, über-
nommen. Auch das Wohngeld wurde auf die ostdeutschen 
Länder ausgeweitet.
Die größten Debatten über Wohnungspolitik fokussierten 
sich indes auf die Eigenheimförderung. Es war spätestens 

seit den frühen 1990er Jahren offensichtlich, dass die Sub-
ventionen, die seit der Ära Adenauer geflossen waren, das 
eigentlich gesetzte Ziel, sehr viel mehr Deutsche zu Eigen-
heimbesitzern zu machen, nicht erreicht hatten. Der Anteil 
der Eigenheimbesitzer war nach dem Krieg nur leicht ge-
stiegen und hatte sich auch in den 1980er Jahren nicht 
merklich erhöht, obwohl Deutschland im Vergleich mit an-
deren Ländern hier einen enormen „Aufholbedarf“ hatte 
(vgl. Tabelle 1). 1996 erreichten die Subventionen für die 
Wohneigentumsförderung den absoluten Höchststand 
(vgl. Abbildung 2); in diesem Jahr nahmen Bund, Länder 
und Gemeinden alleine aufgrund der Abzugsfähigkeit der 
Erstellungskosten von Wohneigentum insgesamt 12,8 Mil-
liarden Euro weniger an Steuern ein. Dies machte die Ei-
genheimförderung zur teuersten Subvention, die jemals in 
der Bundesrepublik gezahlt wurde. Zum Vergleich: Die po-
litisch heftig umstrit tenen Steinkohlesubventionen machten 
in der Höchstphase lediglich 4,8 Milliarden Euro jährlich 
aus.8

Die stark genutzten Möglichkeiten zur Absetzbarkeit der 
Eigenheimkosten vom zu versteuernden Einkommen führten 
1996 zur Reform des Instruments. Seit diesem Zeitpunkt 
galt nach dem Eigenheimzulagegesetz das „Zulagenmo-
dell“, das heißt, dass die Förderung nicht mehr durch Steu-
erabzug, sondern durch reale Zulagen gewährt wurde, für 
die Anträge zu stellen waren. Da sich die Förderung so-
wohl im Abschreibungs- als auch im Zulagenmodell über 
mehrere Jahre erstreckte, liefen beide Förderformen einige 
Jahre parallel, wobei das Gesamtvolumen ungefähr gleich 
blieb.

Abbildung 2: 
Ausgaben für die Eigen-
förderung, 1993–2010, 
in Mrd. Euro*

*Die stark genutzten Möglichkeiten zur Absetzbarkeit der Eigenheimkosten vom zu versteuernden Einkommen führten 1996 zur 
 Reform des Instruments. Die „alte“ Förderung ist im Balkendiagramm grau eingefärbt. Seit diesem Zeitpunkt galt nach dem Eigen-
heimzulagegesetz das „Zulagenmodell“ (vgl. die rot gehaltenen Balken im Diagramm). Da sich die Förderung sowohl im Abschrei-
bungs- als auch im Zulagenmodell über mehrere Jahre erstreckte, liefen beide Förderformen einige Jahre parallel.

Quelle: 15., 16., 18., 20. und 22. Subventionsbericht der Bundesregierung
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Die rot-grüne Ära 1998 bis 2005 und ihre Folgen

Die 1998 neu ins Amt gekommene rot-grüne Bundesregie-
rung setzte deutliche Veränderungen in der Wohnungspo-
litik durch, was sich in der Reform aller vier großen Instru-
mente widerspiegelte. So wurde der Soziale Wohnungs-
bau 2001 faktisch beendet und durch das Konzept der 
Sozialen Wohnraumförderung ersetzt. 2006 wurden bei-
spielsweise nur noch 35.000 Wohnungen gefördert, die 
meisten davon im Bestand.9

Während des ersten Kabinetts Gerhard Schröder gelang 
zudem 2001 eine Reform des Mietrechts, das seit dem Ab-
bau der Wohnungszwangswirtschaft zu Beginn der 
1960er Jahre von den wechselnden Koalitionen auf Bun-
desebene immer nur vorsichtig modifiziert worden war, um 
keine gesellschaftliche Unruhe entstehen zu lassen. Die 
rot-grüne Bundesregierung legte besonderen Wert auf 
eine mieterfreundliche Neufassung, etwa durch die Einfüh-
rung der asymmetrischen Kündigungsfristen. Seit der letz-
ten großen Reform sind allerdings wieder 13 Jahre vergan-
gen. Seit Beginn der Kanzlerschaft von Angela Merkel 
2005 waren bislang keine großen mietrechtlichen Wei-
chenstellungen zu verzeichnen.
Gleichzeitig wurde das Wohngeldgesetz zum ersten Mal 
seit einem Jahrzehnt an die geänderte Situation auf den 
Mietmärkten und die gestiegenen Verbraucherpreise an-
gepasst.10 Durch diese beiden Veränderungen war die 
Transformation von der Wohnungspolitik zur Wohnungs-
marktpolitik eingeleitet. Im Gegensatz zu den „guten alten 
Zeiten“ der Wohnungspolitik gab der Staat damit faktisch 
seine Rolle als Anbieter auf dem Wohnungsmarkt bezie-
hungsweise als Unterstützer der Angebotsseite auf und 
beschränkte sich zunächst darauf, die nachfragenden 
Mieterinnen und Mieter durch Zuschüsse zu stützen. Mit 
den durch die Regierung Schröder eingeleiteten, von allen 
großen Parteien getragenen Reformen am Arbeitsmarkt, 
insbesondere der Zusammenlegung von Arbeitslosengeld 
und Arbeitslosenhilfe, verlor das Wohngeld als wohnungs-
politisches Instrument seit Beginn des Jahrzehnts drastisch 
an Bedeutung. So ist die Unterstützung für die Wohnraum-
miete für Bezieher des Arbeitslosengelds II als „Kosten der 
Unterkunft“ in den Bezug der Leistung nach dem Sozialge-
setzbuch II integriert.
Nur bei der im Wesentlichen durch Bemühungen der Haus-
haltskonsolidierung motivierten versuchten Streichung der 
Eigenheimzulage konnte sich das Kabinett Schröder zu-
nächst nicht durchsetzen, da CDU/CSU und FDP im Bun-
desrat blockierten. Deshalb wurde der Bezug der Eigen-
heimzulage im Wege eines Kompromisses eingeschränkt, 
indem die Einkommensgrenzen abgesenkt wurden. Schon 
zu diesem Zeitpunkt war allerdings abzusehen, dass die 
liberalen und konservativen Parteien alles andere als ge-
schlossen agierten. Die diffuse Zielzuschreibung an das 
Instrument durch die unterschiedlichen politischen und ver-
bandlichen Akteure sowie die verschärfte Lage der öffent-
lichen Haushalte zum Ende der 1990er Jahre verstärkten 
die Debatte um die von einigen politischen Akteuren seit 
Langem geforderte Abschaffung. Schließlich fiel die über 
das Eigenheimzulagengesetz gesteuerte Wohneigen-
tumsförderung den Konsolidierungsbestrebungen der 
Großen Koalition 2006 zum Opfer.
Es bleibt festzuhalten, dass die rot-grüne Bundesregierung 
nach primär von inkrementellen Politikänderungen ge-
prägten Jahrzehnten bei allen vier Instrumenten der deut-

schen Wohnungspolitik grundlegende Modernisierungen 
beziehungsweise die Abschaffung der Instrumente einge-
läutet hat. Spätestens seit der Streichung der Eigenheimzu-
lage schien damit die Ära der Wohnungspolitik überhaupt 
vorbei zu sein. Vor dem Hintergrund des auf Bundesebene 
zumindest rechnerisch ausgeglichenen Wohnungsmarktes 
hat sich die Politik in diesem Bereich seit 2006 gleichsam 
„zurückgelehnt“. Auch deshalb wurde im Rahmen der Fö-
deralismusreform im gleichen Jahr die Verantwortung für 
den Sozialen Wohnungsbau durch eine Grundgesetzän-
derung auf die Länder übertragen. Diese Verlagerung 
wurde begleitet von einer Auslauffinanzierung der bisheri-
gen Förderung und einer Klausel, die dem Bund erlaubt, in 
Ausnahmefällen auch nach der Reform weiter zu finanzie-
ren – allerdings nur in einem eng gesteckten Rahmen.

Wohnungspolitik in der Ära Merkel

Nach der Ablösung der rot-grünen Bundesregierung und 
der Föderalismusreform kehrte in der deutschen Woh-
nungspolitik zunächst für ein paar Jahre Ruhe ein. Die 
nächste große Veränderung kam erst nach der Bundes-
tagswahl 2013, bei der die steigenden Wohnungsmiet-
preise zwar nicht im Mittelpunkt des Wahlkampfes stan-
den, dem Politikfeld aber eine deutlich höhere Bedeutung 
zugemessen wurde. Die Forderung der SPD nach Begren-
zung der Preissteigerungen führte dann zur Einführung der 
„Mietpreisbremse“ durch die Große Koalition im Jahr 2015. 
Diese Regelung räumt den Ländern die Möglichkeit ein, 
per Verordnung die Steigerung der Wohnungsmieten in 
abgegrenzten Gebieten auf 110 Prozent der ortsüblichen 
Vergleichsmiete zu begrenzen. Die meisten Länder haben 
im Nachgang Verordnungen erlassen, allerdings sind 
Zweifel angebracht, ob dieses Regulierungsinstrument 
überhaupt wirksam ist.
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Erstens kann darauf verwiesen werden, dass die Steige-
rungsraten sich seit Einführung der Bremse nicht abge-
flacht haben, wie das beim Funktionieren des Instruments 
zu erwarten gewesen wäre.11 Zweitens bietet die Miet-
preisbremse keinen entscheidenden Anreiz für den Vermie-
ter, sich rechtskonform zu verhalten. Das Instrument ist so 
ausgestaltet, dass der Mieter aktiv werden muss, wenn er 
meint, dass die vom Vermieter angesetzte Miete zu hoch 
sei. Der Mieter muss aktiv die Miethöhe rügen, die Rüge mit 
Fakten belegen und die zu viel gezahlte Miete notfalls vor 
Gericht einklagen. In Zeiten angespannter Wohnungs-
märkte ist nicht wahrscheinlich, dass viele Mieter dieses 
Instrument nutzen, um ihr Verhältnis zum Vermieter nicht zu 
belasten. Zudem war der Vermieter bislang nicht verpflich-
tet, die Höhe der Vorvertragsmiete bei Vertragsschluss an-
zugeben, sodass zunächst nicht transparent war, wie hoch 
die Erhöhung beim Vertragswechsel im konkreten Fall tat-
sächlich ist. Weiterhin gelten eine Reihe von Ausnahmen, 
beispielsweise grundsätzlich für erstmals vermietete Woh-
nungen ab dem 1. Oktober 2014 („Neubauklausel“), für 
modernisierte Wohnungen sowie für möblierte Wohnun-
gen. In der aktuellen Legislaturperiode wurde die Miet-
preisbremse zum 1. Januar 2019 novelliert; dabei wurden 
mehrere Verschärfungen vorgenommen. Zum einen muss 
der Vermieter unaufgefordert offenlegen, wie hoch die 
Miete vor Vertragsschließung in der konkreten Wohnung 
war. Falls der Vermieter eine erhöhte Miete fordert und sich 
auf eine Ausnahme beruft (etwa die Neubauklausel), muss 
er dies vor Vertragsschluss dokumentieren, damit der künf-
tige Mieter eine Chance hat, diese Behauptung zu über-
prüfen.
Dass die Wohnungspolitik stärker ins Zentrum der politi-
schen Aufmerksamkeit gerückt ist, wird allerdings nicht nur 
durch gesetzgeberische Tätigkeit deutlich, sondern auch 
durch symbolische Handlungen. So hat die Bundesregie-
rung vor dem Hintergrund der stark steigenden Mieten im 

Herbst 2018 einen „Wohngipfel“ mit Vertretern der Länder 
und der wohnungspolitischen Verbände abgehalten. Im 
Rahmen dieses Gipfels wurden verschiedene Maßnahmen 
vereinbart: Der Bund verdoppelt seine Zuwendungen für 
den Sozialen Wohnungsbau und bereitet die Rücknahme 
der Grundgesetzänderung von 2006 vor. Künftig soll der 
Bund die soziale Wohnraumförderung wieder zusammen 
mit den Ländern betreiben – in welchem konkreten Zahlen-
verhältnis bleibt derzeit offen.
Zusätzlich stellt der Bund eigene Grundstücke für Woh-
nungsbaumaßnahmen zur Verfügung. Bislang hatte er 
über seine Verwertungsgesellschaft versucht, seine eige-
nen Grundstücke meistbietend zu verkaufen, wodurch in-
vestitionswillige Wohnungsbaugesellschaften im „Bieter-
kampf“ um Grundstücke häufig nicht zum Zuge kamen. Der 
Verzicht auf den maximal erzielbaren Preis kann dazu füh-
ren, dass die Bautätigkeit tatsächlich dort steigt, wo es not-
wendig ist – allerdings fehlen dem Bund dann Einnahmen, 
mit denen er bisher rechnen konnte.
Im Steuerrecht plant die Bundesregierung eine Änderung, 
die den Bau von Mietwohnungen steuerlich attraktiver 
macht.
Zusätzlich wurde, vor allem auf Initiative der CSU, im Som-
mer 2018 das Baukindergeld als neues Instrument be-
schlossen. Unter bestimmten Bedingungen (vor allem Vor-
handensein von Kindern, Unterschreitung von festgelegten 
Einkommensgrenzen, rechtzeitige Antragstellung) werden 
Bau oder Kauf von selbstgenutzten Immobilien über zehn 
Jahre mit 12.000 Euro pro Kind gefördert. Systematisch 
steht das Baukindergeld in der Tradition der 2005 abge-
schafften Eigenheimzulage, die ebenfalls eine Kinderkom-
ponente enthielt, aber auch für kinderlose Familien galt. 
Die Debatte um das neue Baukindergeld ähnelt deshalb 
der Debatte um die Eigenheimzulage. So wird unter ande-
rem kritisiert, das Baukindergeld führe zu „Mitnahmeeffek-
ten“ und sei nicht regional sensibel – denn Bau und Kauf 
werden überall gefördert, unabhängig davon, ob in der 
jeweiligen Region ein Wohnungsengpass besteht oder 
nicht.

Ausblick

Vor allem in großstädtischen Ballungsräumen der Bundes-
republik hat sich das Problem der Wohnraumversorgung 
deutlich verschärft,12 das vor allem Haushalte mit gerin-
gem und mittlerem Einkommen betrif ft. Die Steigerung der 
Bestands- und Neumieten hat in vielen Städten ein so gro-
ßes Ausmaß angenommen, dass die Wohnungspolitik der-
zeit einen deutlichen Bedeutungszuwachs erfährt.13 Die 
weitgehende Untätigkeit der Politik wurde bis vor Kurzem 
noch mit Verweis darauf gerechtfertigt, dass es in der Bun-
desrepublik en gros einen ausgeglichenen, funktionieren-
den Wohnungsmarkt gäbe,14 der keiner zusätzlichen Re-
gulierung, keiner Mietkostensubvention und keiner gestei-
gerten öffentlichen Investitionstätigkeit bedürfe. Regionale 
Wohnungsengpässe etwa in Hamburg, Frankfurt am Main, 
Stuttgart und München wurden eingestanden, hingewie-
sen wurde aber auch auf Wohnungsüberangebote vor al-
lem in den ostdeutschen Großstädten. Diese Probleme – so 

Die Einführung der Mietpreis-
bremse durch die Große Koa-
lition erfolgte im Jahr 2015. 
Diese Regelung räumt den Län-
dern die Möglichkeit ein, per 
Verordnung die Steigerung der 
Wohnungsmieten in abge-
grenzten Gebieten auf 110 
Prozent der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete zu begrenzen. 
Die meisten Länder haben 
 entsprechende Verordnungen 
erlassen. Allerdings sind Zwei-
fel angebracht, ob dieses 
Regulierungsinstrument 
 wirksam ist.
 picture alliance/dpa
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die weit verbreitete Einschätzung – würden durch den 
Markt gelöst.15 
Inzwischen zeigt sich, dass die „unsichtbare Hand des 
Marktes“ keineswegs zu einer Verbesserung der Woh-
nungssituation in den Großstädten geführt hat, das heißt, 
die gestiegene Nachfrage hat zwar zunächst zu höheren 
Preisen geführt, die Generierung eines zusätzlichen Woh-
nungsangebots, die nach der Marktlogik eigentlich folgen 
müsste, scheint aber weitgehend ausgeblieben oder in Re-
lation zur Wohnungsnachfrage unzureichend zu sein. Es 
liegt nahe, ein Marktversagen zu vermuten. Dies wird da-
durch deutlich, dass Wohnungsmärkte ohne politische 
Steuerung Ergebnisse produzieren, die sozial nicht er-
wünscht sind. Daraus folgt, dass sich wieder verstärkt die 
Einsicht geltend macht, dass Wohnung kein Wirtschafts-, 
sondern ein Sozialgut ist und deshalb politische Eingrif fe 
notwendig sind. Verdrängungseffekte in deutschen Groß-
städten, aber auch in Kommunen in unmittelbarer Groß-
stadtnähe sind vor allem bei Menschen mit niedrigen und 
mittleren Einkommen evident. Sie bergen eine erhebliche 
Gefahr, Teilhabechancen am Erwerbs- und gesellschaftli-
chen Leben zunehmend ungleich zu verteilen.
Im Bundestagswahlkampf des Jahres 2013 gelangte die 
Wohnungspolitik durch die Debatte über die Mietpreis-
steigerungen in den traditionellen Hochpreisregionen 
wieder in den Fokus der Politik. Im aktuellen Koalitionsver-
trag sind der Frage des „guten und bezahlbaren Woh-
nens“ mit drei Seiten gegenüber früheren Verträgen ein 
sehr breiter Raum gegeben worden. Dies zeigt, dass sich 

die Bundespolitik (zumindest im Moment) durchaus be-
wusst ist, dass sich die Wohnungsfrage mit dem Ende der 
1990er Jahre nicht etwa „erledigt“ hat, sondern im Gegen-
teil die Probleme wieder gewachsen sind. Es ist bereits 
jetzt zu sehen, dass in der aktuellen Wahlperiode des Bun-
des in der Wohnungspolitik deutliche Bewegung entsteht 
– der Bund plant die zumindest teilweise Rücknahme einer 
Grundgesetzänderung, weitet die Finanzierung des Woh-
nungsbaus aus, führt neue Anreizinstrumente ein und ver-
schärft die Mietpreisbremse. Inzwischen ist die Woh-
nungspolitik auch im Fokus der Landespolitik angekom-
men. Deutlich  wurde dies im hessischen Land tags wahl -
kampf 2018, in dessen Verlauf die SPD die Wohnungspoli-
tik zu einem der drei Hauptwahlkampfthemen erklärte. Da-
bei spielen vor allem die dramatischen Mietpreisentwick-
lungen in Frankfurt am Main – aber auch in den anderen 
Großstädten – eine große Rolle in der öffentlichen De-
batte, obwohl auch die kleinen und mittleren Städte im 
Ballungsgebiet Rhein-Main betroffen sind. Ob das Thema 
– wie in der Vergangenheit – nur für einige Jahre einen Po-
litikschwerpunkt in Bund und Länder bilden wird oder zu 
einem politischen „Dauerbrenner“ wird, bleibt allerdings 
vor dem Hintergrund der sehr unterschiedlichen regiona-
len Entwicklungen abzuwarten.
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BAUEN UND WOHNEN IN DEUTSCHLAND

Wohnungsbau: Zwischen Ökonomie 
und Gesellschaft
Robert Kaltenbrunner, Matthias Waltersbacher

Um Bauen und Wohnen rankt sich in Deutschland seit 
geraumer Zeit ein Problem. Steigende Mietpreise, eine 
beträchtliche Nachfrage nach Wohnraum und hohe Im-
mobilienpreise sowie Baukosten haben die öffentliche 
Diskussion angeregt. Robert Kaltenbrunner und Matthias 
Waltersbacher erörtern in ihrem Beitrag zunächst den 
quantitativen Umfang und die regionale Ausprägung des 
Wohnungsbaus und diskutieren in der Folge diejenigen 
Einflussfaktoren, die die Nachfrage nach Immobilien be-
einflussen. So wirken sich beispielsweise der demogra-
phische Wandel, steigende Pro-Kopf-Wohnflächen, teils 
drastisch gestiegene Immobilienpreise und Hemmnisse 
auf Seiten der Investoren auf den Wohnungsneubau aus. 
Angesichts des aktuellen Wohnraummangels sind zu-
kunftsweisende Möglichkeiten des Wohnungsbaus ge-
fragt. Die Flexibilisierung von Grundrissen, modulares 
Bauen, die Umsetzung nachfragegerechter Wohnkon-
zepte durch Bauherrengemeinschaften oder Baugrup-
pen sind angemessene und sich gegenseitig ergänzende 
Wege, um das Wohnungsangebot zu verbessern. Ge-
fragt sind letztlich Kommunen, Investoren, Bauherren 
und Stadtplaner, die sich ihrer gesellschaftlichen Verant-
wortung bewusst sind. 

Um den Wohnungsbau rankt sich ein Problem

Folgt man Robert Musils epochalem Roman „Mann ohne 
Eigenschaften“, dann stellt der Wohnungsbau die neutrali-
sierende Hülle für die „kochende Blase“ der Intimität dar. In 
der heutigen Konsumgesellschaft freilich gart sie nur noch 
lauwarm vor sich hin. Denn man kann ja kaum behaupten, 
dass Deutschland über ein Habitat verfügt, das allen An-
sprüchen genügt und sich problemlos an verändernde Le-
benssituationen anzupassen vermag. Wobei man ehrli-
cherweise einräumen muss, dass die Wohnbedürfnisse ge-
sellschaftlich schwerlich klar zu umreißen sind. Nicht nur 
ausreichend groß, bezahlbar und kommod, auch flexibel 
soll es sein, das eigene Domizil. Sich in stärkerem Maße an 
sich verändernde Lebenssituationen anzupassen, ist als 
wohnungsbaupolitisches Desiderat seit langem erkannt 
und benannt. Trotzdem muss man konstatieren, dass sich 
aktuell um den Wohnungsbau in Deutschland ein Problem 
rankt. „Klar ist: Ideologische Grabenkämpfe schaffen 
keine neuen Wohnungen. Sondern wir brauchen beherzte 
Kommunen, Investoren, Bauherren und Stadtplaner, die 
sich ihrer gesellschaftlichen Verantwortung bewusst sind. 
Und die Spielräume wirklich nutzen, die es heute schon 
gibt.“1

Das Wohnen als Wechselbalg der Politik

Wie die jüngere Vergangenheit lehrt, haben sich Boom- 
und Rezessionsphasen (mit besonders niedriger Bautätig-
keit) abgewechselt. Der aktuelle Boom hat mit der anhal-
tend hohen Nachfrage nach Wohnraum zu tun. Dass aktu-
ell der Wohnungsbau wieder im Fokus steht, hat leicht 
nachvollziehbare Gründe. Aufgrund des sich durch ver-
breitet steigende Mieten und Kaufpreise erkennbaren 
Wohnungsmangels besteht weitgehend Einigkeit, dass nur 
ein erhöhtes Wohnungsangebot den Nachfrageüberhang 
und damit die Preisdynamik abbauen kann. Volkswirt-
schaftlich betrachtet strebt der ideale Markt zu einem 
Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage. Auf-
grund der Unvollkommenheit des Wohnungsmarktes und 
der Wohnimmobilien (immobil, nicht substituierbar, wenig 
fungibel etc.) ist allerdings der erstrebenswerte Gleichge-

Um Bauen und Wohnen rankt sich in Deutschland seit gerau-
mer Zeit ein Problem. Steigende Mietpreise, eine beträchtli-
che Nachfrage nach Wohnraum und hohe Immobilienpreise 
sowie Baukosten haben die öffentliche Diskussion angeregt. 
 picture alliance/dpa
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wichtszustand weder eine automatisch eintreffende Eigen-
schaft, noch über genau definierte Preis-Mengen-Verhält-
nisse beschreibbar (Eekhoff 2002). Der Gleichgewichtszu-
stand wird beim Wohnungsbau nur selten erreicht. In dem 
Moment, wo er erreicht erscheint, geht der Trend der 
Nachfrage oftmals darüber hinaus. Oder umgekehrt: Der 
Wohnungsbau marschiert in ungeahnte Höhen und pro-
duziert dann zu viele Wohnungen, die möglicherweise gar 
nicht alle gebraucht werden. Von diesem Punkt (im Kon-
junkturzyklus als Abschwung, der in eine Rezession mün-
det, bezeichnet) ist Deutschland beim Wohnungsbau je-
doch noch weit entfernt. Konzentrieren wir uns zunächst 
auf den quantitativen Umfang des Wohnungsbaus. Hier 
stellt sich die Frage, wieviel neue Wohnungen im Bundes-
gebiet gebraucht werden, wobei sich dabei auch die Pro-
blemstellung ergibt, wie langfristig diese Perspektive ge-
meint ist. Um das Mengenproblem zu lösen, wird in der 
Regel auf den Wohnungsbedarf abgestellt. Mittels demo-
graphischer Prognosen wird berechnet, welcher Woh-
nungsneubau notwendig ist, um kurz- bis langfristig der 
Nachfrageentwicklung angemessen zu begegnen. Das 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
weist mit seiner modifizierten Wohnungsmarktprognose 
einen Bedarf von jährlich ca. 350.000 neu zu bauenden 
Wohnungen aus (BBSR 2015). Die Regierungskoalition in 
Berlin hat sich unter Hinzuziehen der BBSR-Berechnungen 
als Orientierungswert zum Ziel gesetzt, in der vierjährigen 
Legislaturperiode eine Fertigstellung von 1,5 Millionen 
Wohnungen zu erreichen (375.000 Wohnungen p. a.).
Der Wohnungsneubau ist jedoch nicht nur ein Reflex auf 
die steigende Nachfrage nach Wohnraum. Er muss auch 
den sich durch Abgang reduzierenden Wohnungsbestand 
peu á peu ersetzen, da Wohnimmobilien eine beschränkte 
wirtschaftliche und physische Lebensdauer haben. Geht 
man von einer durchschnittlichen Nutzbarkeit von mindes-
tens 100 Jahren aus, dann liegt der rechnerische Ersatzbe-
darf bei maximal ein Prozent jährlich. Der Wohnungsneu-
bau ist auch ein Abbild der modernen Wohnwünsche und 
Präferenzen der Haushalte sowie der technischen Weiter-
entwicklungen. Durch Neubau ebenso wie durch Moder-
nisierungsmaßnahmen in bestehenden Gebäuden wird 
der Wohnungsbestand an die sich ändernden Wohnwün-
sche und technischen Standards angepasst. Fehlender 
Wohnraum am Wohnungsmarkt und ein notwendiger Zu-
bau von neuen Wohnungen ist jedoch auch durch einen in 
der Vergangenheit stark gestiegenen Wohnflächenkon-
sum bedingt. Die meisten Haushalte leben trotz erkennba-
rem Wohnraummangel großzügiger denn je und tragen so 
zur defizitaren Situation mit bei.
Schließlich stellen stark veränderte Rahmenbedingungen 
den Wohnungsbau vor große Herausforderungen. Die Zy-
klen des Wohnungsbaus gingen bis vor zehn Jahren, wenn 
auch phasenversetzt, mit den Zyklen des Finanzmarktes – 
mit steigenden und fallenden Zinsen – einher. Seit die 
Niedrigzinsphase Normalität geworden ist, löst sich die-
ser Zusammenhang auf, und es bleibt offen, ob die Kon-
junktur angesichts des billigen Geldes und der hohen At-
traktivität der Immobilien als Geldanlage wieder in zykli-
schen Auf- und Abbewegungen verlaufen wird. 
Unterschiedliche regionale Wohnungsmarktsituationen 
sorgen zudem für eine neue Unübersichtlichkeit. Das dra-
matische und zunehmende Nebeneinander von dynami-
schen Wirtschaftsregionen und peripher gelegenen, struk-
turschwachen Räumen, von angespannten und entspann-

ten Märkten mit jeweiligen Problemen auf den 
Wohnungsmärkten führt zwangsläufig zu der Frage, wel-
che Strategien für die Wohnungsversorgung der Bevölke-
rung erfolgversprechend erscheinen. Rein mengenmäßig 
würden die leerstehenden Wohnungen in Deutschland 
ausreichen, alle Wohnungsmarktengpässe zu beheben. 
Sie sind jedoch „immobil“ und können nicht dorthin transfe-
riert werden, wo sie vor allem nachgefragt werden, etwa in 
den Boomregionen.
Wohnungsneubau hat somit vielfältige Funktionen. Er kann 
jedoch nicht alles leisten. Allein die Tatsache, dass Neu-
bau heutzutage eine teure Angelegenheit ist, weist auf die 
Schwierigkeiten hin, eine Entlastungswirkung für alle 
Nachfrager zu entfalten – Sickereffekte wirken nur be-
grenzt. Für das bezahlbare Wohnen spielen auch Verän-
derungsprozesse im Wohnungsbestand – wie Mieterhö-
hungen in bestehenden Mietverhältnissen oder bei Mie-
terwechsel, Modernisierungen, Gentrifizierung oder 
Verkäufe an Investoren – eine herausgehobene Rolle, die 
ebenfalls im Fokus der Wohnungspolitik stehen.

Trends der Wohnungsnachfrage

Die Nachfrage nach Wohnraum ist seit Jahren steigend 
und somit verantwortlich für den Wohnungsmangel mit an-
ziehenden Preisen und Mieten. Das macht den Bau von zu-
sätzlichen Wohnungen notwendig. Aufschlussreich ist die 
Unterscheidung nach permanenter und nach zusätzlicher 
Nachfrage. Die permanente Nachfrage bilden die Haus-
halte, die in einer Wohnung leben und aktuell keine an-
dere Wohnung suchen. Die zusätzliche Nachfrage äußert 
sich am Wohnungsmarkt durch Suchprozesse. Sie ist ur-
sächlich im Zusammenhang mit Zuwanderung (Binnen- und 

102

R
o

b
er

t K
a

lte
nb

ru
nn

er
, M

a
tt

hi
as

 W
a

lte
rs

b
a

ch
er

bis2019_0203_inhalt.indd   102bis2019_0203_inhalt.indd   102 12.09.19   08:3012.09.19   08:30



Außenwanderung), mit der natürlichen Bevölkerungsent-
wicklung (Geburten und Sterbefälle) und den Wohnpräfe-
renzen der Haushalte (z. B. Wechsel von Miete zu Wohnei-
gentum) zu sehen. Häufig wird der demographische Wan-
del als Motor der Wohnungsnachfrage bezeichnet. Er 
umfasst zum einen die Entwicklung der Bevölkerungs- und 
Haushaltszahlen, aber auch strukturelle Veränderungen 
wie die Haushaltsverkleinerungen durch Alterung oder 
das Aufkommen von Haushaltskonstellationen außerhalb 
der klassischen Familienstruktur (Wohngemeinschaften, 
Patch-Work-Familien etc.). 
Die Bevölkerungsentwicklung in Deutschland ist seit dem 
Jahr 2009 wieder positiv. Im Vergleich zum Beginn des 
Jahrzehnts leben heute nach Angaben des Statistischen 
Bundesamts ca. 2,5 Millionen Menschen mehr in Deutsch-
land (+3 %). Schwerpunkt der Binnen- und Außenzuzüge 
sind die kreisfreien Städte, auf die mehr als die Hälfte des 
Zuwachses entfiel. Auch der Saldo aus Geburten und Ster-
befällen folgt in Großstädten seit Jahren einem positiven 
Trend. Die Bevölkerung der kreisfreien Großstädte wuchs 
deswegen in den letzten zehn Jahren um knapp 1,5 Millio-
nen Einwohner (+6,6 %). Dagegen sank die Bevölkerungs-
zahl in den ländlichen Kreisen von 2007 bis 2017 um 
350.000 Einwohner (-1,3 %). Die Wohnungsnachfrage ver-
ändert sich dadurch deutlich in Richtung verdichtetem 
Bauen und Wohnen im Geschoss, während die Nachfrage 
nach aufgelockertem, dörflichem Wohnen eher stagniert 
bzw. rückläufig ist.
Die Wohnungsnachfrage ist jedoch nicht allein auf die Be-
völkerungsentwicklung zurückzuführen. Der demographi-
sche Wandel mit der Verkleinerung der Haushalte führt zu 
steigenden Haushaltszahlen, selbst häufig dann, wenn die 
Bevölkerung nicht mehr wächst. Durch sinkende Haushalts-
größen und steigende Pro-Kopf-Wohnflächen sind die 

Wohnungen in den Städten und Gemeinden Deutschlands 
immer weniger dicht belegt. Die durchschnittliche Haus-
haltsgröße liegt nach der Haushaltsbefragung des Mikro-
zensus 2014 bei ca. zwei Personen, in vielen Großstädten 
sogar deutlich darunter; die durchschnittliche Pro-Kopf-
Wohnfläche bei ca. 45 Quadratmeter. Es müssen also 
schon deshalb Wohnungen gebaut werden, um innerhalb 
einer Stadt die bestehende Bevölkerung langfristig mit 
Wohnraum zu versorgen.

Wohnungsneubau

Im Jahr 2018 wurden in Deutschland 286.000 Wohnungen 
fertiggestellt. Damit haben sich die Fertigstellungen seit ih-
rem niedrigsten Ergebnis in der Nachkriegszeit mit knapp 
159.000 Wohnungen im Jahr 2009 wieder um mehr als die 
Hälfte gesteigert. Der Anteil fertiggestellter Geschoss-
wohnungen hat sich in den letzten Jahren auf 57 Prozent 
erhöht. In den Städten erfolgt mittlerweile vier Fünftel des 
Neubaus mit Geschosswohnungen.
Während der Rückgang des Neubaus in den 2000er Jah-
ren vor allem Räume außerhalb der Großstädte betraf, 
blieb die Bautätigkeit in den Großstädten recht stabil. Be-
reits zu Beginn des Aufschwungs im Wohnungsbau ab 
2011 nahmen die kreisfreien Großstädte eine stärkere 
Rolle als in früheren Konjunkturphasen ein. Und das, ob-
wohl die Rahmenbedingungen in den Städten mit Marktan-
spannungen durchaus schwieriger geworden sind. Allein 
im Jahr 2018 stieg die Zahl der Baufertigstellungen in den 
kreisfreien Großstädten nochmals um gut vier Prozent, 
während die verstädterten und die ländlichen Kreise einen 
leichten Rückgang erfuhren.
Mittlerweile werden 85 Prozent aller Baufertigstellungen 
in wachsenden kreisfreien Städten und Landkreisen errich-
tet. In den Wachstumsräumen wurden im Jahr 2018 über 
240.000 Wohnungen neu gebaut – 113.000 Wohnungen 
mehr als noch 2009. Allein in den sieben größten deut-
schen Städten wurde 2018 fast ein Fünftel des Neubaus 
realisiert. 
Die Daten der Baugenehmigungen von Wohnungen des 
Statistischen Bundesamts zeigen mit gut 347.000 geneh-
migten Wohnungen für das Jahr 2018 insgesamt einen sta-
bilen Trend auf hohem Niveau. Auch hier konnten die Ge-
nehmigungen für Geschosswohnungen noch weiter um 
knapp fünf Prozent zulegen. Die Differenz zur Zahl der 
Baufertigstellungen ist aber auch weiterhin hoch, vor allem 
in den wachsenden Großstädten. Hier haben sich in dieser 
Konjunkturphase kontinuierlich Bauüberhänge aufgestaut 
– Wohnungen, für die zwar Genehmigungen vorliegen, 
die aber noch nicht oder nicht mehr realisiert werden.

Immobilienpreise und Mieten

In vielen Städten und Gemeinden mit spürbaren Bevölke-
rungszuwächsen sind in den letzten Jahren die Wohnungs-
mieten und die Immobilienpreise teils drastisch angestie-
gen. Seit 2009 zogen zunächst die Wohnungsmieten an, 
gefolgt von den Immobilienpreisen und den Baulandprei-

Im Jahr 2018 wurden in 
Deutschland 286.000 
 Wohnungen fertiggestellt. 
Damit haben sich die Fertig-
stellungen seit ihrem niedrig-
sten Ergebnis in der Nach-
kriegszeit mit knapp 159.000 
Wohnungen im Jahr 2009 
 wiederum um mehr als die 
Hälfte gesteigert. Der Anteil 
fertig gestellter Geschoss-
wohnungen hat sich in den 
letzten Jahren auf 57 Prozent 
erhöht.
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sen. Letztere sind in den vergangenen fünf Jahren bundes-
weit kontinuierlich um etwa sechs Prozent pro Jahr gestie-
gen. Damit wuchsen sie stärker als die Mieten und die Kauf-
preise für bebaute Grundstücke, und viel stärker als die 
Lebenshaltungskosten. Die marktbedingten regionalen 
Unterschiede sind signifikant. In Großstädten und belieb-
ten Universitätsstädten waren die Steigerungen der Bau-
landpreise nochmals erheblich höher. In vielen Großstäd-
ten zahlt man aktuell 500 bis weit über 1.000 Euro je Qua-
dratmeter für ein Grundstück zur Eigenheimbebauung. Im 
ländlichen Raum oder in Abwanderungsgebieten mit Woh-
nungsleerstand bekommt man den Quadratmeter Bauland 
bereits für 40 bis 50 Euro je Quadratmeter. Mancherorts 
stagnieren die Preise seit Jahren (AK OGA 2016: 156 ff.). 
In den großen Großstädten werden Neubauwohnungen 
nach Auswertungen des BBSR mittlerweile vielfach zu ho-
hen Preisen angeboten. Im Jahr 2018 hoben sich dort die 
Angebotsmieten von Wohnungen in Neubauten mit knapp 
12,70 Euro je Quadratmeter besonders stark von den An-
geboten in bestehenden Gebäuden ab, die im Schnitt bei 
gut 10,40 Euro je Quadratmeter lagen. Mit Abstand am 
teuersten waren Neubauwohnungen in der Stadt Mün-
chen mit durchschnittlich gut 19,30 Euro je Quadratmeter. 
Außerhalb der großen Großstädte bewegten sich die 
Neubaumieten im Durchschnitt zwischen knapp 8,00 und 
gut 10,00 Euro je Quadratmeter.
Der Neubau erfolgt häufig mit guten Objektausstattungen 
und -qualitäten und bevorzugt in sehr guten bis guten und 
mittleren Wohnlagen. Das liegt an Präferenzen der Inves-
toren für entsprechende Marktsegmente – zur Sicherung 
von Renditen und zur Reduzierung von Investitionsrisiken. 
Darüber hinaus führen die allgemein gestiegenen Bau- 
und Baunebenkosten sowie hohe Baulandpreise unter an-
gespannten Marktbedingungen zu höheren Neubaumie-
ten (Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e. V. 2017: 
87). Diese Kosten müssen neben den eigentlichen Baukos-
ten sowie einer auskömmlichen Rendite über das entspre-
chende Mietenniveau erwirtschaftet werden. 
Vor allem Familien sehen bei hohen Wohnungs- und Immo-
bilienpreisen – fast zwangsläufig – wieder vermehrt das 
Umland als Wohnalternative. In zahlreichen Wachstums-
städten nahmen die Binnenwanderungsverluste der deut-
schen Familienhaushalte seit 2010 weiter zu (BBSR 2018: 
10). Diese Wohnstandortentscheidungen sind zum Teil 
Kompromisse zwischen individuellen Wohnwünschen und 
der Bezahlbarkeit des Wohnens. Nachteile wie zuneh-
mende Pendeldistanzen werden bei Umlandwanderungen 
in Kauf genommen, womit sich aber auch die Verkehrsbe-
lastungen in den Arbeitsmarktzentren und deren Umland 
erhöhen. Mögliche oder ausgesprochene emissionsbe-
dingte Fahrverbote bedrohen die Erreichbarkeit der Innen-
städte durch den motorisierten Individualverkehr.

Hemmnisse beim und Ansätze für 
mehr Wohnungsneubau 

In den letzten Jahren haben sich zunehmend Hemmnisse 
des Wohnungsneubaus herauskristallisiert. Gerade aus 
Investorensicht werden folgende Aspekte als besonders 
problematisch herausgehoben: Unzureichende Anzahl 
geeigneter und bezahlbarer Baugrundstücke mit einem 
preistreibenden Wettbewerb um Bauland; Auslastung der 
Bauwirtschaft und zunehmender Fachkräftemangel; stei-

gende Baukosten; lange Planungs- und Genehmigungs-
verfahren; Zunahme und Komplexität an Bauvorschriften; 
nachbarschaftliche sowie zivilgesellschaftliche Wider-
stände, die Baumaßnahmen ausbremsen oder verhindern 
(Nimby-Position: Not in my backyard).2

Die gestiegenen Genehmigungs- und Fertigstellungszah-
len zeigen jedoch, dass es möglich ist, den Wohnungsbau 
noch auszuweiten, wenn auch mit abnehmenden inneren 
Wachstumsreserven. Die Bereitstellung von ausreichen-
dem und bezahlbarem Bauland sowie die schnelle Schaf-
fung von Baurechten sind hier zentrale Maßnahmen, um 
höhere Fertigstellungszahlen zu erreichen. Allerdings müs-
sen die Kommunen auch wissen, wo überhaupt Bauland 
zur Verfügung steht. Sie sollten sich auch im Klaren sein, 
wieviel Nachfrage nach zusätzlichem Wohnraum in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten sich am Wohnungsmarkt 
äußern wird.
Kommunen haben die Möglichkeiten, auf die Art des Neu-
baus Einfluss zu nehmen – beispielswiese über Erhaltungs-
satzungen, Baulandmodelle oder städtebauliche Ver-
träge. Der Verkauf kommunaler Grundstücke und die Ver-
gabe von Baurechten bieten ebenfalls die Grundlage, den 
Neubau qualitativ und quantitativ zu steuern, etwa über 
die Festlegung von Quoten zur Schaffung mietpreis- oder 
belegungsgebundener Wohnungen im Rahmen der sozia-
len Wohnraumförderung. Nachverdichtungen von Ge-
bäudebeständen sind ein weiterer sinnvoller Weg, um 
mehr Wohnraum zu schaffen. Für die Wachstumsräume 
wird allein mit den Varianten Aufstockungen und Dachge-
schossausbauten von einem Wohnraumpotenzial von über 
einer Million Wohnungen ausgegangen (BBSR 2016: 8).
Die meisten Länder haben in den letzten Jahren die Grund-
erwerbssteuer auf bis zu sechs Prozent erhöht. Eine Redu-
zierung der Grunderwerbsteuer könnte gerade für private 
Hausbauer das Hemmnis der hohen Kaufnebenkosten sen-

Vor allem Familien sehen bei 
hohen Wohnungs- und Immo-
bilienpreisen wieder vermehrt 
das Umland als Wohnalter-
native. Diese Wohnstandort-
entscheidungen sind zum Teil 
Kompromisse zwischen indi-
viduellen Wohnwünschen und 
der Bezahlbarkeit des Woh-
nens. Nachteile wie zuneh-
mende Pendeldistanzen wer-
den dabei in Kauf genommen, 
womit sich die Verkehrsbe-
lastungen in den Arbeitsmarkt-
zentren und deren Umland 
erhöhen. picture alliance/dpa
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ken, welche als zusätzliches Eigenkapital angespart wer-
den muss. Die noch im Jahr 2019 neu zu regelnde Grund-
steuerberechnung böte die Möglichkeit, Anreize zum Be-
bauen von teurem Bauland in angespannten Märkten zu 
schaffen. Das wäre möglich über eine Wertkomponente 
wie beispielsweise die Bodenrichtwerte als Grundlage für 
die Steuerberechnung, womit eine erhöhte Besteuerung 
von unbebauten Grundstücken in zentralen, teuren Lagen 
einherginge. Wohnungsbau ist in Deutschland von unzäh-
ligen und komplexen Bauvorschriften und langen Geneh-
migungsverfahren gekennzeichnet. Ein Abbau und eine 
Harmonisierung von Vorschriften und vereinfachte Geneh-
migungsverfahren können den Vorlauf und die Planung 
von Baumaßnahmen beschleunigen.

Gemeinwohl und Gemeinnützigkeit

In Bezug auf den Wohnungsbau ist – nachvollziehbarer-
weise – derzeit viel von der „neuen Gemeinnützigkeit“ die 
Rede. Eine breite Reihe von Akteuren erachtet offensicht-
lich eine über das reguläre Instrumentarium zur Sicherung 
von preiswertem und gebundenem Wohnraum hinausge-
hende Intervention als notwendig. Ein gewichtiges Argu-
ment lautet, dass der Umfang der vorhandenen gebunde-
nen Wohnungsbestände nicht ausreiche, um ein wirksa-
mes Marktkorrektiv zur Dämpfung der Preise zu bilden und 
um die Bedarfsgruppen angemessen zu versorgen. Die 
diesbezügliche wohnungspolitische Debatte ist breit und 
facettenreich. Zugespitzt könnte man sagen, dass der „So-
ziale Wohnungsbau“ pars pro toto für solche Projekte 
steht, die keine Gewinne abschöpfen und ihre Immobilien 
gezielt dem Spekulationskreislauf entziehen, ohne dabei 
unwirtschaftlich zu handeln. 

Allein, man sollte solche Überlegungen immer im Gesamt-
zusammenhang mit dem bestehenden System sehen. Ide-
altypisch könnte man von einem Modell sprechen, dass auf 
drei Säulen beruht: (1) Die klassischen Instrumente der 
kommunalen Wohnungspolitik und Wohnraumförderung; 
(2) einer aktiven kommunalen Liegenschaftspolitik, der 
kommunalen Förderung und Unterstützung von Genossen-
schaften; sowie (3) der Möglichkeit eines ergänzenden 
Non-Profit-Sektors zum Aufbau von Interventionsbestän-
den. Während bei den ersten beiden Säulen seit einiger 
Zeit eine zunehmende Bedeutung zu beobachten ist, gibt 
es bislang nur sehr wenige Akteure und Organisationsfor-
men in der drit ten Säule3 und keine strukturelle staatliche 
Förderung, soweit es sich nicht um gemeinnützige Vereine 
mit entsprechend eingeschränktem Geschäftskreis oder 
kommunale oder kirchliche Stiftungen handelt. 

Architektur und Stadtpolitik

Sieht man einmal vom Problem der quantitativen Verfüg-
barkeit von Unterkünften ab, so lautet eine entscheidende 
Frage: Woher wollen wir wissen, wie ‚man’ in Zukunft woh-
nen will? Zumal auf Wohnquartiersebene gibt es eine 
Reihe objektiver Barrieren. So lässt es sich etwa empirisch 
nicht ableiten, ob man neue Wohnquartiere in ihrem äuße-
ren Erscheinungsbild an möglichst egalitären Wertvorstel-
lungen orientiert oder ob man ein größeres Maß an Diffe-
renzierungen der Wertigkeit einzelner Gebiete und Ge-
bäude zulässt. Auch die Entscheidung für offene, auf 
Kommunikation angelegte oder stärker die Privatheit beto-
nende Bauformen ist das Ergebnis einer Wertung. Beide 
Komponenten, normative Vorstellungen und empirische 
Analyse von Nutzerbedürfnissen und Nutzerverhalten, ge-
hen als Rohstoff in den Entwurf ein und bilden den Rahmen 
für den Einzelinvestor. Dabei bleibt jede Empirie denknot-
wendig auf Vorgegebenes bezogen. Sie kann insbeson-
dere neue, noch in der Zukunft liegende Entwicklungen 
nicht erfassen. Gerade weil es hier keine abgeschlossenen 
Antworten gibt, bleibt es immer gefährlich, sich bei Investi-
tionen, die auf lange Frist Geltung behalten, auf einen ab-
geschlossenen Kanon von Funktionen und Bedürfnissen zu 
beziehen.
Die Träger des Wohnungsbaus sind – oder verstehen sich 
als – Teil eines Milieus, das Wohnen habituell buchsta-
biert. Sie folgen vermeintlich abgesicherten und tendenzi-
ell retroaktiven Vorstellungen von Behausung. Sie sind da-
mit in den wenigsten Fällen die Träger von Innovation. Und 
da treffen sie sich, andererseits, mit den Bewohnern und 
Nutzern: Mag man das bürgerliche Familien- und Wohn-
modell auch als ein ‚hegemoniales’ Kulturkonzept werten, 
so muss man doch sehen, dass die in diesem Modell impli-
zierten Vorstellungen von Lebensqualität sich de facto bis 
heute als außerordentlich attraktiv erwiesen haben. 
In diesem Zusammenhang stellen sich zudem einige Fragen, 
die vielleicht banal klingen, für den Erfolg von Wohnungs-
bauvorhaben aber von zentraler Bedeutung sind: Wie ord-
net sich das eigene Haus ein in ein größeres Gefüge? Wie 
entstehen einfache Orientierungen? Wo gibt es besondere 
Merkpunkte oder Wahrzeichen der eigenen Lebenswelt? 
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Welche Arten von Stadträumen werden durch die Ge-
bäude geschaffen? In welcher Form werden sie für die Be-
wohner nutzbar? Wie werden sie erlebt und bewertet? In 
welcher räumlichen Beziehung sollen Autoverkehr und Fuß-
gänger zueinander stehen? Wo kann man spazieren ge-
hen, sich ausruhen, zuschauen, wo kann man am öffentli-
chen Leben teilnehmen? Ist die Kinderwelt in die Lebens-
welt der Erwachsenen integriert oder werden die Kinder 
abgedrängt in monofunktionale Spielbereiche? Welcher 
Zusammenhang besteht zwischen Bauformen, Material-
wahl und der Veränderung der Umwelt mit dem Verlauf der 
Zeit? Wie werden eine Qualitätsstruktur der Wohnung und 
eine innere Differenzierung von Siedlungen möglich?
Mit großer Sicherheit werden die Wohnhäuser der Zukunft 
vernetzt und in sich ‚mobil‘ sein, wird die Einbeziehung mo-
dernster Informations- und Kommunikationstechniken 
schon deswegen unabdingbar, weil das Arbeiten von zu-
hause aus zunimmt. Der Wohnungsbau aber muss dafür 
nicht neu erfunden werden. Und auch die enge Wechsel-
beziehung zwischen Wohnungs- und Städtebau wird Be-
stand haben; sie äußert sich u. a. in Standortfragen. Mit 
anderen Worten: Gesellschaftliche Bausteine wie Lebens-
qualität, wie Wohnlichkeit oder Kultur, kann Architektur al-
lenfalls stimulieren, nicht erzeugen oder gar steuern. Den-
noch bildet sie einen Maßstab für die Qualität des Woh-
nungsbaus.

Community Building: Antworten durch die Nutzer

Dass aus vielerlei Gründen Eigeninitiative gefragt ist, um in 
der Stadt heimisch zu werden, ist kaum überraschend. 
Nichts ist so stark wie eine Idee, deren Zeit gekommen ist, 
behauptete schon Victor Hugo. Und nun scheint die Zeit für 
Baugruppen – zumindest in Deutschland – offenbar reif zu 
sein. Richtig jung ist der Typus solcher Baugemeinschaften 
zwar nicht, aber es hat fast zwanzig Jahre gedauert, bis er 
nicht nur als Alternative zum Erwerb von Wohneigentum 
bzw. zur Mietwohnung, sondern auch als Instrument der 
Stadtentwicklung begriffen wurde. Eine stärker ausdiffe-
renzierte Nachfrage auf den Wohnungsmärkten muss 

heute vielfältige Bedürfnisse und Wünsche berücksichti-
gen. Baugruppen und Bauherrengemeinschaften sind zur 
Umsetzung von nachfragegerechten Wohnkonzepten ge-
eignet, da sie die Bedürfnisse und Wünsche nach bestimm-
ten Nutzungs- und Gestaltungsqualitäten von Nachfra-
gergruppen durch die Partizipation der zukünftigen Be-
wohner (in deren Bauherrenfunktion!, nicht als Käufer) 
berücksichtigen. Häufig sind es besondere gemeinsame 
Zielvorstellungen (neue Wohnkonzepte wie Leben und Ar-
beiten, umweltfreundliches Bauen o. Ä.) – gekoppelt mit 
dem Wunsch nach einer kostengünstigen Realisierung –, 
auf deren Basis eine Bauherrengemeinschaft ins Leben ge-
rufen wird. Mittlerweile gibt es eine große Bandbreite rea-
lisierter Projekte – vom Geschosswohnungsbau bis zum 
Reihenhaus, von der innerstädtischen Hofbebauung bis 
zur durchgrünten Stadtrandlage –, die in Eigeninitiative 
von Bauherren und/oder Architekten entstanden. 
So erweist sich heute die Szenerie an Baugruppen als sehr 
bunt. Sie reicht von linksalternativen, selbst verwalteten 
Gemeinschaften aus Hausbesetzerzeiten über generatio-
nenübergreifendes Bauen und Wohnen bis hin zu Men-
schen mit einem guten Polster an Kapital, die sich zusam-
mentun, um die Kosten für ihre Eigentumswohnungen zu 
minimieren. Und natürlich lässt sich darüber streiten, ob 
Wohngruppen und Baugemeinschaften mehr darstellen 
als eine Quantité négligeable . Dennoch: All diesen Projek-
ten ist gemein, mehr aus dem Wohnen zu machen, als es 
traditionelle Angebote zulassen. Sie wollen Gemeinschaft 
nicht verordnen, sondern Möglichkeiten dazu eröffnen und 
zugleich eine breite Palette von Antworten auf die sich wei-
terentwickelnden Wohnwünsche und Lebensstile bieten. 

Modulares Bauen, Neutralität und Revidierbarkeit

So rasant Gebäudehüllen oder technische Ausrüstung sich 
auch verändert haben mögen, einen Einfluss auf den Pro-
zess der Herstellung von Wohnbauten übten sie kaum aus. 
Die Fabrikation von Häusern erfolgt auch heute meist noch 
altbacken, indem die Konstruktion direkt auf der Baustelle 
(als Mauerwerk oder in Ortbetonbauweise) erstellt wird. 

Junge Leute mit Kindern und 
Ältere sitzen in Apolda (Thürin-
gen) am Frühstückstisch in 
einem Mehrgenerationenhaus. 
Die Szenerie an Baugruppen 
erweist sich inzwischen als 
sehr bunt. Sie reicht von selbst 
verwalteten Gemeinschaften 
aus Hausbesetzerzeiten über 
generationenübergreifendes 
Bauen und Wohnen bis hin 
zu Menschen mit einem guten 
Polster an Kapital, die sich 
zusammentun, um Kosten für 
ihre Eigentumswohnungen zu 
minimieren. All diesen Projek-
ten ist gemein, mehr aus dem 
Wohnen zu machen, als es tra-
ditionelle Angebote zulassen. 
 picture alliance/dpa
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Neubauten werden für gewöhnlich als Unikate geplant 
und erzeugt. Vorgefertigte Bauteile kommen in großen 
Stückzahlen allenfalls vereinzelt zum Einsatz. Selbst Fens-
ter oder Aufzüge werden zumeist individuell für die jewei-
lige Baumaßnahme in ihren Abmessungen hergestellt. Und 
auch beim Innenausbau von Wohnungen sieht es kaum 
besser aus. Die Folge: Der geringe Grad der Standardisie-
rung erschwert während des gesamten Lebenszyklus spä-
tere Modernisierungsmaßnahmen, da für jedes Projekt 
wiederum maßgeschneiderte Lösungen zu entwickeln sind. 
Doch es ist möglich und nötig, preiswerte und nachhaltige 
Systembauweisen mit industrieller Grundstruktur zu entwi-
ckeln, die architektonischen und stadträumlichen Kriterien 
dezidiert standhalten, zudem die gesamten Lebenszyklus-
kosten einbeziehen. Der Einsatz intelligenter, adaptiver 
Haustechniksysteme – vorkonfektioniert, reversibel, bau-
teilintegriert – muss dem Prinzip der Trennung von Roh- und 
Ausbaustrukturen folgen. Just-in-time-Prozesse erleichtern 
die Logistik, etwa bei Baulückenschließungen. Offene 
Bausysteme erlauben durchaus die Verknüpfung unter-
schiedlicher Materialien und differenter Elemente, um an-
spruchsvolle Architektur zu generieren. Hinsichtlich der 
Nachhaltigkeit müssen jedoch bereits im Entwurfsstadium 
zukünftige Nutzungsanpassungen antizipiert werden. Al-
lerdings setzt das vernetztes Denken und Planen voraus. 
Augenscheinlich bewirkt die Fülle von Vorschriften, ver-
streuten Innovationen und neuen Materialien, dass Archi-
tekten und Bauherren in der Regel auf bewährte Bauver-
fahren zurückgreifen. 
Bislang waren die meisten Versuche, Antworten auf diesen 
Problemkreis zu finden, aus sozialen und ökonomischen – 
aber auch technischen – Gründen wenig erfolgreich. 
Hinzu kommt, dass in jedem Wohnungsgrundriss zwei wi-
dersprüchliche Faktoren aufeinander treffen: Je größer die 
Alternativen hinsichtlich flexibler Schaltbarkeit der Zim-
mer, desto größer die Nachteile hinsichtlich individueller 
Abgrenzung. Deshalb ist es angemessener, sich auf we-
nige Alternativen variabler Zuordnung zu beschränken. 
Voraussetzung dafür freilich ist, dass Architekten akzeptie-
ren, keine ‚Allzwecklösungen‘ zu entwerfen, sondern bloß 
konkrete Werkzeuge für den speziellen Fall.
Die zukunftsweisenden Möglichkeiten des Wohnungsbaus 
liegen also weder allein in der Flexibilisierung von Woh-
nungsgrundrissen, in der Modularisierung, in neuen Typo-
logien, in der Umnutzung von Bestandbauten, noch in Bau-
gruppen oder technologischer Innovation. Vielmehr muss 
man all dies als komplementär, einander ergänzend ver-
stehen: Nur die Bandbreite unterschiedlicher Ansätze bie-
tet letztlich eine belastbare Perspektive. Notwendig ist 
eine sukzessive Transformation des gesamten Wohnungs-
angebots in adäquater regionaler Differenzierung. Und 
dafür ist das Bauen – das Bauen neuer Wohnungen – un-
erlässlich. 
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WOHNUNGSKRISE UND WOHNUNGSNOT

Die Rückkehr der Wohnungsfrage 
Andrej Holm

Die Mieterproteste in Berlin und anderen Städten haben 
die Wohnungsfrage zurück auf die politische Agenda 
gesetzt. Vor allem in den großen Städten vergeht kaum 
ein Tag, an dem nicht über neue Konflikte im Bereich der 
Wohnungsversorgung berichtet wird. Die Zeiten, in de-
nen die Ängste vor Mietsteigerung und dem Verlust der 
Wohnung als „bedauerliche Einzelfälle“ ignoriert wer-
den konnten, sind längst vorbei. Auch in fach- und par-
teipolitischen Debatten hat sich inzwischen die Erkennt-
nis durchgesetzt, dass es da tatsächlich ein Problem gibt. 
Andrej Holm geht in seinem Beitrag mehreren Fragen auf 
den Grund: Was ist eigentlich das Problem an steigenden 
Mieten? Wer ist davon betroffen? Und wie reagiert die 
Politik?  

Miete, Mehrwert, Ungleichheit

Etwa die Hälfte der Haushalte in Deutschland wohnt zur 
Miete, und in den Großstädten sind es sogar über 70 Pro-
zent. Zur Jahrtausendwende galten nach 50 Jahren wohl-
fahrtsstaatlicher Wohnungspolitik die wesentlichen As-
pekte der Wohnungsfrage als gelöst. Doch ein Blick auf 
die aktuelle Situation in den Städten verrät schnell: Die 
längst überwunden geglaubten Themen wie Wohnungs-
not, Überbelegung oder Wohnen in vernachlässigten Be-
ständen stehen wieder auf der politischen Agenda. Zent-
rale Probleme der Wohnungspolitik sind vor allem in den 
Großstädten und vielen anderen Regionen die steigenden 
Mieten und der Mangel an leistbaren Wohnungen zur Ver-
sorgung der Haushalte mit unterdurchschnittlichen Ein-
kommen. Allein in der vergangenen Dekade sind die Mie-
ten in vielen Städten deutlich angestiegen. Die Bestands-
mieten in den fünf größten deutschen Städten weisen für 
den Zeitraum von 2008 bis 2018 eine durchschnittliche 
Steigerung von 15 Prozent auf. Vor allem in Berlin (+ 32 
Prozent) und Hamburg (+ 23 Prozent) sind die Mieten in 
bestehenden Mietverhältnissen um knapp ein Drit tel be-
ziehungsweise knapp ein Viertel der Ausgangsmieten von 
2008 gestiegen. Deutlich höher fallen die Mietsteigerun-
gen der sogenannten Angebotsmieten aus, also der Miet-
preise, die bei der Neuvermietung einer Wohnung aufge-
rufen werden. Hier weist die durchschnittliche Entwicklung 
der fünf größten Städte eine Preissteigerung von über 50 
Prozent auf. Dies entspricht einem durchschnittlichen 
Mietanstieg um 4,62 Euro pro Quadratmeter (nettokalt)1.
Ein relativ neues Problem dabei ist die wachsende Lücke 
zwischen Bestands- und Neuvermietungsmieten. Im Schnitt 
der fünf größten Metropolen ist der Abstand zwischen den 
durchschnittlichen Bestandsmieten zur Neuvermietungs-
miete von 2008 bis 2018 von 1,28 auf 4,84 Euro pro Quad-
ratmeter gestiegen. Diese Situation hat drastische Auswir-
kungen auf die Wohnungsversorgung. Zum einen müssen 
Wohnungssuchende mit deutlich höheren Mietpreisen 
rechnen, sodass es bei der Neuvermietung verstärkt zu so-

zialen Ausschlüssen kommt und fast nur noch Besserverdie-
nende überhaupt die Möglichkeit haben, über den freien 
Markt eine neue Wohnung zu beziehen. Zum anderen ver-
hindern die hohen Neuvermietungsmieten Umzüge aus Be-
standswohnungen, da jeder Wohnungswechsel mit einer 
deutlichen Mietsteigerung verbunden wäre. So verbleiben 
beispielsweise ältere Alleinstehende in ihren oft zu großen 
Familienwohnungen, weil selbst ein Umzug in ein kleines 
Appartement mit erheblichen Mehrkosten verbunden ist. 
Familien, die nach der Geburt ihrer Kinder größere Woh-
nungen benötigen, können sich keinen entsprechenden 
Umzug leisten und improvisieren mit Hochbetten und Zwi-
schenwänden, um die zu kleinen Bestandswohnungen den 
neuen Nutzungsanforderungen anzupassen. 
Aus der Vermieterperspektive schließlich bleibt ein hoher 
Abstand zwischen Bestands- und Neuvermietungsmiete 
für die möglichen Ertragssteigerungen im Fall eines Miet-
wechsels. Allein mit dem Abschluss eines neuen Mietver-
trages könnten ohne jede weitere Investitionen die Erträge 
deutlich steigen. In München, Berlin und Frankfurt am Main 
liegt die mittlere Neuvermietungsrendite bei über 70 Pro-
zent. In vielen Städten häufen sich daher die Berichte über 
Modernisierungsankündigungen, Kündigungsklagen we-
gen Bagatellvergehen und Eigenbedarfskündigungen, die 
jeweils vor allem darauf gerichtet sind, die bisherigen Mie-
terinnen und Mieter zum Auszug zu bewegen. Das ver-
stärkte Verdrängungsgeschehen in vielen Städten lässt 
sich als klassische Gentrification-Ökonomie beschreiben, 

Zentrale Probleme der Woh-
nungspolitik sind vor allem in 
den Großstädten und vielen 
anderen Regionen die steigen-
den Mieten und der Mangel 
an leistbaren Wohnungen zur 
Versorgung der Haushalte mit 
unterdurchschnittlichen Ein-
kommen. 
 picture alliance/dpa
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bei der die Realisierung einer ökonomischen Strategie die 
Verdrängung der bisherigen Bewohnerinnen und Bewoh-
ner nicht nur in Kauf nimmt, sondern zur Voraussetzung 
hat.2

Die Mietsteigerungen wirken sich unmittelbar auf die Lage 
der Wohnversorgung aus. Da zugleich die Zahl der miet-
preisgebundenen Wohnungen rückläufig ist, haben es ins-
besondere Haushalte mit durchschnittlichen und unter-
durchschnittlichen Einkommen schwer, eine leistbare Woh-
nung zu finden. In einer Reihe von Studien wird das Ausmaß 
der neuen Wohnungsnot in Deutschland dokumentiert.3 
Eine Datenauswertung der Hans-Böckler-Stiftung zeigt 
für die 77 Großstädte in Deutschland, dass mehr als 40 
Prozent aller Haushalte eine Mietkostenbelastung von 
über 30 Prozent zu tragen hat. Als leistbar gelten Wohn-
kosten, wenn die Bruttowarmmieten 30 Prozent des Haus-
haltsnettoeinkommens nicht überschreiten. Allein in den 
untersuchten Großstädten wurde eine Versorgungslücke 
von 1,9 Millionen leistbaren Wohnungen festgestellt.4 In 
der Konsequenz steigt die Gefahr der offenen und ver-
deckten Wohnungslosigkeit. Die Bundesarbeitsgemein-
schaft Wohnungslosigkeit rechnet mit einem Anstieg auf 
1,2 Millionen wohnungslose Menschen.5

Doch nicht nur steigende Mieten und Verdrängungsdruck 
prägen die aktuelle Wohnungsfrage. Vor allem in Woh-
nungsbeständen, in denen es keine oder nur einge-
schränkte Aufwertungspotenziale gibt, setzen Eigentüme-
rinnen und Eigentümer immer häufiger auf Strategien der 
Desinvestition, bei der durch die Reduktion der Ausgaben 
auch geringe Mieteinnahmen einen Gewinn versprechen. 
In Nordrhein-Westfalen hatte der Landtag sogar eine En-
quetekommission „Wohnungswirtschaftlicher Wandel und 
neue Finanzinvestoren in NRW“ eingerichtet, um mögliche 
Lösungen für das Phänomen der vernachlässigten und ver-
wahrlosten Immobilienbestände zu suchen.6 

Soziale und sozialräumliche Konsequenzen 
der Wohnungsfrage 

Herausforderungen und Krisen der Wohnungsversorgung 
sind kein neues Phänomen, sondern begleiten die Stadt-
entwicklung unter marktwirtschaftlichen Bedingungen seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts. In der damaligen Woh-
nungsreformbewegung wurden vier Aspekte der Woh-
nungsfrage thematisiert, die auch heute noch eine sinn-
volle Anregung für die systematische Analyse von Woh-
nungsversorgungssystemen bieten.7 
Die quantitative Wohnungsfrage thematisiert die mengen-
mäßige Versorgungssituation mit Wohnungen auf der 
Ebene der Städte beziehungsweise Regionen (Gibt es 
überhaupt genügend Wohnungen für die jeweils lokale 
Nachfrage?), aber auch für bestimmte soziale Gruppen 
beziehungsweise Haushaltstypen (Gibt es genügend 
Wohnungen für Arme, Singles, Alte, Familien?). In den öko-
nomisch konsolidierten Städten und wirtschaftlich boo-
menden Regionen steigt durch Zuwanderungsgewinne 
und Zunahme von Einpersonenhaushalten die absolute 
Nachfrage nach Wohnungen. Wohnungspolitik muss sich 
hier letztendlich an der Sicherung einer möglichst hohen 
Wohnversorgungsquote (Verhältnis Wohnungen/Haus-
halte) messen lassen. Unabhängig vom Stand der absolu-
ten Wohnungsversorgung stellt sich angesichts einer pola-
risierten Sozial- und Einkommensstruktur in den meisten 
Städten darüber hinaus die Frage, ob es genügend leist-
bare Wohnungen für Haushalte mit unterdurchschnittli-
chen Einkommen gibt.
Als qualitative Wohnungsfrage werden alle Aspekte der 
Wohnungsversorgung zusammengefasst, die mit dem Aus-
stattungsstandard und dem Instandhaltungszustand der 
Häuser verbunden sind. Auch in diesem Bereich sind 
längst überwunden geglaubte Probleme wieder akut ge-
worden: Arm wohnt schlecht. In vielen Städten stellen die 
Substandardbestände – in der Regel Altbauwohnungen 
mit Ausstattungsdefiziten und Siedlungsbauten der 1920er 
bis 1950er Jahre – die wenigen erschwinglichen Seg-
mente des Wohnungsmarkts. Eine zweite Problemgruppe 
stellen die etwa eine Million Wohnungen dar, die im Zuge 
der massiven Privatisierungen der vergangenen Dekaden 
von institutionellen Anlegern erworben worden sind. In 
Beständen, die nicht gewinnbringend weiterverkauft wer-
den konnten, sind die Finanzinvestoren zu Bestandshal-
tern wider Willen geworden und versuchen vielerorts, 
durch Desinvestitionsstrategien das Verhältnis von Einnah-
men und Ausgaben profitabel zu gestalten und haben For-
men des „Discount-Wohnens“ hervorgebracht.8 Vor allem 
Haushalte mit geringen Ressourcen haben oft keine Alter-
native.
Studien zu Großsiedlungen in Halle-Neustadt, Bremen 
und dem Berliner Kosmosviertel zeigen zudem, wie institu-
tionelle Anleger ihre Bewirtschaftung auf die gezielte Ver-
mietung an Hartz IV-Haushalte ausrichteten. Im Zuge der 
Privatisierung günstig an größere Bestände in Großsied-
lungen gelangt, reduzierten die Investoren die Ausgaben 
für Instandhaltung und Service so drastisch, dass auch mit 
den geringen Mieteinnahmen der KdU-Sätze die Erträge 
deutlich über den Ausgaben lagen. Die Mietpreisgestal-

109

DIE RÜCKKEHR DER WOHNUNGSFRAGE
 
 

bis2019_0203_inhalt.indd   109bis2019_0203_inhalt.indd   109 12.09.19   08:3012.09.19   08:30



tung in den Plattenbaubeständen entsprach exakt den je-
weiligen Bemessungsgrenzen und wurde im Takt der be-
hördlichen Anpassung gesteigert.9 
Die rechtliche Wohnungsfrage des Mieterschutzes ist auf die 
Stabilität und Vertragsverlässlichkeit des Mietverhältnis-
ses gerichtet. Im Vergleich zu anderen europäischen Län-
dern gilt das Mietrecht in Deutschland als robuster Mieter-
schutz. Unbefristete Mietverträge, Kündigungsschutz, ein-
geschränkte Duldungspflichten und Härtefallregelungen 
bei Modernisierungsarbeiten sowie eine Begrenzung von 
Mieterhöhungen im Bestand stärken im Regelfall die Posi-
tion der Mieterinnen und Mieter.10 Doch Eigenbedarfskün-
digungen, Sonderkündigungsrechte bei genehmigten Ab-
rissen, Duldungspflichten bei sogenannten energetischen 
Sanierungen und die freie Vereinbarkeit von Neuvermie-
tungsmieten (unterhalb der Wuchergrenze) markieren die 
Grenzbereiche des Mieterschutzes. Insbesondere dort, 
wo bestehende Mietverhältnisse großen Ertragssteigerun-
gen (beispielsweise durch Verkauf von Eigentumswohnun-
gen oder hohe Neuvermietungsmieten) im Weg stehen, 
verstärkt sich der Verdrängungsdruck auf die Mieterinnen 
und Mieter.
Die sozialräumliche Wohnungsfrage schließlich betrachtet 
die Verteilungswirkungen und Ausgrenzungsprozesse der 
bestehenden Wohnungsversorgungssysteme. Insbeson-
dere auf angespannten Wohnungsmärkten verstärken sich 
die sozialräumlichen Polarisierungstendenzen, weil sich 
preiswerte Bestände auf wenige Bestandsgruppen und 
(meist unattraktive) Stadtlagen konzentrieren. Sozialstu-
dien zeigen, dass sich ärmere Haushalte in städtischen Un-
gunstlagen konzentrieren.11 Der Zugang zur Wohnungs-
versorgung weist dabei deutliche Strukturen der Ungleich-
heit auf und verstärkt die Segregation in den Städten. Oft 
sind es die in die Jahre gekommenen Großsiedlungen der 
1960er bis 1980er Jahre, die ihren Glanz als moderne So-
zialwohnungsanlagen und sozialistische Großwohnsied-
lungen längst verloren haben. Da im Vergleich zu den Alt-
bauten – wenn sie nicht sowieso schon von den innerstäd-
tischen Aufwertungsdynamiken erfasst wurden – auch 
noch die Wohnflächen knapp bemessen sind, erfüllen sie 
die Anforderungen an das Hartz IV-Wohnen selbst bei 
strengen Angemessenheitsauslegungen. Die sich etablie-
renden Zonen solchen Discount-Wohnens liegen in der Re-
gel an der Peripherie der großen Städte und beschleuni-
gen die sozialräumlichen Entmischungstendenzen in den 
Städten.12 

Wohnungspolitik mit neuen Herausforderungen

Einer sich ausweitenden öffentlichen und fachlichen Dis-
kussion der hier skizzierten Problemlagen und der neuen 
Sichtbarkeit des wohnungspolitischen Protestes ist es ge-
lungen, die Wohnungsfrage nach vielen Jahren der Igno-
ranz wieder auf die politische Agenda zu setzen. In großer 
Einhelligkeit bezeichneten 2018 die Stimmen der Großen 
Koalition die Wohnungsfrage als „die soziale Frage unse-
rer Zeit“. Trotz einer Renaissance der wohnungspolitischen 
Debatten ist der Blick auf die bisherigen Ergebnisse er-
nüchternd: Die Politik reagiert auf Bundesebene mit einem 
unzureichenden Programm aus Neubauförderung, Wohn-
geld und Mietpreisbremse. Einige Kommunen setzen auf 
Strategien für mehr Milieuschutz, Sozialquoten beim Neu-
bau und Zweckentfremdungsverboten, können aber den 

steigenden Verwertungsdruck in den Städten damit kaum 
mildern.13 

Wohngeld zwischen Almosen 
und Wirtschaftsförderung

Wohngeld und auch die Übernahme der Kosten der Unter-
kunft (KdU) gehören zu den Instrumenten der Subjektförde-
rung, bei denen der Staat Geld an Haushalte zahlt, um 
deren Positionen auf der Nachfrageseite des Wohnungs-
marktes zu stärken. Insbesondere geringverdienende 
Menschen werden so in die Lage versetzt, sich über den 
normalen Markt mit Wohnungen zu versorgen. Befürwor-
ter der Subjektförderung heben die Zielgenauigkeit und 
Flexibilität des Instrumentes hervor. Da die Zahlung in der 
Regel auf der Basis einer Einkommensprüfung erfolgt, wer-
den Fehlallokationen ausgeschlossen, die etwa im geför-
derten Wohnungsbau entstehen, wenn Haushalte mit in-
zwischen gestiegenen Einkommen in den geförderten 
Wohnungen verbleiben. Zudem könnten die Zahlungen an 
die Haushalte – anders als langfristig konzipierte Miet-
preisbindungen im geförderten Wohnungsbau – flexibel 
an veränderte Bedarfslagen angepasst werden.14

Kritik an der Subjektförderung bezieht sich auf die ungenü-
genden Sozialeffekte und auf den Charakter einer indirek-
ten Wirtschaftsförderung. Untersuchungen in den Groß-

In einem Plattenbau, nahe dem Alexanderplatz, sind in der 
Abenddämmerung einige Fenster erleuchtet. Der Zugang 
zur Wohnungsversorgung weist Strukturen der Ungleichheit 
auf und verstärkt die Segregation in den Städten. Oft sind es 
die in die Jahre gekommenen Großsiedlungen der 1960er 
bis 1980er Jahre, die ihren Glanz als moderne Sozialwoh-
nungsanlagen oder sozialistische Großwohnsiedlungen 
längst verloren haben. picture alliance/dpa
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städten zeigten, dass Wohngeldzahlungen das Ziel einer 
leistbaren Wohnversorgung verfehlen: Selbst unter Be-
rücksichtigung der staatlichen Zahlungen lagen die Miet-
belastungsquoten der Wohngeldhaushalte im Durch-
schnitt bei weit über 40 Prozent.15 Darüber hinaus ist der 
wohnungspolitische Effekt der Subjektförderung auf den 
jeweiligen Zahlungszeitraum beschränkt, während Wohn-
raumförderungen längerfristige Belegungsbindungen be-
wirken, die auch bei einem Umzug der Haushalte erhalten 
bleiben. Zudem ist das Wohngeld im Vergleich zur Wohn-
raumförderung ein vergleichsweise teures Subventions-
programm, da Subjektförderungen – anders als beispiels-
weise bei zinsfreien oder zinsvergünstigten öffentlichen 
Darlehen im Rahmen der Wohnraumförderung – keine 
Rückflüsse haben.16 Die Hauptkritik an der Subjektförde-
rung jedoch stellt die Zahlungsketten ins Zentrum und the-
matisiert die Geldflüsse der Fördermittel über die Mietzah-
lungen zur Vermieterseite als indirekte Wirtschaftsförde-
rung. Mit bis zu 18 Milliarden Euro Gesamtumfang von 
Wohngeld und KdU ist die Wohnungswirtschaft einer der 
am höchsten subventionierten Wirtschaftszweige der Bun-
desrepublik.17

Bauen, Bauen, Bauen? Beschränkte Effekte 
der Neubauförderung

Wie bereits einige Flächenländer (Nordrhein-Westfalen) 
und Städte (Berlin, Hamburg, Köln, München) setzt auch 
die Große Koalition im Bund auf die Forcierung des Neu-
baus. Ausgehend von Analysen, die den Nachfrageüber-
hang in den prosperierenden Städten und Regionen als 
ursächlich für die steigenden Mieten ansehen, wird vieler-
orts auf zusätzliche Anreize für den Wohnungsbau und 
eine Beschleunigung der Genehmigungsverfahren ge-

setzt.18 In einer Reihe von Städten wurden Bündnisse für 
das Wohnen ins Leben gerufen. In der Regel ging die Initi-
ative dazu von den Stadtregierungen aus, die die Bünd-
nisse dazu nutzen, gemeinsame Ziele mit privaten Wohn-
marktakteuren und kommunalen Wohnungsversorgern zu 
entwickeln und durchzusetzen. Auf Bundesebene fordert 
ein breiter Zusammenschluss von mittlerweile über 30 Ver-
bänden, einen angenommenen Neubau-Nachholbedarf 
von bundesweit 300.000 Wohnungen möglichst rasch zu 
realisieren. Ziel der Aktion sei es, „den Wohnungsbau in 
allen Preissegmenten wieder attraktiver zu machen und 
ihm ein solides Fundament zu geben“.19 Die Aktivität der 
Bundesregierung zur Neubauförderung beschränkt sich 
vor allem auf das Instrument der Wohnraumförderung. 
Trotz der Erhöhung im Bereich der Wohnraumförderung 
auf einen Umfang von etwa eine Milliarde Euro pro Jahr 
lässt diese nur begrenzte Mengeneffekte erwarten. Der 
Förderumfang wurde seit 2016 auf etwa 25.000 Bewilli-
gungen pro Jahr erhöht, dennoch reicht das aktuell ge-
plante Mengengerüst der Wohnraumförderung nicht aus, 
die bereits bestehenden Versorgungslücken zu schlie-
ßen.20 Selbst ohne Bindungsverluste würde es mit der der-
zeitigen Förderquote etwa 80 Jahre brauchen, um allein 
das Versorgungsdefizit der Großstädte auszugleichen. Da 
die Förderprogramme des sozialen Wohnungsbaus in der 
Vergangenheit lediglich zeitlich befristete Mietpreis- und 
Belegungsbindungen vorsahen, laufen jedes Jahr die Sozi-
albindungen von zehntausenden Wohnungen aus frühe-
ren Programmjahren aus. Trotz steigender Bewilligungs-
zahlen reicht das aktuelle Fördervolumen nicht einmal aus, 
um die Abgänge durch auslaufende Bindungen zu kom-
pensieren. Allein zwischen 2013 und 2017 standen den Be-
willigungen für knapp 88.000 Neubauwohnungen des 
 sozialen Wohnungsbaus etwa 410.000 auslaufende Sozi-
albindungen gegenüber. Trotz der eingesetzten Bundes-
mittel in Höhe von insgesamt etwa 4,4 Milliarden Euro in 
diesem Zeitraum hat sich die Gesamtzahl der Sozialwoh-
nungen um 318.000 verringert. Auch die nun angekündigte 
Verstetigung der Förderung in der Höhe von fünf Milliar-
den Euro bis 2021 wird den Rückgang nicht aufhalten. Am 
Ende der jetzt vorgeschlagenen Förderperiode werden es 
etwa 120.000 Sozialbindungen weniger sein als 2017.21 
Zudem sind die meisten Wohnungsbauprogramme nicht 
für die Versorgung der Haushalte ausgelegt, die am drin-
gendsten auf eine Unterstützung angewiesen sind. Mit 
Mietpreisen von 6,50 bis 8,50 Euro pro Quadratmeter lie-
gen die Sozialmieten zwar deutlich unter den Preisen pri-
vat finanzierter Neubauten, sind aber für Geringverdiener 
immer noch zu teuer.22

Weder der private noch der im Umfang begrenzte öffentli-
che Wohnungsbau werden die Defizite an leistbaren 
Wohnungen tatsächlich ausgleichen können. 

Bremsen, Deckeln, Einfrieren! Instrumente 
der Mietpreisregulation

Neben der Förderung des Neubaus und der Hoffnung auf 
die Sickereffekte des Marktes sind es vor allem Eingrif fe in 
die Mietpreisgestaltung, mit denen der Staat versucht, die 
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Wohnungskrise in den großen Städten mit angespannten 
Wohnungsmärkten in den Griff zu bekommen. Die 2015 
beschlossene Mietpreisbremse soll in ihrem Geltungsbe-
reich die Neuvermietungsmieten in Gebieten mit ange-
spannten Wohnungsmärkten bei maximal zehn Prozent 
über den ortsüblichen Vergleichsmieten kappen. Um der 
Kritik von Immobilien- und Eigentümerverbänden zuvorzu-
kommen, werden alle Mietverträge, die nach umfassenden 
Modernisierungsarbeiten abgeschlossen werden, und 
Erstvermietungen von Neubauten von der Mietpreis-
bremse ausgenommen. Zudem wird Eigentümerinnen und 
Eigentümern in Wohnungen mit Mieten über der örtlichen 
Vergleichsmiete ein Bestandsschutz der überhöhten Miet-
preise zugestanden.23 Studien belegen, dass die Miet-
preisbremse ihre Wirkung weitgehend verfehlt. Auch in 
Städten mit gültiger Mietpreisbremse sind die Angebots-
mieten weiter gestiegen.24 Zudem lädt das Gesetz zu Um-
gehungsstrategien ein, weil beispielsweise keine Regelun-
gen für möblierte Wohnungen festgelegt worden sind. Seit 
Einführung der Mietpreisbremse ist in den einschlägigen 
Portalen das Angebot von möblierten Wohnungen deut-
lich angestiegen. Neben diesen Umsetzungsproblemen 
gibt es auch einen systematischen Grund, warum die Miet-
preisbremse nur einen begrenzten Beitrag für die soziale 
Wohnungsversorgung leisten kann. Mit einer Kappung 
knapp über den ortsüblichen Vergleichsmieten werden vor 
allem Haushalte mit durchschnittlichen und überdurch-
schnittlichen Einkommen begünstigt. Haushalte mit gerin-
gen Einkommen sind auf unterdurchschnittliche Mietpreise 
angewiesen, und ebensolche kommen durch die Miet-
preisbremse nicht zu Stande. Die Versorgungssituation für 
Haushalte mit niedrigen Einkommen beziehungsweise im 
Sozialhilfebezug wird sich durch die bundespolitischen In-
itiativen nicht verbessern. 
Die angemessene Wohnungsversorgung der Armen bleibt 
also im Wesentlichen eine kommunalpolitische Aufgabe 
und Gegenstand von lokalpolitischen Auseinandersetzun-
gen. So nutzen viele Städte die Möglichkeiten des Beson-
deren Städtebaurechts, um soziale Erhaltungssatzungen 
festzusetzen, in denen Modernisierungsmaßnahmen und 
Mietsteigerungen beschränkt werden können. Allein in 
Berlin wurde zwischen 2016 und 2018 die Zahl der Erhal-
tungssatzungsgebiete von 28 auf über 50 Gebiete ausge-
weitet. Sie umfassen damit ein Gebiet mit einer Einwohner-
zahl von über 850.000.25 Zudem hat der Berliner Senat be-
schlossen, im Rahmen eines Berliner Mietengesetzes die 
Mietpreise in der Hauptstadt für fünf Jahre einzufrieren. 
Mit dem Vorhaben betrit t die rot-rot-grüne Landesregie-
rung juristisches Neuland, dann die Regelung wird nicht 
innerhalb des Mietrechts ausgestaltet, sondern im Rahmen 
einer landesgesetzlichen Preisregulierung.26

Wohnen als soziale Infrastruktur denken!

Neubauprogramme und Wohngeld sind typische Instru-
mente der Wohnungspolitik, die versuchen, soziale Ziele 
durchzusetzen, ohne die Rentabilität des Wohnungsmarkts 
zu gefährden. Sie finden in der Regel eine breite Zustim-
mung bis hinein in die wohnungswirtschaftlichen Verbände 
und wirtschaftsliberale Kreise.27 Rechtliche Eingrif fe, die 
wie die Mietpreisbremse oder auch der in Berlin diskutierte 
„Mietendeckel“ die Gewinnmöglichkeiten der Wohnungs-
vermietung unmittelbar einschränken, provozieren deutli-

che Abwehrhaltungen auf Seiten der Immobilien- und 
Wirtschaftsverbände. Das ist keine Überraschung, denn 
soziale Wohnversorgung und Höchsterträge schließen 
sich aus, da es für günstige Mietpreise innerhalb der 
Marktlogik keinen Anreiz gibt. Der Soziologe und Planer 
Willem van Vliet nennt dies treffend eine „sozialen Blind-
heit des Wohnungsmarkts“.28 Eine Reihe von kritischen Au-
toren sehen deshalb die Voraussetzung einer sozial orien-
tierten Organisation der Wohnungsversorgung in deren 
Dekommodifizierung und Vergesellschaftung.29 
In fachpolitischen Debatten hierzulande wird mit dem 
Stichwort der Neuen Wohnungsgemeinnützigkeit seit eini-
gen Jahren in diesem Zusammenhang über die Wiederein-
führung der 1989 in der alten Bundesrepublik abgeschaff-
ten Wohnungsgemeinnützigkeit diskutiert.30 Gemeint sind 
damit vor allem ein kommunaler, gemeinnütziger oder ge-
nossenschaftlicher Wohnungsbesitz, aber auch Formen 
der Mieterselbstverwaltung, die einen späteren Verkauf 
der Grundstücke zur Realisierung eines Gewinns aus-
schließen und die Langzeiteffekte der Wohnungsbewirt-
schaftung sozialisieren. Dieses Herauslösen der Woh-
nungsversorgung aus den Marktlogiken kann dabei als 
Ziel und Maßstab für die Bewertung wohnungspolitischer 
Programme und Regelungen verstanden werden. Die Kon-
flikte rund um die Wohnungsversorgung wirken jedoch 
nicht einfach aus ihrer ökonomischen Logik heraus, son-
dern sind politisch-administrativ eingebettet. Jede woh-
nungspolitische Reform steht daher auch vor der Aufgabe, 
die bestehenden Rahmenbedingungen des politisch-ad-
ministrativen Systems zu verändern und die Interessen-
blöcke des aktuellen Verwertungsregimes aufzubrechen. 
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Das Wohnungswesen ist ein hochkomplexes System, das 
nur im Zusammenspiel verschiedener Akteure funktioniert. 
So setzt ein städtischer Wohnungsmarkt die Kooperation 
von Grundeigentümerinnen und -eigentümern, finanzie-
renden Banken, Architektinnen und Architekten sowie 
Stadtplanern und Stadtplanerinnen, der Bauwirtschaft 
und in der Regel der Stadtverwaltungen voraus. Politische 
und administrative Rahmenbedingungen, wie etwa die 
Steuergesetzgebung, das Bau-und Mietrecht, Denkmal-
schutzbestimmungen und Förderprogramme, haben einen 
wesentlichen Einfluss auf die Investitionsaktivitäten. All die 
benannten Akteursgruppen haben ein gemeinsames Inter-
esse an der Bodenverwertung der Stadt und müssen sich 
auf ein gemeinsam geteiltes Programm für den Wohnungs-
bau einigen. Der Stadtplaner Harald Bodenschatz spricht 
in diesem Zusammenhang von der Konstitution wohnungs-
politischer Interessenblöcke.31 Während das Interesse von 
Eigentümerinnen und Eigentümern, Banken und der Bau-
wirtschaft vor allem wirtschaftlich begründet werden kann, 
ist die aktive Rolle von Stadtregierungen in erster Linie über 
Strukturen der Klientelpolitik und eine zunehmend unter-
nehmerische Orientierung von Stadtpolitiken zu erklä-
ren.32 Eine Durchsetzung des Wohnens als soziale Infra-
struktur steht daher nicht nur vor der Herausforderung ei-
ner Sozialisierung der Wohnungsversorgung, sondern 
wird in hohem Maß von einer Neukonstitution stadtpoliti-
scher Interessenkoalitionen abhängen. Letztendlich wird 
eine andere Wohnungspolitik nur möglich, wenn es ge-
lingt, bestehende Interessenblöcke aufzubrechen und 
neue stadtpolitische Koalitionen zu bilden.
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Die 2015 beschlossene Miet-
preisbremse soll in ihrem 
 Geltungsbereich die Neuver-
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mit angespannten Wohnungs-
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 picture alliance/dpa

113

DIE RÜCKKEHR DER WOHNUNGSFRAGE
 
 

bis2019_0203_inhalt.indd   113bis2019_0203_inhalt.indd   113 12.09.19   08:3012.09.19   08:30



neuer Wohnungsknappheit leisten? Studie im Auftrag der Aktion Impulse 
für den Wohnungsbau. URL: https://web.gdw.de/uploads/pdf/Studie_
RegioKontext.pdf [04.07.2019]. 
 19 Aktion Impulse für den Wohnungsbau, 31 Verbände legen in Berlin 
Positionspapier zum Wohnungsbau vor. Pressemitteilung, 18.3.2014. 
 20 24. Bundesregierung (2018): Bericht der Bundesregierung über die 
Verwendung der Kompensationsmittel für den Bereich der sozialen Wohn-
raumförderung 2017. Bundestags-Drucksache 19/3500, 19.07.2018. 
 21 Bundesregierung (2017): Bericht der Bundesregierung über die Ver-
wendung der Kompensationsmittel für den Bereich der sozialen Wohn-
raumförderung 2017. Bundestags-Drucksache 19/3500; BMI (2018): Bund 
setzt klare Impulse beim sozialen Wohnungsbau. Pressemitteilung des 
BMI vom 11.07.2018; Statistisches Bundesamt (2018): Bauen und Wohnen, 
Baugenehmigungen/Baufertigstellungen (Lange Reihen). Wiesbaden.  

 22 Hans-Böckler-Stiftung (2018): Wem nutzen wohnungspolitische Maß-
nahmen? Mengeneffekte und soziale Reichweite beim Wohngeld, der 
Wohnraumförderung und der Mietpreisbremse in 77 deutschen Groß-
städten. Working Paper Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung, 
Nr. 93/2018, hier S. 48 ff. 
 23 Andrej Holm (2014) Feigenblatt Mietpreisbremse. In: Blätter für deut-
sche und internationale Politik, 5/2014, S. 20–22. 
 24 Vgl. Arnt von Bodelschwingh u. a. (2016): Wiedervermietungsmieten 
und Mietpreisbremse in Berlin. Kurzanalyse für den Berliner Mieterverein 
e. V. Berlin; Philipp Deschermeier u. a. (2017): Evaluation der Mietpreis-
bremse. IW policy paper 5/2017. Köln: Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW). 
 25 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen (Berlin) (2019): 
Soziale Erhaltungsgebiete. URL: https://www.stadtentwicklung.berlin.
de/staedtebau/foerderprogramme/stadterneuerung/soziale_erhal-
tungsgebiete/index.shtml [04.07.2019]. 
 26 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen (Berlin) (2019): 
Eckpunkte für ein Berliner Mietengesetz (Mietendeckel), Senatsvorlage 
Nr. S- 2365/2019. URL: https://www.stadtentwicklung.berlin.de/woh-
nen/wohnraum/mietendeckel/download/Senatsbeschluss_Eckpunkte_
Mietengesetz.pdf [04.07.2019]. 
 27 BMWi (2018): „Soziale Wohnungspolitik“. Gutachten des Wissen-
schaftlichen Beirates beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(BMWi). Berlin. 
 28 Willem van Vliet (Hrsg.) (1990): International Handbook of Housing 
Policies and Practices. New York, S. 4. 
 29 Vgl. Neil Smith/Peter Williams (1986): From “Renaissance” to Restruc-
turing: The Dynamics of Contemporary Urban Development. In: dies. 
(Hrsg.): Gentrification of the City. Boston, S. 204–224; Michael Harloe 
(1995): The People’s Home: Social Rented Housing in Europe and America. 
Oxford. 
 30 Siehe: Jan Kuhnert/Olof Leps (2017): Neue Wohnungsgemeinnützig-
keit (NWG). Wege zu langfristig preiswertem und zukunftsgerechtem 
Wohnraum. Wiesbaden; Andrej Holm/Sabine Horlitz/Inga Jensen (2017): 
Neue Wohnungsgemeinnützigkeit. Voraussetzungen, Modelle und er-
wartetet Effekte. Studie im Auftrag der Rosa- Luxemburg-Stiftung. 
 31 Vgl. Harald Bodenschatz (1987): Platz frei für das neue Berlin. Ge-
schichte der Stadterneuerung in der größten Mietskasernenstadt der Welt 
seit 1871. Berlin, hier: S. 10. 
 32 Vgl. David Harvey (1989): From Managerialism to Entrepreneurialism: 
The Transformation in Urban Governance in Late Capitalism. In: Geogra-
fiska Annale, Series B 1/1989, S. 3–17; Neil Brenner/Nik Theodore (2002): 
Spaces of Neoliberalism. Urban Restructuring in North America and Wes-
tern Europe. 

Dr. Andrej Holm, Jahrgang 1970, ist promovierter Sozialwissen-
schaftler und wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Humboldt-
Universität zu Berlin. Seine Themen sind die Stadt- und Woh-
nungspolitik sowie die damit verbundenen gesellschaftlichen 
Konflikte. In seinen Forschungsprojekten beschäftigt er sich u. a. 
mit Stadterneuerung, Gentrification und Zwangsräumungen. Ne-
ben seiner wissenschaftlichen Arbeit engagiert er sich seit über 
25 Jahren in Stadtteilinitiativen und Mieterorganisationen und 
setzt sich aktiv für das Recht auf Wohnen ein.

 
U

N
SE

R 
A

U
TO

R

Das Konzentrationslager Dautmergen bei Balingen war eines von ins-

gesamt sieben Konzentrationslagern, die dem mörderischen Unterneh-

men „Wüste“ dienten. Hier sollte in großem Stil aus Ölschiefer Öl für  

die Rüstungsproduktion des NS-Regimes gewonnen werden.

In den sieben Lagern, die als Außenlager zum KZ-Komplex Natzweiler-

Struthof gehörten, arbeiteten ab Juni/Juli 1944 über 12 000 Häftlinge. 

Weit mehr als 3500 von ihnen starben infolge der unmenschlichen 

Arbeits- und Lebensbedingungen oder wurden grausam ermordet.

Dr. Andreas Zekorn legt mit dem vorliegenden Buch eine umfassende 

Darstellung des Konzentrationslagers Dautmergen vor. Sie reicht von 

der Planung des Lagers über die Opfer und deren Haftbedingungen bis 

hin zu den Tätern, der juristischen Aufarbeitung der Verbrechen und 

der Erinnerungsarbeit vor Ort nach 1945.

6.50 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop  

der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop

Ein Konzentrationslager des 
Unternehmens „Wüste“

Todesfabrik 
KZ Dautmergen
Todesfabrik 
KZ Dautmergen

Andreas Zekorn Todesfabrik KZ Dautmergen
Ein Konzentrationslager des Unternehmens „Wüste“
Autor: Andreas Zekorn
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BETONGOLD

Wie der Immobilienhype 
durch mein Wohnzimmer marschiert
Katrin Rothe

Katrin Rothe wohnt in Berlin-Mitte in einem bezahlbaren 
Altbau zur Miete, als ihr eine Modernisierungskündigung 
ins Haus flattert. Ein Investor hat das Haus gekauft, in 
dem sie lebt. Er zieht alle Register, um die geplante Lu-
xussanierung der Mietwohnungen und ihre Umwandlung 
in Eigentumswohnungen durchzuführen. Die Bewohner 
und Bewohnerinnen des Hauses fassen den Beschluss, zu 
bleiben und für ihre Wohnungen zu kämpfen. Katrin Ro-
the erzählt die Geschichte ihrer Entmietung und ihrer 
Politisierung, als sie bemerkt, dass sie Teil eines großen 
Verdrängungsprozesses ist, der in vielen Städten statt-
findet. Der persönliche Bericht schildert eines der wich-
tigsten sozialen Themen in Deutschland: Die Verdrän-
gung von Mietern und Mieterinnen aus Wohnungen in 
Großstädten. 

Dies ist die Geschichte meiner Entmietung. Was mir und 
meinen Nachbarn passiert ist, passiert in Deutschland im-
mer mehr Menschen. Deshalb habe ich mich entschlossen, 
mein Tagebuch zu veröffentlichen. Um aufzuklären – und 
um Mut zu machen.
Die globale Finanzkrise begann als amerikanische Immo-
bilienblase. Von Los Angeles flog sie über die Ostküste 
nach Europa. Jetzt erleben wir seit etlichen Jahren in Berlin 
und anderen deutschen Großstädten einen Immobilien-
boom. Anleger investieren ihr Geld in Häuser und Woh-
nungen: Betongold. Ein bisschen Sicherheit in einer 
schwankenden Welt. Bis zu dem Tag, an dem ich eine 
zehnseitige Modernisierungsankündigung erhielt, hatte 
ich geglaubt, das hätte alles nichts mit mir zu tun.
Ich wohne mit meinen zwei Kindern in einem der letzten un-
sanierten Altbauten in Berlin-Mitte. Fünf Stockwerke, Vor-
derhaus, enger Hinterhof, Hinterhaus. Erbaut in der Grün-
derzeit, Ende des 19. Jahrhunderts. Vorne eine zerbröselte 
Stuckfassade. Kürzlich ist unser Haus verkauft worden. Jetzt 
gehört es einem „dynamischen Immobilienunternehmen“. 
Auf der Website meines neuen Vermieters wird mit „einzig-
artigen Wohnungsbauten in Toplagen“ und mit dem „Ent-
wicklungspotential“ von Häusern geworben. Hellgelb oder 
weiß getünchte Altbauten zieren die Inserate.
Meine Nachbarn: vier Mütter mit ihren Kindern, ein älterer, 
komischer Kauz, ein Programmierer mit protzigen Stunden-
sätzen. Es gibt eine Studenten-WG, zwei Künstlerpaare 
und ein Paar, das jetzt schon viel Miete zahlt. Die Quadrat-
meterpreise in unserer Gegend sind so stark gestiegen, 
dass die Hausverwaltung jede frei werdende Wohnung zu 
Höchstpreisen neu vermieten konnte. Die Modernisie-
rungsankündigung wird schnell das wichtigste Gesprächs-
thema, wenn wir uns im Treppenhaus begegnen: Hilfe, wir 
werden verdrängt! Für mich ist das alles Neuland. Ich 
wohne seit 16 Jahren in meiner Wohnung.

Das Wohnen ist in den letzten Monaten ungemütlich ge-
worden. Das Treppenhaus wird nicht mehr gereinigt, das 
Licht im Flur ist ständig kaputt. Nach der Wende hat sich 
niemand um das Haus oder uns Mieter geschert. Viele 
Nachbarn haben selbst Heizungen eingebaut, die Dielen 
abgeschlif fen und ihre Bäder renoviert. Es war unser Haus. 
Seit einem halben Jahr ist alles anders.
Der neue Eigentümer hatte uns kürzlich Einzelgespräche 
angeboten. Ein Gemeinschaftstermin mit allen Mietern 
war nicht erwünscht. Eine Nachbarin traf sich mit ihm in 
einer Pizzeria. Es kam nicht der Eigentümer selbst, sondern 
ein Mitarbeiter. Unser Haus werde in Eigentumswohnun-
gen umgewandelt, sagte er. Aber man habe doch als Mie-
terin ein Vorkaufsrecht, hakte die Nachbarin nach. Sie 
könne nur 120- oder 160-Quadratmeter-Wohnungen kau-
fen, so die knappe Antwort. Dann erzählte der Mitarbeiter 
von geplanten Durchbrüchen. Sie wollen Wohnungen zu-
sammenlegen. Und weil sich große und leere Wohnungen 
am besten verkaufen lassen, sollen wir raus.
Seither treffen wir Nachbarn uns öfter, überlegen, was wir 
tun können. Ich will nicht weg. Meine Kinder gehen in die 
Schule nebenan. Ich kenne den Bäcker, den vietnamesi-
schen Gemüsehändler, die Betreiber der umliegenden Ca-
fés. Wir haben Freunde hier, Familien mit gleichaltrigen 
Kindern. Aber die Statistiken sprechen gegen uns. Die Er-
fahrung zeigt, dass Investoren die Häuser über kurz oder 
lang leer kriegen. Bis auf ein, zwei hartnäckige, meist 

 Bilder: Caroline Hamann
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männliche Mieter ziehen am Ende doch fast alle aus. Wir 
wissen das. Vielleicht werden wir es trotzdem schaffen. 

Ich habe eine schriftliche Ablehnung der Modernisierung 
zur Nachtpost gebracht. Darin schreibe ich, dass ich keine 
zwei Balkone brauche und wegen der angekündigten 
Mieterhöhung „soziale Härte“ geltend machen werde. 
Über 100 Prozent soll meine Miete nach der Modernisie-
rung steigen! Die Formulierungen gingen via E-Mail im 
Haus herum. Wir haben uns mittlerweile vernetzt. Das ist 
jetzt das fünfte Mal, dass ich abends noch einen Brief an 
die Hausverwaltung schreibe. 
Wir sind alle in Mietervereine eingetreten oder haben 
Rechtsschutzversicherungen abgeschlossen. Ein Anwalt 
kam ins Haus und hat uns aufgeklärt: Bloß nichts unter-
schreiben, und keine Bauarbeiter in die Wohnung lassen. 
Merke: Kauf bricht nicht Mietvertrag! So steht es im Bürger-
lichen Gesetzbuch, Paragraf 566. Selbst beim Verkauf un-
serer Wohnungen als Eigentumswohnungen bleiben un-
sere Mietverträge bestehen. Auch kann die Miete nicht 
einfach exorbitant steigen. 
Die Kosten für Modernisierungsarbeiten können zwar auf 
die Miete aufgeschlagen werden, aber nicht alles, was re-
noviert wird, ist eine Modernisierung. Eigentum verpflich-
tet, und ein Vermieter ist angehalten, sein Haus instand zu 
halten. Da viele Jahre nur die allernotwendigsten Repara-
turen gemacht wurden, gehören viele der in der Moderni-
sierungsankündigung gelisteten Arbeiten in den Bereich 
der Instandhaltung. Das alles macht das Mietrecht zu einer 
hochkomplexen Angelegenheit. Hoffnungsvoll stimmt mich 
die Auskunft des Anwalts, dass für meine Wohnung nur 100 
bis 250 Euro Mieterhöhung realistisch wären. Das kann ich 
notfalls stemmen, denke ich. In der Modernisierungsan-
kündigung des Vermieters standen 500 Euro.
Ich kaufe mir eine kleine und unauffällige Kamera. Sie wird 
als „rebel cam“ bezeichnet. Jetzt kann ich zu jeder Tages- 
und Nachtzeit filmen. Die Kamera soll mich auch schützen. 
Ich wohne allein mit den Kindern, und wenn etwas unheim-
lich ist, werde ich sie einfach anschalten, so mein Plan. Was 
ich nicht filmen kann, zeichne ich als Trickfilm. Außerdem 
führe ich ein Bautagebuch. Wenn man die Miete  mindert 

wegen einer Baustelle, muss man beweisen können, wann, 
wo und wie Lärm war. Ich dokumentiere ab jetzt alles.

Der neue Eigentümer will meine Wohnung besichtigen. Ich 
habe ihm einen Termin angeboten, jedoch keine Bestäti-
gung erhalten. Jetzt weiß ich nicht, was ich machen soll. 
„Lassen Sie ihn besichtigen, dann haben Sie es hinter sich“, 
sagt der Anwalt von der Mieterberatung lapidar. Einmal im 
Jahr darf ein Eigentümer ohne besonderen Grund eine 
Wohnung angucken. „Sehen Sie zu, dass Sie einen Zeugen 
dabei haben“, sagt er dann noch. „Möglichst einen körper-
lich präsenten Mann.“
Muss man dem Eigentümer erlauben, Fotos zu machen? 
Nein, muss man nicht. Was muss man sich alles gefallen 
lassen? Wann holt man die Polizei? Beim abendlichen 
Nachbartreffen reden irgendwann alle durcheinander. 
Das Wichtigste ist, dass wir zusammenhalten. Wenn jetzt 
keiner mehr auszieht, also jede Etage noch mit Mietern be-
setzt ist, wird es schwer, die Durchbrüche und Zusammen-
legung der Wohnungen durchzuführen. 
Heute soll nun die Besichtigung sein. Überpünktlich klopft 
es an der Tür. Ich öffne die Tür. Vier Leute. Sie beharren da-
rauf reinzukommen. Sie sagen, sie hätten den Termin be-
stätigt. „Ich habe nichts erhalten.“ Der neue Eigentümer 
wird energisch. Er kommt nah an mich ran, stellt sich breit-
beinig auf. Er droht mal laut, mal leise: „Wenn Sie mich jetzt 
nicht rein lassen, klage ich auf Zutrit t, und wenn Sie mich 
dann immer noch nicht rein lassen, fliegen Sie gleich raus.“ 
Ich merke, dass ich am ganzen Leib zit tere. „Na schön“, 
sage ich, „dann weiß ich wenigstens, woran ich bin.“ Ich 
fühle Panik aufsteigen. Alles, was ich mir zurechtgelegt 
hatte, alle Argumente, Sprüche, Sätze wurden von den Pro-
fis in null Komma nichts weggewedelt. 
Abends erzählen die Nachbarn, wie es bei ihnen war: Der 
Eigentümer schien irritiert, dass überall Zeugen dabei wa-
ren. Vielleicht hatte er nicht mit so viel Zusammenhalt ge-
rechnet. 

Wir haben uns an die Politik gewandt, waren beim Bezirks-
bürgermeister. Der hat mit uns Kaffee getrunken, sich die 
Modernisierungsankündigung angesehen und gesagt, er 
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könne nichts machen. Dass es offensichtliche Widersprü-
che gibt zwischen dem, was der Eigentümer uns schriftlich 
ankündigt, und dem, was er tatsächlich mit uns Mietern 
vorhat, sei nicht von Belang. Wenn das Gas abgestellt 
wird oder es keine Heizung mehr gibt, sollen wir wieder-
kommen. Dann sei der Bezirk zuständig.
Schon jetzt zeichnet sich ab: Wer keinen Hochschulab-
schluss hat, lässt sich schneller einschüchtern und zieht 
aus. Heißt Demokratie, juristisch korrekte Briefe schreiben 
zu können und möglichst viele Anwälte im Bekanntenkreis 
zu haben? Das sollte doch ein Thema der Politik sein! 
Schließlich hat die Politik ja auch dafür gesorgt, dass Bund, 
Länder und Gemeinden seit Ende der 1990er Jahre Hun-
derttausende Wohnungen an private Unternehmen ver-
kauft haben. Diese Privatisierung trägt dazu bei, dass es 
auf dem Wohnungsmarkt immer mehr um Renditen und im-
mer weniger um Menschen geht. 
Mittlerweile – fünf Monate sind vergangen – ist die korri-
gierte Modernisierungsankündigung für unsere Wohnun-
gen formal gültig. Auch wenn wir nichts unterschrieben ha-
ben, kann der Eigentümer nun anfangen zu modernisieren, 
muss jedoch seine Kosten anschließend nachweisen, wenn 
er die Miete erhöhen will. Morgen soll das Gerüst aufge-
baut werden.
Ich finde einen Text für ein Warnschild im Internet. Ich dru-
cke die Seite mehrfach aus, gleich für die Nachbarn mit: 
„Warnung! Wir machen unseren Vermieter, dessen Mitar-
beiter und von ihm beauftragte Handwerker vorsorglich 
darauf aufmerksam, dass wir den Zutrit t zu unserer Woh-
nung und unserem Keller nur nach schriftlicher, begründe-
ter Anmeldung gestatten.“ Ich klebe den Zettel an meine 
Wohnungstür. Türen sind magisch. Selbst wenn sie offen 
stehen, kann ein Vermieter nicht so einfach reinkommen. 
Hinter der Tür beginnt meine Privatsphäre. Ein Recht, des-
sen Tragweite ich erst jetzt begreife. Sollten unsere Räume 
ohne unsere Zustimmung betreten werden, können wir 
Strafanzeige wegen Hausfriedensbruchs (§123 StGB) bzw. 
wegen Sachbeschädigung (§§303, 303c StGB) und Dieb-
stahls (§§242ff. StGB) erstatten.

Mein Sohn bringt die Post hoch. Brief ohne Briefmarke, das 
heißt nichts Gutes. Einwurfsendung der Hausverwaltung. 
Es gibt Kaufinteressenten. Meine Knie sind weich. Die leere 
Wohnung über mir wird schon länger zum Verkauf an-
geboten. Man hört oft Schrit te, vor allem sonntags. Die 
Mieterberatung sagt dazu Folgendes: Eigentümer und 
Makler haben prinzipiell das Recht, zusammen mit Kaufin-
teressenten die Wohnung zu betreten. Wenn man Kaufin-
teressenten verprellt, wäre dies ein Kündigungsgrund. 
Man braucht aber nur Leute reinlassen, die schriftlich an-
gemeldet sind. Man kann sich auch Ausweise zeigen las-
sen. Recht und Regel ist, am Anfang maximal drei Mal im 
Monat Käufer in Wohnungen lassen zu müssen, und nicht 
mehr als je drei bis fünf Personen insgesamt. Ansonsten gilt: 
Relaxt bleiben. 
Am Besichtigungstag kommen zwei Freunde von mir. Wir 
warten, ich bin nervös. Dann hört man die Interessenten 
schwatzend die Treppe heraufkommen. Ich gehe an die 
Tür, lasse mir alle Namen aufschreiben. Ein Herr Dr. So-
wieso und sein Papa. Der Kaufinteressent hat eine bunte 
Strickmütze auf. Mein Alter. Er guckt mit großen Augen, fast 
wie ein junger Hund. Ich sage nur, dass ich hier wohnen 
bleiben möchte. Sie bestaunen die alten Dielen. Im Nach-
hinein habe ich das Gefühl, dass hier mein Leben verkauft 
wird. Mein Lebensstil. In der Verkaufsanzeige heißt das 
„Flair“.

Wieder zwei Briefe ohne Briefmarken: Eine Mieterhöhung 
um 70 Euro. Und ein Schreiben wegen des Warnschildes 
an meiner Tür – meine erste Abmahnung! Vorwurf: Das 
Schild beschädige die Türoberfläche. Zudem könnte es 
den Hausfrieden stören, und dies wäre ein Kündigungs-
grund. In Wahrheit stört es den Verkauf meiner Wohnung, 
doch der Vermieter schiebt lieber andere Begründungen 
vor. 

117

WIE DER IMMOBILIENHYPE
DURCH MEIN WOHNZIMMER MARSCHIERT

 

bis2019_0203_inhalt.indd   117bis2019_0203_inhalt.indd   117 12.09.19   08:3012.09.19   08:30



Was mit meinem Haus passiert, zeigt auch, was in Europa 
los ist. Baurecht und Mietrecht krachen aufeinander. Men-
schen kämpfen es aus. Die Politik sagt, alles bestens, ihr 
Mieter seid ausreichend geschützt. Aber stimmt das? Un-
ser Fall lässt mich daran zweifeln. Wir Deutschen sind so 
rechtsgläubig. „Baugenehmigung“ klingt amtlich, gute 
deutsche Ordnung. Aber wie kann es sein, dass der Eigen-
tümer auf der einen Seite über Makler längst unsere Woh-
nungen mit neuen Grundrissen verkauft, auf der anderen 
Seite uns auf eine völlig fiktive Modernisierung verklagen 
will? Die beim Bauamt entscheiden nur nach Papier. Flucht-
wege und Klos müssen stimmig sein. Der Rest ist dem Amt 
egal. 
Trotz Mieterschutz und Gesetzen, die Spekulation mit 
Grund und Boden verhindern sollen, sind wir dem Rendite-
druck einzeln und ungeschützt ausgeliefert. Unser Eigentü-
mer ist eher ein Immobilienhai. Es geht ihm nicht um die 
nachhaltige Sanierung eines Mietshauses. Er will in kür-
zester Zeit so viel Gewinn wie möglich machen. Und Leute 
wie er sind längst keine Ausnahmen mehr. Sind wir als Ge-
sellschaft darauf auf lange Sicht vorbereitet? 

Früh am Morgen wache ich von Baulärm auf. Im Hof fliegen 
Steine aus den oberen Etagen nach unten. Na, das sind ja 
räudige Baumethoden! Im Treppenhaus begegnen mir 
Bauarbeiter. Ich sage freundlich Guten Tag und bitte sie, 
keinen Durchbruch zu meiner Wohnung zu machen. Sie bli-
cken finster drein. 
Post von Maklerin G. Sie schlägt im 14-tägigen Rhythmus 
Besichtigungstermine an Wochenenden vor. Sie schreibt, 
meine Wohnung würde sowohl Eigenbedarfskäufern an-
geboten als auch Anlegern – für „die Mietsituation nach 
Modernisierung“. Was immer das heißen soll. 
Ich nehme meine Nachbarin mit zur Mieterberatung. Der 
Standpunkt des Anwalts: Wenn jemand kauft, wären wir 
immerhin den jetzigen Eigentümer los und sieben Jahre si-
cher, bis eine Eigenbedarfsklage greifen würde. „Wie 
bitte?“ Er meint es ernst. Kleinanleger gegen Mieter und 
umgekehrt. Kaum bin ich zurück zu Hause, liegt eine neue 

Abmahnung in meinem Briefkasten. Grund diesmal: nicht 
angemeldete gewerbliche Tätigkeit in meiner Wohnung. 
Diesmal lasse ich den Brief von meiner Berufsverbandsan-
wältin gegenlesen. Sie gibt mir Sicherheit: Geringfügige 
gewerbliche Tätigkeit in einer Mietwohnung ist zulässig. 
Solange es keine „Außenwirkung“ gibt, kann man zuhause 
arbeiten. Außenwirkung, das wären große Firmenschilder, 
reger Kundenverkehr, Industriegerüche und so weiter. 
Meine kleine Eine-Frau-Filmproduktionsfirma stellt keine 
gewerbliche Nutzung dar. Auf meine Bitte schreibt sie an 
den Eigentümer, „zukünftig solche unberechtigten Abmah-
nungen zu unterlassen, da andernfalls Kostenerstattung 
für abwehrende anwaltliche Tätigkeiten eingefordert wer-
den müssen.“

Im Haus werden weiter fleißig Eimer die Treppe runter ge-
schleppt. Schutt und Steine fliegen nicht mehr aus den 
Fenstern. Mein Nachbar hatte sich eingeschaltet und ge-
droht, die Polizei zu holen. Daraufhin haben die Bauarbei-
ter die Arbeiten sofort eingestellt und mit dem Bauleiter 
telefoniert. Es gibt keinen Container, keine Schuttrutsche. 
Für welches Bauunternehmen sie arbeiten, wollten die 
Männer nicht sagen. Er solle nur bitte nicht zur Polizei ge-
hen, haben sie gesagt. 

Wasser tropft in meinen Flur. Es kommt aus einem kleinen 
Bohrloch in der Decke. Oben in der leeren Wohnung 
freundliche Heizungsbauer. Sie hätten die Heizung her-
ausgerissen und dabei lief Wasser aus. „Kann passieren.“ 
Ich rufe den Mieterverein an. Ich muss den Schaden dem 
Vermieter mitteilen, sagen sie. „Auch das noch! Ich will den 
Vermieter nicht in meiner Wohnung haben! Geht das nicht 
anders?“ Wenn der Wasserfleck sich nicht weiter ausbrei-
tet und von selbst trocknet, brauche ich nicht anzurufen. 
Wenn sich allerdings ein größerer Schaden entwickelt und 
ich hätte dies nicht angezeigt, müsste ich für den Schaden 
aufkommen.
Abends bin ich völlig fertig. Sich als Mieterin wehren, ist 
eine Vollzeitbeschäftigung. 
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Man müsste den Eigentümer verklagen können. Wegen 
systematischer Entmietung von Mietshäusern. Und wie die 
Handwerker schuften müssen! 160-Kilogramm-Träger in 
den fünften Stock schleppen. Schlechtes oder gar kein 
Werkzeug. Der menschenverachtende Umgang mit den 
Bauarbeitern ärgert uns Bewohner fast mehr als die ge-
plante Luxussanierung. Ich fühle mich schal. Verurteilt zum 
Schweigen. Wenn man sich unauffällig verhält und nichts 
falsch macht, hat man eine Chance. Aber die Passivität, in 
die ich mich fügen soll, demoralisiert mich noch mehr. Ich 
muss mich wieder aufrappeln und offensiv kämpfen. Lieber 
alles verlieren, aber dafür die Ungerechtigkeit in die Welt 
hinausschreien.
Heute liegt ein dicker, gelber DIN-A5-Briefumschlag im 
Briefkasten. Post vom Gericht. Der Eigentümer verklagt 
mich, „die Ausführung folgender Maßnahmen im und um 
das Gebäude zu dulden …“ Es folgt die Auflistung wie in 
der Modernisierungsankündigung. Heizungsanlage, Bal-
kone, Dämmung, goldene Türklinken. Viele Seiten. Wir ha-
ben seit Monaten von den Anwälten der Mietervereine 
eingebläut bekommen, dass es nicht so schlimm ist, wie es 
klingt, verklagt zu werden. Dass es eher die Möglichkeit ist, 
unser Recht vor Gericht geltend machen zu können. Trotz-
dem ein komisches Gefühl. 
Die Besichtigungen gehen weiter. Ich räume auf: Kinderfo-
tos umdrehen, Blumenstrauß verstecken, Laptop wegräu-
men. Ich will so wenig private Details wie möglich preisge-
ben. Eigentlich kann es mir egal sein, ob meine Wohnung 
verkauft wird. Ich habe auch bei Eigenbedarf sieben Jahre 
(mittlerweile wären es sogar zehn Jahre) Kündigungs-
schutz. Plötzlich steht eine Familie vorm Haus. Mann, Frau, 
Kinder. Wieder schlägt meine Gefasstheit in Herzklopfen 
um. Alles ist auf einmal so real. Eine Kleinfamilie, die eine 
Kleinfamilie verdrängen will. Fair-Trade-Immobilien – 
schießt es mir in den Kopf. Man müsste ein Label erfinden: 
fair gehandelte Immobilien. „Bei dieser Eigentumswoh-
nung wurden keine Menschen verdrängt.“ 

Carola Handwerg, eine der versiertesten Berliner Miet-
rechtsanwältinnen, vertrit t mich. Sie wird eine Klageerwi-
derung schreiben. „Wie geht’s dann weiter?“, frage ich. 
„Danach wird ein Verhandlungstermin anberaumt, zu dem 
wir gemeinsam hingehen.“
Post. Eine sogenannte „Mietmanagementfirma“, die der Ei-
gentümer beauftragt hat, mit uns Mietern über den Auszug 
zu verhandeln, hat geschrieben. Man bietet mir Geld, rund 
14.000 Euro. Auch meine Nachbarn bekommen solche An-
gebote. Die Zahlen variieren etwas, je nach Größe der 
Wohnung. Seit das Angebot zur Mietaufhebung da ist, 
kommt ein Brief nach dem nächsten von der Hausverwal-
tung und dem Eigentümer. Die Modernisierung meines Ba-
des wird angekündigt: Alles raus und neues Zeug rein, dann 
sofort 104 Euro mehr Miete. Einen Handtuchhalter soll ich 
bekommen. Habe ich schon, denke ich. Sie schreiben, dass 
das Bad für vier Wochen nicht benutzbar sein wird. Zeit-
raum: Juli, also Sommerferien. Braucht man vier Wochen, 
um ein Klo auszutauschen? Es ist doch kein Zufall, dass 
diese Ankündigungen jetzt kommen. Meine Nachbarn und 
ich sollen das Abfindungsangebot annehmen. 
Die Besichtigungen gehen parallel weiter. Diesmal kommt 
ein Kapitalanleger. Die Maklerin nennt ihn „Privatier“. Ich 
frage, was ein Privatier ist. Jemand, der Geld hat und nicht 
arbeitet, sagt sie. Und dann sagt sie noch, dass der natür-
lich mehr Miete haben will, wenn er sein Geld in Wohnun-

gen anlegt. Ich bin mittlerweile viel vorsichtiger. Passe auf, 
was ich in wessen Gegenwart sage. Der Anleger befragt 
mich zur Bausubstanz. Ich zögere zu antworten, denn ich 
darf den Besichtigungsvorgang nicht stören. Ich kenne das 
Maklerexposé zu meiner Wohnung. Über eine halbe Milli-
onen Euro will der Eigentümer für meine „lichtdurchflutete 
Wohnung im drit ten Obergeschoss“. Von „vermietet“ steht 
im Exposé nichts. 

Keiner aus dem Haus ist auf die Abfindungsangebote ein-
gegangen. Alle wollen bleiben.
Im Briefkasten lauert die nächste Überraschung. „Abmah-
nung des Mietverhältnisses“. Nicht wegen der Besich-
tigung neulich, wo ich gekichert habe, sondern weil ich 
 angeblich die Bauarbeiten gestört habe. Kann mich we-
gen der Abmahnungen tagelang nicht auf meine Arbeit 
konzentrieren. Nachts schlafe ich kaum noch. Jeder versi-
chert mir, dass ich im Recht bin. Doch die Realität spricht 
eine andere Sprache. Im Kopf dreht sich das Gedanken-
karussell. Zuviel. Zuviel. Zuviel. Das ist es, was sie erreichen 
wollen.
Mittlerweile gibt es einen Gerichtstermin. 

Zurück aus dem Urlaub. Treffe zwei Nachbarn im Treppen-
haus. Wir trinken spontan einen Raijki. Es gibt einen Bau-
stopp, darauf stoßen wir an. Meine Wohnung ist während 
meiner Abwesenheit unversehrt geblieben – keine offenen 
Fenster, keine Wasserflecken an der Decke, nichts von 
dem, was ich befürchtet habe. 
Später sehe ich, dass ein älterer Handwerker im Flur den 
Elektroschacht zumauert, der seit Wochen offen steht. 
Wird wohl eine Auflage der Bauaufsicht sein. Es wirkt wie 
ein Funken Menschlichkeit, ein wenig Respekt vor den Men-
schen, die hier wohnen. Mir war beim Anblick der vielen 
dicken Kabel nicht wirklich wohl. Ich habe meinem jünge-
ren Sohn immer wieder eingeschärft, nichts zu berühren. 
Ich spreche selbst nicht mehr mit den Handwerkern. Bringe 
einfach nicht mehr die Energie dazu auf. Will mir auch 
keine weiteren Abmahnungen einhandeln. 

Ständig bekomme ich neuerdings Anrufe. Die Rufnummer 
ist unterdrückt. Auf der Mailbox sammeln sich die Nach-
richten eines angeblichen Kaufinteressenten. Der Anrufer 
behauptet, er drehe in Spanien eine Dokumentation über 
Flamenco. Mir kommt das alles spanisch vor. Er sagt, er 
werde die Wohnung ganz sicher kaufen. Ich bin verunsi-
chert. Ist das ein Fake, Teil der Zermürbungstaktik? Meine 
Nachbarn von gegenüber haben mittlerweile den Mietauf-
hebungsvertrag unterschrieben. Bald werde ich hier auf 
der Etage allein sein.
Der Kaufinteressent spricht weiter meine Mailbox voll. Mal 
lockend, mal warnend. Ich höre die Nachrichten irgend-
wann nicht mehr ab. Aber ich habe Rauchmelder gekauft 
und in meiner Wohnung installiert. Einzelne Sätze auf mei-
ner Mailbox sind in meinem Kopf hängen geblieben: „Ich 
will Sie nicht unter Druck setzen … Sie sollen nur wissen, 
was Sache ist …“ 

Amtsgericht Mitte, vormittags. Meine Anwältin kommt mit 
dem Fahrrad. Es gibt solche und solche Anwälte. Diejeni-
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gen, die viel Geld verdienen wollen, und die, die sich für 
das Recht der ärmeren Schichten einsetzen. Vor dem Ver-
handlungsraum treffen wir den Eigentümer. Die Richterin 
sagt recht schnell, dass die Klage in der vorliegenden Form 
abgelehnt würde. Der Eigentümer fängt an, auf mich einzu-
reden. Die Richterin versucht ihn zu bremsen. Er will, dass 
ich eine Abfindungssumme nenne. Meine Anwältin raunt 
mir zu: „Mach das bloß nicht!“ Ich hole Luft und sage zu der 
Richterin: „Die Mieten in Berlin sind teuer.“ Die Richterin 
schaut fragend rüber zur Gegenseite. „30.000“, bieten sie 
plötzlich. Ich: „Dafür finde ich nichts. Da stehe ich in ein 
paar Jahren wieder ohne Wohnung da.“ Der Eigentümer 
meint, in ein paar Jahren müsste ich sowieso ausziehen we-
gen Eigenbedarf. 
In die anschließende Stille im Gerichtssaal hinein sage ich: 
„In sieben Jahren sind meine Kinder groß.“ Das Argument 
hat gesessen. Die Richterin wird Vorschläge zur gütlichen 
Einigung machen.

Es ist Spätsommer. Die Hausgemeinschaft grillt auf der 
Straße. Über eineinhalb Jahr dauert unser Kampf um un-
sere Wohnungen mittlerweile. Wir werden weniger. Trotz-
dem können wir stolz sein, dass wir uns im vergangenen 
Jahr nicht gegeneinander haben ausspielen lassen.
Heute kam bei der Anwältin Post vom Gericht an. Die Rich-
terin macht zwei Vorschläge für eine außergerichtliche Ei-
nigung. Meine Anwältin bringt die Optionen auf den Punkt: 
„Entweder Auszug bis 31. März nächsten Jahres und 
50.000 Euro Abfindung – oder Bruttokaltmiete auf 450 
Euro festschreiben und fünf Jahre lang keine Mieterhö-
hung.“ Sie meint, ich solle es mir überlegen. „Fünf Jahre 
Mietsicherheit ist doch was.“ Ich sage: „Naja.“ Nervlich 
bin ich am Ende. 
Ich versuche, meine Kinder in die Entscheidung einzubezie-
hen. Für sie steht außer Frage, dass wir hier wohnen blei-
ben. Sie leben ihr ganzes Leben lang schon hier. Der Große 
sagt: „Mama, es ist besser, wenn du bleibst.“ Als ich mei-
nem Jüngeren die Sachlage erklären will, schaut er mich 
verständnislos an. Er will wissen, ob wir gewonnen haben 
oder nicht. Ich sage: „Sieg“. Damit ist die Sache für ihn er-
ledigt. Und da begreife ich es auch erst. Es ist ein Sieg, ein 
Etappensieg zwar, aber immerhin. Abends schaue ich mir 
zum ersten Mal Wohnungsangebote an. Ich bin hin- und 

hergerissen. Ausziehen und Ruhe versus Bleiben und Wei-
terkämpfen. 

Eine Woche später fühlt sich nichts mehr nach Sieg an: Ich 
habe eine fristlose Kündigung bekommen! Wegen angeb-
licher Verkaufsverhinderung bei der letzten Besichtigung. 
Wie immer sind alle Tatsachen völlig verdreht. Ich soll bin-
nen weniger Tage ausziehen. Die Kündigung ist gegen-
standslos, außerdem habe ich acht Zeugen. Doch was 
nützt das? Die Kündigung ist entweder ein Druckmittel, da-
mit ich das Auszugsangebot der Richterin annehme – oder 
der Anfang des nächsten Gerichtsprozesses, der mich fer-
tigmachen soll. Wenn ich mich für Option eins, den Bleibe-
vergleich, entscheide, steht nun diese Kündigung im Raum. 
Meine Anwältin versucht zu beruhigen. Sie schreibt: „Die 
Kündigung ist eine Frechheit. Ich kann mir nicht vorstellen, 
dass die damit durchkommen. Also keine Panik. Mal sehen, 
ob sie sich tatsächlich trauen, eine Räumungsklage zu er-
heben.“ 
Noch ein Wochenende lang denke ich nach, dann nehme 
ich beide Vergleichsvorschläge der Richterin an. Mittler-
weile wäre beides für mich okay. Ein Haufen Geld und end-
lich wieder schlafen können, das ist doch auch was. 

3. Oktober, Herbstsonne in den Bäumen vorm Fenster. Jah-
restag der Wiedervereinigung, oder, um es mit den Wor-
ten der Bürgerrechtlerin Bärbel Bohley zu sagen: der Über-
nahme. Es klingt jetzt anders für mich. Viel bitterer. Es ist, 
als zeige mir das kapitalistische System gerade seine 
Zähne. Bin ich dafür 1989 auf die Straße gegangen? 
Der Anwalt der Gegenseite hat sich gemeldet, sie wollen 
auf den Auszugsvergleich eingehen. Und zwar nur auf den 
Auszugsvergleich. Nur soll ich schon Ende Dezember aus-
ziehen. Schock. Auch im Haus ist komische Stimmung. Viele 
führen Mietaufhebungsverhandlungen. Vermutlich haben 
alle Verschwiegenheitsklauseln vorliegen so wie ich. 
 Unterhaltungen werden nur noch hinter vorgehaltener 
Hand geführt. Die Nachbarn sind wortkarg, teilweise 
ist Misstrauen spürbar. Nach meiner aktuellen Hochrech-
nung bleiben am Ende nun doch nur drei Parteien hier 
 wohnen. 
Mitte November, meine Anwältin schreibt: „Du wirst es 
nicht glauben, aber der Eigentümer hat überwiesen. Die 
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ganzen 50.000 auf einmal.“ Meine Mutter jauchzt auf, als 
sie das hört. Am Küchentisch verstricken wir uns sofort in 
eine Generationsdiskussion. Es geht darum, was ich nun 
mit dem Geld machen könnte, sollte oder will. Für vier oder 
fünf Jahre eine teure Mietwohnung hier in der Gegend fi-
nanzieren? Oder soll ich selbst in Betongold investieren? 
Mich verschulden? 

Ich habe Heiligabend noch ein letztes Mal in meiner Woh-
nung gefeiert. Für die Kinder, um einen positiven Schluss-
strich zu ziehen. Am 25. und 26. haben wir die Sachen ein-
gepackt, am 28. Dezember war Schlüsselübergabe. Aus-
zug nach fast 17 Jahren. Ich habe alles noch mal 
fotografiert. Das letzte Bild: Die Messlatte an der Tür, die 
zeigt, wie die Kinder größer wurden. 

Es gibt kein Standardrezept gegen Verdrängung. Jeder 
geht anders mit der existentiellen Angst um, die eigenen 
vier Wände zu verlieren. Der eine kämpft offen, der andere 
zieht sich zurück, wieder andere warten lange, aber wenn 
sie sich entschließen, Widerstand zu leisten, lassen sie 
nicht mehr locker. All das ist eine große Chance für das 
Miteinander. Jeder hat andere Stärken, jeder bringt etwas 
anderes ein. Wir waren am Ende eine wunderbare Haus-
gemeinschaft.
Die soziale Schere in Deutschland geht auseinander – und 
nirgendwo wird das so deutlich wie auf dem überhitzten 
Immobilienmarkt. Wer kann, kauft. Mit einer Festanstellung 
und vielleicht noch dem Sparbuch von Eltern oder Großel-
tern im Rücken ist das möglich. Wer wie ich freiberuflich 
arbeitet und keine Aktienpakete besitzt, dem bleibt die Im-
mobilie als Geldanlage und Altersvorsorge verschlossen. 
Er ist langfristig auf Mietraum angewiesen, auf stabile 
Preise, auf erschwingliche Wohnungen auch in städtischen 
Lagen. Oder sollen Mieter mit niedrigen Einkommen es in 
Kauf nehmen müssen, ständig umzuziehen und aus ihrem 
Umfeld gerissen zu werden? Viele Mieter fühlen sich hilf-
los, ohne politische Lobby, etliche gehen nicht mal mehr 
zur Wahl. Wenn der Wohnungsmarkt die Städte weiter in 
Bewohner erster und zweiter Klasse teilt, ist das ein schlei-

chendes Gift für unsere Gesellschaft. Es lohnt sich zu 
kämpfen, noch ist es nicht zu spät. Mittlerweile ist zum Bei-
spiel der Schutz der Mieter bei Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen von sieben auf zehn Jahre Kündi-
gungsschutz erhöht worden. 
Ich habe eine Wohnung ganz in der Nähe bei einer städ-
tischen Wohnungsbaugesellschaft bekommen. Die Abfin-
dung ist aufgebraucht. Ich habe sie in meine Freiberuflich-
keit investiert und nicht in eine Eigentumswohnung. Es ist 
wichtig aufzuklären.

Katrin Rothe ist 1970 in Gera geboren. Sie hat Experimentelle 
Filmgestaltung an der Universität der Künste in Berlin studiert und 
arbeitet als Filmregisseurin. Ihre Filme sind mit zahlreichen Preisen 
ausgezeichnet worden. Bereits zweimal erhielt sie den Grimme-
Preis: 2007 für ihre Dokumentarfilmreihe „Stellmichein“ und 2014 
für „Betongold“, der die Geschichte ihrer Entmietung erzählt. Bei 
dem Text handelt es sich um einen gekürzten Auszug aus dem 
gleichnamigen Buch „Betongold“, abgedruckt mit freundlicher 
Genehmigung des Ch. Links Verlags. Das Buch beinhaltet auch 
einen ausführlichen Ratgeberteil, der Mietern hilft, sich gegen 
Verdrängung zu wehren.
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„BETONGOLD“

Wohnimmobilien als Kapitalanlage 
Joscha Metzger

Wohnimmobilien gelten als eine profitable Kapitalan-
lage. Gleichzeitig stellen Wohnungen für ihre Nutzerin-
nen und Nutzer ein unverzichtbares Konsumgut dar. 
Während das Wohnen in Deutschland bis in die 1980er 
Jahre aus diesem Grund gleichermaßen als ein Wirt-
schafts- sowie als ein Sozialgut betrachtet wurde, hat 
sich seitdem ein Paradigmenwechsel ergeben. Infolge 
von Veränderungen auf politisch-rechtlicher Ebene und 
der Arbeitsweise von Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen dominiert in der Gegenwart eine einseitig be-
triebswirtschaftliche Sichtweise auf das Geschäft mit 
dem Wohnen. Als populäre Bezeichnung für Immobilien, 
die zu Renditezwecken erworben und vermietet werden, 
hat sich der Begriff „Betongold“ etabliert. Joscha Metz-
ger erörtert diesen Paradigmenwechsel, der sich auf 
mehreren Ebenen vollzieht und illustriert, welche Folgen 
für Mieterinnen und Mieter damit einhergehen. 

Betongold

„Seltene Gelegenheit! Zinshaus in Szene-Lage von St. 
Pauli“. Wer hin und wieder einen Blick auf die Anzeigen 
einschlägiger Immobilienportale wir ft, findet solcherart 
Formulierungen häufiger. Im diesem Fall geht es um ein 
Haus mit acht kleinen und überwiegend bewohnten Miet-
wohnungen, welches zum Kauf angeboten wird. Gebaut 
wurde das Haus Mitte der 1960er Jahre. Kosten soll es 
heute 2,5 Millionen Euro.1 
Mehrgeschosshäuser gelten als Zinshäuser, wenn sie zu 
Renditezwecken erworben und vermietet werden. Als po-
puläre Bezeichnung dieser Verwendung von Wohnimmo-
bilien hat der Begriff „Betongold“ Verbreitung gefunden, 
welcher auf zwei Bedeutungsebenen anspielt: Zum einen 
wird ein Bezug zu Gold hergestellt, welches historisch als 
besonders krisenbeständig gilt. Diese Sicherheit wird auch 
für das Geschäft mit dem Wohnen angenommen. Beton 
gilt als wichtigster Baustoff des 20. Jahrhunderts zum an-
deren als ein Synonym für die Bauwirtschaft. Der Begriff 
weckt Assoziationen zum funktionalistischen bzw. fordisti-
schen Städtebau, wie er in Deutschland insbesondere in 
den 1950er bis 1970er Jahren vorgenommen wurde. Im 
Zuge aktueller Entwicklungen auf den Wohnungs- und Im-
mobilienmärkten werden diese Betonbauten zunehmend 
„zu Gold“ gemacht, d. h. profitabel vermarktet. 
Wirtschaftswissenschaftlich kann zwischen dem Woh-
nungs- und dem Immobilienmarkt unterschieden werden: 
Während auf dem Wohnungsmarkt „Wohnnutzungen“ an-
geboten und nachgefragt werden, ist es auf dem Wohnim-
mobilienmarkt das „Sachkapital“, also Wohnungen und 
Wohngebäude (Kühne-Büning 2005: 4). Zwischen beiden 
Märkten gibt es Überschneidungen – so befinden sich die 
genutzten Wohnungen üblicherweise in Immobilien –, 
aber auch Differenzen. Aus wohnungswirtschaftlicher Per-
spektive ist die Nutzung der Immobilie, also das Wohnen 

im Kontext seiner gesellschaftlichen Bedeutung, relevant. 
Aus immobilienwirtschaftlicher Perspektive steht dagegen 
die Verwertbarkeit des Gebäudes mit seinem Grundstück 
im Fokus. Im historischen Rückblick hat sich in Deutschland 
seit den 1990er Jahren ein Paradigmenwechsel von einer 
wohnungswirtschaftlichen zu einer immobilienwirtschaftli-
chen Betrachtung des Geschäfts mit dem Wohnen erge-
ben. 

Wohnimmobilien als Kapitalanlage

Immobilien gelten als „besondere Waren“, da sie be-
stimmte Merkmale aufweisen, die sie von anderen Wirt-
schaftsgütern unterscheiden (Kühne-Büning 2005: 7ff.): 
Sie sind „immobil“, also auf den Ort festgelegt, auf dem sie 
einmal errichtet wurden. Sie sind als Bauten langfristig an-
gelegt. Bau und Unterhalt erfordern einen hohen Kapital-
aufwand, dessen Finanzierung neben Eigenkapital übli-
cherweise in Form eines Bankkredits gewährleistet wird. 
Sie können durch Modernisierungen verändert werden, 
ihre grundsätzliche Beschaffenheit wie Lage und Grund-
riss bleibt dabei jedoch erhalten. Handelt es sich um 
Wohn immobilien, kommen weitere Besonderheiten hinzu: 
Auf eine Wohnung kann – im Gegensatz zu vielen anderen 
Konsumgütern – kaum verzichtet werden. „Nicht wohnen“ 
ist in der bürgerlichen Gesellschaft keine rationale Alter-

Kranhäuser im Rheinauhafen 
Köln. Das Grundstücksareal 
wurde von privaten Investoren 
erworben. Im Kranhaus Nord 
waren die auf 18 Etagen ver-
teilten exklusiven Eigentums-
wohnungen nach Fertigstellung 
des Baus rasch verkauft. Woh-
nungsbau und Kauf, Verkauf 
oder Vermietung gelten nur 
dann als wirtschaftlich erfolg-
reich, wenn es im Resultat 
gelingt, mehr Geld zu erhalten, 
als zuvor investiert wurde. Eine 
gewinnorientierte Investition 
in Immobilien macht diese zur 
Kapitalanlage.
 picture alliance/dpa
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native. Insbesondere auf dynamischen Wohnungsmärkten 
macht sich diese „Nicht-Substituierbarkeit“ des Wohnens 
für Mieter und Mieterinnen auf problematische Weise be-
merkbar: Wenn ein Umzug neben dem zeitlichen und fi-
nanziellen Aufwand bedeutet, zukünftig eine höhere Miete 
zu bezahlen und in einen abgelegenen Stadtteil zu ziehen, 
sind Mieter bzw. Mieterinnen oft bereit, weitgehende 
Kompromisse gegenüber ihren Vermietern und Vermiete-
rinnen einzugehen, um sich die sozialen, kulturellen und 
ökonomischen Transaktionskosten eines Wohnungswech-
sels zu ersparen (Rothe 2017: 140ff.). 
In ökonomischer Hinsicht stellt sich Wohnungsbau und 
-verwaltung immer als Frage nach dem wirtschaftlichen 
Einsatz von Produktionsfaktoren und Ressourcen zuguns-
ten der gewünschten Wohnungsversorgung dar. Innerhalb 
einer kapitalistischen Produktionsweise gelten ökonomi-
sche Prozesse wie Wohnungsbau, -kauf, -verkauf oder 
-vermietung jedoch nur dann als wirtschaftlich erfolgreich, 
wenn es im Resultat gelingt, mehr Geld zu erhalten, als zu-
vor investiert wurde (Belina 2017: 35). Eine gewinnorien-
tierte Investition in Immobilien macht diese zur Kapitalan-
lage. Neben Grundstückseigentümern und -eigentümerin-
nen, Investoren, Bauwirtschaft und potentiellen Mietern 
und Mieterinnen oder Käufern bzw. Käuferinnen spielen in 
der Immobilienwirtschaft Kreditinstitute eine wichtige 
Rolle. Im oben skizzierten Beispiel aus Hamburg wird für 
das Gebäude ein Kaufpreis von 2,5 Millionen Euro aufge-
rufen. Potenzielle Käufer und Käuferinnen können diese 
Summe gegebenenfalls aus ihrem Vermögen bestreiten. In 
der Regel werden sie aber nur einen kleinen Teil der Summe 
aus ihrem Eigenkapital heraus finanzieren und einen grö-
ßeren Teil als Kredit bei einer Bank aufnehmen. Der als 
Fremdkapital aufgenommene Kredit muss wiederum ver-
zinst über einen längeren Zeitraum zurückgezahlt werden, 

so dass sich neben dem Kaufpreis und seinen Nebenkos-
ten (Makler- und Notargebühren, Steuern etc.) weitere Fi-
nanzierungskosten ergeben. Auch beim Neubau eines 
Hauses zur Vermietung oder zum Verkauf stellen die Finan-
zierungskosten – also der bei einer Bank als Kredit aufge-
nommene Betrag zuzüglich der anfallenden Zinsen – zu-
meist den größten Posten der Aufwendungen dar (Brauer 
2013: 476ff.). 
Der Begriff „Zinshaus“ bezieht sich jedoch nicht auf die Zin-
sen, die auf das Fremdkapital zu zahlen sind, sondern auf 
das Ziel der Eigentümer, durch die Inwertsetzung des Hau-
ses eine Rendite auf ihr eingesetztes Eigenkapital zu er-
wirtschaften. Im genannten Beispiel könnten in Hamburg 
bei einer durchschnittlichen Vermietung der Wohnungen 
nach Mietenspiegel 6,81 Euro pro Quadratmeter erzielt 
werden. Bei acht Wohnungen mit einer Größe von bei-
spielsweise 65 Quadratmeter können damit Einnahmen 
von ca. 42.500 Euro jährlich erzielt werden. Soll das Haus 
als Kapitalanlage dienen, müssen die Mieteinnahmen die 
Kosten für Kauf und Unterhalt des Gebäudes, die Finanzie-
rungskosten sowie die Rendite der Eigentümer ermögli-
chen. Da die Mieteinnahmen jedoch nur einen Bruchteil 
des Kaufpreises ausmachen, müsste in diesem Fall eine 
sehr langfristige Kalkulation der Ausgaben und Einnahmen 
vorgenommen werden. Eine Möglichkeit zur Erhöhung der 
Rendite besteht in der Anpassung der Mieteinnahmen: In 
bestehenden Verträgen kann die Miete sukzessive erhöht 
werden. Möglich ist auch, bei Mieter- bzw. Mieterinnen-
wechseln höhere Neuvermietungspreise zu erzielen. In der 
zitierten Immobilienannonce wird z. B. die mögliche Neu-
vermietungsmiete der Wohnungen mit 15,00 Euro pro 
Quadratmeter angegeben, was – im Falle eines Austauschs 
der Mieter und Mieterinnen – mehr als eine Verdoppelung 
der Einnahmen bedeuten würde. Möglich wäre es auch, 
das Haus einige Jahre lang zu halten, mit den Mieteinnah-
men die Finanzierungskosten und die Rendite auf das Ei-
genkapital zu bestreiten und die Immobilie dann – mögli-
cherweise inklusive einer erfolgten Wertsteigerung – wie-
der zu veräußern.
Ökonomisch kalkulierende Investoren und Investorinnen 
wägen die langfristig erwartete Rendite im Verhältnis zu 
anderen Möglichkeiten der Kapitalanlage ab: Rechnet 
sich die Investition in Immobilien oder wäre es erfolgver-
sprechender, in andere Branchen, Aktien oder auch Gold 
zu investieren? Bei diesen Überlegungen wird die erziel-
bare Rendite im Verhältnis zum damit verbundenen Risiko 
ermittelt. Grundsätzlich zählen Kapitalanlagen in Immobi-
lien zu den langfristig orientierten Investitionen, die mit ei-
nem verhältnismäßig geringen Risiko verbunden sind. Die 
Immobilienkrise von 2007ff. in den USA und Spanien hat 
jedoch gezeigt, dass auch in diesem Bereich erhebliche 
Risiken bestehen.

Die Wohnungswirtschaft bis zum Ende 
der 1980er Jahre

Wird die Wohnung von ihrer Nutzung her betrachtet, lässt 
sich ihre doppelte gesellschaftliche Funktion kaum überse-
hen: Sie dient Bewohnern und Bewohnerinnen als Zuhause 
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und Privatsphäre, Vermietern und Vermieterinnen hinge-
gen als Kapitalanlage, die Gewinn abwerfen soll. Für Nut-
zer und Nutzerinnen hat die Wohnung einen besonderen 
Gebrauchswert, während sie für Vermieter und/oder Ver-
mieterinnen vor allem wegen ihres Tauschwerts interessant 
ist (Belina 2017). Diese Konstellation widersprüchlicher In-
teressen hat historisch immer wieder zu sozialen Konflikten 
geführt: Auf den weitgehend unregulierten Wohnungs-
märkten des 19. Jahrhunderts bestand eine dauerhafte 
Wohnungsnot für Menschen mit geringem Einkommen, da 
zu wenig bezahlbare Wohnungen auf den Markt gebracht 
wurden. Die Machtasymmetrie zwischen Wohnungssu-
chenden und Wohnungsanbietenden – während die einen 
existenziell auf eine Wohnung angewiesen sind, können 
die anderen den Wechsel von Mietern und Mieterinnen 
zumeist leicht verkraften – schuf zusätzliches Elend. In den 
Nachkriegssituationen nach 1918 und besonders nach 
1945 bestand eine Wohnungsnot, die breite gesellschaft-
liche Schichten betraf. Aus der Erfahrung dieser Woh-
nungsnöte heraus wurde das Wohnen zu einem Bereich 
intensiver staatlicher Regulation. Das Mietrecht sollte in 
erster Linie ein Schutzrecht für Mieter und Mieterinnen 
sein. In der Bundesrepublik galt bis zum Ende der 1960er 
Jahre eine Mietpreisbeschränkung für Altbauten. Mit den 
Wohnungsbaugesetzen von 1950 und 1956 wurden die 
Voraussetzungen für ein umfangreiches Segment geför-
derten Wohnungsbaus geschaffen. Mit dem Gesetz zur 
Wohnungsgemeinnützigkeit bestand für Wohnungsunter-
nehmen die Möglichkeit, sich sozial begründeten Be-
schränkungen in der Geschäftstätigkeit zu unterwerfen, 
um im Gegenzug Steuererleichterungen zu erhalten. Die 
Beschränkungen betrafen u. a. eine Begrenzung der Ren-
dite auf vier Prozent und eine Zweckbindung des Unterneh-
menskapitals auf den Bereich der Wohnungswirtschaft. 
Ein großer Teil der professionellen Wohnungswirtschaft, 
insbesondere Genossenschaften und kommunale Woh-
nungsunternehmen, arbeiteten nach diesen gemeinnützi-
gen Vorgaben. 
Mit der staatlichen Regulierung wurde ein politisch-recht-
liches Umfeld geschaffen, in dem bestimmte wirtschaftli-
che Strategien im Umgang mit Wohnimmobilien bevorzugt 
wurden: Das Bewusstsein für den Doppelcharakter der 
Wohnung als Wirtschafts- sowie Sozialgut schlug sich in 
betriebswirtschaftlichen Abhandlungen nieder, in denen 
neben wirtschaftlichen und technischen ausdrücklich auch 
soziale Aspekte – wie der angemessene Umgang mit Mie-
tern, Mieterinnen und Mitarbeitern, Mitarbeiterinnen von 
Wohnungsunternehmen – behandelt wurden (Haertler 
1996: 556ff.). Im Bereich des zur Vermietung vorgesehenen 
Geschosswohnungsbaus galt die Prämisse, Wohnimmobi-
lien zur langfristigen Nutzung zu erstellen. Gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen strebten dauerhafte Mietverhält-
nisse an. Im Bereich der Wohnungsbaufinanzierung ent-
sprachen diesem Geschäftsmodell langfristige Kredite mit 
festen Zinssätzen, wodurch in der Planung eines Mietshau-
ses langfristige Kalkulationen mit im Zeitverlauf nur mode-
rat steigenden Mieten möglich waren.
Die staatliche Regulierung führte jedoch nicht zu einem 
Ende der Konflikte zwischen Mietern, Mieterinnen und Ver-
mietern bzw. Vermieterinnen. Einerseits befand sich weiter-
hin die Mehrzahl aller Wohnungen in der Hand privater 
Vermieter und Vermieterinnen sowie profitorientierter Un-
ternehmen, die ihre Gewinne auf Kosten der Mieter und 
Mieterinnen zu maximieren versuchten. Auf der anderen 

Seite führten das oftmals bürokratische Verwaltungshan-
deln und mangelnde Mitbestimmungsmöglichkeiten auch 
bei den gemeinnützigen Unternehmen zu Konflikten. Eine 
breite gesellschaftliche Kritik erfuhren die im Rahmen des 
fordistischen Wohnungsbaus errichteten Großwohnsied-
lungen mit ihren städtebaulichen Mängeln ab dem Ende 
der 1960er Jahre. Da diese „Betonsilos“ häufig von ge-
meinnützigen Wohnungsunternehmen erbaut wurden, 
richtete sich ein Großteil der Kritik gegen dieses Segment 
der Wohnungswirtschaft. Die Wohnungsbauleistungen 
der Nachkriegsjahrzehnte führten zu einem im historischen 
Vergleich hohen Niveau der gesellschaftlichen Woh-
nungsversorgung, infolgedessen sich der politische Druck 
zur Berücksichtigung sozialer Aspekte des Wohnens ab-
schwächte. Von wirtschaftsliberaler Seite wurde die staat-
liche Regulierung kritisiert, da profitorientierte Immobilien-
verwertungsstrategien in diesem politisch-rechtlichen Um-
feld einem hohen Rechtfertigungsdruck unterlagen. Vor 
dem Hintergrund dieser Entwicklungen verlor die gemein-
nützige Wohnungswirtschaft zunehmend an gesellschaft-
lichem Rückhalt. 
In den 1980er Jahren erfolgte dann ein Paradigmenwech-
sel in der Wohnungspolitik: Das Mietrecht wurde zuguns-
ten von Verwertungsinteressen verändert, die Wohnungs-
gemeinnützigkeit abgeschafft und der geförderte Woh-
nungsbau massiv reduziert. Mit der Privatisierung eines 
großen Teils kommunaler Wohnungsbestände, der Be-
schränkung des geförderten Wohnungsbaus auf ausge-
wählte Bevölkerungskreise und der Dezentralisierung der 

Schilder an einem neu gebauten Wohnhaus in Berlin-Prenz-
lauer Berg. Beim Paradigmenwechsel von einer wohnungs-
wirtschaftlichen zu einer immobilienwirtschaftlichen Perspek-
tive ist weniger das konkrete Gebäude mit seiner spezifi-
schen Nutzung von Interesse, sondern viel eher das zu ver-
marktende Grundstück als Standort für eine möglichst 
ertragreiche Immobilie. picture alliance/dpa
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Wohnungspolitik wurde die Liberalisierung der Woh-
nungspolitik auch in den folgenden Jahrzehnten fortge-
setzt (Egner 2014). Die ab dem Ende der 1990er Jahre vor-
genommene Liberalisierung der Finanzmärkte öffnete die 
Immobilienwirtschaft zunehmend für das Engagement von 
Finanzinvestoren (Heeg 2017).

Immobilienwirtschaft und Finanzialisierung

Infolge der politischen Veränderungen hat sich in Deutsch-
land die ökonomische Betrachtung von Wohnimmobilien 
seit den 1990er Jahren maßgeblich verändert: „Die Immo-
bilienwirtschaft ist in Deutschland eine vergleichsweise 
junge Wirtschafts- und Wissenschaftsdisziplin. Ursache 
hierfür ist, dass die Immobilie in der Vergangenheit fast 
ausschließlich als wertstabiles Anlagegut und als bloße 
‚Hülle‘ (…) gesehen wurde. Erst in jüngster Vergangenheit, 
bedingt durch qualitative Veränderungen betrieblicher 
Leitungsprozesse und zunehmende nationale und interna-
tionale Konkurrenz, wird die Immobilie als das betrachtet 
was sie ist. Ein Wirtschaftsgut, mit dem es zu wirtschaften 
gilt“ (Brauer 2013: VI). 
Der Paradigmenwechsel von einer wohnungswirtschaftli-
chen zu einer immobilienwirtschaftlichen Perspektive voll-
zieht sich auf verschiedenen Ebenen: Zunehmend ist weni-
ger das konkrete Gebäude mit seiner spezifischen Nut-
zung („bloße Hülle“) von Interesse, sondern viel eher das zu 
vermarktende Grundstück als Standort für eine möglichst 
ertragreiche Immobilie. Während der Wert der Nutzun-
gen einer Wohnimmobilie durch bestehende Mietverträge 
weitgehend festgesetzt ist, kann die Orientierung auf den 
potenziellen Wert des Grundstücks – inklusive der Spekula-
tion auf eine Veränderung der Nutzungen – Ertragslücken 
offenbaren. Im oben skizzierten Zinshaus in Hamburg lässt 
sich der Wert der Nutzungen beispielsweise durch den 

Austausch von Mietern und Mieterinnen deutlich erhöhen. 
In der Aussage, „ein Wirtschaftsgut, mit dem es zu wirt-
schaften gilt“, wird zusammengefasst, dass sich durch eine 
flexible Einstellung gegenüber der Nutzung einer Immobi-
lie ihr Tauschwert maximieren lässt: „Im Mittelpunkt steht 
die Kosten- und Nutzungsoptimierung, um im Ergebnis da-
von zu nachhaltiger Ertragserzielung und Ertragssteige-
rung zu gelangen“ (Brauer 2013: 57). Diese Veränderung 
der Nutzung steht jedoch häufig im Widerspruch zu den 
Interessen der bisherigen Mieter und Mieterinnen und 
kann daher zu einer Vernachlässigung der sozialen As-
pekte des Wohnens führen (Rothe 2017). 
Die „qualitative Veränderung betrieblicher Leitungspro-
zesse“ und die „zunehmende internationale Konkurrenz“ 
resultieren aus der Aufhebung der Wohnungsgemein-
nützigkeit sowie der Liberalisierung von Finanzinvestitio-
nen im Immobilienbereich. Mit der Aufhebung der Zweck-
bindung des unternehmerischen Vermögens wurde das 
Immobilienkapital der ehemals gemeinnützigen Woh-
nungsbestände zugunsten einer Verwertung, die auch Ab-
riss, Neubau und/oder Verkauf beinhaltet, „freigesetzt“. 
Zunehmender Druck durch Investoren und Investorinnen, 
die zwar nicht unbedingt wohnungswirtschaftliche Erfah-
rungen, aber sehr wohl Erfahrungen im Bereich profitabler 
Kapitalanlagen mitbringen, erhöht die Konkurrenz und da-
mit auch den Druck auf traditionelle Wohnungsunterneh-
men. In der Folge beginnen auch diese, ihre Geschäftsfüh-
rung zu professionalisieren, um gegenüber neuen Mitbe-
werbern und Mitbewerberinnen konkurrenzfähig zu 
bleiben. Eine entscheidende Veränderung betrif ft den zeit-
lichen Horizont ökonomischer Kalkulationen im Wohnim-
mobilienbereich. Während traditionelle Wohnungsunter-
nehmen – insbesondere Wohnungsgenossenschaften und 
viele kommunale Unternehmen – weiterhin bestandserhal-
tend arbeiten und langfristig kalkulieren, dringen immer 
mehr Akteure auf den Markt, die auf eine Inwertsetzung 
der Immobilie mit einem anschließenden Verkauf setzen. 
Immobilienwirtschaftliche Renditeberechnungen gehen 
daher in der Regel vom Ziel einer Veräußerung des Objekts 
durch Investoren und Investorinnen aus. Die lehrbuchmä-
ßig diskutierten Berechnungen umfassen dabei Zeiträume 
von zehn Jahren (Brauer 2013: 444), unterscheiden sich 
also von den langfristiger angelegten Kalkulationen des 
Mietwohnungsbaus nach wohnungswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten. Da Investitionen in Immobilien mit einem ho-
hen Kapitalaufwand verbunden sind, sind kurzfristig orien-
tierte Einsätze in stärkerem Maße von Zinsveränderungen 
auf dem Finanzmarkt betroffen, als langfristig vereinbarte 
Kredite: „In Erwartung sinkender oder steigender Zinser-
träge findet eine permanente Umschichtung finanzieller 
Mittel privater und institutioneller Anleger statt. Mit dieser 
Umschichtung verändern sich die Nachfrage und das An-
gebot der jeweiligen Anlageform. Die Geldanlage in 
 Immobilien steht hier in Konkurrenz zu allen anderen Geld-
anlagemöglichkeiten auf dem Geld- und Kapitalmarkt“ 
(Brauer 2013: 22).
Diese zunehmende Bedeutung finanzieller Motive und die 
Orientierung am Kapitalmarkt können als „Finanzialisie-
rung“ des Wohnens zusammengefasst werden (Heeg 
2017). Infolge der Kommerzialisierung ehemals gemein-
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nütziger Wohnungsbestände und der Liberalisierung der 
Finanzmärkte hat sich in den vergangenen 15 Jahren ein 
Bestand von ca. 900.000 börsennotierten Wohnungen in 
der Hand einiger weniger Aktiengesellschaften gebildet 
(BBSR 2017). Im Gegensatz zu den gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen, die einen Großteil dieser Wohnungen 
erstellt haben, verfolgen die börsennotierten Wohnungs-
unternehmen ein renditegetriebenes Geschäftsmodell, da 
sie davon ausgehen, dass ihre Aktionäre vorrangig ein ge-
meinsames Interesse verbindet: Ein steigender Kurs der Ak-
tien (ebd.: 39). Da ein Großteil der ehemals gemeinnützi-
gen Wohnungsbestände in den 1950er bis 1970er Jahren 
gebaut wurde, finden sich in den Portfolios dieser Unter-
nehmen entsprechend viele Wohnungen aus diesen Jahr-
gängen, bei denen im sprichwörtlichen Sinne gegenwär-
tig aus Beton „Gold“ gemacht wird. 
Das Beispiel des Zinshauses aus Hamburg adressiert sich 
in seiner Kaufanzeige nicht unbedingt an institutionelle 
oder börsennotierte Investoren und Investorinnen. Der 
Kaufpreis von 2,5 Millionen Euro ist zwar gemessen am 
durchschnittlichen bundesdeutschen Einkommen ein hoher 
Preis, kann aber auch von vermögenden Privatpersonen 
oder semi-professionellen Wohnungsunternehmen, wie es 
z. B. Familienunternehmen darstellen, erworben werden. 
Insbesondere in Zeiten, in denen die Zinsen auf (Bau-)Kre-
dite niedrig liegen und sich gleichzeitig wenig andere 
Wirtschaftsbranchen durch lukrative Renditen hervorhe-
ben, kann von einem hohen Interesse privater Investoren 
und Investorinnen an einer derartigen Kapitalanlage aus-
gegangen werden. Privatpersonen aus der Mittelschicht, 
die zwar über ein solides Einkommen, darüber hinaus aber 
nur über ein kleines Vermögen verfügen, werden sich kein 
solches Zinshaus leisten – auch diese finden heutzutage 
aber gute Gründe, sich zumindest für eine Eigentumswoh-
nung zu interessieren. Infolge der Individualisierung der 
Altersvorsorge und steigender Mieten gilt die Investition in 
Eigentum als doppelte Sicherheit: Als Quelle für zukünftige 

Mieteinnahmen stellt sie eine sichere Kapitalanlage dar. 
Sollten die Eigentümer bzw. Eigentümerinnen im Alter dar-
auf angewiesen sein, die Wohnung selbst zu nutzen, kann 
diese mietfrei bewohnt werden. „Gerade in den gegen-
wärtigen Niedrigzinszeiten – so heißt es – solle man [da-
her] zugunsten des individuellen Vermögensaufbaus einen 
Kredit für den Erwerb einer selbstgenutzten Immobilie auf-
nehmen“ (Heeg 2017: 52). Für die Einkommensschichten, 
die sich weder das ganze Zinshaus, noch eine Eigentums-
wohnung leisten können, bleibt mit der Geldanlage in Im-
mobilienfonds immer noch eine Möglichkeit, am Geschäft 
mit dem Wohnen zu partizipieren. Während niedrig ver-
zinste Sparguthaben derzeit von der Inflation entwertet 
werden, bilden Immobilienfonds – also die Investition in 
einen Fonds, der als Kapitalsammelstelle für einzelne oder 
mehrere Immobilien dient – auch für Menschen, die nur we-
nige tausend Euro investieren können, eine verhältnismä-
ßig sichere Anlage. Das Geschäft mit dem Wohnen hat 
sich infolge der Finanzialisierung der Immobilienwirtschaft 
und der Diversifizierung der Möglichkeiten zur Geldan-
lage daher zu einem breiten gesellschaftlichen Phänomen 
entwickelt, an dem nicht nur einzelne Unternehmen, Haus-
besitzer und Hausbesitzerinnen, sondern eine Vielzahl an 
Privatpersonen mit kleinen und größeren Vermögen teilha-
ben. Ein wichtiger Faktor für den – trotz Wirtschaftskrise – 
anhaltenden Boom der deutschen Wohnungs- und Immo-
bilienmärkte ist dabei gerade die durch die Krise ausge-
löste Unsicherheit: „Verunsicherte Anleger investieren ihr 
Geld in Häuser und Wohnungen: Betongold. Ein bisschen 
Sicherheit in einer schwankenden Welt“ (Rothe 2017: 7). 

Und wer bezahlt das Betongold eigentlich?

In der Perspektive der kleinen wie großen Kapitalanleger 
und Kapitalanlegerinnen stellen Altmieter und Altmieterin-
nen ein Investitionshindernis dar. Denn auch wenn sich die 

Für diejenigen Einkommens-
schichten, die sich weder das 
ganze Zinshaus, noch eine 
Eigentumswohnung leisten 
können, bleibt mit der Geld-
anlage in Immobilienfonds 
immer noch die Möglichkeit, 
am Geschäft mit dem Wohnen 
zu partizipieren. Immobilien-
fonds bieten für Menschen, 
die nur wenige tausend Euro 
investieren können, eine ver-
hältnismäßig sichere Anlage.
 picture alliance/dpa
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Vielfalt und Geschäftspraktiken derjenigen, die am Ge-
schäft mit dem Wohnen teilhaben, verändert haben, stel-
len weiterhin Mieteinnahmen die grundlegende Quelle 
eines jeden Profits mit dem Wohnen dar. Wenn aus zuvor 
günstigen Wohnungen „Gold gemacht“ werden soll, so 
müssen langfristig die Mieten in diesen Beständen steigen 
– oder die Gebäude lukrativen Neubauten weichen. Mie-
ter und Mieterinnen die mit Mieterhöhungen oder Eigen-
bedarfsklagen konfrontiert sind, merken schnell, dass eine 
immobilienwirtschaftliche Verwertung ihrer Wohnung 
nicht ihren eigenen Interessen entspricht (Rothe 2017). 
Auch wenn die Debatte um die doppelte gesellschaftliche 
Funktion des Wohnens aus den wirtschaftswissenschaftli-
chen Lehrbüchern weitgehend verschwunden ist, bedeutet 
dies nicht, dass sich der Interessengegensatz zwischen 
Gebrauchs- und Tauschwert des Wohnens erübrigt hätte. 
Während dieser Gegensatz in Zeiten entspannter Markt-
verhältnisse jedoch nur von den einkommensschwachen 
Bevölkerungsschichten als existenzielles Problem wahrge-
nommen wird, ändert sich dies, je länger und stärker die 
Preise für Wohnungen und Mieten im Vergleich zum durch-
schnittlichen Einkommen und anderen Verbrauchspreisen 
steigen. Je mehr Menschen die Kosten für das Wohnen als 
unangemessene oder sogar untragbare Belastung wahr-
nehmen, desto größer ist das entsprechende gesellschaft-
liche Konfliktpotenzial. 
Nach mehreren Jahrzehnten fortschreitender Liberalisie-
rung der Wohnungs- und Finanzpolitik zugunsten von Ver-
wertungsinteressen ist es daher an der Zeit, über Regulie-
rungen zur sozialen Absicherung des Wohnens nachzu-
denken. Anschließend an die Erfahrungen der alten 
Wohnungsgemeinnützigkeit bieten die aktuellen Debat-
ten zu einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit vielver-
sprechende Anknüpfungspunkte für die Gestaltung eines 
politisch-rechtlichen Umfeldes, in dem Wohnungsunter-
nehmen gleichzeitig wirtschaftlich arbeiten und sozialen 
Ansprüchen an das Wohnen gerecht werden (Holm/Hor-
litz/Jensen 2017). Neben den Anforderungen an einen 
kostendeckenden Wohnungsbau sollten dabei die sozia-
len, kulturellen und ökonomischen Bedürfnisse und Mög-
lichkeiten der Mieter und Mieterinnen Ausgangspunkt der 
Überlegungen sein.
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ANMERKUNGEN

 1 Dieser Beitrag stellt eine überarbeitete und aktualisierte Version des 
Artikels „Betongold. Wohnungen und Immobilien als Kapitalanlage“ dar, 
der im Online-Dossier „Stadt und Gesellschaft“ der Bundeszentrale für 
politische Bildung veröffentlicht ist. Die zitierte Immobilienanzeige wurde 
im April 2019 auf dem Immobilienportal Immowelt eingesehen und dient im 
vorliegenden Text der Illustration. Daten zu Größe, Kaufpreis und Mietein-
nahmen sind in Anlehnung an die Anzeige bestimmt; es handelt sich daher 
um ein fiktives Beispiel. Weitere bekannte Immobilienportale, auf denen 
Wohnimmobilien als Kapitalanlagen angeboten werden, sind Immonet 
und Immoscout24.  
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GENTRIFIZIERUNG UND STRUKTURWANDEL DER STÄDTE

Gentrifizierung: Ursachen, Formen und Folgen 
Martin Kronauer

Gentrifizierung bezeichnet die Verdrängung einkom-
mensschwächerer Haushalte durch finanziell besser ge-
stellte Haushalte in den Innenstädten. Gentrifizierung ist 
jedoch nur ein Element des Strukturwandels der Städte. 
Die Veränderung innerstädtischer Quartiere findet vor 
dem Hintergrund des Wandels von der Industrie- zur 
Dienstleistungsgesellschaft statt. Martin Kronauer erör-
tert die Formen und Phasen der Gentrifizierung. Das skiz-
zierte Verlaufsmuster zeigt, dass arme und einkommens-
schwächere Haushalte zunächst von wohlhabenderen 
und schließlich von ausgesprochen einkommensstarken 
Haushalten verdrängt werden. Die ökonomische Haupt-
ursache dieser Verdrängung ergibt sich aus den soge-
nannten Rentenlücken, d. h. der Diskrepanz zwischen den 
aktuell gegebenen und den möglichen Erträgen eines 
Grundstücks bzw. einer Immobilie. Dadurch eröffnen sich 
neue Gewinnmöglichkeiten, deren Realisierung letztlich 
die soziale Ausgrenzung bestimmter Milieus und die so-
ziale Spaltung der Städte befördern. 

Bedeutung von Gentrifizierung

Gentrifizierung bezeichnet zumeist die Verdrängung ein-
kommensschwächerer Haushalte durch wohlhabendere 
Haushalte in innerstädtischen Quartieren, somit einen 
wichtigen Aspekt der Auswirkung sozialer Ungleichheit 
auf den Wohnungsmärkten. Es kann aber auch die Ver-
drängung gewerblicher Nutzer durch profitablere Nut-
zungsformen, sei es Wohneigentum oder andere geschäft-
liche Nutzungen, beinhalten. Den Ursprungsbegriff gentri-
fication führte die Engländerin Ruth Glass bereits 1964 ein. 
Sie beschrieb seinerzeit die soziale Veränderung eines 
Londoner Arbeiterviertels durch den Zuzug von Angehöri-
gen der Mittelschicht. Dabei bediente sie sich einer Analo-
gie zum 18. Jahrhundert, als Angehörige des grundbesit-
zenden niederen Adels, der landed gentry, auf ihre Liegen-
schaften in die Innenstädte zogen. 
Populär wurde der Begriff in der und durch die Stadtfor-
schung der 1980er Jahre in England und den USA. In den 
USA ging es dabei vor allem um die ökonomische Aufwer-
tung von Grundstücken und Immobilien in Armutsquartie-
ren, die in der Nähe prosperierender Geschäftszentren 
von Großstädten lagen. Während die Stadtverwaltungen 
und die offizielle Politik diesen Prozess als „Revitalisierung“ 
der Innenstädte begrüßten, beklagten Kritiker die Ver-
drängung der meist afroamerikanischen und hispanischen 
Bewohner aus den Vierteln. Schon damals erkannten 
Stadtforscher, dass Gentrifizierung nur ein Element inner-
halb eines weit umfassenderen Strukturwandels der Städte 
darstellte. Zu diesem Strukturwandel gehörte wesentlich 
die Verschiebung von der Industrie- zur Dienstleistungsbe-
schäftigung. Begleitet wurde dieser Strukturwandel in den 
USA bereits seit den 1970er Jahren von einer wachsenden 

Polarisierung der Einkommen und Vermögen (vgl. Smith/
Williams 1986). 
Auch die deutsche Diskussion um die Ursachen und Folgen 
der Gentrifizierung findet vor dem Hintergrund einer Terti-
arisierung in der Beschäftigungsstruktur der Großstädte 
und einer seit den 1990er Jahren zu verzeichnenden Pola-
risierung in der Verteilung von Einkommen und Vermögen 
statt. 

Formen der Gentrifizierung

Gentrifizierung geht auf einen Anstieg der Mieten und Ei-
gentumswerte sowie, etwas verzögert, der Grundstücks-
preise zurück. Betroffen sind vor allem zentrale, innerstäd-
tische Lagen mit Altbaubestand oder kleinteiliger industri-
eller Nutzung in Gebäuden aus dem frühen 20. Jahrhundert. 
Die Umwandlung von Wohngebieten kann von „innen“, 
durch die Modernisierung von Wohnungen durch die Ei-
gentümer, angestoßen werden oder von „außen“, zum Bei-
spiel durch den Zuzug von Bewohnern mit größeren finan-
ziellen Ressourcen oder zunächst auch nur mit der Res-
source höherer Bildung. In der Regel ist dieser zweite 
Ausgangspunkt gemeint, wenn von Gentrifizierung die 
Rede ist. Der als typisch angesehene Prozess der Gentrifi-
zierung erfolgt demnach in verschiedenen Phasen, in de-
nen jeweils unterschiedliche Akteure zum Zug kommen (vgl. 
Friedrichs 2000). Dabei geht eine symbolische In-Wert-
Setzung des Viertels der ökonomischen voraus. 
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An diesem empirisch gestützten, aber gleichwohl stilisier-
ten Modell einer regelmäßigen Phasenabfolge von „Inva-
sion“ und „Sukzession“ (Verdrängung) ist eine wichtige Re-
lativierung angebracht. Sie betrif f t die zeitliche Streckung 
und die Tiefe der Gentrifizierungsprozesse. Dem idealtypi-
schen Verlaufsmuster nach stellt Gentrifizierung lediglich 
eine Übergangskonstellation dar, innerhalb derer ein Aus-
tausch in der sozialen Zusammensetzung der Bewohner-
schaft statt findet. Ärmere und einkommensschwächere 
Haushalte werden durch wohlhabendere und schließlich 
ausgesprochen wohlhabende Haushalte ersetzt. Die Klas-
senstruktur des Gebiets ändert sich vollständig. Tatsäch-
lich kann sich der Prozess aber über erhebliche Zeiträume 
erstrecken, kann lange Zeit eine soziale Mischung erhalten 
bleiben, wenn auch in mehr oder weniger stark veränder-
ten Proportionen. Dies gilt selbst für gentrifizierte Nach-
barschaften in New York City, wie Lance Freeman zeigt 
(vgl. Freeman 2006: 193). Wie lange dies der Fall ist, hängt 
nicht zuletzt von politischen Interventionen in den Woh-
nungsmarkt ab.
Auch für die ökonomische Aufwertung von Flächen und Im-
mobilien mit gewerblicher Nutzung und die Verdrängung 
von Betrieben in zentralen städtischen Lagen gilt, dass ihr 
häufig eine symbolische Um- und Aufwertung vorausgeht. 
Exemplarisch wurde dies für das loft living in Lower Man-
hattan gezeigt (vgl. Zukin 1982). Dort waren es Künstler, 
die Fabriketagen in Ateliers umgewandelt hatten, die den 
postmodernen und postindustriellen Lebensstil interessant 
machten. Damit bereiteten sie die Umnutzung in Galerien, 
Wohneigentum und teure Geschäfte vor, die zur weiteren 
Verdrängung kleiner Industriebetriebe aus Manhattan 
führte. Die ökonomische Aufwertung von Wohngebieten 
im schrit tweisen Invasions-Sukzessionszyklus von Bewoh-
nergruppen mit unterschiedlichen Einkommenskategorien 
kann als nachfragegetriebene Gentrifizierung charakteri-
siert werden. Daneben (und in Deutschland überwiegend) 

findet die Wertsteigerung von Wohnungsbeständen durch 
Umnutzung städtischer Räume allerdings auch auf ande-
ren, direkteren Wegen statt.
Die Kommunen selbst können Gentrifizierung in Gang set-
zen, indem sie Wohngebiete als Sanierungsgebiete aus-
weisen und Investitionen steuerlich begünstigen. Als „ex-
terne“ Anstoßgeber der Gentrifizierung wirken zudem po-
litisch initiierte Großprojekte oder die Errichtung von 
Bürokomplexen oder Enklaven von Luxuswohnungen durch 
private Investoren in räumlicher Nähe. Sie strahlen erfah-
rungsgemäß sogar noch rascher auf die Boden- und Miet-
preise in benachbarten Wohngebieten aus als Gentrifi-
zierung durch Zuzug (vgl. Friedrichs 2000: 62). In beiden 

Terrassen eines neugebauten 
Wohnhauses in Berlin. In vielen 
innerstädtischen Quartieren 
Berlins entstehen luxuriöse 
Immobilien, deren Preise weit 
über dem Durchschnitt liegen. 
Damit geht eine ökonomische 
Aufwertung des Quartiers ein-
her. Gleichzeitig werden ein-
kommensschwächere Haus-
halte sukzessive durch finan-
ziell besser gestellte Haushalte 
verdrängt. 
 picture alliance/dpa

Phasen der Gentrifizierung
 l Die sogenannten „Pioniere“ der ersten Phase haben 

wenig Geld, aber in der Regel kulturelles Kapital und 
ihre eigenen Lebensentwürfe, die sie verwirklichen 
wollen. Sie suchen und finden ihre Nische in der sozi-
alen und ethnischen Vielfalt des Viertels. Ohne es zu 
intendieren, bereiten sie die Infrastruktur für die 
zweite Phase vor, machen das Viertel durch Kneipen, 
Galerien usw. für Außenstehende interessant. 
 l Dadurch ziehen sie weitere Pioniere an, aber auch 

die erste Generation der sogenannten „Gentrifizie-
rer“, Paare mit höherer Schulbildung und höherem 
Einkommen, die bereits den Trend zur besseren 
Wohngegend wahrnehmen und nutzen wollen. In 
dieser Phase beginnen sich schon Immobilienmakler 
und Banken für das Gebiet zu interessieren. Einzelne 
Modernisierungen werden vorgenommen, die Mie-
ten steigen, sind aber noch immer günstig. Erste alt-
eingesessene Haushalte ziehen aus, insbesondere 
nach Mieterhöhungen in Folge der Modernisierun-
gen. 
 l In der drit ten Phase verstärkt sich der Zuzug der 

„Gentrifizierer“, und es kommt zu Konflikten mit den 
„Pionieren“, die sich der Umwandlung „ihres“ Viertels 
widersetzen. Die Infrastruktur der Restaurants und 
Geschäfte ändert sich, auch die Gewerbemieten 
steigen und mit ihnen die Preise der angebotenen 
Leistungen. Modernisierungen nehmen zu, ebenso 
die Umwandlung in Eigentumswohnungen. Vermehrt 
verlassen Bewohner aus der ersten Phase, darunter 
auch „Pioniere“, das Viertel, sei es, weil sie die Miete 
nicht mehr aufbringen können, sei es, weil sie den 
veränderten Charakter des Viertels ablehnen. An-
dere, die selbst zu Wohneigentümern wurden, profi-
tieren von der Wertsteigerung.
 l In der vierten Phase schließlich ziehen die einkom-

mensstärksten Haushalte nach, „das Gebiet gilt als 
eine sichere Kapitalanlage“ (Friedrichs 2000: 61). In 
dieser Phase kann das Viertel, je nach Lage, selbst für 
Angehörige der Mittelklassen zu teuer werden, ins-
besondere beim Wohnungswechsel. Man kann dann 
von einer Hypergentrifizierung sprechen, der selbst 
die gentry finanziell nicht gewachsen ist.
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Fällen kann man von angebotsgetriebener Gentrifizierung 
sprechen. Städte (verschuldete zumal) befinden sich im 
Wettbewerb um Investitionen und neigen deshalb dazu, 
bei Flächennutzungsordnungen möglichst den profitablen 
Nutzungen den Vorzug vor Bestandsschutz (sowohl in 
Wohn- wie in Gewerbegebieten) zu geben. 
Die Kehrseite der Gentrifizierung in ihren verschiedenen 
Spielarten sind die Verdrängung einkommensschwacher 
Haushalte und gleichzeitig die Verknappung des für sie er-
schwinglichen Segments am Wohnungsmarkt. Verdrän-
gung kann unterschiedliche Formen annehmen. Sie kann 
eine direkte Folge von Mietsteigerungen sein, etwa nach 
einer Modernisierung der Wohnung oder des Gebäudes 
durch den Eigentümer. Sie kann aber auch durch Abfindun-
gen versüßt oder durch Schikanen erzwungen werden. Die 
Verknappung findet innerhalb des Viertels durch Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen statt oder durch 
Mietsteigerungen bei Neuvermietung. 

Ursachen von Gentrifizierung

Der ökonomische Anreiz zur Gentrifizierung ergibt sich aus 
der so genannten „Rentenlücke“ (rent gap) (Smith/LeFaivre 
1984: 48–54; Friedrichs 2000: 64f.). Damit ist die Diskre-
panz zwischen den aktuell realisierten und den potenziel-

len Erträgen des Grundstücks bzw. der darauf errichteten 
Immobilie (value gap) gemeint. „Rentenlücken“ entstehen in 
innerstädtischen Wohngebieten, in denen vor der Gentri-
fizierung wenig investiert wurde (oder gar, wie in den USA, 
Investitionen abgezogen wurden).
Auch in Deutschland trug dazu die in den 1960er und 
1970er Jahren verfolgte Politik der Suburbanisierung ent-
scheidend bei, indem sie Eigenheimbau und die Errichtung 
von Großsiedlungen an den Stadträndern förderte. Das 
Wohnen in den Kernstädten verlor an Attraktivität. Subur-
banisierung fiel mit einem tiefgreifenden ökonomischen 
Strukturwandel zusammen. Industrielle Arbeitsplätze gin-
gen verloren, die Beschäftigung konzentrierte sich mehr 
und mehr in den Dienstleistungsbranchen. Damit verän-
derte sich zugleich die soziale Zusammensetzung der Be-
völkerung in den zentral gelegenen Arbeitervierteln. Ar-
beitsmigranten und ihre Familien zogen auf der Suche 
nach erschwinglichem Wohnraum in die Viertel, die „Ein-
heimische“ verließen, die es sich leisten konnten. Und mit 
der Rückkehr der Arbeitslosigkeit, die vor allem Arbeiterin-
nen und Arbeiter betraf, nahm auch die Armut in den Vier-
teln zu.

Rentenlücken

„Rentenlücken“ treten auf, wenn sich in diesen innerstädti-
schen Quartieren neue Gewinnmöglichkeiten eröffnen. 
Wieder greifen dabei verschiedene Faktoren ineinander: 
die zunehmende Bedeutung von Wissensproduktion in der 
städtischen Ökonomie; veränderte Wohnortpräferenzen, 
verbunden mit zahlungskräftiger Nachfrage; die Strate-
gien institutioneller Anleger in den Wohnungsmärkten so-
wie politische Interventionen. 
Nach den Phasen des Bevölkerungsrückgangs oder der 
Bevölkerungsstagnation von den 1970er bis zu den 1990er 
Jahren wächst die Bevölkerung in einer Reihe deutscher 
Großstädte wieder. Dies gilt gerade für solche Städte, in 
denen die „Wissensökonomie“ (forschungsintensive Indus-
trien, wissensbasierte Dienstleistungen einschließlich der 
Kulturwirtschaft) expandiert und die Forschungs-, Bil-
dungs- und Kultureinrichtungen vorzuweisen haben (vgl. 
Siebel 2015). Sie sind insbesondere für jüngere Bevölke-
rungsgruppen attraktiv, die in den wissensintensiven Be-
schäftigungsfeldern arbeiten, in Verbindung damit auf 
Face-to-face-Kontakte angewiesen sind (nicht zuletzt zur 
Bewältigung häufig instabiler Beschäftigungsverhältnisse) 
und urbane Diversität schätzen. Dazu kommt die neuerli-
che Anziehungskraft von Kernstädten für junge Familien, 
wenn beide Eltern erwerbstätig sind, wegen der Nähe von 
Wohnung, Arbeitsplatz und sozialen Dienstleistungen wie 
Kitas.
Damit verstärkt sich die Konkurrenz um attraktiven und be-
zahlbaren innerstädtischen Wohnraum (vgl. Siebel 2015: 
220–238). Der Rückzug des Bundes aus dem öffentlichen 
Wohnungsbau in den 1980er Jahren, die Privatisierung öf-
fentlicher Wohnungsbestände durch die Kommunen und 
die kommunale Förderung von Sanierungsprojekten trugen 
zu dessen Verknappung bei. Hinzu kommt die zunehmende 
Polarisierung der Einkommen und Vermögen, die in 
Deutschland seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zu 
beobachten und in den Stadtregionen besonders ausge-
prägt ist (vgl. Goebel/Gornig/Häußermann 2012). Immo-
bilien sind zur lukrativen Anlagemöglichkeit für die priva-

Als „externe“ Anstoßgeber der Gentrifizierung wirken Groß-
projekte oder die Errichtung von Bürokomplexen. Städte 
befinden sich im Wettbewerb um Investitionen und neigen 
bei Flächennutzungsordnungen dazu, möglichst profitablen 
Nutzungen den Vorzug zu geben.
 picture alliance/dpa
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ten Besitzer und institutionellen Verwalter des national wie 
international immer ungleicher verteilten gesellschaftli-
chen Reichtums geworden. 

Warum stellt Gentrifizierung ein Problem dar?

Seine Wohnumgebung wählen zu können, ist unter den Be-
dingungen von Wohnungsmärkten ein Privileg derer, die 
es sich finanziell leisten können. Umgekehrt stellt der 
Zwang, gegen den eigenen Willen eine Wohnung verlas-
sen zu müssen, weil andere ihre Wahlentscheidung getrof-
fen haben, immer eine problematische Folge von Ungleich-
heit dar. Dagegen richten sich breite Proteste unter der Lo-
sung „Recht auf Stadt“. Fällt Verdrängung mit Verknappung 
erschwinglichen Wohnraums zusammen, ergibt sich noch 
ein weiteres Problem. Die Konzentration von Armut in den 
Wohnungsbeständen und Quartieren, die dann noch zur 
Verfügung stehen, nimmt zu.
Gemeinhin wird das Thema Gentrifizierung in der media-
len Öffentlichkeit erst dann als Problem thematisiert, wenn 
es in Form der Hypergentrifizierung die Mittelklassen er-
reicht. Sehr viel gravierender aber sind die (in der Öffent-
lichkeit meist nicht skandalisierten) Folgen der Verknap-
pung von Wohnraum für einkommensschwache Haushalte. 
Räumlich konzentrierte Armut zeitigt problematische „Kon-
texteffekte“. Denn sie fügt den Benachteiligungen, die be-
reits aus der sozialen Lage entspringen, noch weitere 
hinzu: eine „schlechte Adresse“, die bei Bewerbungen im 
Weg steht; eine schlechtere Ausstattung und Qualität von 
Dienstleistungen und Infrastruktur; eine Verengung der So-
zialkontakte im Nahbereich auf Menschen in ähnlicher 
Lage, die deshalb auch wenig Ressourcen vermitteln kön-
nen (vgl. Häußermann/Kronauer 2009). Dies wiederum 
befördert soziale Ausgrenzung und die soziale Spaltung 
der Städte. 
Wenn die räumliche Konzentration von Armut ein Problem 
darstellt, könnte dann Gentrifizierung aber nicht auch ein 
Teil der Lösung sein? Denn immerhin verändert sich durch 
den Zuzug wohlhabender Bewohnergruppen in ein inner-
städtisches Wohngebiet mit zuvor überdurchschnittlichen 
oder gar überwiegenden Anteilen von einkommensschwa-
chen Haushalten zunächst die soziale Mischung. Dort zu-
mindest geht die Konzentration von Armut zurück. Könnten 
daraus nicht auch positive Effekte für die alteingesessenen 
Bewohner erwachsen? 
Dies würde zunächst voraussetzen, dass die erweiterte so-
ziale Mischung erhalten bleibt. Es wäre also politischer 
Wille gefordert, den Invasions-Sukzessionszyklus gezielt 
zu verlangsamen und eine neue Balance von sozialer Mi-
schung durch Eingrif fe in den Wohnungsmarkt (Mietpreis-
politik, Maßnahmen gegen Spekulation, Erhaltungssat-
zung und öffentlicher Wohnungsbau) zu stabilisieren. 
Soziale Mischung allein reicht allerdings nicht aus, um po-
sitive Effekte zu erzeugen. Dies gilt selbst dann, wenn es 
gelingt, sie über einen langen Zeitraum zu gewährleisten. 
Im Zuge von Gentrifizierung verbessert sich in der Regel 
zwar die öffentliche Infrastruktur im Quartier. An der sozi-
alen Lage einkommensschwacher Haushalte ändert die 
Nähe zu besser gestellten Haushalten zunächst aber we-
nig. Räumliche Nähe sorgt noch nicht von sich aus dafür, 
die soziale Distanz zu überbrücken, die Menschen vonein-
ander trennt. Sie bildet auch nicht ohne weiteres die 
Grundlage dafür, auf das Quartier und ihre Bewohner be-

zogene gemeinsame Interessen zu entwickeln und zu ver-
treten. Damit dies geschehen kann, bedarf es besonderer 
Anlässe und gezielter, organisierter und institutionalisier-
ter Anstrengungen. 
Eine zentrale Bedeutung kommt dabei den Schulen zu. 
Denn das Prinzip der Nachbarschaftsbindung der Schü-
lerschaft in der ersten Schulstufe zwingt geradewegs 
dazu, die (vor allem im internationalen Vergleich aufge-
zeigten) Vorteile sozialer Mischung für gemeinsames Ler-
nen zu nutzen und dabei die Eltern einzubeziehen. Dies 
setzt allerdings zweierlei voraus: die politische Gewähr-
leistung einer hohen Qualität in diesen Schulen, damit die 
Eltern aus den Mittelklassen nicht das Prinzip der Nach-
barschaftsbindung umgehen; und die politische Gewähr-
leistung von erschwinglichem Wohnraum für einkommens-
schwache Haushalte, damit auch diese für ihre Kinder die 
Qualität der Schulen nutzen können. 
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RÄUMLICHE SEGREGATION

Die soziale Architektur in Großstädten
Stefanie Jähnen, Marcel Helbig

Die öffentliche Diskussion um das soziale Auseinander-
driften der deutschen Städte hat in den vergangenen 
Jahren an Fahrt gewonnen. Rasant steigende Kauf- und 
Mietpreise in den Großstädten sind zu einem Dauerthema 
der medialen Berichterstattung geworden (exemplarisch 
Löhr/Ochs 2018). Kritiker/-innen befürchten, dass es zu 
einer Verdrängung der alteingesessenen Bewohner/-in-
nen kommt. 2015 sah sich der Bundestag gezwungen, 
eine „Mietpreisbremse“ einzuführen, um dem Anstieg 
der Mieten etwas entgegenzusetzen. Mit dem verstärk-
ten Zuzug von Flüchtlingen hat die Debatte um eine Spal-
tung der Städte noch einmal an Dynamik gewonnen und 
die Aufmerksamkeit zudem auf die ethnische Dimension 
des Problems gelenkt. In einer groß angelegten Studie 
haben Stefanie Jähnen und Marcel Helbig untersucht, ob 
es tatsächlich zu einer Verschärfung der Segregation in 
deutschen Großstädten gekommen ist, wie die öffent-
liche Debatte suggeriert.1 

Was ist Segregation?

Unter Segregation wird in der Stadtsoziologie die „unglei-
che […] Verteilung von Bevölkerungsgruppen über städti-
sche Teilgebiete“ (Farwick 2012: 381) verstanden. Es lassen 
sich drei Dimensionen bzw. Formen der wohnortbezoge-
nen Segregation unterscheiden (vgl. Häußermann/Siebel 
2004: 143): Die soziale Segregation beschreibt die räumli-
che Ungleichverteilung nach sozioökonomischen Merkma-
len wie Einkommen, Bildungsstand und Berufsqualifikation. 
Die ethnische Segregation misst die räumliche Konzentra-
tion nach ethnischer Zugehörigkeit. Mit demografischer Se-
gregation wird schließlich die ungleiche wohnräumliche 
Verteilung nach den Merkmalen Alter und Haushaltstyp 
bezeichnet. 
Die bislang umfassendste Studie haben Jürgen Friedrichs 
und Sascha Triemer (2009) vorgelegt. Sie betrachteten die 
soziale und ethnische Segregation in den 15 größten deut-
schen Großstädten für die Jahre 1990 bis 2005 und kamen 
zu dem Schluss: „Die soziale Segregation hat […] zuge-
nommen, die ethnische Segregation hat abgenommen“ 
(Friedrichs/Triemer 2009: 117). Wie aber hat sie sich seit-
dem verändert?
Wir haben zum einem deskriptiv untersucht, wie sich die 
ungleiche Verteilung von sozialen, ethnischen und ver-
schiedenen Altersgruppen in deutschen Städten seit 2002 
bzw. 2005 entwickelt hat und wie sie aktuell (2014) ausge-
prägt ist. Zum anderen haben wir analysiert, welche Fakto-
ren die soziale Segregation beeinflussen.

Daten und Messung

Wir stützen uns auf Daten aus 74 deutschen Städten – fast 
alle Großstädte mit mindestens 100.000 Einwohner/-in-

nen. 51 davon sind Teil der Innerstädtischen Raumbeob-
achtung (IRB) des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) (Quelle: Innerstädtische Raumbeob-
achtung des BBSR; Datengrundlage: Kommunalstatistiken 
der IRB-Städte/Statistik der Bundesagentur für Arbeit). Von 
23 weiteren Städten haben wir gesonderte Datenlieferun-
gen erhalten. Unsere Studie ist damit die umfangreichste, 
die die soziale Segregation in Deutschland mit amtlichen 
Daten untersucht. Die IRB- und Nicht-IRB-Städte stellen 
Daten auf Basis ihrer eigenen städtestatistischen Gliede-
rung in Stadtteile2 bereit. Im Durchschnitt leben 5.651 
Einwohner/-innen (unter 65 Jahren) in den räumlichen Ein-
heiten der 74 einbezogenen Städte.
Auf das gesamte Sample greifen wir bei den Berechnun-
gen zur sozialen Segregation zurück. Wegen der Umstel-
lung der Statistik im Zuge der „Hartz-IV“-Reform betrach-
ten wir diese Dimension der Segregation erst ab 2005. Die 
Deskription der ethnischen und demografischen Segrega-
tion bleibt auf die IRB-Städte beschränkt und beginnt mit 
dem Jahr 2002. Für die Analyse der Bestimmungsfaktoren 
sozialer Segregation nutzen wir vor allem die INKAR-Da-
tenbank (Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtent-
wicklung) des BBSR. Wir enden mit unserer Betrachtung 
bereits 2014.3

Als Maß für alle drei Formen der Segregation dient uns der 
etablierte Segregationsindex nach Otis D. Duncan und Be-
verly Duncan (1955). Er gibt die differenzielle Verteilung 
einer Gruppe gegenüber der restlichen Bevölkerung an 
(Bömermann 2011: 63; Häußermann/Siebel 2004: 140f.). 
Interpretiert werden kann er als prozentualer Anteil der un-
tersuchten Bevölkerungsgruppe, welcher in andere Teilge-
biete umziehen müsste, um eine Gleichverteilung über die 
gesamte Stadt zu erreichen.
Die soziale Segregation messen wir als Armutssegregation 
über die räumliche Verteilung von Personen, die Leistungen 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II beziehen (SGB-II-
Bezieher/-innen).4 Als zusätzlichen Indikator verwenden 
wir die Gruppe der Kinder unter 15 Jahren mit SGB-II-Be-
zug. Die ethnische Segregation bilden wir über die Vertei-
lung von Ausländer/-innen ab. Bei der demografischen Se-
gregation beschränken wir uns auf die ungleiche Vertei-
lung verschiedener Altersgruppen in den Städten: unter 15 
Jahre, 15 bis unter 30 Jahre, 30 bis unter 45 Jahre, 45 bis 
unter 65 Jahre, 65 Jahre und älter.

Entwicklung der Segregation

Im ersten Teil der Studie haben wir deskriptiv Entwicklung 
und Ausmaß der drei Dimensionen von wohnräumlicher 
Segregation betrachtet. Die zentralen Ergebnisse lassen 
sich Abbildung 1 entnehmen. Die soziale Segregation in 
den deutschen Städten ist zwischen 2005 und 2014 durch-
schnittlich um 10,5 Prozent angestiegen: Der Segregati-
onsindex für die SGB-II-Empfänger/-innen lag im Jahr 
2005 bei 24,0 Prozent, 2014 bei 26,6 Prozent. Die Entwick-
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lung, welche andere Forscher/-innen seit Mitte der 1990er 
Jahre beobachteten, setzt sich also auch nach der „Hartz-
IV“-Reform fort. In den ostdeutschen Bundesländern war 
die Zunahme zwischen 2005 und 2014 mit 23,4 Prozent al-
lerdings deutlich stärker als in Westdeutschland (plus 8,3 
Prozent). Insgesamt kann die Entwicklung in den ostdeut-
schen Städten als historischer Sonderfall bezeichnet wer-
den. Während Annette Harth et al. für Magdeburg und 
andere ostdeutsche Städte im Jahr 1995 „eine nur gering 
ausgeprägte soziale Segregation feststellen“ (Harth et al. 
1998: 115), gehörten 2005 bereits fünf ostdeutsche Städte 
zur Gruppe der zehn Städte mit den höchsten Segregati-
onsindizes. Mittlerweile lassen sich in einigen ostdeut-
schen Städten Werte der sozialen Segregation von 35 bis 
40 Prozent beobachten – ein ähnliches Niveau wie für die 
Segregation von Armen in US-amerikanischen Metropol-
regionen (Florida/Mellander 2015).
Deutlich höher als diese allgemeine soziale Segregation 
ist nach unseren Ergebnissen die soziale Segregation von 
Kindern. Dies gilt – mit einer Ausnahme – für alle untersuch-
ten Städte; teilweise liegt der Segregationsindex bei rund 
50 Prozent. Diese Beobachtung deckt sich mit Befunden für 
US-amerikanische Metropolregionen, wonach sich Fami-
lien mit Kindern sozialräumlich ungleicher verteilen als kin-
derlose Haushalte (Owens 2016). In deutschen Städten 
führt die räumlich ungleiche Verteilung armer Kinder auch 
zu einer extremen Konzentration dieser Bevölkerungs-
gruppe in einigen Stadtteilen. Trotz des Wirtschaftsauf-
schwungs im letzten Jahrzehnt gibt es in 36 der betrachte-
ten Städte einzelne Quartiere, in denen mehr als die Hälfte 
der Kinder in Haushalten mit SGB-II-Bezug lebt. Gemäß 
der Forschung zu Nachbarschaftseffekten ist anzuneh-
men, dass die Kinder in diesen Quartieren durch das sozi-
ale Umfeld in ihren Lebenschancen benachteiligt werden.
Im Unterschied dazu konnten wir zeigen, dass die ethnische 
Segregation in der Mehrheit der deutschen Städte ab-
nimmt. Im Durchschnitt ist die Segregation von Ausländer/-
innen in den 51 IRB-Städten von 2002 bis 2014 um knapp 
sieben Prozent gesunken. Damit setzt sich ein Trend fort, 
den andere Forscher/-innen bereits für die 1990er Jahre in 
Westdeutschland festgestellt haben. Seit 2007 ist die eth-

nische Segregation im Durchschnitt geringer als die sozi-
ale Segregation.
Bei der demografischen Segregation wiederum beobachten 
wir einen Anstieg im Zeitverlauf. Die Studie zeigt erstmals 
für eine größere Zahl von Städten, dass insbesondere die 
Segregation der Altersgruppe von 15 bis unter 30 Jahren 
(nicht gezeigt) sowie ab 65 Jahren zwischen 2002 und 
2014 zugenommen hat. Konkret wuchs die Segregation 
der ab 65-Jährigen um 15 Prozent, die der 15- bis 29-Jähri-
gen um 29 Prozent (im Osten sogar um 46 Prozent). Zwar 
bewegen sich die Werte der demografischen Segregation 
deutlich unter dem Niveau der ethnischen und sozialen Se-
gregation; ihr Anstieg war in den vergangenen Jahren al-
lerdings wesentlich ausgeprägter.
Zusammenfassend beobachten wir, dass sowohl soziale 
Gruppen – und hier besonders jene mit Kindern – sowie 
bestimmte Altersgruppen zunehmend seltener Tür an Tür 
miteinander wohnen.

Bestimmende Faktoren

Im zweiten Teil der Studie haben wir uns tiefergehend mit 
den Gründen für Entwicklung und Ausmaß der sozialen 
Spaltung befasst. In multivariaten Analysen wurde geprüft, 
welche Kontextfaktoren auf Stadtebene die Dynamik der so-
zialen Segregation erklären können.
Wir haben zunächst eine Reihe von ökonomischen, sozialen 
und demografischen Faktoren untersucht, die die Angebots- 
oder Nachfrageseite des Wohnungsmarktes und damit 
die soziale Segregation beeinflussen sollten. Überra-
schenderweise zeigten sich bei den ökonomischen Fakto-
ren mit einer vermuteten Wirkung auf die Angebotsseite 
kaum belastbare Ergebnisse. So haben steigende Mieten, 
wie sie aktuell viel diskutiert werden, entgegen unserer An-
nahme keinen verstärkenden Einfluss auf die soziale Se-
gregation in einer Stadt. Als besonders relevant erwies 

Abbildung 1: 
Entwicklung der sozialen, 
ethnischen und demo-
grafischen Segregation 
in deutschen Städten 2002 
bis 2014 (Segregations-
indizes)

Quelle: Eigene Berechnungen mit der Innerstädtischen Raumbeobachtung des BBSR und Datenlieferungen 23 weiterer Städte.

133

DIE SOZIALE ARCHITEKTUR IN GROSSSTÄDTEN
 
 

bis2019_0203_inhalt.indd   133bis2019_0203_inhalt.indd   133 12.09.19   08:3012.09.19   08:30



sich hingegen die Zusammensetzung der Stadtbevölke-
rung im Hinblick auf mobile und soziale Gruppen – also 
Faktoren, die auf die Nachfrageseite wirken: Die soziale 
Segregation ist in jenen Städten stärker angestiegen, wo 
mehr Familien mit kleinen Kindern (unter sechs Jahren) le-
ben. Das gilt vor allem in Städten mit einem hohen Anteil 
armer Menschen (SGB-II-Bezieher/-innen).
Im Anschluss haben wir zwei politisch-institutionelle Faktoren 
auf ihren Zusammenhang mit der Ausprägung sozialer Se-
gregation hin analysiert: den Anteil von Sozialwohnungen 
und den Anteil privater Grundschulen. Überraschender-
weise steigt die Armutssegregation mit dem Anteil von So-
zialwohnungen. Das bedeutet aber nicht, dass der soziale 
Wohnungsbau die soziale Segregation nicht wirkungsvoll 
eindämmen kann. Vielmehr weisen die Ergebnisse darauf 
hin, dass sich die noch vorhandenen Sozialwohnungen in 
den Gebieten konzentrieren, wo ohnehin schon die meis-
ten Armen wohnen. Für die westdeutschen Städte zeigte 
sich, dass die soziale Segregation dort geringer ist, wo 
viele private Grundschulen existieren – besonders, wenn 
in der Stadt gleichzeitig viele kleine Kinder und viele arme 
Menschen leben. Neben dem Umzug sind Privatschulen 
eine Option bildungsbewusster Eltern, die ihre Kinder nicht 
auf die behördlich zugewiesene Grundschule schicken 
wollen. Private Grundschulen sorgen scheinbar dafür, 
dass sozial besser gestellte Eltern seltener aus benachtei-
ligten Quartieren wegziehen. Im Gegenzug ist davon aus-
zugehen, dass die soziale Trennlinie dann zwar weniger 
zwischen den Wohnquartieren, aber stärker zwischen öf-
fentlichen und privaten Grundschulen verläuft.

Segregation in Ostdeutschland

Besonders in Ostdeutschland hatten viele Faktoren keinen 
oder nicht den erwarteten Effekt. Daher haben wir die Situ-
ation in den ostdeutschen Städten noch einmal genauer in 
den Blick genommen. Dort war der Anstieg der sozialen 
Segregation zwar am stärksten – mit Dresden und Magde-
burg gibt es aber zwei Städte, auf die diese Beobachtung 
nicht zutrif f t (teilweise auch Chemnitz).
Die allgemein hohe soziale Segregation in den ostdeut-
schen Städten konnten wir darauf zurückzuführen, dass 
sich arme Menschen dort vorrangig in den Plattenbauge-
bieten in städtischen Randlagen ballen. Schon 2005 war 
die SGB-II-Quote in den Plattenbaugebieten deutlich hö-
her als in Innenstadt- und Vorortlagen. Während die SGB-
II-Quote allerdings in den Innenstädten und Vororten bis 
2014 stark zurückging, blieb sie in den Plattenbaugebieten 
auf einem ähnlich hohen Niveau wie 2005. Dadurch, dass 
die Plattenbaugebiete in vielen ostdeutschen Städten im-
mer noch einen großen Teil des Wohnraumes ausmachen, 
wirkt sich diese Entwicklung besonders stark auf die sozi-
ale Segregation in Ostdeutschland aus. 
Die niedrigere soziale Segregation in Magdeburg und 
Dresden führen wir darauf zurück, dass beide Städte im 
Zweiten Weltkrieg besonders stark zerstört wurden. Zu Be-
ginn des Wiederaufbaus orientierte sich der Städtebau in 
der DDR noch an alten Bautraditionen, und es wurden 
größtenteils vier- bis fünfgeschossige Häuser gebaut 
(Beyme 1987). In Magdeburg und Dresden wurden daher 
weniger Plattenbauten errichtet und man war weniger ge-
zwungen, diese an den Stadtrand zu bauen. So beschrit-
ten Magdeburg und Dresden andere städtebauliche 

Pfade als viele andere Städte in Ostdeutschland. In Ros-
tock, Er furt, Potsdam, Weimar oder Halle ergab sich durch 
die sozialistischen Plattenbauten am Rande der Städte und 
die nach der Wende „blühenden Landschaften“ in Form 
von Innenstadtsanierung und Suburbanisierung eine 
enorme architektonische Schere. Entsprechend groß ist 
nun auch die soziale Schere: In den Plattenbaugebieten 
leben vergleichsweise viele SGB-II-Bezieher/-innen.

Herausforderungen und Handlungsoptionen

Aus der Spaltung der Stadtgesellschaft können vielfältige 
Folgen erwachsen. Wir wollen an dieser Stelle auf die po-
tenziellen Auswirkungen auf politische Einstellungen und 
die Lebenschancen von Kindern eingehen. Ähnlich wie die 
Ursachen von wohnräumlicher Segregation sind auch de-
ren Folgen bislang nur unzureichend erforscht. Auch wenn 
es unseres Wissens bisher keine entsprechende Studie 
gibt, so ist doch naheliegend, dass die zunehmende räum-
liche Spaltung verschiedener Bevölkerungsgruppen eine 
politische Polarisierung begünstigen kann. Vor allem in den 
ostdeutschen (Groß-)Städten, aber auch in westdeutschen 
Bundesländern, sind sozialräumliche Randlagen entstan-
den, die zu einer sozialen Marginalisierung der Bewohner/-
innen geführt haben. Wenn etwa in manchen Stadtvierteln 
keine Kontaktmöglichkeit mehr zu Bevölkerungsgruppen 
mit höherer Bildung und jüngeren Alters besteht, könnte 
dies eine politische Polarisierung begünstigen. Auf der an-
deren Seite ist anzunehmen, dass sich in jenen Quartieren, 
wo die sozial Privilegierten und jungen Menschen wohnen, 
Einstellungen und Lebensstile herausbilden, die nichts 
mehr mit der Lebenswirklichkeit der räumlich abgespalte-
nen Gruppen zu tun haben.
Aus der Forschungsliteratur zu Nachbarschaftseffekten ist 
bekannt, dass benachteiligte Quartiere einen negativen 
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Einfluss auf die Lebenschancen der Bewohner/-innen haben 
können (Farwick 2012: 388ff.). Besonders betroffen sind 
die Jüngsten: In den Kindergärten und Schulen solcher 
Wohnquartiere ballen sich sozial benachteiligte Kinder 
und Jugendliche mit einem geringeren kulturellen Kapital 
und entsprechend ungünstigen Lernvoraussetzungen. Un-
abhängig vom individuellen Hintergrund beeinflusst eine 
solche Umgebung als Kontexteffekt den Bildungserfolg 
von jungen Menschen (Horr 2016).
Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen ergeben sich 
für die Politik drei Handlungsbereiche:

Segregation begrenzen
Ein Mittel, um soziale Segregation zu begrenzen, ist der 
Bau bzw. die Ausweisung von Sozialwohnungen. Sie müss-
ten dort entstehen, wo Arme typischerweise nicht leben. 
Eine größere Zahl an Sozialwohnungen in „besseren“ 
Wohnlagen könnten die Kommunen über verschärfte Auf-
lagen beim Bau neuer Wohnhäuser erreichen. Die Bei-
spiele München (Riedel 2015) und Wien (Kapeller 2017) 
zeigen, dass auch mit strikteren Auflagen weiterhin viele 
Wohnungen gebaut werden. Weil eine solche Politik erst 
langfristig Erfolg versprechend ist (in Wien verfolgt man 
diesen Pfad seit den 1920er Jahren, in München seit Mitte 
der 1990er Jahre), sollten die Kommunen auch Belegungs-
rechte für bestehende Wohnungen in weniger benachtei-
ligten Lagen erwerben. Umgekehrt kann man der sozialen 
Segregation zudem entgegenwirken, wenn mehr Haus-
halte der Mittelschicht in sozial benachteiligte Gebiete 
ziehen. So könnten etwa neue Wohngebiete in den (Stadt-)
Randlagen benachteiligter Quartiere ausgewiesen wer-
den, wo die Preise für die Mittelschicht bezahlbar sind.
Mittlerweile besteht aus unserer Sicht ein großer Zielkon-
flikt bei der Stadtentwicklung. Kurzfristig scheint es für die 
meisten Stadtkämmerer und Stadtkämmerinnen wenig 
sinnvoll, mit hohem Mitteleinsatz Sozialwohnungen in be-

gehrten Wohnlagen zu schaffen, wenn etwa – wie im Os-
ten – ausreichend günstige (Plattenbau-)Wohnungen leer 
stehen. Die langfristigen sozialen Kosten, die mit der da-
durch entstehenden Ballung armer Menschen einherge-
hen, werden hingegen kaum in die Überlegungen einbe-
zogen – schließlich sind sie auch schlechter monetarisier-
bar. Dieser Konflikt wird auch in der aktuellen Debatte 
deutlich: Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum in 
den deutschen Großstädten wird zum dringendsten Prob-
lem der Städtebaupolitik erklärt (Holm et al. 2018). Hier-
durch gerät das Ideal der sozial gemischten Stadt aus dem 
Blick. Beides gleichzeitig zu verfolgen, ist schwierig bis un-
möglich.

Folgen abmildern
Die negativen Folgen sozialer Segregation können zum ei-
nen auf Ebene der Nachbarschaften abgemildert werden. 
Aus der Forschung wissen wir, dass benachteiligte Quar-
tiere vor allem über soziale Interaktion und soziales Lernen 
negativ auf die Lebenschancen ihrer Bewohner/-innen wir-
ken. An dieser Stelle kann das Quartiersmanagement anset-
zen, wie es vielerorts bereits praktiziert wird.
Auf der anderen Seite müssen Bildungseinrichtungen in be-
nachteiligten Nachbarschaften besonders gefördert wer-
den – denn negative Effekte der räumlichen Ballung von 
Armut treffen speziell Kinder und Jugendliche. Mittlerweile 
haben einige Bundesländer (z. B. Hamburg) die Notwen-
digkeit erkannt, Schulen mit einer sozial benachteiligten 
Schülerschaft oder einem hohen Anteil von Migranten/-
innen zusätzlich mit finanziellen Mitteln auszustatten (für 
eine Übersicht: Morris-Lange 2016).

Monitoring anhand geeigneter Daten
Grundlage für politisches Handeln muss ein realitätsge-
treues Bild von der Wirklichkeit in deutschen Städten sein. 
Erreichen lässt sich das mit einem kontinuierlichen Monito-
ring der Entwicklung und der begleitenden Evaluation von 
Maßnahmen. Der vorliegende Bericht bildet nur einen klei-
nen Ausschnitt der sozialräumlichen Polarisierung in 
Deutschland ab. Wir haben Daten zu den SGB-II-Bezieher/-
innen ausgewertet. Armutssegregation ist jedoch nur die 
eine Seite der Medaille. Die räumlich ungleiche Verteilung 
von Reichtum ist beispielsweise in den USA deutlich ausge-
prägter als bei Armut (Florida/Mellander 2015). Unseres 
Wissens existieren in Deutschland keine Daten, die zu For-
schungszwecken genutzt werden dürfen, um die Verteilung 
von Reichtum im städtischen Raum abzubilden. Insgesamt 
ist die öffentliche Infrastruktur für kleinräumige Daten unzurei-
chend bzw. zu wenig synchronisiert. Aus diesem Grund 
greift die Wissenschaft zum Teil auf Daten von kommerziel-
len Anbietern zurück, um die Segregation in Städten zu 
messen. Dabei ist die vielfach beschworene Transparenz 
der Forschung nicht gewährleistet. Kleinräumige Daten soll-
ten öffentlich und einheitlich für ganz Deutschland für For-
schungszwecke zur Verfügung stehen. Das Potenzial dafür 
haben sowohl die Daten der Bundesagentur für Arbeit als 
auch die Daten der Steuerbehörden. Letztere würden auch 
einen Vergleich mit internationalen Befunden erlauben, da 
in vielen anderen Ländern auf Einkommensdaten zurückge-
griffen werden kann.

In den Kindergärten und 
Schule benachteiligter Quar-
tiere ballen sich Kinder und 
Jugendliche mit einem gerin-
gen kulturellen Kapital und 
ungünstigen Lernvoraussetzun-
gen. Die Rütli-Schule im Berli-
ner Stadtbezirk Neukölln – 
einem „Problemkiez“ – galt 
lange Zeit als die schlimmste 
Schule Deutschlands. Aber 
das Image hat sich inzwischen 
gewandelt. „Gemeinschafts-
schule auf dem Campus Rütli“ 
heißt die Schule jetzt.
 picture alliance/dpa
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Fazit und Ausblick

Unsere Ergebnisse zeigen, dass im Mittel der untersuchten 
deutschen Städte 26,6 Prozent der SGB-II-Bezieher/-in-
nen umziehen müssten, um eine Gleichverteilung über die 
Stadtteile zu erreichen. In manchen ostdeutschen Städten 
liegt der Wert zwischen 35 und 40. Mit nur einer Aus-
nahme bewegt sich die Segregation armer Kinder in allen 
Städten teils deutlich über dieser allgemeinen sozialen 
Segregation. Was die zeitliche Entwicklung betrif ft, so 
wohnen Arme und Nicht-Arme – insbesondere jene mit 
Kindern – sowie bestimmte Altersgruppen zunehmend sel-
tener in unmittelbarer Nachbarschaft. Die Segregation 
von Ausländern/-innen ist hingegen zwischen 2002 und 
2014 gesunken.
Eine spannende Frage für weitere Forschung, die wir be-
wusst ausgespart haben, zielt auf den kurz-, mittel- und 
langfristigen Einfluss des verstärkten Zuzugs von Flüchtlin-
gen im Jahr 2015 auf die ethnische und soziale Segrega-
tion in deutschen Städten. Zumindest kurzfristig ist wegen 
der zentralen Unterbringung ein Anstieg der ethnischen 
Segregation zu erwarten. Wie die Situation mittel- und 
langfristig aussieht, müssen zukünftige Studien klären. Da 
nicht vorgesehen ist, dass die Flüchtlinge dauerhaft in 
Sammelunterkünften leben, ist ein Einfluss auf die Nach-
frage nach Wohnungen im günstigen Preissegment zu er-
warten (MAIS 2016: 407). Dies ist nicht nur der Fall, wenn 
anerkannte Flüchtlinge vermehrt Transferleistungen bezie-
hen. Auch erwerbstätige Flüchtlinge verfügen durch-
schnittlich über geringe finanzielle Ressourcen. Wo Städte 

mit einer hohen Armutssegregation und vielen Flüchtlingen 
konfrontiert sind, könnte daher auch die soziale Segrega-
tion zunehmen.
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 1 Dieser Beitrag erschien zuerst in der Zeitschrift TUP, welcher wir für 
die Erlaubnis zum Nachdruck danken: Jähnen, Stefanie/Helbig, Mar-
cel (2018): Gespaltene Stadtgesellschaft? Analysen zur räumlichen Se-
gregation in deutschen Städten. In: Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit, 
4/2018, S. 261–268. Es handelt sich um eine stark gekürzte Fassung 
des Diskussionspapiers der Autor/-innen (Helbig/Jähnen 2018), das 
online  abrufbar ist: https://bibliothek.wzb.eu/pdf/2018/p18–001.pdf 
[17.09.2018]. 
 2 Je nach Stadt heißen die räumlichen Einheiten allerdings anders, etwa 
Stadtbezirke oder Lebensweltlich orientierte Räume. 
 3 Dies geschieht aus drei Gründen. Erstens könnte der verstärkte Zuzug 
von Flüchtlingen im Jahr 2015 zu Effekten auf die Indizes der ethnischen 
und sozialen Segregation geführt haben. Zweitens kam es in der Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit ab 2015 zu einer geringfügigen Umstellung 
der Statistik zu den SGB-II-Empfänger/-innen (BA 2015). Drittens lagen uns 
die INKAR-Daten nur bis 2014 vor. 
 4 Leistungen nach dem SGB II werden nur für Personen unter 65 Jahren 
gewährt. Altersarmut und ihre Segregation blenden wir dementsprechend 
aus. 
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MIETER UND MIETERINNEN ALS POLITISCHE AKTEURE

Die Mieter/-innenbewegung in Deutschland
Lisa Vollmer

Mieter und Mieterinnen sind als politische Akteure in der 
Öffentlichkeit präsenter denn je. Die Proteste gegen stei-
gende Mietpreise und die damit einhergehende Verdrän-
gung der Mieter und Mieterinnen aus ihren Wohnungen 
nehmen zu. Das aktuell zu beobachtende und vermeint-
lich neue Phänomen hat eine bis ins 19. Jahrhundert zu-
rückreichende Geschichte. Soziale Bewegungen spielten 
und spielen in der Auseinandersetzung um die Ausge-
staltung der Wohnraumversorgung schon immer eine 
wichtige Rolle. Die Mieter/-innenbewegung verfolgt in 
ihrem Kampf um eine angemessene Wohnraumversor-
gung zwei Lösungsstrategien, die oft parallel erfolgen: 
Auf dem Weg der Selbsthilfe geht es darum, mit eigens 
dafür geschaffenen Institutionen selbst Wohnraum zu 
schaffen. Zweiter Teil der Strategie ist die Forderung 
nach staatlichen Eingriffen (z. B. Mietrechtsregulierun-
gen oder sozialer Wohnungsbau). Der Beitrag von Lisa 
Vollmer widmet sich dieser Geschichte und zeigt die Tra-
dition der Mieter/-innenbewegung in Deutschland auf.1 

Zunehmende Proteste gegen den „Mietenwahnsinn“

Der „Mietenwahnsinn“ ist ausgebrochen: In ganz Deutsch-
land protestieren in diesen Jahren Mieter und Mieterinnen 
gegen steigende Mieten und Verdrängung aus ihren Woh-
nungen und ihren Nachbarschaften. 
Anlass für die Proteste bilden verschiedene Auswirkungen 
der Wohnraumversorgung. Mit Wohnraumversorgung ist 
das komplexe System aus einzelnen Wohnungspolitiken 
sowie anderen, das Politikfeld beeinflussende Regelungen 
(zum Beispiel die Finanzpolitik) und der Beziehungen zahl-
reicher öffentlicher und privater Akteure der Wohnraum-
versorgung gemeint. Wie genau diese Wohnraumversor-
gung ausgestaltet ist, wandelt sich. Da Wohnraum sowohl 
ein menschliches Grundbedürfnis – nach einem Dach über 
dem Kopf und einem Zuhause – befriedigt, als auch eine 
Ware ist – dann nennt man ihn Immobilie – spiegeln sich in 
der Wohnraumversorgung eine Reihe gesellschaftlicher 
Interessenkonflikte wider (Holm 2011). Und so ist es nicht 
verwunderlich, dass es immer wieder zu konfliktträchtigen 
Aushandlungsprozessen um die Ausgestaltung der Wohn-
raumversorgung kommt.
Soziale Bewegungen spielen in diesen Aushandlungspro-
zessen dabei eine wichtige, oft unterbeleuchtete Rolle. 
Eine soziale Bewegung ist ein „mobilisierender kollektiver 
Akteur, der mit einer gewissen Kontinuität […] mittels vari-
abler Organisations- und Aktionsformen das Ziel verfolgt, 
grundlegenden sozialen Wandel herbeizuführen, zu ver-
hindern oder rückgängig zu machen“ (Roth/Rucht 1987: 
21). In allgemeinen gesellschaftlichen Krisen gerät oft auch 
die spezifische Regulation der Wohnraumversorgung in 
die Krise und eine soziale Bewegung entsteht, die die Inte-
ressen der Mieter und Mieterinnen vertrit t. Solange die 
Wohnraumversorgung kapitalistisch organisiert wird, so-

lange also Wohnraum eine Ware ist, mit der Geld verdient 
wird, solange wird sie immer wieder Probleme für Mieter 
und Mieterinnen verursachen – von vernachlässigten Häu-
sern über unzumutbare Mietsteigerungen bis zu Zwangs-
räumungen. Die Mieter/-innenbewegung in Deutschland 
hat in ihrem Kampf gegen diese Auswüchse der kapitalisti-
schen Wohnraumversorgung zwei hauptsächliche Lö-
sungsstrategien hervorgebracht, die oft gleichzeitig ver-
folgt wurden: Erstens die Selbsthilfe, durch die sich Mieter 
und Mieterinnen durch eigens geschaffene Institutionen 
wie Genossenschaften oder das Mietshäuser-Syndikat 
selbst Wohnraum schaffen. Zweitens die Forderung nach 
staatlichen Eingrif fen, von der Regulierung des Mietrechts 
bis zu kommunalem Wohnungsbau.

Mietervereine, Krawalle und Mietstreiks 
vom 19. Jahrhundert bis zum Zweiten Weltkrieg 

Im 19. Jahrhundert wuchsen viele Städte im Deutschen 
Reich in Folge von Industrialisierung und Landflucht rasant 
an. Diese Urbanisierung brachte die neue, urbane Schicht 
der Arbeiter und Arbeiterinnen hervor, die untergebracht 

Ausgewiesen: Ein Hausbesitzer lässt seine Mieter mit Polizei-
gewalt vor die Tür setzen. (Holzstich, 1880, nach einem 
Gemälde von Feodor A. Bronnikow). 
 picture alliance/dpa
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werden musste. Der entstehende Wohnungsmarkt war 
größtenteils marktwirtschaftlich organisiert und Wohn-
raum eine lohnende Investitionsanlage. Dieses ökonomi-
sche Verwertungsinteresse, fehlende Regulierungen und 
eine extrem dichte Bebauung führten zu zahlreichen Prob-
lemen: unhygienische Wohnbedingungen, Überbelegung, 
häufige Umzüge und immer weiter steigende Mieten (Niet-
hammer/Brüggemeier 1976). Deshalb entstand ein neuer 
politischer Akteur: Die Mieter und Mieterinnen organisier-
ten sich als soziale Bewegung. Politisch waren Mieter und 
Mieterinnen strukturell unterrepräsentiert, da verschie-
dene preußische Städteverordnungen vorsahen, dass die 
Hälfte bis zwei Drit tel der Stadtverordneten Hausbesit-
zende sein musste (von Saldern 1999: 25). 
Das Bewusstsein über sich selbst als Gruppe entstand 
nicht zuletzt, weil alle Mietverträge am selben Termin alle 
sechs Monate endeten und an diesen sogenannten Zieh-
tagen zahlreiche temporär obdachlose Arbeiterfamilien 
mit ihrem Hab und Gut durch die Straßen zogen (Lange 
1980: 54f). Eine erste kollektive Aktionsform fanden die 
Mieter und Mieterinnen in sogenannten Exmittierungskra-
wallen nach Zwangsräumungen. Nachbarn und Nachba-
rinnen übten praktische Solidarität, indem sie die geräum-
ten Möbel einfach wieder in die Wohnung trugen oder die 
Geschäfte der Hausbesitzenden boykottierten, die manch-
mal Gewerbetreibende in der eigenen Nachbarschaft 
waren (Schartl 1984). Die in solchen Aktionen entstehende 
politische Kollektivität ließ die Mieter und Mieterinnen er-
kennen, dass ihre Lage kein Einzelschicksal war, sondern 
strukturelle Ursachen hatte.
Neben solchen direkten Aktionsformen gründeten sich in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die ersten Mieter-
vereine2 als Antwort auf die zunehmend organisierten 
Hausbesitzenden. Diese Mietervereine schlossen sich 
1900 in einem reichsweiten Dachverband zusammen. In-
nerhalb dieses Verbandes gab es viele Streitigkeiten über 
die praktische und politische Ausrichtung der Vereine: Wie 
stark sollten basisaktivistische Umtriebe der Mieterschaft 
unterstützt werden? Sind Mietervereine nur rechtliche 
Dienstleister oder auch politische Organisationen? Sollte 
man mit eigenen Kandidaten bei Wahlen antreten oder 
würden so die Interessen der Arbeiterschaft gespalten? 
Über diese und andere Fragen spaltete sich der Dachver-
band mehrfach (Riese 1990).
Während sich die Mietervereine nur wenig Gedanken um 
 programmatische Forderungen zur Organisation des 
Wohnungsneubaus machten (Führer 1993), preschte die 
Mieterschaft voran und setzte auf Selbsthilfe. Zunächst 
entstanden an den Rändern der Stadt sogenannte Bara-
ckensiedlungen, vergleichbar heutigen Slums. Um die dort 
unwürdigen Lebensverhältnisse zu verbessern, schlossen 
sich Mieter und Mieterinnen in Bauvereinen, Genossen-
schaften und Siedlerbewegungen zusammen (Novy 1983). 
Parallel zu dieser Bewegung thematisierte die Bodenre-
formbewegung den Widerspruch, dass Boden wie eine 
Ware gehandelt wird, obwohl er immobil und nicht repro-
duzierbar ist. Die Bewegung leitete daraus die Forderung 
nach der vollständigen Sozialisierung des Bodens ab.
Die frühe Mieter/-innenbewegung schaffte es, die Woh-
nungsfrage (vgl. Engels 1973 [1872]) zu einem politischen 
Thema zu machen. Einige konkrete Erfolge konnten errun-
gen werden: Im ersten Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) von 
1900 wurden basale Mietrechte aufgenommen, die die 
Basis für weitere rechtliche Forderungen bildeten. Zwar 

wurde in der Weimarer Republik nicht der Boden soziali-
siert, aber die Verfassung sah in Artikel 155 ein Grundrecht 
auf angemessenen Wohnraum vor. In der Weimarer Repu-
blik gründeten außerdem zahlreiche Städte kommunale 
Wohnungsunternehmen zur Erstellung von bezahlbarem 
Wohnraum. Diese bildeten zusammen mit den in Selbst-
hilfe entstandenen Institutionen der Wohnraumversorgung 
die Grundlage eines großen und institutionell diversen ge-
meinnützigen Wohnungssektors, der Deutschland lange 
prägte (Zimmermann 1991).
Die Mieter/-innenbewegung erfuhr durch die Revolution 
1918/19, in der sich die ganze Gesellschaft politisierte, ei-
nen Aufschwung. In Anlehnung an die Arbeiter- und Solda-
tenräte gründeten sich Mieterräte in einzelnen Häusern 
oder Blocks, die von Instandsetzungen ihres Gebäudes bis 
zur Sozialisierung des Wohnungswesens und der Selbst-
verwaltung ihrer Häuser viele verschiedene Forderungen 
aufstellten. Von den Mieterräten und den politisch radika-
leren Mietervereinen gingen eine Reihe von Mietstreiks 
aus, bei denen die Miete einbehalten wurde, bis Forderun-
gen nach Instandsetzung oder Mietminderung erfüllt wa-
ren. Da der Mietstreik nicht als legales Mittel – wie der 
Arbeitsstreik – anerkannt wurde, drohte die Kündigung. 
Daher erwies sich diese Aktionsform als wenig mobilisie-
rungsfähig. Er folge konnten Mieter und Mieterinnen durch 
Mietstreiks nur bei kommunalen Trägern erringen (Lenge-
mann 2015: 61).
Die Krisensituation des Ersten Weltkriegs hatte zum ersten 
Mal zu massiven staatlichen Eingrif fen in die marktwirt-
schaftliche Organisation der Wohnraumversorgung ge-
führt, später abwertend als „Wohnungszwangswirtschaft“ 
bezeichnet. Das Mietniveau wurde festgesetzt, und Woh-
nungsämter regelten die Belegung von Wohnungen. Als 
die Regulierungen Mitte der 1920er Jahre schrit tweise 
wieder abgeschafft wurden, reagierte die Mieter/-innen-
bewegung mit großen Demonstrationen (Ott 1984: 177). 

„Instandbesetzung“ in Berlin 
Kreuzberg (Foto, April 1981). 
Die Motive der Besetzer waren 
vielfältig und reichten von der 
unmittelbaren Beschaffung 
von Wohnraum durch Instand-
besetzungen über die Skan-
dalisierung der Wohnungs-
politik, die zu massivem Leer-
stand bei gleichzeitigem Woh-
nungsmangel geführt hatte, 
bis hin zur Schaffung von 
alternativen Räumen.
 picture alliance/dpa
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Damit hatte sich bereits das klassisch (west-)deutsche Mo-
dell der Wohnraumversorgung abgezeichnet: Eingrif fe in 
den Wohnungsmarkt erfolgen nur, wenn die Wohnungs-
krise den gesellschaftlichen Frieden bedroht.
Mit der Weltwirtschaftskrise ab 1929 verschlechterten 
sich die Lebensbedingungen für Mieter und Mieterinnen 
weiter. In den nun wieder häufiger auftretenden Miet-
streiks zierte der Slogan „Erst das Essen, dann die Miete“ 
die Hauswände (Stahr 1992). Nach der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten war es mit solchen basisaktivisti-
schen Umtrieben allerdings bald vorbei, und auch die Mie-
tervereine wurden, unter eigenem Zutun (Führer 1993: 
239), gleichgeschaltet. Auch bei der „Arisierung“ der 
Wohnraumversorgung wirkten die Mietervereine und Ge-
nossenschaften mit. Der Entzug der Wohnberechtigung für 
Juden und Jüdinnen stand schließlich „am Ende des Ent-
rechtungs- und am Anfang des planmäßigen Vernichtungs-
prozesses“ (Haerendel 1999: 869).

Bürger/-inneninitiativen und Hausbesetzungen 
in West und Ost

Nach dem Zweiten Weltkrieg begann eine neue Ära der 
sozialen Wohnraumversorgung. Im konservativ-korpora-
tistischen Wohlfahrtsregime westdeutscher Prägung setzte 
sich eine soziale Wohnungsmarktpolitik (Hanauske 1995: 
43) durch, in der massenhafter und standardisierter Woh-
nungsbau zwar staatlich gefördert wurde, dessen kommu-
nale, private oder gemeinschaftliche Bauträger aber teil-
weise profitorientiert wirtschafteten. Die durch die Förde-
rungen erkauften Sozialbindungen galten nur temporär, 
der soziale Wohnungsbau war nur als „soziale Zwischen-
nutzung“ gedacht (Donner 2000: 200). Die entstehenden 
Wohnsiedlungen am Stadtrand oder auf innerstädtischen 
Freiflächen hatten als Zielgruppe „breite Schichten des 

Volkes“ (§ 1 II WoBauG), waren aber faktisch das Zuhause 
der Mittelschicht. Ärmere Schichten fanden Wohnraum in 
den zunächst stark mietpreisregulierten innerstädtischen 
Altbaubeständen. 
Das für die private Wohnungswirtschaft äußert lukrative 
Verwertungsmodell des sozialen Wohnungsbaus geriet 
bereits in den 1960er Jahren in eine Krise. Denn die zah-
lungskräftigen Mittelschichten hatten bereits ihre Woh-
nungen bezogen, die untere Mittelschicht und ärmere 
Schichten konnten sich die modernen und gut ausgestatte-
ten Sozialwohnungen nicht leisten. Die Wohnungspolitik 
inklusive der massiven Förderung des Eigenheimbaus 
führte zu einer zunehmenden Abwanderung der Mittel-
schicht aus den Innenstädten und zur Suburbanisierung in 
Einfamilienhaussiedlungen. Zur Krisenbewältigung wurde 
mit dem Wohngeld eine Subjektförderung eingeführt, die 
den Umzug in den sozialen Wohnungsbau ermöglichen 
sollte. Die Regulierung des Altbaubestandes wurde stark 
zurückgefahren, und die Sanierung der Innenstädte wurde 
nun staatlich unterstützt. 
Diese Krisenbewältigungsstrategien führten zu einer Reihe 
sozialer Verwerfungen, die einen neuen Zyklus der Mieter/-
innenbewegung auslösten und zu Protesten im ganzen 
Land führten (Jansen 1972: 12). Die neue Welle der Bewe-
gung wurde von selbstorganisierten Mieter/-inneninitiati-
ven getragen. Die renitenten Mieter/-innenvereine der 
Vorkriegszeit waren in die korporatistischen Governance 
der Bundesrepublik eingehegt worden (Ott 1984). Im Laufe 
der 1970er und 1980er Jahre wurde allerdings eine Reihe 
neuer, explizit politisch ausgerichteter Mieter/-innenver-
eine gegründet (Nelles/Wanders 1981).
Die innerstädtischen Altbaubestände sollten in vielen 
Städten durch eine Flächen- bzw. Kahlschlagsanierung 
modernen, weniger dichten Wohnsiedlungen weichen und 
mit dem Altbau die hier in Folge der Wohnungspolitik der 
Nachkriegszeit konzentriert wohnenden ärmeren und mig-
rantischen Schichten (Münch 2010). Folgen dieser Sanie-
rungen waren Abriss und/oder massive Mietsteigerungen 
durch Modernisierungen. Zahlreiche Bürger/-inneninitiati-
ven schlossen sich zusammen, um sich gegen steigende 
Mieten, Verlust der Wohnung durch Abriss, schlechte Le-
bensverhältnisse in den jahrzehntelang nicht instandge-
setzten Häusern und die drohende Verdrängung aus ihren 
Nachbarschaften mit dem damit einhergehenden Verlust 
sozialer Netzwerke zur Wehr zu setzen (Bodenschatz u. a. 
1983; Vollmer 2018a). Anwohner und Anwohnerinnen wei-
gerten sich auszuziehen, wehrten sich gegen die Praktiken 
der Sanierungsträger und betrieben politische Lobbyar-
beit für ihre Anliegen. Punktuell konnten so Abriss und 
Mietsteigerungen verhindert werden. Langfristig leiteten 
sie einen Wertewandel hin zu der Betrachtung von dichten 
und funktionsgemischten Altbauvierteln als lebenswerte 
Wohnquartiere ein.
Die günstigen Altbauviertel hatten auch Studierende, Kul-
turschaffende und die neu entstehende alternative Szene 
angezogen. Aus den Initiativen der Mieter und Mieterin-
nen und diesen Neuzugezogenen heraus wurden in den 
1970er und 1980er Jahren in zahlreichen Städten Häuser 
besetzt. Die Motive der Besetzer und Besetzerinnen waren 
dabei sehr vielfältig und reichten von der unmittelbaren 
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Beschaffung von Wohnraum durch sogenannte Instandbe-
setzungen über die Skandalisierung der Wohnungspolitik, 
die zu massivem Leerstand bei gleichzeitigem Wohnungs-
mangel geführt hatte, bis hin zur Schaffung von alternati-
ven Räumen. In Berlin gelang es der Mieter/-innenbewe-
gung und der Hausbesetzungsbewegung kurzzeitig, eine 
behutsame Stadterneuerung durchzusetzen, bei der die 
Altbauviertel zwar baulich aufgewertet, aber die einkom-
mensarmen Schichten nicht verdrängt wurden (Holm/Kuhn 
2011). Die überwiegend materiellen Forderungen der 
Mieter/-innenbewegung wurden in den 1980er und 1990er 
Jahren allerdings immer mehr von einer Orientierung auf 
Selbstbestimmung und alternative Lebensformen abgelöst 
(Kuhn 2014).
In der DDR stellte sich die Wohnungsfrage nicht als Frage 
der Bezahlbarkeit, denn hier war die Wohnraumversor-
gung weitgehend der marktwirtschaftlichen Verwertung 
entzogen (Schildt 1998). Mietpreise wurden festgesetzt, 
Neubau staatlich subventioniert und durchgeführt. Aller-
dings herrschte bis zum Ende der DDR quantitativer Wohn-
raummangel. Die Sanierung des Altbaubestandes hatte 
wie im Westen zunächst keine Priorität. Die Wohnungs-
frage stellte sich also als Frage der Verfügbarkeit und der 
Wohnqualität. Häuser wurden in der DDR zahlreiche be-
setzt – allerdings als stille Besetzungen. Das sogenannte 
Schwarzwohnen in leerstehenden innerstädtischen Alt-
bauten war weniger eine widerständige Praxis, als viel-
mehr eine Umgangsstrategie mit dem Wohnraummangel 
(Wolf 2018). Es gab nur wenig nachbarschaftliches Enga-
gement gegen den Abriss oder für die Sanierung des Alt-
baubestandes (Nowak 2018). 

Aus einem solchen Protest des Wohnbezirksausschusses 
(WBA) 56 in der Oderbergerstraße in Ost-Berlin entstand 
in den 1990er Jahren ein Aktionsbündnis gegen die Ver-
drängung einkommensarmer Mieter und Mieterinnen, die 
durch die Aufhebung der Mietpreisbindung und die Priva-
tisierung durch das Altschuldenhilfegesetz nach dem Zu-
sammenbruch der DRR drohte. Aus dem WBA wurde der 
Slogan „Wir bleiben Alle!“, der heute noch auf vielen De-
monstrationen gerufen wird. Anfang der 1990er Jahre kam 
es in zahlreichen ostdeutschen Städten zu aktiven, politi-
schen Hausbesetzungen, eine politische Einflussnahme 
wie noch in den 1980er Jahren gelang aber nicht mehr 
(Holm/Kuhn 2011).

„Hoch mit den Löhnen, runter mit der Miete“: 
zurück zur sozialen Frage

Ab den 1970er Jahren vollzog sich in Westdeutschland 
eine Abkehr von der fordistischen Wohnungspolitik der 
Nachkriegszeit hin zu einer neoliberalen Wohnungspoli-
tik. Die Zahl der neu gebauten Sozialwohnungen sank be-
reits seit den 1960er Jahren (Egner 2014: 15). Im Jahr 2001 
wurde die Zielgruppe des sozialen Wohnungsbaus auf 
Gruppen mit besonderem Unterstützungsbedarf reduziert 
und 2006 schließlich vom Bund in die Verantwortung der 
Länder übertragen. Statt einer sozialen Wohnraumver-
sorgung für die breite Bevölkerung wurde der soziale 
Wohnungsbau nun als Ausnahme- und Notfallsegment 
 definiert (Schönig 2018). Ein weiterer tiefer Einschnitt war 
die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit im Jahr 

Mieter und Mieterinnen sind 
als politische Akteure in der 
Öffentlichkeit präsenter denn 
je. Die Proteste gegen stei-
gende Mietpreise und die 
damit einhergehende Verdrän-
gung der Mieter und Mieterin-
nen aus ihren Wohnungen 
nehmen zu. Der Protest richtet 
sich auch gegen die Verdrän-
gung von sozialer und kultu-
reller Infrastruktur sowie von 
Kleingewerbe, die Verdrän-
gung der sozialen Nahversor-
gung, die Nachbarschaften 
lebenswert macht.
 picture alliance/dpa
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1990, mit der davor ein institutionell diverses Anbieterseg-
ment – darunter die Selbsthilfeinstitutionen der Mieter/-
innenbewegung des 19. Jahrhunderts – auf soziale Ziele 
verpflichtet wurde. In den Kommunen setze sich die Politik 
der unternehmerischen Stadt durch (Mayer 1990): Innen-
städte wurden für die Bedürfnisse der steuerzahlungskräf-
tigen Mittel- und Oberschicht aufgewertet. Öffentliche 
Liegenschaften und kommunale Wohnungen wurden pri-
vatisiert, wodurch den Städten heute wichtige Instrumente 
zur Steuerung der Wohnungsversorgung fehlen und sie 
der aktuellen Wohnungsfrage weitgehend hilflos gegen-
überstehen. Die großen En-Bloc-Verkäufe von kommunalen 
Wohnungsunternehmen oder des Wohnungsbestandes 
von großen Industrieunternehmen ermöglichten den Ein-
stieg von finanzmarktorientierten Wohnungsmarktakteu-
ren (Unger 2016), denen es nicht um die Erstellung und 
langfristige Bewirtschaftung von Wohnraum geht, son-
dern um kurzfristige Renditeinteressen. Diese Neoliberali-
sierung der Wohnungspolitik bedeutete aber keineswegs 
den vollständigen Rückzug des Staates: die Förderung von 
privatem Wohneigentum wurde fast ungebrochen weiter-
geführt und gleichzeitig erhöhten sich die staatlichen Aus-
gaben für die Subjektförderung in Form von Wohngeld 
und im SGB II- und SGB XII-Bezug kontinuierlich (Schönig/
Vollmer 2018: 15).
Die Finanzkrise ab 2007 brachte das Fass schließlich zum 
Überlaufen, weil in ihrer Folge anlagesuchendes globales 
Kapital auf die deregulierten deutschen Wohnungsmärkte 
drängte. Daraufhin stiegen in vielen Städten die Mieten 
massiv an und ein neuer Zyklus der Mieter/-innenbewe-
gung entstand in vielen Groß- und Mittelstädten (Vollmer 
2018b). Anlässe von Protest waren und sind zahlreich: 
städtebauliche Großprojekte, Privatisierung von Wohn-
raum und Liegenschaften, das Auslaufen der Bindungen im 
temporär geförderten sozialen Wohnungsbau, Mietstei-
gerungen in Folge von (energetischer) Modernisierung, 
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen, Zweck-
entfremdung als Ferienwohnungen und spekulativer Leer-
stand. Da bestehende Mietverträge Mietern und Mieterin-
nen einen gewissen Schutz bieten, streben Vermietende 
einen Wechsel an – in dem sie ihre Mieter und Mieterinnen 
schikanieren oder zwangsräumen lassen. Blockaden ge-
gen Zwangsräumungen knüpfen direkt an die Praktiken der 
Mieter/-innenbewegung im 19. Jahrhundert an. 
Besonders rücksichtslos sind oft die finanzmarktorientier-
ten Wohnungsmarktakteure wie Vonovia oder Deutsche 
Wohnen. Sie machen hohe Renditen, indem sie an Instand-
haltungskosten sparen, weshalb ihre Mieter und Mieterin-
nen oft unwürdigen Wohnbedingungen ausgesetzt sind. 
Anschließend modernisieren sie ihre Bestände möglichst 
kostenaufwändig. Denn die Kosten für die Modernisierung 
dürfen, im Gegensatz zu denen der Instandhaltung, auf 
die Mieten umgelegt werden. So ist die Modernisierung 
ein legales Mittel, die Mieterhöhungsbegrenzung in be-
stehenden Mietverträgen zu umgehen. 
Steigende Mieten führen zur Verdrängung von ärmeren 
Haushalten, zum Verlust des Zuhauses und der damit ver-
bundenen sozialen Netzwerke. Aber nicht nur dagegen 
richtet sich der Protest, sondern auch gegen die Verdrän-
gung von sozialer und kultureller Infrastruktur sowie von 
Kleingewerbe, die Verdrängung der sozialen Nahversor-
gung, die Nachbarschaften lebenswert macht.
Mittlerweile sind sowohl ärmere Schichten als auch zuneh-
mend Mittelschichten von Verdrängung bedroht. Sie bilden 

die Trägerschaft der Mieter/-innenbewegung. Aufgrund 
dieser heterogenen Zusammensetzung sind auch Organi-
sations- und Aktionsformen der Mieter/-innenbewegung 
divers. Manche Initiativen gründen sich in einem Haus oder 
einer Siedlung aus konkreter Betroffenheit heraus, andere 
auf der nachbarschaftlichen Ebene und wieder andere 
nehmen sich ein bestimmtes Thema wie Zwangsräumungen 
oder ein Stadtentwicklungsprojekt zum Anlass. Unterstützt 
werden die Mieter/-inneninitiativen von den Mieter/-in-
nenvereinen. Allerdings gibt es oft keine rechtliche Hand-
habe gegen die Ursachen ihrer steigenden Mieten. Des-
halb verlagern sie ihre Aktionen schnell auf die politische 
Ebene und schreiben Briefe an Politiker und Politikerinnen, 
demonstrieren in ihrer Nachbarschaft, entwerfen eigene 
Konzepte für Bebauungen, machen konkrete Vorschläge 
für alternative Wohnungspolitiken oder blockieren die 
Zwangsräumung eines Nachbarn bzw. einer Nachbarin, 
indem sie sich auf die Straße setzen. 
Da die Initiativen, ihre Aktionsformen und ihre politischen 
Strategien relativ heterogen sind, gibt es auch keine ein-
heitliche oder verbindliche gemeinsame Organisations-
struktur. Dennoch kann man von einer Mieter/-innenbewe-
gung sprechen, da die Initiativen eine gemeinsame politi-
sche Kollektivität teilen, die sich als post-identitär und 
post-autonom bezeichnen lässt (Vollmer 2019: 149–184). 
Anders als die sozialen Bewegungen der 1980er und 
1990er Jahre verfolgen sie keine identitär abgrenzende 
Politik, sondern wollen möglichst anschlussfähig für viele 
unterschiedliche Menschen sein. Und sie möchten ihre For-
derungen nicht in abgegrenzten, autonomen Räumen um-
setzen, sondern für eine breite Masse materielle Verbesse-
rungen erreichen: Sie stellen die soziale Frage in den Mit-
telpunkt.
Die neue Mieter/-innenbewegung hat die Wohnungsfrage 
in vielen Städten überhaupt erst wieder zum politischen 
Thema gemacht. Ob und wie kommunale Regierungen auf 
die Forderungen der Bewegung reagieren, ist lokal sehr 
unterschiedlich (z. B. Vollmer/Kadi 2018).

Fazit

Die verschiedenen Phasen der Mieter/-innenbewegung 
haben einige Gemeinsamkeiten. Sie brechen immer dann 
aus, wenn ein etabliertes Modell der Wohnraumversor-
gung in die Krise gerät. Die Proteste verstärken diese Krise 
gleichzeitig. Sie richten sich gegen zu hohe Mieten, die 
nicht genug Geld zum Leben lassen und/oder schlechte 
Wohnverhältnisse. Die Mieter/-innenbewegungen waren 
immer dann erfolgreich – konnten also Einfluss auf eine so-
zialere Ausgestaltung der Wohnraumversorgung nehmen 
–, wenn sie von einer Koalition aus ärmeren Schichten und 
Mittelschichten getragen wurden. Wenn es also gelang, 
dass sich eine an sich heterogene Mieter/-innenschaft auf-
grund der gemeinsamen Betroffenheit und geteilter sozia-
ler Praktiken zusammenschloss. 
Durch standhaftes Eintreten für ihre Interessen konnte die 
Mieter/-innenbewegung die Wohnraumversorgung als ein 
sozialpolitisches Feld in den Wohlfahrtstaat integrieren. 
Dies gelang aber in weniger starkem Ausmaß als bei ande-
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ren Feldern, zum Beispiel der Renten- oder Sozialversiche-
rungspolitik (Torgerson 1987), denn dem Eigentum an Bo-
den und Immobilien kommt in einem kapitalistischen Wirt-
schaftssystem eine besonders wichtige Bedeutung zu 
(Aalbers/Christophers 2014). Deshalb beschränkt sich die 
Wohnungspolitik oft darauf, regulierend einzugreifen, 
wenn die Wohnungsfrage ein Ausmaß erreicht hat, dass 
sie den sozialen Frieden insgesamt bedroht (Harloe 1995). 
Die grundsätzlich marktwirtschaftliche Ausrichtung der 
Wohnraumversorgung bleibt aber bestehen. Solange 
Wohnraum aber als Ware gehandelt, und nicht als Grund-
bedürfnis organisiert wird, solange wird es auch zu Miet-
steigerungen, Verdrängung und schlechten Lebensver-
hältnissen kommen. Die Mieter/-innenbewegung themati-
siert diesen Widerspruch zwischen Ware und Grund-
bedürfnis und macht Vorschläge für eine wirklich soziale 
Wohnraumversorgung.
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ANMERKUNGEN

 1 Dieser Artikel basiert auf dem ausführlichen Beitrag: Vollmer, Lisa (i. E.): 
Wohnraumversorgung und soziale Bewegungen. In: Eckardt, Frank/Meier, 
Sabine (Hrsg.): Handbuch Wohnungssoziologie. Wiesbaden. 
 2 Auf die gendergerechte Sprache wird hier bewusst verzichtet, da das 
Preußische Vereins- und Versammlungsgesetz von 1850 die Mitgliedschaft 
von Frauen in Vereinen verbot. Trotzdem waren Frauen zu allen Zeiten 
höchst aktiv in der Mieter- und Mieterinnenbewegung – was nicht zuletzt 
durch die der Frau zugeschriebene Verantwortung für das Zuhause zu 
erklären ist. 
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ARMUT UND AUSGRENZUNG VOM WOHNUNGSMARKT 

Wohnen und Armut
Annette Spellerberg, Christoph Giehl

Zwischen Einkommensarmut und geringen Wahlmöglich-
keiten auf dem Wohnungsmarkt besteht ein enger Zu-
sammenhang. Von den exorbitanten Mietsteigerungen 
der letzten Jahre sind vor allem einkommensschwächere 
Haushalte betroffen. Eine nur unzureichende Wohnungs-
versorgung und fehlende Sozialwohnungen verstärken 
die Konkurrenz auf dem Wohnungsmarkt. In dem Beitrag 
von Annette Spellerberg und Christoph Giehl steht der 
empirische Vergleich der armutsgefährdeten Bevölke-
rung im Vergleich zu den Nicht-Armen in Baden-Würt-
temberg auf Basis der repräsentativen Daten des Sozio-
oekonomischen Panels aus dem Jahr 2017 im Mittelpunkt. 
Das Autorenteam vergleicht zudem die Situation in Ba-
den-Württemberg mit der in den westdeutschen Flächen-
ländern (inklusive Baden-Württemberg), um Besonder-
heiten des Zusammenhangs von Armut und Wohnen in 
diesem Bundesland aufzudecken. Unerlässlich – so das 
Fazit – sind wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen und lang-
fristig angelegte wohnungspolitische Strategien, um so-
ziale, kulturelle und materielle Deprivation bei armuts-
gefährdeten Personen zu verhindern. 

Problemhintergrund

Armut bedeutet nicht nur über wenig Geld zu verfügen, 
sondern häufig auch Ausgrenzung aus zentralen Lebens-
bereichen wie Bildung, Kultur und nicht zuletzt auch vom 
Wohnungsmarkt. Zusammenhänge zwischen Einkommens-
armut und geringen Wahlmöglichkeiten auf dem Woh-
nungsmarkt sind unbestrit ten. Menschen mit geringem Ein-
kommen müssen möglicherweise auf zu kleine, schlecht 
ausgestattete oder weit außerhalb liegende Wohnungen 
ausweichen (Heyn u. a. 2013). Selbst ein Dach über dem 
Kopf ist in vielen Fällen in der Bundesrepublik nicht mehr 
gewährleistet (vgl. den Beitrag von Volker Busch-Geert-
sema in diesem Heft).
Seit Ende 2015, also innerhalb von dreieinhalb Jahren, 
sind die Preise von Wohnimmobilien um 22 Prozent gestie-
gen (Süddeutsche Zeitung vom 27. Juni 2019: 191). Auf der 
Seite der Wohnungsunternehmen liegen die Renditen – vor 
allem angesichts niedriger Zinsen – seit Jahren deutlich 
über den üblichen Gewinnmargen (von Einem 2016). Ein 
Grund für steigende Renditen liegt in dem Bevölkerungszu-
wachs in vielen Ballungsräumen, der den Druck auf dem 
Wohnungsmarkt für Mieterinnen und Mieter verschärft. 
Besonders betroffen von den mit der Preisentwicklung ein-
hergehenden höheren Mieten sind einkommensschwä-
chere Haushalte wie Alleinerziehende, ältere und jüngere 
Alleinlebende und Zugewanderte. Seit Jahren wird täglich 
in den Medien über Mietsteigerungen, Zwangsumzüge, 
sprunghaft steigende Mietbelastungsquoten, Mietwucher 
oder auch erzwungene Immobilität bei nicht bedürfnisge-
rechten Wohnverhältnissen berichtet. Die soziale Un-
gleichheit in Deutschland nimmt auch dadurch zu, weil sich 

der Wohnungsmarkt in Luxuswohnen und Eigentum auf der 
einen Seite und Mietwohnen und Wohnungsnot auf der 
anderen Seite weiter auseinanderentwickelt (am Beispiel 
London vgl. Atkinson 2017). Nicht nur in den Innenstädten, 
auch auf dem Land steigen die Mietbelastungen (Speller-
berg/Giehl 2018). Städtische Quartiere werden in ver-
stärkter Dynamik sozial entmischt (vgl. Helbig/Jähnen 
2018; Andrej Holm und Martin Kronauer in diesem Heft). 
Bei einer trotz günstiger Kredite unzureichenden Bautätig-
keit, dem weiteren Abschmelzen von Sozialwohnungen 
und den weiterhin steigenden Mieten ist eine Entlastung 
vor allem im urbanen Mietwohnungsbereich nicht in Sicht 
(Holm u. a. 2018). Sozialpolitisch wurde den Preissteige-
rungen auf dem Wohnungsmarkt lange Zeit nicht gegen-
gesteuert, beispielsweise durch den Bau von Sozialwoh-
nungen oder eine angemessene Erhöhung des Wohngel-
des, so dass vor allem in den Städten, in denen zugleich 
die Bodenpreise sehr hoch sind, bezahlbarer Wohnraum 
fehlt. 
In diesem Beitrag steht der empirische Vergleich der ar-
mutsgefährdeten Bevölkerung im Vergleich zu den Nicht-
Armen in Baden-Württemberg auf Basis der repräsentati-
ven Daten des Sozio-oekonomischen Panels aus dem Jahr 

Zwischen Einkommen und geringen Wahlmöglichkeiten auf 
dem Wohnungsmarkt besteht ein enger Zusammenhang. 
Von den exorbitanten Mietsteigerungen der letzten Jahre 
sind vor allem einkommensschwächere Haushalte betroffen. 
Eine nur unzureichende Wohnungsversorgung und fehlende 
Sozialwohnungen verstärken die Konkurrenz auf dem Woh-
nungsmarkt picture alliance/dpa
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2017 im Mittelpunkt2. Wir vergleichen zudem die Situation 
in Baden-Württemberg mit der in den westdeutschen Flä-
chenländern (inklusive Baden-Württemberg), um Beson-
derheiten des Zusammenhangs von Armut und Wohnen in 
diesem Bundesland aufzudecken.
Da die Boden- und Mietpreise im ländlichen Raum unter 
denen in Ballungsgebieten liegen, ist es sinnvoll, bei den 
Wohnkosten nach Siedlungsstrukturen zu unterscheiden, 
zudem die ärmeren Personen häufiger in Städten leben (41 
Prozent der Ärmeren in dicht besiedelten, 21 Prozent in 
dünn besiedelten Räumen, im Vergleich zu 34 und 24 Pro-
zent bei den Nicht-Armen; Statistisches Bundesamt 2017 in 
Spellerberg/Giehl 2018). Aufgrund der Fallzahlen können 
wir für Baden-Württemberg keine Aussagen hinsichtlich 
der Siedlungsstrukturen treffen (n=32 als arm klassifizierte 
auf dem Land Lebende), nehmen jedoch für die westdeut-
schen Flächenländer eine Differenzierung vor. Der Beitrag 
bewegt sich damit auf „großer Flughöhe“ und ist vergleichs-
weise weit entfernt von den konkreten Wohn- und Alltags-
welten der einkommensschwachen Bevölkerung in spezifi-
schen städtischen oder ländlichen Räumen. 

Die Wohnungsversorgung

Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen des überwie-
gend privatwirtschaftlich organisierten Wohnungsmark-
tes haben im letzten Jahrzehnt dazu geführt, dass eine an-
gemessene Wohnungsversorgung in vielen Städten kaum 
noch gewährleistet werden kann. Die Stichworte zu den 
Prozessen seit der Finanzkrise lauten „Betongold“, d. h. 
massive Investitionen in den Immobilienmarkt, Privatisie-
rungen landeseigener und kommunaler Wohnungsbe-
stände – und damit von Sozialwohnungen – sowie der 
Rückzug des Staates aus der Bautätigkeit und der gemein-
wohlorientierten Vergabe von Bauland (vgl. Schönig u. a. 
2017; von Einem 2016). 
Eine bedürfnisgerechte Wohnung ist für die Menschen von 
zentraler Bedeutung, um ein „normales“ gesellschaftliches 
Leben führen zu können. Von der Wohnung aus bewegen 
wir uns in die verschiedenen gesellschaftlichen Bereiche, 
in die Schule, die Arbeitswelt, den Verein, den Freundes-
kreis, usw. Die Qualität und die Lage der Wohnung sowie 
die infrastrukturelle Ausstattung des Wohngebietes bieten 
unterschiedliche Chancen zur Teilhabe und unterschiedli-
che Belastungen. So bietet eine „gute Adresse“ soziale 
Vorteile, während eine „schlechte Adresse“ stigmatisie-
rend wirkt. Marcel Helbig und Stefanie Jähnen haben 74 
deutsche Städte im Hinblick auf Segregation analysiert 
und dabei herausgefunden, dass sich die Segregation der 
Armutsbevölkerung in den Jahren von 2005 (Hartz IV-Re-
form) bis 2014 in den meisten Städten verstärkt hat. Zudem 
konnten sich selbst verstärkende Effekte beobachtet wer-
den: In Städten mit hoher Segregation verlief die weitere 
soziale Entmischung ausgeprägter. Das Wohnen in sozial 
homogenen Nachbarschaften vieler armer Haushalte ist 
vor allem bei Kindern in Bedarfsgemeinschaften stark aus-
geprägt (Helbig/Jähnen 2018). Die Hypothese der Nach-
barschaftseffekte legt nahe, dass sich insbesondere Quar-
tiere mit einem überdurchschnittlichen Anteil an Hartz IV-
Haushalten zu benachteiligenden Quartieren entwickeln 
können (Dangschat 2004; Friedrichs/Triemer 2009). Kin-
der sind in der Bundesrepublik hiervon offensichtlich in be-
sonderem Maße betroffen.

Timo Heyn u. a. haben errechnet, dass für die einkommens-
armen Familien in den 100 einwohnerstärksten Städten nur 
noch zwölf Prozent der familientauglichen Wohnungen 
bezahlbar sind (im Mietwohnbereich ein Drit tel). In Baden-
Württemberg sticht Heilbronn positiv hervor, da hier 80 
Prozent des Geschosswohnungsbaus mit familientaugli-
chen Wohnungen auch für geringe Einkommen finanzier-
bar sind, in Freiburg ist es nur ein Prozent (Heyn u. a. 2013: 
21 und 29).
Die Größe und Qualität einer Wohnung selbst ist für die 
Wohnzufriedenheit und Lebensqualität der Menschen von 
entscheidender Bedeutung (Schneider/Spellerberg 1999). 
Eine Überbelegung einer Wohnung verhindert die Erho-
lung, die Entfaltung der Persönlichkeit, lässt Privatheit nicht 
zu und hat bei Kindern negative Auswirkungen auf die Per-
sönlichkeitsentwicklung (Heyn u. a. 2013). Ist die Wohnung 
schlecht ausgestattet, zum Beispiel im Alter, kann sie ein 
selbstständiges Leben verhindern. Qualitätsmängel, wie 
undichte Fenster, Schimmel und Renovierungsbedürftig-
keit, führen neben Gesundheitsbelastungen dazu, dass 
die Wohnung der Gastlichkeit nicht dienen kann.
Im Jahr 2017 hat nach Angaben des Statistischen Bundes-
amtes immerhin ein Fünftel (21 %) der armutsgefährdeten 
Bevölkerung (17 Prozent der Bewohnerinnen und Be wohner 
der Bundesrepublik) angegeben, ihr Dach sei undicht.3 

Die Qualität und die Lage der Wohnung sowie die infra-
strukturelle Ausstattung des Wohngebietes bieten unter-
schiedliche Chancen zur Teilhabe und unterschiedliche 
Belastungen. So bietet eine „gute“ Adresse soziale Vorteile, 
während eine „schlechte“ Adresse stigmati sierend wirkt. In 
den meisten Städten hat sich die Segre gation der Armutsbe-
völkerung verstärkt. 
 picture alliance/dpa
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Sie beklagten feuchte Wände, Schimmel, undichte Fenster 
und Fäulnis. In Anbetracht dieser Größenordnungen wird 
deutlich, dass der Wohnungsbestand ebenso in den Fo-
kus der angemessenen Wohnungsversorgung ärmerer 
Haushalte gehört wie der Neubau bezahlbarer Woh-
nungen.
Sozialstaatliche Strategien gegen unzureichende Wohn-
verhältnisse und Wohnungsnot richten sich zum einen auf 
die Objektförderung, d. h. den Bau preisgünstiger Woh-
nungen oder Modernisierungszulagen, zum anderen auf 
die Subjektförderung in Form von Wohngeld und Zuschüs-
sen. Die Objektförderung, die in den ersten Jahrzehnten 
der Bundesrepublik im Vordergrund stand, ist zugunsten 
der Subjektförderung deutlich zurückgenommen worden. 
Der Anteil an Sozialwohnung an Wohneinheiten ist seit 
den 1960er Jahren daher beständig gesunken (auf vier 
Prozent der Mietwohnungen in Mehrfamilienhäusern im 
Jahr 2015; BBSR 2016: 76), so dass trotz Zugangsberechti-
gung (Wohnberechtigungsschein) nur ein Teil der Haus-
halte eine geförderte Wohnung erhalten. Die bedürftigen 
Gruppen müssen um den knappen Wohnraum in Konkur-
renz zueinander treten, z. B. Alleinerziehende, Geflüch-

tete, Behinderte, Studierende, Geringverdiener und ältere 
Alleinlebende.
Die Quote der armutsgefährdeten Haushalte ist in den 
letzten Jahren trotz positiver Entwicklungen auf dem Ar-
beitsmarkt nicht gesunken (17 Prozent in 2016; Schwellen-
wert etwa 12.765 Euro/Jahr Nettoäquivalenzeinkommen; 
Kott 2018: 234). Während der Bedarf an bezahlbarem 
Wohnraum und an Sozialwohnungen steigt, geht die Bau-
tätigkeit am Bedarf vorbei, da in den letzten Jahren vor 
allem im Hochpreissegment sowie Eigentumswohnungen 
bzw. Ein- und Zweifamilienhäuser gebaut wurden (Statisti-
sches Bundesamt 2016; von Einem 2016). In Baden-Würt-
temberg existieren noch etwa 54.000 Sozialwohnungen, 
wobei nach Berechnungen der Hans-Böckler-Stiftung auf 
Basis des Mikrozensus 2014 in den Großstädten des Bun-
deslandes mehr als 155.000 Wohnungen für Haushalte 
fehlen, die unterhalb des Durchschnittseinkommens liegen, 
und allein in Stuttgart ein Defizit von 35.000 Wohnungen 
für Haushalte unterhalb der Armutsgrenze besteht (60 Pro-
zent des mittleren Haushaltseinkommens; Holm u. a. 2018: 
70 und 77). Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum dürfte 
in den vorangegangenen fünf Jahren noch deutlicher ge-
worden sein, denn der Anteil der von Armut betroffenen 
Einwohnerinnen und Einwohner Baden-Württembergs ist 
von 8,9 Prozent in 2010 auf 12,4 Prozent in 2017 gestiegen 
(eigene Berechnungen auf Basis des Sozio-oekonomi-
schen Panels).4

Wohnstatus

In Baden-Württemberg werden nach den Angaben im 
 Sozio-oekonomischen Panel im Jahr 2017 54 Prozent der 
Wohnungen von ihren Eigentümern bewohnt, ein im Ver-
gleich mit westdeutschen Flächenländern überdurch-
schnittlicher Anteil (47 %)5. Die berechneten Anteile der 
 Armutspopulation bei Eigentümern und Mietern zeigt, dass 
die nicht-arme Bevölkerung 2017 zu 59 Prozent im Eigentum 
lebt (53 Prozent in westdeutschen Flächenländern). Von 
den Armutsgefährdeten wohnt, wie in den Vergleichs-
ländern, etwa ein Fünftel in Eigentum. Hier stellt sich 
die  Frage, inwieweit die notwendigen Kosten für den Un-
terhalt und die Instandhaltung getragen werden können6. 
Wenig überraschend ist, dass der Mieteranteil unter der 
Armutsbevölkerung in Baden-Württemberg mit 75 Prozent 
deutlich höher ist als bei den Nicht-Armen (39 %). Ein 
 vergleichsweise kleiner Anteil wohnt im unsicheren Unter-
mietverhältnis (vier Prozent der Armen, zwei Prozent der 
Nicht-Armen).

Tabelle 1: Wohnstatus 2017 in Prozent (Spalte)

Status
Baden-Württemberg Westdeutsche Flächenländer

Nicht Arm Arm Gesamt Nicht Arm Arm Gesamt
Hauptmieter 39 75 43 45 74 50
Untermieter 2 4 3 2 6 3
Eigentümer 59 19 54 53 20 47
Heimbewohner 1 2 1 0 1 1
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Mietbelastungsquote

Die Mietbelastungsquote, d. h. der Anteil des verfügbaren 
Einkommens, der für die Bruttokaltmiete entrichtet werden 
muss – ohne Energiekosten und Kosten für die digitale Inf-
rastruktur –, kann als Indikator für materielle Deprivation 
herangezogen werden. Das Statistische Amt der Europäi-
schen Union (Eurostat) definiert eine Überbelastung durch 
Wohnkosten, wenn ein Haushalt mehr als 40 Prozent sei-
nes verfügbaren Einkommens für Wohnkosten aufwendet 
(Zimmermann 2018: 228). Die empirischen Ergebnisse er-
geben sowohl für Baden-Württemberg als auch für die 
westdeutschen Flächenländer, dass die von Armut Betrof-
fenen im Mittel eine zu hohe Mietbelastung tragen müssen 
(42 Prozent im Vergleich zu 26 Prozent; vgl. Tabelle 2). 
In den 1970er bis 1990er Jahren galt eine Schwelle von 30 
Prozent Mietbelastungsquote in der Bundesrepublik als 
Schwellenwert für Überbelastung (Glatzer 1980). Mit dem 

steigenden Druck auf dem Wohnungsmarkt und dem ho-
hen Anteil einkommensschwacher Haushalte wird der als 
kritisch gesehene Schwellenwert ohne breitere Debatte 
auf 40 Prozent hoch gesetzt. Die Anteile der Bruttokaltmie-
ten am verfügbaren Haushalts-Nettoeinkommen liegen 
bei Armen deutlich höher als bei der übrigen Bevölkerung, 
so dass ihnen von dem ohnehin sehr geringen Einkommen 
nur wenig verbleibt. In vielen Städten liegt das verblei-
bende Einkommen unterhalb der Regelsätze des SGBII 
(Hartz IV).
Bemerkenswert ist, dass die Stadt-Land-Unterschiede, die 
bei Bodenpreisen, Mieten und Verdiensten beobachtet 
werden, nicht in gleichem Maße bei den durchschnittlichen 
Mietbelastungen feststellbar sind. In den ländlichen Regio-
nen Westdeutschlands erreichen die Wohnkosten nahezu 
die gleichen Anteile wie in Städten, was durch die hier ge-
stiegenen Mieten (Spellerberg/Giehl 2018) und die durch-
schnittlich geringeren Einkommen erklärt werden kann.

Tabelle 2: Anteil der Miete am Haushaltsnettoeinkommen (2017) in Prozent (Spalten)

Ebene
Armut Keine Armut

Stadt Land Stadt Land
Baden-Württemberg 42 26
Westdeutsche Flächenländer7 44 26

44 42 26 24

Der steigende Anteil, den die Haushalte für Mietkosten 
zahlen müssen, zwingt zu Sparmaßnahmen in anderen Be-
reichen, z. B. der Freizeit, der Ernährung, der Mobilität 
oder beim Heizen. Wird der aus dem Datenreport oben 
zitierte Wert von etwa 1.000 Euro pro Monat als Schwel-
lenwert zur Klassifikation der armutsgefährdeten Bevölke-
rung herangezogen, bedeutet dies, dass nach Abzug der 
Kaltmiete weniger als 600 Euro pro Monat verbleiben für 
Heizung, Strom, Wasser, GEZ und Internet, Mobilität, Ge-
sundheitskosten, weitere gebundene Ausgaben wie Versi-
cherungen, Ernährung, Kleidung und „Taschengeld“. Teil-
weise kommt es zu materiellen Entbehrungen, zum Teil 
noch liegen die verbleibenden Summen unter dem Exis-
tenzminimum. Von den armutsgefährdeten Personen waren 
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes bundesweit 
immerhin acht Prozent bei den Versorgungsbetrieben in 
Verzug und fünf Prozent hatten Mietrückstände (destatis.
de)8. Jeweils vier Prozent der Bundesbürger konnten nicht 
ausreichend heizen oder konnten laufende Zahlungen wie 
Miete oder Strom nicht zahlen (Kott 2018: 236).
Für die westdeutschen Flächenländer zeigt sich 2017, dass 
der Anteil der Haushalte mit mindestens 40 Prozent Miet-
belastung in ländlichen Räumen geringer, aber dennoch 
erheblich ist (48 Prozent bei den Armen und sieben Prozent 

bei den Nicht-Armen auf dem Land, 56 Prozent und elf Pro-
zent bei den Städtern). In Baden-Württemberg muss die 
Hälfte der armutsgefährdeten Personen (51 %) überhöhte 
Mietbelastungen zahlen, so dass ihr verfügbares Einkom-
men deutlich eingeschränkt ist. Der Anteil liegt dennoch 
leicht unter dem in anderen westdeutschen Flächenlän-
dern (55 %).

Haushaltsform

Im Hinblick auf die Haushaltsform zeigen sich erhebliche 
Unterschiede zwischen den Armen und Nicht-Armen sowie 
die weitere Stadt-Land-Differenzierung. Die Anteile der je-
weiligen Haushaltsform von Armen und Nicht-Armen wird 
für westdeutsche Flächenländer 2017 in Tabelle 4 verdeut-
licht9.
Es zeigt sich, dass ein bedeutend höherer Anteil der von 
Armut betroffenen Bevölkerung (58 % Stadt, 56 % Land) al-
leine lebt als bei den nicht-armen Bevölkerungsgruppen 
(40 % Stadt, 35 % Land). Arme Menschen leben seltener als 
Paar ohne Kind zusammen (14 % Stadt, 15 % Land) als die 
Nicht-Armen (31 % Stadt, 35 % Land), die zwei Einkommen 
erzielen bzw. mit zwei Ruhestandsgehältern wirtschaften 

Tabelle 3: Anteil der Haushalte mit Miete mehr als 40 Prozent des Haushaltsnettoeinkommens (2017) 
in Prozent (Spalten)

Ebene
Armut Keine Armut

Gesamt
Stadt Land Stadt Land

Baden Württemberg 51 13 21
Westdeutsche Flächenländer 55 10 21

56 48 11 7
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können. Der Anteil der Alleinerziehenden ist bei den Ar-
men doppelt so hoch wie im Durchschnitt der Bevölkerung; 
Partnerhaushalte mit Kindern sind eher selten arm. Es lässt 
sich somit zusammenfassen, dass von Armut betroffene 
Haushalte häufiger Einpersonen- und Alleinerziehenden-
Haushalte sind; der Unterschied zwischen ländlichen und 
urbanen Räumen ist lediglich marginal. Die gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen wirken offensichtlich deutlich 
stärker als räumliche Effekte. 

Haustyp und Überbelegung

Das Merkmal Gebäudetyp gibt einen Hinweis auf eine 
mögliche Entmischung von armutsgefährdeten und den üb-
rigen Haushalten. Eigentümer wohnen im Allgemeinen 
häufiger in Ein- und Zweifamilienhäusern als Mieter. Da 
sich die von Armut betroffene Bevölkerung in der Regel 
kein Eigentum leisten kann, wohnt sie häufiger in Mehrfa-

milienhäusern. Tabelle 5 gibt Auskunft über die Verteilung 
auf die verschiedenen Gebäudetypen.
Wie erwartet, zeigt sich für Baden-Württemberg, dass die 
von Armut betroffene Bevölkerung deutlich seltener in Ein- 
oder Zweifamilienhäusern (26 %) bzw. Reihenhäusern 
(2 %) lebt als die nicht-arme Bevölkerung (31 % und 16 %), 
während die Armutsbevölkerung entsprechend häufiger in 
Wohnhäusern mit mindestens fünf Wohnungen lebt. Dieser 
Unterschied findet sich in allen westdeutschen Flächenlän-
dern, wobei Arme hier im Schnitt noch häufiger in Wohn-

häusern mit neun und mehr Wohnungen und seltener in 
Ein- und Zweifamilienhäusern leben. Bemerkenswert ist 
der vergleichsweise hohe Anteil von fünf Prozent der ar-
mutsgefährdeten Bevölkerung in Baden-Württemberg, die 
in landwirtschaftlichen Wohngebäuden lebt. Insgesamt 
wohnt immerhin ein Drit tel der armen Haushalte in kleinen 
Häusern, die jedoch individuell mehr verfügbare Fläche als 
Geschosswohnungen bedeuten.

Tabelle 4: Haushaltsform in städtischen und länd-
lichen Räumen für westdeutsche Flächenländer (2017) 
in Prozent (Spalten)

Haushaltsform
Armut Keine Armut

Gesamt
Stadt Land Stadt Land

Alleinlebend 58 56 40 35 42
Paar ohne Kinder 14 15 31 35 29
Alleinerziehend 10 12 4 5 6
Paar mit Kindern < 16 Jahren 7 9 13 13 12
Paar mit Kindern >= 16 Jahren 5 5 7 8 7
Sonstige Kombination 7 4 4 3 4

Tabelle 6: Haustyp in städtischen und ländlichen Räumen für westdeutsche Flächenländer (2017) 
in Prozent (Spalten)

Haushaltsform
Armut Keine Armut

Gesamt
Stadt Land Stadt Land

Landwirtschaftl. Wohngebäude 4 4 1 8 3
Ein-, Zweifamilienhaus 12 17 25 49 27
Reihenhaus 10 10 18 14 16
Wohnhaus, 3–4 Wohnungen 15 22 12 12 13
Wohnhaus, 5–8 Wohnungen 31 26 25 11 24
Wohnhaus, 9 und mehr Wohnungen 27 21 16 5 16
Hochhaus 2 0 2 1 1

Tabelle 5: Haustyp 2017 in Prozent (Spalten)

Haustyp
Baden-Württemberg Westdeutsche Flächenländer

Nicht Arm Arm Gesamt Nicht Arm Arm Gesamt
Landwirtschaftliches Wohngebäude 2 5 3 3 4 3
Ein-, Zweifamilienhaus 31 26 30 31 14 27
Reihenhaus 16 2 14 17 10 16
Wohnhaus, 3–4 Wohnungen 19 16 19 12 16 13
Wohnhaus, 5–8 Wohnungen 19 34 21 22 30 24
Wohnhaus, 9 und mehr Wohnungen 10 16 11 14 26 16
Hochhaus 3 0 3 1 1 1
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Die Wohnsituation der von Armut betroffenen Haushalte 
kann weiterführend anhand des Indikators „Überbele-
gung“, d. h. weniger als ein Raum pro Person, analysiert 
werden. Einkommensschwache Haushalte können ge-
zwungen sein, auf kleiner Fläche zu wohnen, um Kosten zu 
sparen. Für acht Prozent der von Armut betroffenen baden-
württembergischen Personen trif f t dies zu, ihnen steht we-
niger als ein Wohnraum pro Person zur Verfügung (vier Pro-
zent der nicht-armen Haushalte10). 
Von der städtischen Armutsbevölkerung mit Kindern bis zu 
16 Jahren leben zwei Drit tel in überbelegten Wohnungen 
(vgl. Tabelle 7) – mit nachgewiesenen nachteiligen Auswir-
kungen auf Kinder und erhöhtem familiären Stress (Heyn 
u. a. 2013). Das Problem des beengten Wohnens trit t für 
die Armutsbevölkerung in ländlichen Regionen deutlich 
seltener auf – auch wenn der Anteil von 35 Prozent beengt 
wohnender Partnerhaushalte mit Kindern noch sehr hoch 
ist. Die unterschiedlichen Bautypologien in Stadt und Land 
ergeben, dass die von Armut betroffene Bevölkerung auf 
dem Land über mehr Wohnfläche verfügt. 

Zusammenfassung und Diskussion zu 
wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen

In diesem Beitrag wurden Unterschiede zwischen armuts-
gefährdeten und nicht-armen Personen für Baden-Würt-
temberg und westdeutsche Flächenländer im Hinblick auf 
die Wohnverhältnisse dargestellt. Drei Viertel der armuts-
gefährdeten Personen in Baden-Württemberg sind Haupt-
mieter einer Wohnung. Die armutsgefährdeten Personen 
tragen zu erheblichen Anteilen eine Mietbelastung von 
mehr als 40 Prozent des geringen Haushaltsnettoeinkom-
mens, so dass durchaus von materieller Deprivation ge-
sprochen werden kann. Vor allem ärmere Haushalte mit 
minderjährigen Kindern wohnen beengt, so dass die Le-
bens- und Wohnsituation mit erhöhten psychischen Belas-
tungen einhergeht. Vor dem Hintergrund der aktuellen 
mietenpolitischen Debatte wird übersehen, dass etwa ein 
Fünftel der als arm klassifizierten Bevölkerung im Wohnei-
gentum lebt, wobei das Eigentum biographisch vor der Ein-
kommensarmut realisiert oder aber geerbt wurde.
Heute werden die Wohnungsknappheit und Mietpreisstei-
gerungen in Städten als gravierendes soziales Problem er-
kannt. Das Bedrohungsgefühl, gewohnte Lebenswelten, 
soziale Bezüge, lieb gewordene Wohnungen, Nachbar-
schaften und bauliche Atmosphären verlieren zu können, 
ist bis in die Mittelschichten vorgedrungen. Als Folge der 
Spekulation auf dem Wohnungsmarkt werden zudem am 
anderen Pol des Wohnungsmarktes physisch und symbo-
lisch provozierende Phänomene beobachtet, beispiels-

weise Luxusmodernisierungen und Leerstände von Wohn-
gebäuden – auch von Neubauten (Agar 2019). Das ver-
letzte Gerechtigkeitsgefühl, Kostensteigerungen über das 
verkraftbare Maß und Verdrängungen in weit entlegene 
Gebiete (Milbert 2019) verschärfen die wohnungspoliti-
sche Debatte in bisher nicht bekanntem Maße. Dies hat zur 
Folge, dass Städte Wohnungen zurückkaufen und, wie das 
Beispiel Berlin verdeutlicht, erstmals überlegen, Woh-
nungsunternehmen zu vergesellschaften und einen Mie-
tenstopp zu veranlassen. Auch in anderen Städten werden 
eigentumsbezogene Maßnahmen diskutiert. In Tübingen 
wird beispielsweise die Mobilisierung von Bauland bis hin 
zum Rückkauf von unbebauten Grundstücken angestrebt11. 
Bei einem fortgesetzten Trend der Reurbanisierung mit 
Suburbanisierung und internationaler Zuwanderung vor 
allem aus EU-Staaten, die zu anhaltender Wohnungsnot in 
vielen Städten beitragen, dürften die Wechselwirkungen 
von Armut und Wohnen weiterhin ein Thema der Wohnfor-
schung und der politischen Handlungsanforderungen 
bleiben. Wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen, die auf den 
Zugang zu günstigem Wohnraum abzielen, liegen im Ob-
jektbereich (z. B. Investitionszulagen mit Mietobergrenzen, 
Ankauf von Belegungsrechten, kommunales Bauen von So-
zialwohnungen vor allem in besseren Wohnlagen) und in 
der Subjektförderung (u. a. Wohngeld, Förderung von Ei-
gentumswohnungen für Familien, Zuschüsse für senioren-
gerechte Umgestaltungen), aber auch in der Veränderung 
der Rahmenbedingungen (echte Mietpreisbremse, Dauer 
der Belegungsbindung, gemeinwohlorientierte Bauland-
politik, Änderung von Hartz IV-Regelungen12, voller Ein-
satz der zweckgebundenen Bundesmittel, auch rückwir-
kend, Schutz der Wohnungen sozialer Träger, die unsi-
chere  Gewerbemietverträge haben, etc.). Sozialgipfel mit 
Energieversorgern und Runde Tische zum Aufbau von 
Wohn beratungsstellen verweisen zudem auf den hohen 
Be ratungsbedarf und die Komplexität der vielfältigen Pro-
bleme von Geringverdienern beim Wohnen.
Eine langfristige Zeitperspektive und ein Zusammenwirken 
unterschiedlicher Strategien bleiben unerlässlich, um sozi-
ale, kulturelle sowie materielle Deprivation und psychi-
schen Stress bei den armutsgefährdeten Personen zu ver-
hindern. Wohnen beschränkt sich dabei nicht auf Leistbar-
keit, sondern stellt den Lebensmittelpunkt für die Menschen 
dar, der das Wohlbefinden, die Teilhabe an anderen Le-
bensbereichen und auch die politische Einflussnahme 
ganz entscheidend mitbestimmt. Negative Trends können 
abgemildert werden, indem z. B. günstige Wohnungen in 
teureren Lagen gebaut werden, auch wenn dies zunächst 
schwierig erscheint. Es ist auch bereits absehbar, dass 
Maßnahmen überlegt werden müssen, die erzwungene 
Umzüge bei zunehmender Altersarmut bei Rentenbeginn 

Tabelle 7: Anteil der Haushalte mit weniger als einem Wohnraum pro Person in städtischen und ländlichen 
Räumen für westdeutsche Flächenländer (2017) in Prozent (Spalten)

Haushaltsform
Armut Keine Armut

Gesamt
Stadt Land Stadt Land

Alleinlebend 0 0 0 0 0
Paar ohne Kinder 6 0 1 0 1
Alleinerziehend 9 6 3 2 4
Paar mit Kindern < 16 Jahren 64 35 15 7 17
Paar mit Kindern >= 16 Jahren 21 13 4 2 5
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ANMERKUNGEN

 1 Vgl. auch die laufenden Presseberichte über Aktienkurse, Käufe im 
Milliardenbereich und Renditen z. B. von Vonovia oder Patrizia. 
 2 Der Beitrag orientiert sich an Spellerberg/Giehl 2018. 
 3 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen /Gesellschaft-Umwelt/Wohnen/
eu-silc-armut.html [28.08.2019]
 4 Armutsschwelle definiert als Haushaltsäquivalenzeinkommen kleiner 
als 60 Prozent des Medians des äquivalenzgewichteten Haushaltsnetto-
einkommens. 16,7 Prozent der städtischen und 16,8 Prozent der ländlichen 
Bevölkerung westdeutscher Flächenländer ist als arm zu kennzeichnen 
(nach Berechnungen auf Basis des SOEP v34). 
 5 Der für die vorliegenden Analysen verwendete Datensatz wurde er-
stellt auf Basis der SOEP-Core Datensätze inklusive Gemeindegrößenklas-
sen der Version 34 für Erhebungswelle 2017 (bhh$). Die Analysen finden, 
sofern nicht anders vermerkt, im Querschnitt ohne Berücksichtigung zu-
sätzlicher Ebenen statt. Entsprechend wurde ein Querschnitts-Haushalts-
gewicht (Variable „W11102“ aus dem Long-Datensatz pequiv geteilt durch 
2000, um die Fallzahl nicht künstlich zu erhöhen und Standardfehler zu 
reduzieren) verwendet. Amtliche Daten siehe Hochstetter 2018. 
 6 Eigentümer tragen andere Kosten als Mieter: Hypotheken oder Dar-
lehen, Versicherungen, Instandhaltung, Grundsteuer und die Infrastruktur-

kosten (Wasser, Kanalisation, Straßenreinigung, Müllabfuhr, Schornstein-
reinigung, Kabel etc.). Eine Überbelastung von Eigentümern wird in diesem 
Beitrag jedoch nicht detailliert behandelt. 
 7 Städtische Räume: mehr als 150 Einwohner/km2 oder Stadt mit mehr 
als 100.000 Einwohner mit einer Mindestdichte von 100 Einwohner/km2; 
Ländliche Räume: weniger als 150 Einwohner/km2 und ohne Oberzentrum 
mit mehr als 100.000 Einwohnern oder mit Oberzentrum und Dichte unter 
100 Einwohner/km2 (BBSR 2009). km2

 8 URL: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/
Wohnen/eu-silc-armut.html;jsessionid=F9CC72F06C52F7C87C1DBC5E
1B6CE424.internet731 [29.06.2019]. 
 9 Erneut wurden westdeutsche Flächenländer als Betrachtungsebene 
gewählt, da die Fallzahlen in den einzelnen Gruppen für die Betrachtung 
Baden Württembergs zu gering sind, um aussagekräftige Ergebnisse ab-
zuleiten. 
 10 Westdeutsche Flächenländer: Armutsbevölkerung neun Prozent und 
drei Prozent der nicht-armen Haushalte wohnen beengt. 
 11 URL: https://www.focus.de/immobilien/brief-des-tuebinger-oberbu-
ergermeisters-palmer-will-grundstuecksbesitzer-zum-bebauen-zwingen-
und-droht-ihnen-mit-enteignung_id_10411745.html [29.06.2019]. 
 12 Die Mietobergrenzen werden zu langsam angepasst, Umzüge bei 
Mietsteigerungen erzwungen. Ein Umzug wird mit nur 200 Euro berechnet 
und soll in Eigenregie erfolgen (unabhängig vom Alter), die Vergütung von 
Ausbildungsgehältern von Kindern werden vom Regelsatz abgezogen, ein 
Auszug der Auszubildenden führt aber zu als zu groß eingeschätzten 
Wohnungen etc. (Ellersiek 2019). 

verhindern. Die gewonnenen Erkenntnisse geben ausrei-
chend Informationen, um in die Umsetzung von Hand-
lungsstrategien einzutreten.
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WENN WOHNEN ZUM PROBLEM WIRD

Wohnungslosigkeit
Volker Busch-Geertsema

Über Wohnungslosigkeit kursieren eine Menge Mythen. 
Volker Busch-Geertsema räumt eingangs mit diesen My-
then auf: Wohnungslose sind eben nicht ungepflegte alte 
Männer, psychisch krank oder nicht „wohnfähig“. Woh-
nungslosigkeit betrifft immer mehr Frauen, junge Men-
schen und Familien. Die Zugangsprobleme zum Woh-
nungsmarkt und die Ursachen für Wohnungsnotfälle 
mehren sich. Die Zahl der Wohnungslosen ist in den ver-
gangenen Jahren deutlich gestiegen. Die Ursachen, An-
lässe und Hintergründe der Wohnungslosigkeit sind viel-
gestaltig. Diese Vielgestaltigkeit erfordert ein differen-
ziertes Hilfesystem mit mehreren Handlungsfeldern 
(Prävention, direkte Hilfen, Integration in dauerhaft ge-
sicherte Wohnungen sowie wohnbegleitende Hilfen). Am 
Ende des Beitrags werden Lösungsvorschläge unterbrei-
tet, um der Wohnungslosigkeit wirksam begegnen zu 
können. Anstrengungen auf den Ebenen des Bundes, der 
Länder und Kommunen sowie der freien Wohlfahrts-
pflege und der Zivilgesellschaft sind notwendig, damit 
Wohnungslosigkeit reduziert werden kann. 

Einige Mythen über Wohnungslosigkeit

Mythos 1: „Wohnungslose erkennt man auf der Straße. 
Es sind meistens ungepflegte ältere Männer mit der 
Schnapsflasche in der Hand.“ 
Das alte „Penner“-Image ist auch in der öffentlichen Dar-
stellung von Wohnungslosen immer noch verbreitet. Dabei 
sind die wenigsten Wohnungslosen auf der Straße zu er-
kennen, viele bemühen sich darum, nicht aufzufallen. Über-
dies steigt der Anteil von wohnungslosen Frauen und jun-
gen Menschen seit Jahren. Seit geraumer Zeit gibt es auch 
mehr wohnungslose Familien, und ohnehin macht Stra-
ßenobdachlosigkeit nur einen relativ kleinen Anteil von 
Wohnungslosigkeit aus.

Mythos 2: „Fast alle Wohnungslosen sind psychisch krank.“ 
So richtig es ist, dass psychisch kranke Menschen, insbe-
sondere, wenn sie keine „Krankheitseinsicht“ haben, ein 
erhöhtes Risiko haben, wohnungslos zu werden, so falsch 
ist es, allen Wohnungslosen oder ihrer überwiegenden 
Mehrheit eine psychische Erkrankung anzudichten. Stu-
dien, die in jüngerer Zeit über einen extrem hohen Anteil 
von psychischen Erkrankungen bei Wohnungslosen be-
richtet haben, basieren auf einer extrem selektiven Grund-
gesamtheit, d. h. sie wurden zu einem großen Teil an Be-
wohnerinnen und Bewohnern von Einrichtungen durchge-
führt, in denen man ohnehin nur aufgenommen wird, wenn 
man eine entsprechende Diagnose oder dauerhafte Be-
einträchtigungen aufweisen kann.1 Dennoch gibt es Hand-
lungserfordernisse im Bereich der Hilfen für psychisch 
Kranke, die wohnungslos zu werden drohen oder bereits 
wohnungslos sind.

Mythos 3: „Wohnungslose wollen nicht normal wohnen.“ 
Das oft romantisierende Image vom „Vagabunden“ mit 
dem Rauschebart, der eine alternative Lebensweise bevor-
zugt und lieber im Zelt oder im Bauwagen übernachtet als 
in einer normalen Wohnung, hält sich hartnäckig in der 
öffentlichen Wahrnehmung. In der ersten Hälfte des ver-
gangenen Jahrhunderts und bis in die 1970er Jahre hinein 
hat die Wissenschaft sogar von einem „Wandertrieb“ (Po-
riomanie) fabuliert (Rohrmann 2010: 175 ff.). Tatsache ist, 
dass ortsfremde Arme in der Vergangenheit (und mancher-
orts bis heute) durch befristete Hilfen (z. B. Übernachtungs-
möglichkeiten nur für drei Nächte) mobil gehalten wurden. 
Die „mobilen Armen“ (früher auch oft als „Nichtsesshafte“ 
bezeichnet) werden aber immer seltener. Und die Auswer-
tung von Daten, die alle Einrichtungen der Wohnungslo-
senhilfe freier Träger regelmäßig von ihren Klientinnen und 
Klienten sammeln, zeigt eindeutig: Der allergrößte Anteil 
von ihnen möchte gerne eine Wohnung. Auf der Basis von 
mehr als 33.000 versorgten Personen wurde beispiels-
weise 2015 ermittelt, dass 78,4 Prozent aller Klientinnen 
und Klienten als Wohnwunsch eine eigene Wohnung für 
sich alleine, mit einem Partner/einer Partnerin oder einer 
Familie angegeben haben. Berücksichtigt man dabei, dass 
10,6 Prozent bereits mit Wohnungen versorgt war (weil die 
Wohnungslosenhilfe auch in der Prävention und in der 
Nachsorge tätig ist), so wird klar, dass andere Versor-
gungsformen, wie Wohngemeinschaften, möblierte Zim-
mer oder stationäre Einrichtungen nur von einem sehr klei-
nen Anteil der Wohnungslosen bevorzugt werden. Ganze 
0,4 Prozent wünschten sich eine alternative Lebensweise.2

Mythos 4: „Wohnungslose sind nicht ‚wohnfähig’“
Das „Wohnunfähigkeits-Paradigma“, also die Vorstellung, 
dass Wohnungslose Mietverhältnisse nicht halten können, 
ist nach wie vor weitverbreitet und ein praxiswirksamer 
„Wiedergänger“, wie Stefan Nagel (2016) und Nadine 
Marquardt (2015 u. 2016) belegreich nachgewiesen ha-
ben. Richtig ist, dass ein Teil der Wohnungslosen ggf. auf 
Unterstützung beim Wohnen angewiesen ist. Richtig ist 
aber auch, dass die ganz überwiegende Mehrheit, selbst 
der Wohnungslosen mit komplexen Problemlagen (Sucht, 
psychische Probleme), stabile Wohnverhältnisse aufrecht-
erhalten können, wenn sie entsprechende wohnbeglei-
tende Hilfen bekommen und wenn auf ihre individuellen 
Bedarfe und Bedürfnisse eingegangen wird. Schon Ende 
der 1990er Jahre, bei der letzten großen Wohnungskrise, 
wurde das in einem Forschungsfeld des Experimentellen 
Wohnungs- und Städtebaus mit dem Titel „Dauerhafte 
Wohnungsversorgung von Obdachlosen“ nachgewiesen. 
In diversen Projekten konnten die Verläufe von insgesamt 
239 Mietverhältnissen dokumentiert werden, die im Rah-
men der Modellvorhaben ganz überwiegend mit alleinste-
henden Wohnungslosen mit „besonderen sozialen Schwie-
rigkeiten“ eingegangen wurden (vgl. BBR 2003). Bei 42 da-
von (17,6 %) war es im Verlaufe des Vorhabens zu einem 
freiwilligen Wohnungswechsel gekommen und 166 Miet-
verhältnisse (69,5 %) bestanden zum Abschluss der Be-
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gleit forschung ungekündigt fort. Lediglich bei einer kleinen 
Minderheit von 15 Mietverhältnissen (6,3 %) war es zu ei-
nem unfreiwilligen Auszug gekommen, und je acht ehemals 
Wohnungslose (3,3 %) waren verstorben oder in Einrich-
tungen gewechselt. Dieses insgesamt sehr positive Ergeb-
nis wird nicht dadurch geschmälert, dass es in etwas über 
der Hälfte der ungekündigten Mietverhältnisse (85 von 
166) zu Mietproblemen gekommen war. Es zeichnet eher 
ein realistisches Bild davon, dass Probleme im Mietverhält-
nis mit ehemals Wohnungslosen in der Regel lösbar sind 
und der Fortbestand gesichert werden kann, wenn wohn-
begleitende Hilfen verfügbar sind.
Ebenfalls weitgehend positive Verläufe erbrachte eine 
Evaluation der Wohnverhältnisse der Sozialen Wohn-
raumhilfe Hannover, einer der in Deutschland bislang noch 
seltenen Sozialen Wohnraumagenturen, deren vorrangi-
ges Ziel darin besteht, gezielt Wohnraum für Wohnungs-
lose zu beschaffen und an diese dauerhaft zu vermieten.3 
Von ihrer Gründung bis zum Mai 2001, dem Ende einer sie-
benjährigen Evaluationsphase, hatte sie 198 Wohnver-
hältnisse mit alleinstehenden Wohnungslosen verwaltet, 
von denen weniger als 20 Prozent (19,2 %) einen negativen 
Verlauf (Aufgabe der Wohnung mit unbekanntem Verbleib, 
Kündigung/Räumungsklage oder Haft) genommen hatten 
(Busch-Geertsema 2002: 29).
In der vergangenen Dekade gab es in ganz Europa Pilot-
projekte zur Erprobung des Housing-First-Ansatzes, bei 
dem Wohnungslose mit komplexen Problemlagen mög-
lichst umgehend und ohne Zwischenstationen in sta-
tionären Einrichtungen, „Aufnahmehäusern“, Übergangs-
wohnheimen, Trainingswohnungen oder betreuten Wohn-
gemeinschaften direkt in dauerhafte Wohnverhältnisse 
gebracht wurden, verknüpft mit dem nachdrücklichen 
 Angebot an wohnbegleitenden Hilfen. Die Ergebnisse die-
ser Pilotprojekte haben mit Wohnungserhaltungsquoten 
zwischen knapp 80 und über 90 Prozent nochmals ein-
drucksvoll belegt, dass es möglich ist, auch diejenigen 
Wohnungslosen erfolgreich in regulären Wohnraum zu in-
tegrieren, die mit Suchtproblemen und psychischen Beein-
trächtigungen zu kämpfen haben.4 Sie haben aber auch 
gezeigt, dass jeweils eine kleine Minderheit verbleibt, die 
auf andere Versorgungsformen angewiesen sind.

Zur Definition

Wohnungslose sind eine Teilgruppe der Wohnungsnot-
fälle, also der Personen und Haushalte mit dringendem Un-
terstützungsbedarf im Bereich Wohnen. Was ein „Woh-
nungsnotfall“ ist, wurde 1987 vom Deutschen Städtetag 
erstmals definiert.5 Der Forschungsverbund „Wohnungs-
losigkeit und Hilfen in Wohnungsnotfällen“ aktualisierte 
diese inzwischen allgemein anerkannte Definition im Jahr 
2005.6 „Wohnungsnotfälle sind Haushalte und Personen 
mit einem Wohnungsbedarf von hoher Dringlichkeit, die 
aufgrund von besonderen Zugangsproblemen (finanziel-
ler und/oder nicht-finanzieller Art) zum Wohnungsmarkt 
der besonderen institutionellen Unterstützung zur Erlan-
gung und zum Erhalt von angemessenem Wohnraum be-
dürfen.“ Neben den aktuell von Wohnungslosigkeit Betrof-
fenen gehören danach zu den Wohnungsnotfällen auch 
solche Haushalte und Personen, die unmittelbar von Woh-
nungslosigkeit bedroht sind oder in unzumutbaren Wohn-
verhältnissen leben. Wir konzentrieren uns hier aber auf 
Haushalte und Personen, die aktuell von Wohnungslosig-
keit betroffen sind. Dazu zählen alle diejenigen die ohne 
eigene mietrechtlich abgesicherte Wohnung (oder Wohn-
eigentum) und nicht institutionell untergebracht sind, 
 darunter
 l ohne jegliche Unterkunft;
 l in Behelfsunterkünften (wie Baracken, Wohnwagen, 

Gartenlauben etc.);
 l vorübergehend bei Freunden, Bekannten und Verwand-

ten untergekommen;
 l vorübergehend auf eigene Kosten in gewerbsmäßiger 

Behelfsunterkunft lebend (z. B. in Hotels oder Pensionen)
sowie diejenigen, die ohne eigene mietrechtlich abgesi-
cherte Wohnung (oder Wohneigentum), aber institutionell 
untergebracht sind, darunter
 l per Verfügung, (Wieder-)Einweisung oder sonstiger 

Maßnahme der Obdachlosenaufsicht untergebracht 
(ordnungsrechtlich untergebrachte Wohnungsnotfälle);

Abbildung 1: 
Wohnwünsche allein-
stehender Wohnungsloser, 
die von Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe in 
Deutschland 2015 erfasst 
wurden

Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. (Hrsg.) (2016): Statistikbericht 2015. Berlin.
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 l mit Kostenübernahme nach SGB II oder SGB XII vorü-
bergehend in Behelfs- bzw. Notunterkünften oder sozi-
alen Einrichtungen untergebracht (durch Maßnahmen 
der Mindestsicherungssysteme untergebrachte Woh-
nungsnotfälle).

Es versteht sich von selbst, dass Wohnungslose, die institu-
tionell untergebracht sind, statistisch leichter erfasst wer-
den können, als solche, die völlig ohne Unterkunft „auf der 
Straße“ leben, biwakieren oder bei Freunden und Bekann-
ten „Sofasurfing“ betreiben. Ansätze, die versuchen, eine 
Unterscheidung zwischen „Obdachlosen“ und „Woh-
nungslosen“ herzuleiten, führen aber oft eher zur Verwir-
rung als zur Aufklärung. So wurden in Hamburg etwa kürz-
lich in eine Zählung der „Obdachlosen auf der Straße“ all 
diejenigen einbezogen, die in Winternotunterkünften 
übernachteten, also ein – wenn auch notdürftiges und nur 
nachts geöffnetes – Obdach bekommen hatten.7 Überdies 
gibt es nur wenige Menschen, die dauerhaft „auf der 
Straße“ leben oder biwakieren. Für viele ist dies nur eine 
vorübergehende Phase zwischen verschiedenen Behelfs-
lösungen zur Bewältigung ihrer Wohnungslosigkeit. 
Zu den aktuell von Wohnungslosigkeit betroffenen Haus-
halten gehören auch diejenigen Geflüchteten, die einen 
gesicherten internationalen Schutzstatus erlangt haben 
und die sich damit mindestens ein Jahr in Deutschland auf-
halten dürfen, aber denen es bislang nicht gelungen ist, 
sich mit einer eigenen Wohnung mit Mietvertrag zu ver-
sorgen. Zumeist sind sie als „Fehlbeleger“ weiterhin in 
Übergangsunterkünften untergebracht, die eigentlich nur 
für Haushalte während des Asylverfahrens gedacht 
 waren.
Schließlich gibt es auch Wohnungslose, die im Rahmen der 
EU-Freizügigkeit nach Deutschland gekommen sind und 
hier keine Arbeit gefunden oder ihre Arbeit wieder verlo-
ren haben. Sie leben oftmals in besonders prekären Ver-
hältnissen, wenn sie keinen Anspruch auf Mindestsiche-
rungsleistungen erlangt haben und in Folge dessen häufig 
auch eine Notunterbringung abgelehnt oder nur mit enger 
zeitlicher Befristung gewährt wird.

Immer mehr Wohnungslose?

Auch wenn es noch immer keine bundesweite Wohnungs-
losenstatistik gibt (im Juni 2019 gab das Bundessozialmi-
nisterium aber bekannt, dass eine solche Statistik dem-
nächst auf den Weg gebracht werden wird), so kann es 
doch als gesichert gelten, dass die Zahl der Wohnungslo-
sen in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen ist. Dies 
belegen sowohl die Statistiken verschiedener Kommunen 
als auch die bislang einzige regelmäßige Landeswoh-
nungslosenerhebung, die seit vielen Jahren in Nordrhein-
Westfalen zum Stichtag 30. Juni jeden Jahres durchgeführt 
wird. Interessant dabei ist zunächst, dass nach der letzten 
großen Wohnungskrise in den 1990er Jahren die Zahl der 
von den Kommunen untergebrachten Wohnungslosen bis 
2009 stark gesunken war. Waren 1995 noch 62.400 Woh-
nungslose von den Kommunen ordnungsrechtlich unterge-
bracht, so sank ihre Zahl bis 2009 kontinuierlich auf einen 
Nachkriegstiefststand von 11.800 Personen. Im Juni 2017 
war die Zahl der kommunal untergebrachten Wohnungslo-
sen wieder auf 19.500 angestiegen. Von einem weiteren 
Anstieg im Jahr 2018 ist auszugehen. Hinzu kamen 2017 
weitere 12.800 Wohnungslose, die zum selben Stichtag 
von freien Trägern der Wohnungslosenhilfe untergebracht 
oder bei deren Beratungsstellen anhängig waren.8 

Ursachen, Anlässe und Hintergründe

Bereits die aufgezeigte quantitative Entwicklung von Woh-
nungslosigkeit macht deutlich, dass rein individuelle Be-
gründungen wie Sucht oder psychische Erkrankungen nicht 
hinreichend sind, um das Zustandekommen von Woh-
nungslosigkeit zu erklären. Ohnehin lebt die übergroße 
Mehrheit der Menschen mit Suchterkrankungen und psy-
chischen Erkrankungen in dauerhaften Wohnverhältnis-
sen. Dennoch haben sie, ebenso wie einkommensarme 
Haushalte und insbesondere solche mit fehlender Bonität 
(Schufa-Eintrag), ein höheres Risiko, in Zeiten von Woh-
nungsknappheit aus dem Wohnungsmarkt ausgeschlos-
sen zu werden. 

Abbildung 2: 
Wohnungslose Personen in  
Nordrhein-Westfalen, die 
am 30.06. des jeweiligen 
Jahres nach dem Ord-
nungsbehördengesetz 
 vorübergehend unterge-
bracht waren (1987–2017) 
bzw. bei Kommunen oder 
freien Trägern am 30.06. 
anhängig waren (ab 2011).

Quelle: GISS/Gesellschaft für innovative Sozialforschung und Sozialplanung e. V.
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Entwicklungen am Wohnungsmarkt haben entscheiden-
den Einfluss auf Entstehung und Ausmaß von Wohnungslo-
sigkeit. Sie werden ihrerseits wieder von der demografi-
schen Entwicklung und der Bautätigkeit geprägt, die maß-
geblich Nachfrage und Angebot am Wohnungsmarkt 
beeinflussen. So wurde nach einer starken Zuwanderung 
durch Aussiedlerhaushalte in den 1990er Jahren der sozi-
ale Wohnungsbau nochmals forciert und es konnten viele 
der neuzugezogenen Haushalte mit zusätzlichem Wohn-
raum versorgt werden. Nach dem Höhepunkt der Zuwan-
derung Mitte der neunziger Jahre ließ dann nicht nur der 
Zuzug aus den Staaten der ehemaligen Sowjetunion nach, 
sondern es gab auch gezielte Maßnahmen zur Reduzie-
rung von Wohnungslosigkeit in vielen Kommunen, unter 
anderem durch den Ausbau der Prävention und durch die 
Auflösung von Obdachlosenunterkünften. 
In den letzten zehn bis fünfzehn Jahren wurden nur noch 
sehr wenige Sozialwohnungen errichtet, und gleichzeitig 
ist der Sozialwohnungsbestand auf Grund der Befristung 
der Sozialbindungen deutlich geschrumpft. Nach Schät-
zungen der Bundesregierung (2017) gab es Anfang der 
1990er Jahre noch rund drei Millionen Sozialwohnungen, 
2013 waren es nur noch etwas weniger als die Hälfte. Seit-
dem ist die Zahl einer Übersicht aus den Bundesländern 
zufolge noch einmal um mehr als 150.000 gesunken. Die 
positive wirtschaftliche Entwicklung hat die Nachfrage 
nach Wohnraum forciert und der langanhaltende Trend 
zur Zunahme von Einpersonenhaushalten (ohne entspre-
chende Bautätigkeit in diesem Segment) hat zu einem zu-
nehmenden Defizit insbesondere bei bezahlbaren kleinen 
Wohnungen geführt. Die bereits in vielen Ballungsgebie-
ten beobachtbare Zunahme von Wohnungsengpässen ist 
durch die verstärkte Zuwanderung insbesondere von Ge-
flüchteten aus humanitären Krisengebieten in den Jahren 
2014 bis 2016 noch verstärkt worden.
Vor diesen strukturellen Hintergründen sind die individuel-
len Ursachen zu bewerten, die Wohnungslosigkeit auslö-
sen. Mietschulden sind der häufigste formale Grund, wieso 
Haushalte ihre Wohnung verlieren,9 es gibt jedoch ein 
ganzes Bündel von Gründen, wieso Haushalte in Miet-
schulden geraten können. Dazu gehören Arbeitsplatzver-
lust und Überschuldung ebenso wie Trennungen und Tod 
von Angehörigen (Wohnung ist zu groß und Miete nicht 
mehr „angemessen“), individuelle Lebenskrisen, Suchtver-
halten etc. Ein Teil der aktuell Wohnungslosen hat auch 
selbst die Wohnung aufgegeben, um beispielsweise an-
dernorts Arbeit zu suchen oder wegen eskalierender Kon-
flikte mit den Eltern oder in der Partnerschaft. Schließlich 
führt auch die Beendigung von Aufenthalten in Institutio-
nen (Einrichtungen der Jugendhilfe, Haft, Langzeitthera-
pien) häufig in die Wohnungslosigkeit.

Das Hilfesystem

Das Hilfesystem in Wohnungsnotfällen ist durch vier we-
sentliche Handlungsfelder geprägt: 
Um Wohnungslosigkeit gar nicht erst entstehen zu lassen, 
ist das Handlungsfeld Prävention von herausragender Be-
deutung. Im zweiten und zwölften Buch des Sozialgesetz-
buchs ist geregelt, dass Mietschulden übernommen wer-
den sollen, wenn dies gerechtfertigt und notwendig ist und 
sonst Wohnungslosigkeit droht. Gibt es Probleme mit der 
Nachbarschaft, können wohnbegleitende Hilfen einen 

drohenden Wohnungsverlust verhindern. Für effektive Prä-
ventionsarbeit wird ein frühzeitiger und möglichst vollstän-
diger Informationsfluss über bedrohte Wohnverhältnisse 
benötigt, die für die Wohnungssicherung zuständigen 
Stellen müssen eine schnelle und reibungslosen Bearbei-
tung sicherstellen und mit einer offensiven Kriseninterventi-
onsstrategie (aufsuchende Hilfen, Hausbesuche, keine 
reine Komm-Struktur, Regulierung von Mietschulden und 
ggf. Einschaltung wohnbegleitender Hilfen) arbeiten. Bei 
der Organisation präventiver Hilfen gilt es, Zuständig-
keitskonflikte und Reibungsverluste bei der Fallbearbei-
tung möglichst zu vermeiden, was am besten durch eine 
Konzentration aller Kompetenzen und Ressourcen (auch 
für die drei anderen Handlungsfelder) in sogenannten 
Fachstellen zur Vermeidung und Behebung von Woh-
nungslosigkeit zu gewährleisten ist.
Gelingt es nicht, Wohnungsverluste zu verhindern, müssen 
Hilfen für Wohnungslose greifen: Dazu gehört die ordnungs-
rechtliche Unterbringung durch die Kommunen zur Abwehr 
von Gefahren für Leben und Gesundheit und wesentliche 
Grundrechte (die gesetzliche Grundlage hierfür findet sich 
in den Polizei- und Ordnungsgesetzen der Länder) und die 
Versorgung von Wohnungslosen in teilstationären und sta-
tionären Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe oder im 
ambulant betreuten Wohnen. Wohnungslose haben nach 
dem Sozialgesetzbuch (§§ 67 ff SGB XII) einen Rechtsan-
spruch auf „Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten“, die über Beratungsstellen oder in den 
genannten Wohnhilfen geleistet werden. Zu den Hilfen für 
Wohnungslose gehören auch Winternotprogramme, Stra-
ßensozialarbeit und Tagesstätten sowie die Notversor-
gung mit Kleidung, Lebensmitteln und gesundheitlichen 
Hilfen.
Die Integration in dauerhaft gesicherte Wohnungen ist das 
drit te bedeutsame Handlungsfeld: Durch das Schrumpfen 
des Bestandes an Sozialwohnungen, den Verkauf von kom-
munalen Wohnungsbeständen und das strukturelle Defizit 
an bezahlbaren Wohnungen, insbesondere für Alleinste-
hende, aber auch für große Familien, haben sich die Mög-
lichkeiten der Kommunen zur Beeinflussung der Woh-
nungsvergabe und zur Förderung der (Re-)Integration von 
Wohnungslosen in normale und dauerhafte Wohnverhält-
nisse deutlich verschlechtert. Das hat auch Rückwirkung 
auf die (steigenden) Verweildauern von Wohnungslosen in 
Obdachlosenunterkünften, in Einrichtungen und anderen 
Sonderwohnformen.
Um die Nachhaltigkeit von Integration in Wohnungen, 
aber auch von präventiven Kriseninterventionen abzu-
sichern, sind im vierten Handlungsfeld wohnbegleitende 
Hilfen notwendig. Ihre Ausgestaltung und Finanzierung 
und die Häufigkeit ihres Einsatzes variiert noch stark von 
Bundesland zu Bundesland und zum Teil auch von Ort zu 
Ort.

Kann man das Problem Wohnungslosigkeit lösen? 

Soll Wohnungslosigkeit reduziert werden, muss einerseits 
der „Zufluss“ verringert werden, was vor allem durch eine 
Verstärkung der Prävention drohender Wohnungsverluste 
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möglich ist. Die Erfordernisse dafür sind weiter oben ge-
nannt. Insbesondere beim Ausbau aufsuchender Hilfen 
und bei einer effektiveren Organisation der Präventions-
bemühungen gibt es vielerorts noch Handlungsbedarfe. 
Dies gilt auch für die Vermeidung von Wohnungsverlusten 
bei vorübergehendem Haftaufenthalt.
Anderseits muss der „Abfluss“ verstärkt werden. Hier be-
darf es verstärkter Anstrengungen zur gezielten Integra-
tion von Wohnungslosen in dauerhaften Wohnraum. Bei 
der Wohnungsversorgung von Wohnungslosen gibt es 
mindestens zwei zentrale Probleme. Das eine ist ein quan-
titatives Problem: Die Nachfrage am Wohnungsmarkt 
übersteigt das Angebot, insbesondere bei erschwingli-
chen Kleinwohnungen. Hier muss zusätzlicher, vor allem 
bezahlbarer Wohnraum geschaffen werden und der Trend 
zum überproportionalen Anstieg der Mieten im Woh-
nungsbestand abgebremst werden. Das andere aber ist 
ein spezifisches Zugangsproblem von Wohnungslosen 
(Schufa-Anfragen, Ablehnung von Wohnungssuchenden 
mit Unterstützungsbedarf). Wenn Wohnungslosigkeit ver-
ringert werden soll, muss insbesondere auch das zweite 
Problem angegangen werden, eine rein quantitative Aus-
weitung des Bestandes reicht dafür nicht aus. 
Gezielte Maßnahmen zur Versorgung von Wohnungslo-
sen mit dauerhaftem Individualwohnraum sind nötig, und 
es gibt zahlreiche Beispiele dafür, wie auch in engen Woh-
nungsmärkten privilegierte Zugänge für Wohnungslose zu 
normalem Wohnraum geschaffen werden können. Dazu 
gehören neben dem Ausbau wohnbegleitender Hilfen der 
Erwerb von Belegungsrechten sowohl im Wohnungsbe-
stand wie im Neubau, die Nutzung noch bestehender kom-
munaler Wohnungsbestände, vertragliche Regelungen mit 
Wohnungsunternehmen und Vermieterinnen bzw. Vermie-
tern im privat vermieteten Wohnungsbestand, die Förde-
rung Sozialer Wohnraumagenturen, Stiftungsmodelle, 
Neubau- und Umbaumaßnahmen zur Direktvergabe an 
Wohnungslose, die stärkere Nutzung kirchlicher Grund-
stücke und Immobilien, Auflagen beim Verkauf kommunaler 
Grundstücke oder der Schaffung neuen Baurechts und vie-
les mehr. In all diesen Fällen ist aber auch politischer Wille 
zu einer effektiven Reduzierung von Wohnungslosigkeit er-
forderlich.
Finnland ist der einzige europäische Mitgliedsstaat, in 
dem es in den vergangenen Jahren gelungen ist, Woh-

nungslosigkeit nachweislich zu reduzieren. In mehreren 
aufeinander aufbauenden nationalen Strategien ist es ge-
lungen, insbesondere Langzeitwohnungslosigkeit gezielt 
zu verringern, indem Unterkünfte in regulären und dauer-
haften Wohnraum umgebaut wurden und konsequent der 
weiter oben bereits angesprochene Housing-First-Ansatz 
umgesetzt wurde. Dabei hat die finnische Regierung vor 
allem auch den Bedarf nach zusätzlichem Wohnraum zur 
dauerhaften Wohnungsversorgung berücksichtigt und 
entsprechende wohnbegleitende Hilfen finanziert.10

Das finnische Beispiel zeigt, das bei entsprechendem poli-
tischem Willen und durch gezielte und effektive Maßnah-
men eine Reduzierung von Wohnungslosigkeit möglich ist. 
Mit entsprechenden Anstrengungen auf den Ebenen des 
Bundes, der Länder und der Kommunen sowie der freien 
Wohlfahrtspflege sowie der Zivilgesellschaft bestünden 
auch in Deutschland gute Chancen, den weiteren Anstieg 
der Wohnungslosigkeit zu stoppen und die Entwicklung 
umzukehren, um eine der extremsten Formen von Armut 
wirksam zu bekämpfen.
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GERECHTE STADTENTWICKLUNG

Just City – die gerechte Stadt
Katrin Großmann

Gerechtigkeitsdiskurse stellen die Frage nach einer legi-
timen sozialen Ordnung, sie problematisieren existie-
rende Missstände und suchen nach deren Ursachen. Die 
Debatte um die gerechte Stadt, die „Just City“, ist ein 
solcher Diskurs. Mit dem gleichnamigen Buch von Susan 
S. Fainstein liegen zudem konkrete Prinzipien zur Diskus-
sion vor, wie Stadtplaner und Stadtplanerinnen zu einer 
gerechteren Stadtentwicklung beitragen können. Fain-
steins Buch ist dabei ein Meilenstein in einer längeren 
Debatte. Die Beiträge dieser Debatte sind – mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten – im Wesentlichen durch 
vier Motive gekennzeichnet: (1) Sie sind Kritik an beste-
henden Verhältnissen, an der ungleichen Verteilung von 
Chancen und Ressourcen, an Unterdrückung oder Diskri-
minierung. (2) Sie sind Analysen der Produktion und Re-
produktion ungerechter Verhältnisse in Städten bzw. der 
Verstädterung der Ungerechtigkeit.1 (3) Sie ringen in 
Anlehnung an die sozialphilosophische Gerechtigkeitsli-
teratur um die Klärung der normativen Ziele, die unter 
einer gerechten Stadtentwicklung verstanden werden 
sollen, und (4) sie fragen nach Prinzipien des zivilgesell-
schaftlichen oder professionellen Handelns, mit dem 
eine gerechtere Stadtentwicklung befördert werden 
kann. Der Beitrag von Katrin Großmann skizziert diese 
Debatten und umreißt die wichtigsten Argumente.2  

Entwicklung der Debatte um gerechte 
Stadtentwicklung

Die sozialkritischen Dokumentationen über die unwürdi-
gen Wohnverhältnisse in den großen Industriestädten des 
19. Jahrhunderts in den Arbeiten von Friedrich Engels oder 
Charles Booth sind eine wichtige frühe Referenz der De-
batte. Diese Analysen zum Ausmaß und zu den Ursachen 
von Armut und Elend nehmen eine explizite Gleichheits-
perspektive ein, nachdem soziale Ungleichheiten in der 
früheren sozialphilosophischen Debatte als natürlich – 
oder in utilitaristischen Ansätzen zumindest in gewissem 
Maße notwendig – betrachtet wurden. Friedrich Engels 
beschreibt in „Die Lage der arbeitenden Klasse in Eng-
land“ eindrücklich die ungesunden Lebensverhältnisse und 
das Ausmaß materiellen Elends in den Armenvierteln der 
Städte und legt damit einen Grundstein für die weitere Be-
schäftigung mit sozial-räumlicher Ungleichheit in Städten. 
Booth (1902/03) arbeitete wenige Jahrzehnte später mit 
den von seinem Team angefertigten „poverty maps“ erst-
mals die sozial-räumliche Segregation von Armut und 
Reichtum in London systematisch in sieben Kategorien so-
zialer Statusgruppen auf, von „Lower class, Vicious, Semi 
criminal“ bis zu „Upper middle and Upper classes, 
Wealthy“ (a. a. O.).
Friedrich Engels geht analytisch einen Schrit t weiter und 
identifiziert die Mehrung von Kapital und Profit in kapitalis-
tischen Wirtschaftssystemen als Ursache der Ungerechtig-

keiten. Die bauliche Textur der Viertel bestimmt das Aus-
maß des Elends und ist wiederum den Profitinteressen der 
Eigentümer geschuldet: „Die Unternehmer ziehen diese 
Bauart vor, weil sie ihnen Raum spart und Gelegenheit 
gibt, die besser bezahlten Arbeiter durch höhere Miete in 
den Cottages der ersten und drit ten Reihe desto erfolgrei-
cher auszubeuten“ (Engels 1848: 288f.).
In den folgenden Jahrzehnten werden mit Georg Simmel, 
der Chicago School, der Gemeindesoziologie oder der 
beginnenden quantitativen Segregationsforschung zwar 
wesentliche Grundsteine für die kritische sozialwissen-
schaftliche Stadtforschung gelegt, doch (Un-)Gerechtig-
keit steht hier nicht mehr im Vordergrund. 

Harvey und Lefebvre – Kritik an der ungerechten 
Stadt und Analyse ihrer (Re-)Produktion

Unter dem Eindruck der politischen Entwicklungen der spä-
ten 1960er und frühen 1970er Jahre, mit der Studentenbe-
wegung in Europa und den Rassenunruhen in den USA, 
entstehen zwei Pioniertexte im Kontext von Stadt und Ge-
rechtigkeit, nämlich David Harveys „Social Justice and the 
City“ (1973) sowie Henri Lefebvres „Le droit à la ville“ („Das 
Recht auf die Stadt“, 1968/dt. 2016). Die Arbeiten von En-
gels zusammen mit der Gesellschaftstheorie von Karl Marx 
sind die intellektuelle Inspiration hierfür.

Seit 2017 hat Manchester eine 
Statue von Friedrich Engels. 
Die zu Sowjetzeiten errichtete 
Statue stand in einer ukrai-
nischen Stadt. Nachdem man 
dort der Statue überdrüssig 
geworden war, nahm sich der 
Künstler Phil Collins der Statue 
an und sorgte für deren Errich-
tung in Manchester. Friedrich 
Engels verbrachte einige Jahre 
in Manchester und Salford, 
betreute die Fabriken seines 
Vaters und beschrieb die 
Wohnverhältnisse in seinem 
Buch „Die Lage der arbei-
tenden Klasse in England“. 
Die Untersuchung von Engels 
ist eine frühe Referenz der 
Debatte um gerechte Stadt-
entwicklung.
 picture alliance
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Harveys Buch ist ein Manifest der Unmöglichkeit gerechter 
Stadtentwicklung unter den Bedingungen kapitalistischer 
Gesellschaftsorganisation, da die Logik der kapitalisti-
schen Stadtentwicklung immer wieder dazu führe, dass 
Arme benachteiligt und ausgegrenzt werden und sich bei-
spielsweise mit Wohnorten arrangieren müssen, an denen 
bessergestellte Schichten kein Interesse haben.3 Stadtpo-
litische Handlungsansätze (policies) wie Revitalisierung, 
soziale Wohnraumförderung oder öffentlich geförderter 
Transport, so Harvey, versagen, da der prinzipielle Me-
chanismus der marktförmigen Stadtentwicklung nicht aus-
gehebelt wird. Gut gemeinte Politiken blieben wirkungslos 
und könnten im schlimmsten Fall nach hinten losgehen: „so 
what if we help a community win a playground in one sum-
mer of work to find that the school deteriorates in the fall? 
These are the paths we should not take” (Harvey 1973: 
145). 
Lefebvre entwickelt in seiner Schrift „Le droit à la ville“ 
ebenfalls eine radikale Gesellschaftskritik und spitzt sie in 
der Forderung des Rechts auf Stadt zu. Diese Forderung 
habe drei wichtige Dimensionen: das Recht auf Zentralität, 
das Recht auf Differenz und das Recht auf schöpferischen 
Überschuss. Für Harvey ist zu diesem Zeitpunkt die intellek-
tuelle Arbeit, die kritische Analyse und Theorie der wich-
tigste Handlungsansatz. Lefebvres Beitrag scheint stärker 
auf konkretes politisches Handeln gemünzt, obwohl auch 
er zunächst prinzipiell die kapitalistische Urbanisierung 
als ungerecht, als einen Prozess der Exkludierung, identifi-
ziert (vgl. Holm 2018). Während Harveys Arbeiten Gene-
rationen von Sozialwissenschaftlern und Sozialwissen-
schaftlerinnen theoretisch inspiriert haben, wird Lefebvres 
Konzept darüber hinaus später zum Namensgeber einer 
neuen stadtpolitischen Bewegung, der „Recht auf Stadt“-
Bewegung. 

In diesen Arbeiten stehen Fragen nach Verteilungsgerech-
tigkeit und nach politischer Teilhabe im Mittelpunkt. Das 
Gleichheitsprinzip – also die gerechte Verteilung von ma-
teriellen Gütern, gleiche Lebenschancen und der gleich-
berechtigte Zugang zu den Qualitäten städtischer Räume 
– bestimmt die Ziele. Sozialphilosophisch reibt sich Harvey 
an John Rawls „A Theory of Justice“, das 1971 gerade frisch 
erschienen war und heute ein Standardwerk der Gerech-
tigkeitstheorie ist. Rawls suchte nach Prinzipien, die das 
Gleichheitsideal in den bestehenden Gesellschaften in 
Bezug auf Einkommen, auf Macht und auf Recht durchset-
zen (Rawls 1979: 25). Dazu hat er ein viel diskutiertes Ge-
dankenexperiment entwickelt: die Vorstellung eines Urzu-
stands, bei dem man nicht weiß, in welche soziale Position 
man hineingeboren wird. Wie würde man vor dem Hinter-
grund dieser Unsicherheit der eigenen Position eine ge-
rechte Gesellschaft ausgestalten? Er schlägt dafür zwei 
leitende Prinzipien vor: (1) das Freiheitsprinzip: jede Person 
hat das Recht auf Grundfreiheiten, so sie mit den Freiheiten 
anderer vereinbar sind; und (2) das Differenzprinzip: aus 
Entscheidungen sollen den am wenigsten Begünstigten die 
größten Vorteile erwachsen. 
Das Differenzprinzip wurde später eine der zentralen Inspi-
rationen der Just-City-Debatte, insbesondere auch für 
Fainstein. Harveys Auseinandersetzung mit Rawls resultiert 
jedoch in der Ablehnung liberalistischen Denkens und statt-
dessen in der oben beschriebenen Zuwendung zu Marx 
und Engels und einer fundamentalen Kapitalismuskritik.

Mehr als Verteilungsgerechtigkeit: Anerkennung 
von sozialer Differenz und Prozessgerechtigkeit

Die normative Frage wird in der Sozialphilosophie in den 
1990er Jahren neu diskutiert. Feministische Theoretikerin-
nen kritisieren sowohl marxistische als auch liberalistische 
Ansätze dafür, in ihrem Fokus auf sozio-ökonomische Un-
gleichheiten weitere wichtige Differenzierungen und da-
mit auch Unterdrückungsmechanismen auszublenden. Ar-
beiten wie die von Nancy Fraser oder Iris Marion Young 
ziehen das Gleichheitsprinzip in Zweifel und fordern statt-
dessen die Anerkennung und die Berücksichtigung sozia-
ler Differenzen (Fraser 1995; Young 1990). Implizit von ho-
mogenen Gesellschaften auszugehen – und somit letztlich 
die Position weißer Männer einzunehmen – führe dazu, 
dass die Diskriminierung etwa von Frauen oder von 
Schwarzen durch Sexismus und Rassismus nicht themati-
siert wird. Die Wahrnehmung, Anerkennung und Berück-
sichtigung von sozialer Differenz jenseits ökonomischer 
Ungleichheiten – prägnant im Schlagwort „recognition“ 
zusammengefasst – wird so zu einem neuen Normativ im 
Gerechtigkeitsdiskurs. 
Diese differenztheoretische Wende wird in einem Sammel-
band von Andy Merrifield und Erik Swyngedouw 1996 
auch in Bezug auf gerechte Stadtentwicklung deutlich. 
Dieser Band fasst Beiträge einer Tagung anlässlich des 
20. Jahrestags des Erscheinens von Harveys „Social Jus-
tice and the City“ zusammen. Mittlerweile prominente Na-
men wie Susan S. Fainstein, Ira Katznelson, Edward Soja, 
Doreen Massey, Neil Smith oder Sharon Zukin sind hier 
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vertreten – und nicht zuletzt David Harvey selbst. Ging es 
bislang um universalistische Ziele der gerechten Verteilung 
materieller Ressourcen und des gerechten Zugangs zu den 
Gütern der Stadt, so konfrontieren die Herausgeber in der 
Einleitung zum Band explizit Harveys universalistischen, 
marxistischen Ansatz mit Youngs Forderung nach der Aner-
kennung sozialer Differenzen. Der universalistische Ansatz 
habe eine unbefriedigende Homogenität der Öffentlich-
keit vorausgesetzt, was keinen Raum lasse, um Differenzen 
zwischen sozialen Gruppen, kulturellen Identitäten und 
Minderheitenpositionen geltend zu machen. Merrifield 
(1996) selbst spricht in seinem Beitrag von „communities of 
difference“, wenn er sich mit Politiken für benachteiligte 
Quartiere befasst. Eine Konzeption von Gerechtigkeit, 
welche die Unterdrückung bestimmter sozialer Gruppen 
thematisieren kann, müsse nach Young die Vision einer he-
terogenen Öffentlichkeit verfolgen. Da Stadtgesellschaf-
ten unterschiedlich konstituiert seien, sei ein universalisti-
scher Gerechtigkeitsansatz zu abstrakt, um nützlich zu sein 
(Merrifield/Swyngedouw 1996: 9f.). Die Forderung nach 
einer Anerkennung von Differenz wird später in mehreren 
Facetten fortgeführt, z. B. als Kritik an der (Nicht-)Reprä-
sentation sozialer Gruppen in Entscheidungsprozessen, 
an der Einschreibung von Feindlichkeit in das materielle 
Gewebe der Städte (u. a. Yiftachel et al. 2009) oder unter 
dem Label „social diversity“ als Planungsansatz für hetero-
gene Stadtgesellschaften von Ruth Fincher und Kurt Iveson 
(2012).
Den differenztheoretischen Ansätzen wird wiederholt vor-
geworfen, dass sie von sozialen Ungleichheiten und öko-
nomischen Ungerechtigkeiten ablenken, zugespitzt z. B. 
bei Walter B. Michaels (2006), aber auch von Fraser selbst. 
Sie argumentiert in ihrer Auseinandersetzung mit Axel 
Honneth (Fraser/Honneth 2003), dass die Anerkennung 
von sozialer Differenz von einem ökonomischen Umvertei-
lungsprogramm begleitet werden müsse, um wirklich sozi-
ale Gerechtigkeit erreichen zu können. 
In den 1990er Jahren entstand in der Planungstheorie im 
Zuge der kommunikativen Wende ein weiteres Normativ 
gerechter Stadtentwicklung: die Forderung nach Prozess-
gerechtigkeit. Arbeiten von z. B. Patsy Healey (1997) oder 
Judith E. Innes (1995) fordern eine Demokratisierung von 
Planungsprozessen, eine deliberative Wende in der Stadt-
politik und damit ein neues Selbstverständnis von Stadt-
planern und -planerinnen. Im Mittelpunkt steht die Forde-
rung, Entscheidungsprozesse zu öffnen, also eine breite 
Öffentlichkeit und vor allem die von Entscheidungen Be-
troffenen durch Partizipation in die Entscheidungsfindung 
einzubeziehen. Durch Aushandlungsprozesse soll die 
Sichtweise und die Macht der Experten und Expertinnen 
aufgebrochen und um lebensweltliche Perspektiven er-
gänzt werden. Healeys (1997) Ansatz der kooperativen 
Planung steht exemplarisch für eine neue Planungskultur, in 
der Planer und Planerinnen zu Vermittlern und Vermittlerin-
nen werden und Räume eröffnen für eine kooperative und 
konsensorientierte Politikentwicklung. 
Iris M. Young (2000) vereint beide Forderungen in einem 
inklusiven Demokratiemodell, das nicht länger sozio-öko-
nomische und politische Ungleichheiten wechselseitig ver-
stärkt, sondern in heterogenen Öffentlichkeiten zu gerech-
ten Problemlösungen führt. Weder repräsentative noch 
direkt-demokratische Verfahren könnten dies leisten, da 
sie jeweils exkludierende Mehrheitsentscheidungen be-
günstigen. Partizipationsverfahren dagegen adressierten 

Fragen von Macht und Dominanz nicht ausreichend, so 
dass es aufgrund der Ungleichheit der Sprecher- bzw. 
Sprecherinnenpositionen im Prozess der Aushandlung zur 
Nichtachtung schwächer repräsentierter Gruppen komme. 
Deliberative demokratische Prozesse müssten daher die 
Ziele der Inklusion, politischen Gleichheit, Vernunft und 
Öffentlichkeit verfolgen (a. a. O.). 

Von der ungerechten zur gerechten Stadt: 
Die Ausformulierung von Prinzipien der 
gerechten Stadtentwicklung 

Die explizite Auseinandersetzung mit Gerechtigkeitsfra-
gen in der Stadtentwicklung flammte Ende der 2000er 
Jahre vor dem Hintergrund der Kritik an Neoliberalisie-
rung und zunehmender sozialer Ungleichheiten neu auf. 
Während sich in der politischen Praxis nahezu weltweit 
die „Recht auf Stadt“-Bewegung etablierte (vgl. Holm/
Gebhardt 2011; Mayer 2009), wurden in der wissenschaft-
lichen Community Workshops und Konferenzen organi-
siert; Publikationen folgten und besonders der wissen-
schaftliche Nachwuchs forcierte dies. So organisierte 
2007 ein Forschungscluster der UCLA (University of Los 
Angeles) mit jungen Geografen und Geografinnen sowohl 
ein doppeltes Themenheft der Zeitschrift „Critical Plan-
ning“ als auch eine Ausstellung mit dem Titel „Just Spaces“, 
welche sich in Sojas „Spatial Justice“-Ansatz widerspie-
gelt (s. u.). In Paris fand 2008 eine Konferenz zu räumlicher 
Gerechtigkeit mit Referenz zum Werk Lefebvres statt. Die 
Zeitschrift „Antipode“ organisierte 2007 und 2009 zwei 
Workshops zum Thema „Raum und Gerechtigkeit“ bzw. 
„Geographien der Gerechtigkeit“. Der erste von beiden 
repräsentierte eine Initiative von Nachwuchswissen-

158

K
a

tr
in

 G
ro

ß
m

a
nn

bis2019_0203_inhalt.indd   158bis2019_0203_inhalt.indd   158 12.09.19   08:3112.09.19   08:31



schaftlern und -innen, die Perspektiven einer „radical geo-
graphy“ – einer radikalen geografischen Gesellschaftskri-
tik – zu etablieren versuchten, dabei den universitären El-
fenbeinturm hinter sich lassen wollten und die Verbindung 
zwischen akademischer Debatte, Öffentlichkeit und sozia-
ler Bewegung suchten (283 Collective 2008). Fainstein, 
die sich mit mehreren Artikeln bereits im Diskurs etabliert 
hatte, wurde mit dem Konzept der Just City zum Zentrum 
der Debatte. So organisierte Peter Marcuse mit Doktoran-
den eine Konferenz zur Diskussion von Fainsteins Konzept, 
noch bevor das Buch selbst überhaupt erschienen war.4

Fainsteins Anspruch ist es, Prinzipien einer gerechten 
Stadtplanung zu entwickeln. Aufbauend auf sozialphiloso-
phischen Gerechtigkeitstheorien stellt sie drei Prinzipien 
für Stadtplanung vor, die auf dem Weg zur gerechten Stadt 
zu berücksichtigen seien:
 l „equity“, Gleichheit, hier im Sinne von Verteilungsge-

rechtigkeit und Chancengleichheit; 
 l „diversity“, die Berücksichtigung von sozialen und kultu-

rellen Unterschieden, und 
 l „democracy“, die Beteiligung der betroffenen Bevölke-

rung an Entscheidungen (Fainstein 2010: 174f.).

„Equity” (Verteilungsgerechtigkeit) ist stark von Rawls Dif-
ferenzprinzip geprägt und meint, dass Politikansätze und 
Planungen die schlechter Gestellten begünstigen sollen, 
so dass es zu einem Ausgleich von relativer Benachteili-
gung kommt. Zielgruppen sind unterprivilegierte soziale 
Gruppen, die auf wohlfahrtsstaatliche Hilfe angewiesen 
sind. Ein Pro-Equity-Programm sollte immer fragen: Wer 
profitiert und in welchem Maß? Das Ziel ist die Umvertei-
lung von Gütern im ökonomischen, sozialen, politischen 
und auch räumlichen Sinne (a. a. O.: 35f.). Als konkrete 
Handlungsmaximen für Planer und Planerinnen empfiehlt 

Fainstein die Förderung dezentralen sozialen Wohnungs-
baus, die Verhinderung von Verdrängung und eine behut-
same Stadterneuerung, die Unterstützung kleiner, lokaler 
Unternehmen, den Schutz und die Förderung öffentlicher 
Räume, bezahlbaren ÖPNV mit Vergünstigungen für ein-
kommensärmere Haushalte und die Reglementierung von 
Großprojekten. Wohnen ist dabei ihr Hauptthema. Woh-
nungsneubauprojekte sollten Wohneinheiten für Haus-
halte beinhalten, deren Einkommen unter dem Median 
liegt, und der Pool bezahlbarer Wohnungen dürfe nicht 
schrumpfen. Aufwertungsmaßnahmen in Quartieren seien 
nur inkrementell durchzuführen, so dass Haushalte am sel-
ben Ort Ersatz finden können. Planer und Planerinnen sol-
len sich in Beteiligungssettings für verteilungsgerechte Lö-
sungen einsetzen, statt disproportional die bereits Wohl-
habenden zu begünstigen (S. 172f.).
„Diversity“ im Sinne eines Planungsprinzips fordert, Diffe-
renzen zwischen sozialen Gruppen als Ausdruck verschie-
dener Positionen und Bedürfnisse wahrzunehmen und zu 
respektieren. Damit rückt das Gerechtigkeitsziel weg von 
einer fairen Verteilung und hin zu einer sozialen Differen-
zierung ohne Exklusion, Unterdrückung und Diskriminie-
rung (a. a. O.: 44). Prägungen durch Klasse, Geschlecht 
und kulturelle und familiäre Beziehungen sowie plurale 
Werte und Lebensentwürfe werden respektiert; Freiräume 
geben unterschiedlichen Lebensformen sowie religiösen 
und kulturellen Praktiken ihren Ort; sozial-räumliche Mi-
schung hat da ihre Grenzen, wo das Respektieren von Dif-
ferenz von räumlicher Trennung profitiert, sprich: Nicht je-
der muss neben jedem wohnen, eine gewisse kleinräumige 
Homogenität von Nachbarschaften entlang von Gruppen-
identitäten und geteilten Praktiken wird unterstützt. Wei-
tere Handlungsmaxime sind u. a., dass Flächennutzungs-
planung nicht diskriminierend wirken darf, der öffentliche 
Raum vielfältig und für alle zugängig sein muss, dass freie 
politische Meinungsäußerung auch von privaten Anbie-
tern öffentlichen Raums nicht verboten werden darf (Fain-
stein 2010: 174). 
„Democracy“ sei ein notwendiger Bestandteil von gerech-
ter Stadtplanung, um verschiedenen Problemwahrneh-
mungen und Interessen Raum zu geben. Die beste Lösung 
sei die, die durch intersubjektive Aushandlung und gegen-
seitiges Verständnis gefunden wird (a. a. O.: 25f.). Hier be-
zieht sich Fainstein auf die kommunikative Wende in den 
Planungstheorien und die oben angesprochenen Kon-
zepte kooperativer Planung. Statt Expertenlösungen ba-
sierend auf technischen und rationalen Abwägungen zu 
vertreten, mit dem Anspruch, Zum Wohle aller zu handeln, 
solle Planung eine argumentative Praxis sein, die respek-
tiert, dass alle Problemwahrnehmungen – und daher auch 
alle Lösungsvorschläge – immer eine begrenzte Sicht auf 
die Dinge haben und selbst nicht frei von Eigeninteressen 
sind. Maxime planerischen Handelns sollten dementspre-
chend sein: dass Gruppen, die nicht selbst an Entscheidun-
gen teilhaben (können), durch Anwälte (advocats) vertre-
ten werden; dass Planungen in Konsultation mit der Bevöl-
kerung erarbeitet werden, wobei aber auch stadtweite 
Erwägungen eine Rolle spielen sollen; oder dass für neu zu 
bebauende Gebiete Vertreter und Vertreterinnen benach-
barter Gebiete konsultiert werden müssen.

Workshop zur Entwicklung des 
„Planungsgebiets Nordost“ in 
München, 2017. Im Zuge der 
kommunikativen Wende ent-
stand in den 1990er Jahren ein 
weiteres Normativ gerechter 
Stadtentwicklung. Im Mittel-
punkt steht die Forderung, Ent-
scheidungsprozesse zu öffnen, 
also eine breite Öffentlichkeit 
und vor allem die von Entschei-
dungen Betroffenen durch Par-
tizipation in die Entscheidungs-
findung einzubeziehen.
 picture alliance
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Innerhalb dieser Prinzipien gibt es aus Fainsteins Sicht 
Spannungen und Widersprüche. In der Abwägung erklärt 
sie, dass „equity“ Priorität haben sollte, da die Anerken-
nung von Differenz und die Beteiligung an Entscheidungen 
ohne die Berücksichtigung von Verteilungsfragen effekt-
arm seien (a. a. O.: 174f.). Die formulierten Prinzipien ver-
steht Fainstein als Vorschlag, als Anregung zu einer Diskus-
sion. Die konkreten Maximen resultieren aus ihren empiri-
schen Arbeiten zu New York, London und Amsterdam und 
versuchen, Lehren aus guter – und teilweise auch aus 
schlechter – Praxis zu ziehen. Daher sind sie in der Auf-
merksamkeit selektiv und folgen Fainsteins eigenen For-
schungsfeldern; eine Ergänzung aus anderen Erfahrungs-
hintergründen heraus findet sie wünschenswert. Diese An-
regung wird beispielsweise von Wayne K. Davies (2015: 
85f.) aufgenommen, der die Prinzipien um weitere Maxi-
men ergänzt.5 
Fainstein nutzt für die Identifizierung von Politikfeldern für 
eine gerechte Stadtentwicklung den Capabilities-Ansatz 
(a. a. O.: 54f.), der jüngste prominente Strang sozialphilo-
sophischer Gerechtigkeitstheorie. Amartya Sen und Mar-
tha Nussbaum entwickeln hier einen gänzlich anderen Zu-
gang zu Gerechtigkeit, der sich an der Beseitigung klarer 
Ungerechtigkeiten statt an der Suche nach der idealen 
Gestaltung gesellschaftlicher Institutionen orientieren soll. 
Für Sen und Nussbaum besteht die Grundidee von Ge-
rechtigkeit darin, allen ein Leben in Würde zu ermöglichen. 
Dafür fordern sie, dass allen Menschen basale Grundfunk-
tionen menschlichen Lebens (functionings) ermöglicht wer-
den, damit sie ihre Fähigkeiten (capabilities) frei als sozia-
les Wesen in einer Gemeinschaft und in Bezug zur Umwelt 
entfalten können (u. a. Sen 2010; Nussbaum 1999). Die 
Liste der capabilities bei Nussbaum umfasst basale As-
pekte wie Gesundheit und Unversehrtheit des Körpers, 
aber auch Bildung, spielerische Entfaltung und die Fähig-
keit, soziale Beziehungen zu anderen zu leben, sich frei zu 
bewegen oder in Kontakt zur Natur zu treten (Nussbaum 
1999).

Ist kommunikative Planung auch gerechte Planung? 

Fainstein positioniert sich in „Just City“ zu zwei größeren 
Auseinandersetzungen innerhalb der Debatte um ge-
rechte Stadtentwicklung, die prägnant sind für die 2000er 
Jahre: die zur Frage nach der (Un-)Möglichkeit, gerechte 
Städte innerhalb kapitalistischer Gesellschaften zu gestal-
ten (dazu unten), sowie zur Frage nach den Chancen und 
Grenzen kommunikativer Planung für mehr Gerechtigkeit in 
der Stadtentwicklung. Sie wir ft kommunikativen Planungs-
ansätzen Naivität vor – eine Kritik, die auch von anderen 
Planungstheoretikern und -innen vorgebracht wird (u. a. 
Lauria 1995; Allmendinger 1996; Huxley/Yiftachel 2000). 
Der große Schwachpunkt kommunikativer Ansätze sei, 
dass Machtverhältnisse und diskursive Hegemonien unbe-
rücksichtigt bleiben. Beteiligung sei die Antwort auf alles 
und jedes geworden, aber: „Democratic thought is theore-
tically weak when it is not tied to an economic programm“ 
(Fainstein 2010: 29).
In der Schlussfolgerung stellt Fainstein Ergebnisgerechtig-
keit (outcome) über Prozessgerechtigkeit (process). Zwar 
seien pluralistische, demokratische Prozesse wichtig und 
auch unersetzbar, sie müssten aber auch anhand der Er-
gebnisse bewertet werden – eine Haltung, die den Prämis-

sen der kommunikativen Planung entgegentrit t. Wieder-
holt weist Fainstein, u. a. mit Bezug zu Marx oder Antonio 
Gramsci, darauf hin, dass Macht und soziale Ungleichheit 
Gegenspieler von kommunikativer Planung sind, dass es in 
Beteiligungssettings privilegierte Sprecherpositionen gibt, 
dass sich ressourcenstarke Sprecher und Sprecherinnen 
und Eliteinteressen durchsetzen und Betroffene teilweise 
sogar entgegen ihren eigenen Langzeitinteressen agieren, 
wo soziale Beziehungen, Institutionen und Ideologien sie 
dazu treiben (Fainstein 2010: 24ff.). Frank Fischer (2009), 
eingeladen, Fainsteins Just City-Ansatz zu diskutieren, hält 
dieser Kritik entgegen, dass die Orientierung auf Kommu-
nikation der Rolle von Sprache und Diskurs Rechnung 
trage, in die Machtfragen eingeschrieben sind. Planung 
als eine Form diskursiver Praxis sei eine „quintessential form 
of the modern system of power and social recognition (Fi-
scher 2009: 57). Der Vorwurf der Machtblindheit sei also 
nur bedingt begründet.

Gerechtigkeit nur außerhalb oder auch innerhalb des 
kapitalistischen Gesellschaftssystems? 

Eine zweite Großdebatte der Gerechtigkeitsansätze im 
Kontext von Stadtentwicklung fragt, ob Planung in einem 
kapitalistischen Gesellschaftssystem überhaupt zu ge-
rechter Stadtentwicklung führen kann. Hierzu liefern sich 
Fainstein und Harvey einen Schlagabtausch. Fainstein plä-
diert in Anlehnung an Fraser (2003) für „nonreformist re-
forms […] which would operate within existing social 
frameworks but set in motion a trajectory of change in 
which more radical reforms become practical over time“ 
(Fraser 2003: 79, zitiert nach Fainstein 2010: 18). So kämen 
über pragmatische Projekte und neue institutionelle De-
signs nicht-kapitalistische Prinzipien in kapitalistische Ge-
sellschaften, die tatsächlich auf lange Sicht die Lebens-
chancen der Stadtbewohner und Stadtbewohnerinnen 
verbessern könnten (Fainstein 2010: 19 in Anlehnung an 
Wright 2006: 22). Aus Harveys Sicht ist genau die langfris-
tige Verbesserung von Lebenschancen und -bedingungen 
durch staatliche Politik in kapitalistischen Gesellschaften 
nicht möglich. In seiner Diskussion von Fainsteins Konzept 
formuliert er scharfe Kritik. Ihr Ansatz sei schlicht falsch und 
in gewisser Weise naiv, da er die Wurzel des Problems 
nicht adressiere (Harvey mit [sic] Potter 2009: 43). In der 
kapitalistischen Logik von Macht stünden private Eigen-
tumsrechte an erster Stelle, und da der Staat die Aufgabe 
habe, dieses Eigentum zu schützen, sei er für die Durchset-
zung und Aufrechterhaltung seiner Macht auf die kapitalis-
tische Logik der Macht angewiesen (a. a. O.). Fainstein hält 
dagegen, dass der Staat – illustriert vor allem anhand der 
Stadtpolitik von Amsterdam – einen Einfluss haben kann. Es 
sei ein wertvolles Ziel, die Stadt ein Stück gerechter zu ma-
chen, statt auf revolutionären Wandel zu warten: „My own 
view is that sufficient leeway exists that reform backed by 
political mobilization can produce significant change“ 
(Fainstein 2010: 170). 
Für beide ist Benachteiligung auf dem Wohnungsmarkt ein 
wichtiges Thema ihrer Arbeiten. Während Fainstein mit Em-
pathie insbesondere die westeuropäischen Ansätze der 
staatlichen Förderung von Wohnraum als immerhin ge-
rechter als das US-amerikanische System darstellt, schließt 
Harvey 1973 bereits mit solchen Politiken vor dem Hinter-
grund der Erfahrung in Baltimore ab: Staatliche Subventi-
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onen des privaten Wohnungsmarkts würden versagen, 
Mietpreissubventionen würden schnell durch Marktanpas-
sungen absorbiert und staatlicher Wohnungsbau habe 
kaum Einfluss (Harvey 1973: 141). Gut dreißig Jahre später 
formuliert er mit einer Mischung aus Resignation und Her-
ablassung: „Fainsteins emphasis on the discursive and ins-
pirational role of the Just City avoids the necessity for out-
right conflict and struggle. Certainly, her proposal incor-
porates disagreement and debate, but these differences 
are ultimately to be harmoniously resolved, so to speak, 
over a cup of cappuccino at a side-walk café” (Harvey mit 
[sic] Potter 2009: 46)

Spatial Justice – raumtheoretische Zugänge 
zur Gerechten Stadt

Weitere Kritik an Fainsteins Arbeit kommt – geografisch 
und epistemologisch – aus Los Angeles. Der U. S.-amerika-
nische Geograf Edward Soja, der als Mitbegründer des 
„spatial turn“ gilt, veröffentlichte 2010 eine Monografie mit 
dem Titel „Spatial Justice“. Sein Anliegen ist, den geografi-
schen Raum in der Debatte um gerechte Stadtentwicklung 
als wesentliche strukturierende Komponente mitzudenken. 
Diese Perspektive entstand aus verschiedenen Arbeiten 
junger Forscher und Forscherinnen, die politische Bewe-
gungen in Los Angeles begleiteten, welche räumlich kon-
notierte Gerechtigkeitsfragen auf die stadtpolitische 
Agenda setzten. Ein Beispiel für eine solche soziale Bewe-
gung ist die Bus Riders Union, eine zivilgesellschaftliche 
Initiative, die in den 1990er und 2000er Jahren für ein ge-
rechteres ÖPNV-System im Großraum Los Angeles kämpfte. 
Sie strit t für Investitionen in bezahlbare und verlässliche 
innerstädtische Busse statt in Light-Rail-Systeme (Schnell-
bahnen) in die Vororte: Während die Querverbindungen 
der Busse denen nützen würden, die kein eigenes Auto ha-
ben und teilweise zwei bis drei Jobs an verschiedenen Or-
ten der Stadt nachgehen, blieben die Bahnen in die Vor-

orte unterausgelastet, da deren Bewohner und Bewohne-
rinnen ohnehin mit dem eigenen PKW mobil seien (vgl. 
Filmdokumentation „Bus Riders Union“ von 2000).
Spatial Justice thematisiert genau diese Räumlichkeit der 
Gerechtigkeitsfragen. Bereits 2001 schlug Mustafa Dikeç, 
der zu jener Forschergruppe um Soja gehörte, vor, zu fra-
gen, wie einerseits Ungerechtigkeit in den Raum einge-
schrieben ist und wie sie andererseits durch diesen hervor-
gebracht wird. Soja (2010: 29) wir ft Fainstein eine gewisse 
Raumblindheit in ihrem Konzept der Just City vor. Dabei 
geht es ihm weniger um eine detaillierte Ausarbeitung ei-
ner (positiven) Konzeption von Spatial Justice als um eine 
Kritik unterdrückender und ungerechter Geografien. Mit 
Referenzen auf Foucault, Harvey und Lefebvre verlangt 
Soja eine neue Raumbewusstheit („new spatial concious-
ness“, a. a. O.: 101). Ungerechtigkeit sei in räumliche Struk-
turen eingeschrieben und räumliche Strukturen würden 
weitere Ungerechtigkeiten vorprägen. Diese Dialektik des 
Raumes sei zudem multiskalar zu denken: „from what Mi-
chel Foucault once called ‚the lit tle tactics of the habitat’ to 
the regional, national, and global expressions of geogra-
phically uneven development” (Soja 2010: 31, 18f.). 
Eine relationale Lesart räumlicher Gerechtigkeit bot Do-
reen Massey (1996) bereits als Beitrag zum eingangs er-
wähnten Sammelband anlässlich des 20jährigen Jahres-
tags der Publikation von Harveys „Social Justice and the 
City“ (1973) an. Sie fordert dazu auf, sich analytisch in die 
komplexen Relationen von Identität, Raum und Macht hin-
einzudenken. Ihre Beispiele zeigen weniger klare Fälle von 
Unterdrückung als Fälle von irritierten sozial-räumlichen 
Identitäten, hervorgerufen von übergeordneten Machtsys-
temen. So haben etwa Unternehmensschließungen in 
Großbritannien dazu geführt, dass die arbeitslosen Män-
ner um ihre jobbezogenen Alltagsräume gebracht wurden. 

Mit Bezug auf Michel Fou-
cault thematisierten Geo-
grafen und Stadtsoziologen 
immer mehr die Frage, wie 
Ungerechtigkeit in den Raum 
eingeschrieben ist und durch 
diesen hervorgebracht wird. 
Michel Foucault (1926–1984) 
argumentierte, Ungerechtig-
keit sei in räum liche Struktu-
ren eingeschrieben und 
räumliche Strukturen  würden 
weitere Ungerechtigkeiten 
vorprägen. Das Bild zeigt 
Foucault in seinem Arbeits-
zimmer im Collège 
de France, Paris (1970).
 picture alliance
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Die Siedlung und die Wohnungen betrachten die Männer 
aber als die Welt der Frauen, eine Mithilfe im Haushalt ist 
kein akzeptabler Ersatz für die Arbeitswelt. Umgekehrt ist 
die Siedlung am Tag ein Zeit-Raum (time-space), der für 
Frauen, Kinder und Senioren passt, für Männer in ihrer 
Identität aber nicht willkommenheißend ist (Massey 1996: 
115). Dieses Beispiel zeigt, wie die komplexe Wechselbe-
ziehung von Raum, Zeit, Identität und Macht Gegenstand 
der Analyse sein kann. 
Ebenfalls in der Tradition relationaler Raumkonzepte re-
gen Derek Bell und Simin Davoudi (2016) dazu an, Gerech-
tigkeit „in“, „of“, „for“ und „by the city“, also in der Stadt, 
durch die Stadt, für die Stadt und von der Stadt zu denken. 
Die oben dargestellten reformorientierten Ansätze im Stil 
der kooperativen Planung oder der Gerechtigkeitsprinzi-
pien von Fainstein beschäftigen sich in diesem Sinne mit 
justice in the city. Die marxistischen Ansätze von Harvey 
oder Lefebvre thematisieren eher (in)justice of the city. 
Bell und Davoudi schlagen vor, dies um zwei weitere theo-
retische Aspekte zu ergänzen. Mit justice for the city fragen 
sie einerseits welchen Einfluss regionale und nationale Po-
litiken auf die Gerechtigkeit von Prozessen und Ergebnis-
sen der Stadtentwicklung haben. Mit justice by the city fra-
gen sie andererseits, was eine Stadt tun muss, um gerecht 
gegenüber Räumen außerhalb der Stadt zu agieren. Bei-
spiele sind hier die Bedeutung ihres Transportsystems für 
das Umland oder ihrer CO2-Emissionen für die ganze Welt 
(Bell/Davoudi 2016: 272f.). 
Anders als der universalistische Ansatz Harveys – und 
auch anders als Fainstein – thematisieren sie also Interde-
pendenzen gerechter Stadtentwicklung mit Kontextfakto-
ren, ordnen Städte in ihre multiskalaren Beziehungen ein 
und fordern zur Nachverfolgung der regionalen und inter-
nationalen Wirkungen von Politiken auf. 

Zusammenfassung: Kritik, Analyse, normative Ziele 
und Handlungsmöglichkeiten

Einleitend wurden vier Ziele bzw. Motivationen innerhalb 
der Debatte zur gerechten Stadt vorgestellt: die Kritik an 
bestehenden Verhältnissen, die Analyse der Produktion 

und Reproduktion ungerechter Verhältnisse in Städten, die 
Klärung der normativen Ziele einer gerechten Stadtent-
wicklung und die Entwicklung von Handlungsansätzen zur 
Förderung gerechter Stadtentwicklung. Wie deutlich ge-
worden sein sollte, haben die Beiträge zur Debatte hier 
jeweils eigene Schwerpunkte und Aufmerksamkeiten. 
In der Kritik bestehender Ungerechtigkeiten spiegeln sich die 
prominenten Themen der sozialwissenschaftlichen Stadt-
forschung wider: sozial-räumliche Segregation, Armut und 
soziale Ungleichheit, Benachteiligung auf Wohnungs-
märkten, ungleichheitsverstärkende Politiken und Benach-
teiligung in der Verwirklichung von Lebenschancen. Insbe-
sondere durch Lefebvre ist die Aufmerksamkeit der Kritik 
auf Exklusion ausgerichtet – Exklusion marginalisierter 
Gruppen von städtischen Gütern, Infrastrukturen und zen-
tralen Orten. Differenztheoretische Ansätze fügen dem ei-
nen Blick auf Diskriminierung entlang von weiteren Achsen 
der Ungleichheit – wie Geschlecht, Ethnie, Rasse oder kör-
perliche Behinderung – hinzu. Kommunikative Ansätze 
problematisieren ungleiche Zugänge zu Entscheidungs-
prozessen und kritisieren den Ausschluss von politischer 
Teilhabe. 
Die Produktion und Reproduktion ungerechter Verhältnisse 
und ihre Einschreibung in den städtischen Raum ist das 
Hauptthema der marxistischen Ansätze. Sie machen die 
Mechanismen der Märkte und der Kapitalflüsse sichtbar 
und verdeutlichen die Macht dieser Prozesse. Dafür neh-
men sie eine quasi universalistische Perspektive ein und 
postulieren, dass die Wirkungsmacht der Märkte eine – in 
kapitalistischen Gesellschaften – unabhängig vom spezifi-
schen Kontext wirkende Struktur ist. Trotz aller Auseinan-
dersetzung gibt es einen grundsätzlichen Konsens quer 
durch marxistische, liberale, differenztheoretische oder 
kommunikative Gerechtigkeitsdebatten, dass Marktme-
chanismen zu Ungerechtigkeiten führen. Uneinigkeit be-
steht dagegen in der Einschätzung der Möglichkeit, diesen 
Kräften etwas entgegenzusetzen, etwa durch wohlfahrts-
staatliche Politik. Weiterhin fragen verschiedene Ansätze 
nach anderen, weiterführenden Ursachen: die differenz-
theoretischen Ansätze nach den Ursachen von Diskriminie-
rung durch Rassismus, Sexismus, Kolonialismus etc. und die 
kommunikativen Ansätze nach jenen der undemokrati-

Straßenzug mit Backsteinhäu-
sern in einer englischen Klein-
stadt. Doreen Massey hat Fälle 
von irritierten sozial-räumli-
chen Identitäten analysiert. 
So haben Unternehmensschlie-
ßungen in Großbritannien 
dazu geführt, dass arbeitslose 
Männer um ihre jobbezogenen 
Alltagsräume gebracht wur-
den. Die Siedlung und die 
Wohnungen betrachteten die 
Männer als die Welt der 
Frauen, Kinder und Senioren. 
Eine Welt, die für die männ-
liche Identität nicht willkom-
menheißend ist.
 picture alliance
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schen Entscheidungsprozesse. Die Beiträge von Soja, Di-
keç oder Massey fügen dieser Kritik eine räumliche Inter-
pretation der Produktion von Ungerechtigkeit hinzu, indem 
sie aufdecken, wie Ungerechtigkeit in räumliche Strukturen 
eingeschrieben ist und wird oder in Relation mit anderen 
Faktoren zu sozial-räumlicher Dominanz führt.
Normative Ziele gerechter Stadtentwicklung haben sich eng 
an die normativen Setzungen sozialphilosophischer De-
batten angelehnt. Bis in die 1990er Jahre lag der Fokus auf 
sozial-ökonomischer Chancengleichheit. Ob aus liberaler 
oder marxistischer Perspektive – Verteilungsgerechtigkeit 
galt als die Grundvoraussetzung für das Erreichen von In-
klusion in eine Stadtgesellschaft. Differenztheoretische An-
sätze problematisierten die vermeintliche Homogenität 
der Gesellschaft quer durch diese Ansätze und stellten die 
Anerkennung von sozialen Differenzen in den Vordergrund, 
teilweise auch in Kombination mit Verteilungsgerechtigkeit. 
Prozessgerechtigkeit war zwar bereits ein Aspekt in libera-
listischen Gerechtigkeitstheorien, meist im Sinne von 
Rechtsstaatlichkeit; für die Just-City-Debatte ist es hinge-
gen ein Normativ, das vor allem von der kommunikativen 
Wende in den Planungsdebatten stark gemacht wird und 
die Beteiligung der Betroffenen an Entscheidungsprozes-
sen einfordert. Eine neue Inspiration brachte der Capabili-
ties-Ansatz, der die Befähigung zu einem würdevollen Le-
ben in den Mittelpunkt stellt, dabei weit über ökonomische 
Güter hinausgeht und die Aufmerksamkeit auch auf kultu-
relle, soziale und ökologische Facetten richtet. 
Marxistische Ansätze sehen Handlungsansätze in systemkri-
tischen Analysen und in sozialen Bewegungen und erhe-
ben den Anspruch, Marktlogiken zu überwinden (z. B. Har-
vey 2013). Liberalistische, kommunikative, differenztheore-
tische und deliberative Ansätze dagegen suchen nach 
Handlungsansätzen innerhalb bestehender Strukturen, um 
diese zu verändern und Machtbeziehungen in Frage zu 
stellen. Fainsteins Just-City-Konzept bietet hier eine Art Sys-
tematisierung von Handlungsprinzipien zusammen mit ei-
ner Priorisierung, die Verteilungsfragen den Vorrang gibt.

Einordnung: die begrenzte Geografie 
der Just-City-Debatte

Auch wenn teilweise universalistische Ansprüche formu-
liert werden, entspringt die Just-City-Debatte Erfahrun-
gen, die in den USA und Westeuropa gemacht wurden, 
d. h. sie ist damit empirisch und epistemologisch eher be-
grenzt. Sie setzt sich mit größtenteils westeuropäischen 
und US-amerikanischen Ungerechtigkeitsphänomenen 
auseinander, entwickelt Handlungsprinzipien, deren Ad-
ressaten die Akteure der Stadtplanung sowie der Stadtpo-
litik Westeuropas und der USA sind, und sie wird inspiriert 
von ebenfalls dort entwickelten Gerechtigkeitsphiloso-
phien. Einzig nicht westlich geprägt ist der Capabilities-
Ansatz, der in Sens und Nussbaums Arbeiten empirisch wie 
theoretisch stark von der sozialen und philosophischen 
Welt Indiens beeinflusst wurde. Fainstein macht diese Posi-
tionalität und deren Grenzen immerhin transparent (Fain-
stein 2010: 19). Auch bei den Arbeiten von Lefebvre oder 
Harvey waren die in westeuropäischen und US-amerikani-
schen Metropolen gesammelten Erfahrungen prägend. 
Ein Beitrag von Johannes Novy und Margit Mayer (2009) 
im Sammelband zur Diskussion von Fainsteins „Just City“ 
problematisiert explizit die starke Fokussierung auf den 

US-amerikanischen Kontext in Verbindung mit einer gewis-
sen Idealisierung der europäischen Stadt durch Fainsteins 
Wahl der empirischen Beispiele, insbesondere Amster-
dam. Zwar stimmen sie zu, dass die europäische Stadt als 
Typus und im Vergleich zur amerikanischen Stadt aus einer 
Gerechtigkeitsperspektive Stärken hat, was sich vor allem 
auf sozialstaatliches Handeln bezieht, auf Inklusion und 
soziale Mischung sowie auf ökologische Aspekte, z. B. den 
geringeren Flächenverbrauch. Gegenwärtig jedoch seien 
europäische Städte denselben globalen Trends neolibera-
ler Stadtentwicklung unterworfen; der Sozialstaat sei auf 
dem Rückzug. Für Amsterdam im Speziellen mögen die ver-
gangenen Erfolge in der Wohnungs- und Sozialpolitik 
zwar beispielgebend gewesen sein, die Toleranz gegen-
über Minderheiten sowie informellen Praktiken der alter-
nativen Szene hoch, doch das gegenwärtige politische 
Klima sei gegenläufig. Die Idealisierung der europäischen 
Stadt laufe zudem Gefahr, die hier existierenden sozialen 
Ungleichheiten zu naturalisieren, bestehende Ungerech-
tigkeiten herunterzuspielen und damit auch die sozialen 
Bewegungen in Europa zu unterminieren. Um die Geogra-
fien der Debatte zu erweitern und den Fokus auf spezifi-
sche euro-amerikanische Annahmen und Ideen zu über-
winden, schlagen sie vor, den Blick auf Lateinamerika zu 
lenken und (damals) progressive soziale Bewegungen so-
wie neue linke Regierungsmodelle in den Blick zu nehmen 
(Novy/Mayer 2009). 
Arbeiten, die den europäischen und amerikanischen Kon-
text verlassen, sind insbesondere in den Diskussionen um 
ökologische Gerechtigkeit, nachhaltige Entwicklung und 
klimagerechte Stadtentwicklung zu finden. Hier werden 
explizit globale Verflechtungen und Verantwortungen the-
matisiert. Der Beitrag von Bell und Davoudi (2016) bietet 
mit der Frage nach justice for und justice by the city eine kon-
zeptionelle Idee, wie die räumliche und zeitliche Gebun-
denheit der Debatte überwunden werden kann. 

Ausblick: alte Fragen, neue Fragen und 
weiterer Forschungsbedarf

Die lange dominierende Auseinandersetzung zwischen re-
formorientierten und marxistischen Positionen, zwischen 
der Idee der sukzessiven Implementierung nicht marktför-
miger Institutionen und einer fundamentalen Systemkritik, 
in der Debatte personifiziert durch Fainstein und Harvey, 
ist zwar nicht aufgelöst, wird aber in ihrer Eindimensionali-
tät und auch in der geografischen Reichweite problemati-
siert. Die Auseinandersetzung wendet sich stattdessen an-
deren Mechanismen der Produktion von Ungerechtigkeit 
zu (Diskriminierung über Kategorien sozialer Differenz, 
Fragen der Umweltwirkung staatlicher Wohlfahrtspolitik 
im internationalen Kontext, gerechte Stadtentwicklung 
und Migration, Fragen der sozialen Konsequenzen von 
Umweltpolitik, die Verknüpfung von Wohn-, Umwelt- und 
Mobilitätsgerechtigkeit etc.). Bell und Davoudi (2016), wie 
oben dargestellt, heben die Stärken beider Ansätze her-
vor, gehen mit justice for und by the city aber darüber hinaus. 
Timothy P. R. Weaver (2018) schlägt beispielsweise vor, 
dass die Frage von Citizenship – des legalen Status und 
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der Rechte der Stadtbewohner und Stadtbewohnerinnen 
– eine radikale und zugleich konkrete Perspektive für Ge-
rechtigkeitsfragen in Bereichen wie Gesundheit, Wohnen 
oder Arbeitsmarkt bietet. 
Auch methodologisch ist die Auseinandersetzung zwi-
schen reformorientierten versus (neo-)marxistischen Positi-
onen zu hinterfragen. Die meisten Arbeiten bedienen sich 
selektiv in der Erfahrungswelt weltweiter Stadtentwick-
lung, sowohl geografisch als auch was Themen und Politik-
felder der Stadtentwicklung betrif ft. Genau wie Harvey 
sich auf selektive Ausschnitte der (westlichen) Stadt-
entwicklungserfahrung bezieht, um seine Theorie zu unter-
mauern, ist auch Fainsteins Vergleich von New York, 
 London und Amsterdam selektiv und nicht systematisch, Lö-
sungen bleiben holzschnittartig und ignorieren Kontext-
wirkungen. Es fehlt aus meiner Sicht der systematische Ver-
gleich der Erfahrungen und (unterschiedlicher) Wirkungen 
von (ähnlichen) Maßnahmen. Einen konzeptionellen Auf-
schlag zu Möglichkeiten der vergleichenden Messung von 
sozial-räumlicher Gerechtigkeit unterbreiten Emil Israel 
und Amnon Frenke (2018). 
Eine geografische und zeitliche Erweiterung der in den Ar-
beiten repräsentierten Erfahrungshintergründe könnte 
auch die Weiterentwicklung der normativen Ziele für eine 
gerechte Stadtentwicklung beflügeln. Oft ist die normative 
Argumentation an einen bestimmten geografischen Raum 
gebunden, Fragen der Verteilungsgerechtigkeit bleiben in 
lokalen oder nationalstaatlichen Grenzen und werden 
meist nur für die Gegenwart gestellt. Bei der Anerkennung 
von Differenz geht es um heutige soziale Gruppen, bei Pro-
zessgerechtigkeit um aktuelle Entscheidungen. So bleiben 
die Anschlüsse an die globale Nachhaltigkeitsperspektive 
schwierig, denn hier ist der Maßstab eine globale und 
auch zukunftsbezogene Verteilungsgerechtigkeit. Interes-
sant ist aber, dass gerade die Verbindung zur Nachhaltig-
keitsdebatte noch wenig gesucht wird. 
Ungeklärte Fragen beziehen sich des Weiteren auf Ge-
rechtigkeit in räumlicher Perspektive. Hier klaffen Welten 
zwischen den anwendungsorientierten Arbeiten, die Raum 
meist als statistische, zweidimensionale Einheit handha-
ben und Städte eher als Container oder zumindest als Ort 
mit bestimmten Eigenschaften und Regeln analysieren. Die 
raumtheoretischen Anregungen von Soja, Dikeç oder Mas-

sey, Raum als Ausdruck und Mitspieler gesellschaftlicher 
Prozesse zu beleuchten oder seine Verflechtungen mit 
Machtausübung und Identitätsarbeit zu erfassen, finden 
kaum Einzug in empirischen Arbeiten.
Letztlich ist anzumerken, dass die Just-City-Debatte die 
Problemlagen (wachsender) Großstädte privilegiert und 
andere siedlungsstrukturelle Kontexte vernachlässigt. Wa-
rum eigentlich Stadt? Und nicht Dorf oder Raum? Die Ver-
bindung von Stadt und Gerechtigkeit ist nicht selbsterklä-
rend, nur weil die meisten damit befassten Wissenschaftler 
und Wissenschaftlerinnen selbst Städte als Lebenswelt 
und Forschungsfeld bevorzugen. Lefebvre sah Stadt als 
besondere Qualität (Zugang zu Differenz, zu schöpferi-
schem Mehrwert, zu Zentralität etc.), Harvey sieht darin 
ein umkämpftes Terrain, in dem es darum geht, wer in die 
Produktion der Stadt einbezogen wird. Wie steht es mit 
den besonderen Qualitäten und Problemlagen ländlicher 
Räume und Kleinstädte?
Letztlich gibt es ungeklärte normative Fragen. Die Verbin-
dung von Verteilung, Prozess und Anerkennung scheint sich 
als leitender normativer Dreiklang durchzusetzen und 
spiegelt sich in verschiedenen Anwendungsfeldern wider. 
Doch ist die normative Debatte damit beendet? Nicht be-
friedigend gelöst ist beispielsweise aus meiner Sicht die 
Auseinandersetzung mit den Verbindungen zwischen Ver-
teilung, Prozess und Anerkennung, ebenso mangelt es an 
einer Verknüpfung mit dem Capabilities-Ansatz. Gibt es 
trade-offs zwischen den drei normativen Zielen oder Wi-
dersprüche? Was ist eigentlich der Maßstab für Vertei-
lungsgerechtigkeit, ein lokaler, nationaler oder globaler, 
ein heutiger oder ein zukünftiger? In liberalistischen Ansät-
zen – und quer durch die Just-City-Debatte – ist Vertei-
lungsgerechtigkeit immer eine relationale Verteilung in-
nerhalb eines Kontextes. Die Frage des Vergleichsmaß-
stabs ist m. E. elementar. Der Capabilities-Ansatz ist 
beispielsweise nicht per se relational und kontextbezogen, 
denn er fragt nach Grundbefähigungen, und nicht nach 
einem fairen Anteil innerhalb einer bestimmten (geogra-
fisch begrenzten) Gruppe. Mit Blick auf die Zukunft gehen 
intergenerationale Verteilungsfragen ohnehin über die 
Umverteilung von Ressourcen hinaus und müssen Fragen 
nach der fairen Reduktion von Wohlstand und Ressourcen-
verbrauch beantworten. 

Die Just-City-Debatte fokus-
siert die Problemlagen von 
Großstädten und vernachläs-
sigt andere siedlungsstruktu-
relle Kontexte. Warum eigent-
lich Stadt? Und nicht Dorf oder 
Raum? Die Verbindung von 
Stadt und Gerechtigkeit ist 
nicht selbsterklärend. Wie steht 
es mit den besonderen Quali-
täten und Problemlagen ländli-
cher Räume und Kleinstädte?
 picture alliance
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ANMERKUNGEN

 1 In Anlehnung an „The Urbanization of Injustice“, Titel eines Sammel-
bands herausgegeben von Andy Merrifield und Erik Swyngedouw (1996), 
der die Beiträge einer Konferenz aus dem Jahr 1994 zum 20. Jahrestag der 
Publikation von Harveys „Social Justice and the City“ bündelt. 
 2 Gekürzte und überarbeitete Fassung des Artikels „Just City“ in: Rink, 
Dieter/Haase, Annegret (Hrsg.): Handbuch Stadtkonzepte. Analysen, Di-
agnosen, Kritiken und Visionen. Berlin u. a. 2018 (mit Genehmigung des 
Verlags). 
 3 Siehe die Ausführungen zu „ghetto formation“ in Kapitel 5 von „Social 
Justice and the City“, in denen er sich mit der Landnutzungstheorie von 
Johann Heinrich von Thünen auseinandersetzt und zu dem Schluss kommt, 
dass Ghettos (im Sinne von Wohnvierteln mit konzentrierter Armut und 
Deprivation) immer wieder über das wettbewerbsförmige Prinzip des 
höchsten Gebots zustande kommen, das letztlich über Bodennutzung ent-
scheidet.  
 4 Ausgewählte Beiträge erschienen in Peter Marcuse u. a. (2009), zur 
Entwicklung der Debatte auch Susan S. Fainstein (2010: ix), Edward Soja 
(2010: 26ff.). 
 5 Für das Prinzip „Equity“ ergänzt er u. a. Maxime zu Umweltaspekten 
und Bedürfnissen, für „Democracy“ Maxime zu Partnerschaften und Fair-
ness oder zu „Diversity“ Maxime zu Gemeinschaftsräumen. 

Katrin Großmann ist Professorin für Stadt- und Raumsoziologie an 
der Fachhochschule Erfurt, Fakultät für Architektur und Stadtpla-
nung. Sie hat Soziologie an der Philipps-Universität Marburg 
studiert und hier zum Diskurs über schrumpfende Städte promo-
viert. Sie forscht zu unterschiedlichen Teilfragen nachhaltiger und 
gerechter Stadtentwicklung wie der Sozialverträglichkeit energe-
tischer Sanierung bzw. der Energiearmut, der Frage nach zu-
kunftsfähiger Entwicklung von Quartieren oder des sozialen Zu-
sammenhalts im Zuge von Zuwanderung. Ihre langjährige Be-
schäftigung mit schrumpfenden Städten verbindet sie mit weiteren 
Herausforderungen der Stadtentwicklung wie residentieller Se-
gregation oder der Entwicklungsdynamik von Quartieren. Zudem 
ist sie im Netzwerk Kleinstadtforschung aktiv.
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SOZIALER WOHNUNGSBAU

Sozialer Wohnungsbau in Deutschland – 
Vom Wohnungsbau für alle 
zum Ausnahmesegment
Barbara Schönig

In öffentlichen Debatten hat sozialer Wohnungsbau ein 
schlechtes Image. In den 1970er und 1980er Jahren ha-
ben sich die Produktionsbedingungen von und die An-
sprüche an den sozialen Wohnungsbau merklich gewan-
delt, ebenso seine städtischen und architektonischen 
Formen. Was aber ist eigentlich sozialer Wohnungsbau? 
Barbara Schönig erörtert, was sich hinter diesem Begriff 
verbirgt, welche wohnungs- und gesellschaftspolitischen 
Funktionen sozialer Wohnungsbau einnimmt und wie sich 
die Rahmenbedingungen und auch die Gestalt des sozi-
alen Wohnungsbaus in den letzten Jahrzehnten verän-
dert haben. Angesichts der aktuell anhaltenden Boden- 
und Mietpreisdynamik ist die Notwendigkeit staatlich 
geförderten Wohnungsbaus wieder in den Fokus gerückt. 
Unter dem Gesichtspunkt einer integrierten Wohnungs- 
und Stadtentwicklungspolitik ist die Beachtung funktio-
naler, institutioneller und baulich-räumlicher Eckpunkte 
für den heutigen sozialen Wohnungsbau dringend ge-
boten. 

Was ist eigentlich „sozialer Wohnungsbau“?

Der Begriff „sozialer Wohnungsbau“ weckt bei vielen 
Menschen unangenehme Assoziationen: Große Wohn-
siedlungen am Rand der Städte, in denen arme Menschen 
wohnen und sich soziale Probleme konzentrieren. Regel-
mäßig ermitteln Sonntagabends daher auch deutsche Tat-
ort-Kommissare in solchen Quartieren. Allein: Nur in be-
grenztem Umfang hat diese Kulisse etwas mit sozialem 
Wohnungsbau zu tun. Die sogenannten „Wohngebirge“, 
die in den 1960er und 1970er Jahren in Westdeutschland 
gebaut wurden, wurden zwar vielfach mit Fördermitteln 
des sozialen Wohnungsbaus errichtet, waren aber keines-
wegs die einzigen Formen, in denen sozialer Wohnungs-
bau entstand. Zudem liegt ihre Entstehungszeit zugleich 
mittlerweile nahezu ein halbes Jahrhundert zurück. Seither 
haben sich nicht nur die Produktionsbedingungen von und 
Ansprüche an sozialen Wohnungsbau gewandelt, son-
dern auch seine städtebaulichen und architektonischen 
Formen. 
Die breit geteilte Kritik aber an fordistisch produziert und 
geplantem sozialem Wohnungsbau als Massenwohnungs-
bau in hochverdichteten Siedlungen am Rand der Städte 
ebenso wie die damit mitunter verbundenen Mängel an 
sozialer und stadträumlicher Integration dieser Quartiere 
sowie die Kritik an den Unternehmen, die diese Quartiere 
bauten, prägten das Image des sozialen Wohnungsbaus. 
Diese Kritik stellte auch einen guten Nährboden dar für 
den langsamen, aber stetigen Abschied vom sozialen 

Wohnungsbau als wohnungspolitisches Instrument in 
Deutschland.
Angesichts anhaltender Boden- und Mietpreisdynamiken 
in den wachsenden Regionen der Bundesrepublik aber ist 
in den letzten Jahren die Notwendigkeit staatlich geför-
derten Wohnungsbaus wieder in den Fokus gerückt. Seit 
etwa 2015 wird in Bund, Bundesländern aber auch Kom-
munen wieder über eine Ausweitung der Bestände sozia-
len Wohnungsbaus diskutiert. 
Was aber ist nun sozialer Wohnungsbau – wenn es ge-
rade nicht darum gehen soll, neue Kulissen für den Sonn-
tagabend-Krimi zu schaffen? Hierzu ist es hilfreich, sich zu-
nächst zu vergegenwärtigen, was sich hinter dem Begriff 
verbirgt, welche Funktion sozialer Wohnungsbau woh-
nungs- und gesellschaftspolitisch einnimmt und wie sich 
Rahmenbedingungen und Gestalt sozialen Wohnungs-
baus in den letzten Jahrzehnten verändert haben. Im An-
schluss hieran werden Eckpunkte für sozialen Wohnungs-
bau heute skizziert.

Blick über die Hochhäuser der 
von 1962 bis 1975 entstande-
nen Gropiusstadt im Süden von 
Berlin. Die rund 18.500 Woh-
nungen der von Walter Gro-
pius geplanten Trabantenstadt 
wurden zu 90 Prozent als Sozi-
alwohnungen errichtet. 
 picture alliance
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Der Begriff „sozialer Wohnungsbau“ im deutschen 
und internationalen Kontext heute

Ausgehend von der Annahme, dass die Versorgung mit 
Wohnraum ein Grundbedürfnis darstellt und zugleich an-
gemessen und bezahlbar für alle durch den Markt nicht 
gewährleistet wird, haben die meisten Wohlfahrtsstaaten 
westlicher Prägung Strategien sozialer Wohnraumversor-
gung innerhalb ihrer national spezifischen Regime wohl-
fahrtsstaatlicher Daseinsvorsorge entwickelt (vgl. Harloe 
1995). Dabei war das sogenannte „goldene Zeitalter der 
Wohlfahrtsstaaten“ (Pierson 1991: 121) nach 1945 bis in 
die 1970er Jahre auch die Hochzeit des sozialen Woh-
nungsbaus als wohnungspolitisches Instrument, mit dem 
die Staaten direkt in den Wohnungsmarkt intervenierten. 
Im weitesten und internationalen Vergleich kann sozialer 
Wohnungsbau als Wohnraum gefasst werden, der für Ziel-
gruppen bereitgestellt wird, die sich im freien Wohnungs-
markt nicht angemessenen versorgen können (Rosenfeld 
2015: 6). Um diesem Marktversagen zu begegnen, wird 
das Angebot an Wohnraum durch öffentliche Förderung 
ausgeweitet und damit auch auf die Preisentwicklung in-
nerhalb des Segments Einfluss genommen.1

In Deutschland wird für dieses wohnungspolitische Instru-
ment im allgemeinen Sprachgebrauch der Begriff „sozialer 
Wohnungsbau“ genutzt. Während die Idee (öffentlich fi-
nanzierter) Bereitstellung von Wohnraum für bedürftige 
Gruppen konzeptionell auf die Tradition der Weimarer Re-
publik zu verweisen scheint, wurde der Begriff selbst termi-
nologisch vor allem von den Nationalsozialisten geprägt. 
Er implizierte in der nationalsozialistischen Wohnungspo-

litik keinesfalls die Versorgung armer Haushalte und Fami-
lien, sondern im Gegenteil das nach innen integrierende 
und nach außen aggressiv rassistisch und politisch abge-
grenzte soziale Ganze der „deutschen Volksgemeinschaft“ 
(Harlander 1986: 22). Die damit verbundene Idee eines 
staatlich kon trollierten und organisierten Wohnungsbaus 
ging einher mit der nationalsozialistischen Gleichschal-
tung der wohnungswirtschaftlichen Akteure der Weimarer 
Republik. Nach 1945 wurde „sozialer Wohnungsbau“ in 
der Bundesrepublik Deutschland zum Inbegriff staatlich 
geförderten Wohnraums.
Rechtlich gesehen umfasst der Begriff „sozialer Woh-
nungsbau“ Wohnraum, der nach dem 1. bzw. 2. Woh-
nungsbaugesetz (WoBauG)2 gefördert und für eine be-
stimmte Zielgruppe zu einer festgelegten Miete bereitge-
stellt wurde (Kofner 2004: 174ff.). Dabei wurde nach §1 des 
bis 2001 gültigen 2. Wohnungsbaugesetzes jener Woh-
nungsbau als sozialer Wohnungsbau gefasst, der „nach 
Größe, Ausstattung und Miete oder Belastung für die brei-
ten Schichten des Volkes bestimmt und geeignet“ war. Al-
lerdings sah das Gesetz Einkommensgrenzen vor3 und for-
derte, dass insbesondere für die Versorgung von Haushal-
ten mit geringem Einkommen sowie kinderreiche Familien 
Sorge zu tragen sei (§ 1 Abs. 2, 25, 27 WoBauG). Im Lauf 
der Jahrzehnte wurden unterschiedliche Zielformate ein-
geführt (Förderwege 1–3), die sich hinsichtlich förderbe-
rechtigten Einkommensgruppen und Förderkonditionen un-
terschieden. 
2001 wurde das 2. Wohnungsbaugesetz durch das Wohn-
raumförderungsgesetz (WoFG) abgelöst, in dem der Be-
griff „sozialer Wohnungsbau“ nicht mehr als Fördergegen-
stand enthalten war. Es zielte nicht mehr darauf, Wohnraum 
für breite Schichten zu fördern, sondern für „Haushalte, die 
sich am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen 
können und auf Unterstützung angewiesen sind“ (§ 1 Abs. 2 
Zif. 1 WoFG) entweder aufgrund ihres Einkommens oder 
persönlicher Merkmale (Haushalte mit Kindern, Personen 
mit Behinderung, Schwangere oder ältere Menschen). Als 
Kriterien für den Zugang zu Wohnraum wurden durch den 
Bundesgesetzgeber Einkommensgrenzen festgelegt. Wäh-
rend diese vor allem arme Haushalte fokussierten, stellte 
der Bund den Ländern frei, die Einkommensgrenzen ent-
sprechend regionaler Bedingungen und zur Stabilisierung 
von Quartieren auszudehnen (§ 9 WoFG).  Folgerichtig gibt 
es nun länderspezifisch, aber auch kommunal divergie-
rende Einkommensgrenzen für geförderten Wohnraum. 
Gerade in den Kommunen mit angespannten Wohnungs-
märkten richtet sich neu gebauter geförderter Wohnraum 
oft auch an Haushalte mit mittlerem Einkommen. 
Tatsächlich also kann von „sozialem Wohnungsbau“ per se 
in Deutschland heute nicht mehr gesprochen werden. Denn 
erstens bezieht sich der Begriff rechtlich auf Wohnraum, 
der bis 2001 nach dem 1. oder 2. Wohnungsbaugesetz ge-
fördert wurde. Zweitens umfasste der Begriff, der noch im-
mer so eindeutige (und gleichwohl fehlgeleitete) Assoziati-
onen weckt, auch zuvor eine große Bandbreite verschieden 
geförderten Wohnraums für unterschiedliche Gruppen. 
Präziser gefasst sollte ab 2001 in Deutschland, wenn es um 
neue Förderungen geht, also von öffentlich gefördertem 
Wohnraum gesprochen werden.4 Zum April 2019 wurde 
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analog zur allgemein verwendeten Begrifflichkeit aller-
dings durch eine Änderung des Grundgesetzes für den 
Bund die Möglichkeit geschaffen, Finanzhilfen für Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände „im Bereich des sozi-
alen Wohnungsbaus“ bereitzustellen (vgl. Art. 104d GG). 
Welche Zielgruppe damit im Besonderen adressiert ist, 
bleibt allerdings unklar.
Ungeachtet all dieser Veränderungen sozialen Wohnungs-
baus in Deutschland blieb ein Charakteristikum erhalten: 
Sozialer Wohnungsbau in Deutschland war nie und ist bis 
heute nicht als dauerhaft preiswerter und sozial gebunde-
ner Wohnraum konzipiert. Stattdessen fördert der Staat 
(meist durch zinsgünstige Darlehen, aber auch durch Zu-
schüsse) Erhalt, Herrichtung oder Bau von Wohnungen, die 
für eine gemäß Förderungsbedingungen vereinbarte Dauer 
als Sozialwohnungen genutzt werden können. In dieser 
Zeit sind die Miethöhen staatlich reguliert5 und die Woh-
nungen mit Belegungsbindungen versehen, d. h. sie dürfen 
nur an Bezugsberechtigte vergeben werden (vgl. Kofner 
2004: 174). Nach Ablauf der Sozialbindung besitzt der Ei-
gentümer die vollen Verfügungsrechte über seine Immobilie 
und kann die geförderten Wohnungen auf dem freien Woh-
nungsmarkt zu Marktpreisen anbieten. Faktisch entsteht 
also eine „soziale Zwischennutzung“ von Immobilien als So-
zialwohnung (Donner 2000: 200).

Sozialer Wohnungsbau in Deutschland – 
eine kurze Geschichte zu Wandel von Funktion 
und Form sozialen Wohnungsbaus 

Für das, was in Deutschland heute als öffentlich geförder-
ter Wohnraum zu fassen wäre, gibt es im internationalen 
Vergleich eine Vielzahl unterschiedlicher Begriffe. Nicht 
nur diese aber, sondern auch der geförderte Wohnraum 
selbst unterscheiden sich.6 Er ist jeweils geprägt von den 
nationalen wohlfahrtsstaatlichen Regimen und hat sich 
seit seiner Hochzeit nach dem Zweiten Weltkrieg erheblich 
gewandelt. Nachvollziehbar wird dies auf drei Ebenen: 
Erstens hinsichtlich der gesellschaftlichen Funktion geförder-
ten Wohnraums, also den Zielgruppen, die er adressiert 
und der Reichweite als Marktsegment. Zweitens differiert 
auch die institutionelle Form, mit der sozialer Wohnungsbau 
organisiert und produziert wird: Wer finanziert, baut und 
verteilt ihn? Und schließlich lässt sich dieser Wandel auch 
an der baulich-räumlichen Form geförderten Wohnraums 
erkennen, der wie jeder andere Wohnungsbau (städti-
sche) Räume nicht nur durch Architektur und Städtebau, 
sondern auch sozialräumlich durch seine Bewohnerinnen 
und Bewohner sowie Nutzungsstruktur prägt. Mit dem 
Wandel der Wohlfahrtsstaaten, den vielschichtigen Pro-
zessen gesellschaftlicher Transformationen von Familien-
formen bis zur Finanzialisierung der Wohnungsmärkte 
aber auch der Veränderung planerischer, städtebaulicher 
und ästhetischer Leitbilder im Wohnungsbau selbst haben 
sich gesellschaftliche Funktion, institutionelle Organisa-
tion ebenso wie baulich-räumliche Formen geförderten 
Wohnraums in allen Wohlfahrtsstaaten und auch in der 
Bundesrepublik signifikant verändert (vgl. Schönig 2018).

Gesellschaftliche Funktion und institutionelle Form sozialen 
Wohnungsbaus in der BRD
Im internationalen Vergleich galt der „soziale Wohnungs-
bau“ in der BRD hinsichtlich seiner gesellschaftlichen Funk-

tion typologisch als „generalistisch“. Er zielte einerseits nie 
ausschließlich auf die Versorgung der ärmsten Haushalte 
wie im „residualisier ten“ System z. B. der angelsächsi-
schen Staaten, war aber andererseits auch nie frei zu-
gänglich für die gesamte Bevölkerung wie im „universalis-
tischen“ sozialen Wohnungsbau (z. B. in Schweden). Tat-
sächlich aber wurde die Zugänglichkeit des Marktsegments 
über die Jahre hin immer präziser eingegrenzt (Rosenfeld 
2015: 21).
Nach 1945 war es die massive Wohnungsnot der Nach-
kriegszeit, die dazu führte, dass in der Bundesrepublik 
Deutschland ebenso wie in anderen westlichen Wohl-
fahrtsstaaten sozialer Wohnungsbau zunächst das we-
sentliche und wichtigste wohnungspolitische Instrument 
war. Nach Schätzungen fehlten etwa sechs Millionen 
Wohnungen, da einerseits ein erheblicher Teil des Woh-
nungsbestands zerstört war und andererseits Flüchtlinge 
aus den ehemaligen deutschen Gebieten in Osteuropa so-
wie obdachlos gewordene Menschen Wohnraum brauch-
ten. Dementsprechend wurden im Rahmen der sogenann-
ten „Wohnungszwangswirtschaft“ Mietpreise auf Vor-
kriegsniveau eingefroren und privater Wohnraum staatlich 
umverteilt bzw. bewirtschaftet. Zusätzlich musste schnellst-
möglich neuer Wohnraum geschaffen werden. Da es aller-
dings an Privatkapital hierfür mangelte, bedurfte die Pro-
duktion von Wohnraum insgesamt erheblicher staatlicher 
Unterstützung der Wohnraumproduktion (Wagner-Kyora 
2005: 842). Sozialer Wohnungsbau aber wurde gleich-
wohl nicht per se durch die öffentliche Hand, sondern 
durch ein breites Spektrum an Trägern produziert: private, 
ebenso wie öffentliche Unternehmen, Genossenschaften, 
Werksunternehmen oder auch kirchliche Träger. Für die 
Schaffung von Sozialwohnungen erhielten sie staatliche 
Förderung, meist in Form zinsvergünstigter Darlehen (Ha-
nauske 1995: 42–43). 
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Da die Wohnungsnot weite Teile der Bevölkerung und alle 
Schichten betraf, adressierte konsequenterweise auch der 
öffentlich geförderte Wohnungsbau schon im 1. Woh-
nungsbaugesetz die „breiten Schichten der Bevölkerung“. 
Mit dem 2. Wohnungsbaugesetz 1956 wurden sodann 
Haushalte mit geringem Einkommen und Familien als Ad-
ressaten eigens genannt. Die festgesetzten Einkommens-
grenzen blieben zunächst aber so weitreichend, dass sie 
noch breite Schichten der Bevölkerung umfassten. Dies än-
derte sich mit dem Wohnungsbauänderungsgesetz 1965, 
mit dem die Einkommensgrenzen zwar leicht erhöht wur-
den, infolge wachsender Einkommen der Kreis Anspruchs-
berechtigter jedoch trotzdem zunehmend kleiner wurde 
(Wagner-Kyora 2007: 786). Um die Ausgaben für sozialen 
Wohnungsbau zu senken, wurde ab 1965 auch bei geför-
dertem Wohneigentum im sozialen Wohnungsbau, 1967 
dann auch im Mietwohnungsbau der 2. Förderweg für mitt-
lere Einkommensschichten eingeführt. Dieser sah höhere 
Einkommensgrenzen, aber auch eine geringere Förderin-
tensität sowie kürzere Laufzeiten der sozialen Bindung vor 
(Kofner 2004: 177f.). 
Insgesamt nahm die Bedeutung des sozialen Wohnungs-
baus als Instrument bundesweiter Wohnungspolitik ab Be-
schluss des 2. Wohnungsbaugesetzes, verstärkt aber ab 
den 1970er Jahren sukzessive ab. Die direkte Intervention 
des Staats in den Wohnungsbau zugunsten marktwirt-
schaftlicher Instrumente der Wohnraumversorgung, wie 
beispielsweise dem Wohngeld (eingeführt 1965), sollte 
 zurückgedrängt werden (Harlander 2007: 1048). Denn 
grundsätzlich war in der Bundesrepublik Deutschland die 
mit dem sozialen Wohnungsbau verbundene direkte Inter-
vention des Staats in den Markt begrenzt auf jene Maß-
nahmen, die zur Kompensation von Marktlücken oder Be-
wältigung von Wohnungskrisen in der Versorgung als not-
wendig erachtet wurden, während grundsätzlich der 

Wohnungsmarkt marktwirtschaftlich organisiert sein sollte 
(Beyme 1999: 133). Damit folgte die Wohnungspolitik im 
Sinne einer „sozialen Wohnungsmarktwirtschaft“ (Ha-
nauske 1995: 61) der Idee der sozialen Marktwirtschaft, 
und damit dem ordnungspolitischen Programm der Bun-
desrepublik. Sie wurde aber auch in den Folgejahren im-
mer wieder ausgeweitet, wenn aufgrund wohnungspoliti-
scher oder konjunktureller Krisen staatliche Intervention 
notwendig schien (Schönig/Kadi et al. 2017: 18ff.). Als 
dauerhafter Ansatz zur Sicherung sozialer Wohnraumver-
sorgung im Sinne des universalistischen Modells war so-
zia ler Wohnungsbau nicht gedacht. Dies erklärt nicht nur, 
dass über die Jahre krisenbedingt immer wieder die Aus-
gaben für sozialen bzw. geförderten Wohnraum angeho-
ben wurden, sondern eben auch, warum sozialer Woh-
nungsbau selbst lediglich als „soziale Zwischennutzung“ 
konzipiert wurde (Donner 2000: 200).

Der Wandel der baulich-räumlichen Form im Kontext 
planerischer Leitbilddebatten
Baulich-räumlich ist sozialer Wohnungsbau deutlich viel-
fältiger, als allgemein angenommen wird: In den ersten 
Nachkriegsjahren wurde vielfach in den zerstör ten 
Innenstädten wieder aufgebaut und neugebaut. Auch 
entstanden kernstadtnahe Siedlungen, meist, wenn auch 
nicht ausschließlich, den hegemonialen Leitbildern der 
Stadtentwicklung und des Wohnungsbaus von damals 
folgend: in Siedlungen, die vorrangig dem Wohnen dien-
ten und den Prinzipien der städtebaulichen Moderne 
folgten (Harlander 1999: 264ff., insb. 267; Lepik/Strobl 
2019: 128ff.). Ab den 1960er jedoch strebten insbeson-
dere die großen gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
danach, größere Mengeneffekte zu erzielen. Hier setzte 
sich im Städtebau und in der Stadtplanung die Vorstel-
lung durch, dass durch eine höhere Dichte an Einwohne-
rinnen und Einwohnern auch städtische Qualitäten ge-
schaffen werden könnten. Im Ergebnis führte beides zum 
Bau verdichteter Stadtrandquartiere, die die großen Er-
wartungen an „Urbanität durch Dichte“ selten er füllen 
konnten (vgl. Flagge 1999: 845ff.; Vollmer 2019: 60). Wo 
Arbeitsplätze, soziale Infrastrukturen und urbane Funktio-
nen wie Einkaufsmöglichkeiten zu lange auf sich warten 
ließen, wurden die Siedlungen zu peripheren Stadtquar-
tieren, in denen ausschließlich einkommensarme Schich-
ten ohne andere Mietoptionen wohnten (Häußermann 
1988: 282). 
Doch die baulich-räumlichen Formen, in denen neuer sozi-
aler Wohnungsbau entstand, veränderten sich: Bereits mit 
den Studierendenprotesten in den 1960er Jahren hatte ein 
Rückbezug auf die Altbaubestände der Innenstädte statt-
gefunden (vgl. Vollmer 2019: 60 ff.). Behutsame Stadter-
neuerung, die Erneuerung bestehender Stadtstrukturen 
statt Abriss, Innenstadt statt Stadtrand, Bewahrung statt 
Modernisierung wurde zum Leitbild der Stadtentwicklung 
ab Mitte der 1970er Jahre (Urban 2018: 45). An Bedeutung 
gewann dabei auch die Frage des Umgangs mit Mieterin-
nen und Mietern. Zunehmend geriet das Bild der bevor-
mundenden Verwaltung der Sozialmieter ohne Mitbestim-
mungsrechte in Verruf – ebenso wie die Unternehmen als 
solche, die mit dem Bau von Sozialwohnungen vielfach 

Hamburg im Sommer 1946. 
Vor Ruinen ausgebombter 
Wohnhäuser stehen Behelfs-
heime, sogenannte Nissen-
hütten. Nissenhütte ist die 
Bezeichnung für eine von dem 
kanadischen Ingenieur und 
Offizier Peter Norman Nissen 
1916 entwickelte Wellblech-
hütte in Fertigteilbauweise. 
Nach 1945 war es die massive 
Wohnungsnot der Nachkriegs-
zeit, die dazu führte, dass sozi-
aler Wohnungsbau das 
wesentliche und wichtigste 
wohnungspolitische Instrument 
in der BRD war. 
 picture alliance
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hohe Profite erwirtschafteten (Becker 1988: 104, Kujath 
1988: 133ff.).
In Modellprojekten wurde daher nach neuen Strategien 
für den sozialen Wohnungsbau gesucht, sowohl baulich 
als auch hinsichtlich der Rollenverteilung zwischen Miete-
rinnen, Mietern und Wohnungsunternehmen (Lepik/Strobl 
2019: 206). Ende der 1970er und 1980er entstanden in 
zahlreichen Städten Projekte mit kleinteiligen städtebauli-
chen Strukturen, die einen Schwerpunkt darauf setzten, 
Raum für die Entstehung von Nachbarschaft und die 
 Mitwirkung der Mieter und Mieterinnen zu lassen, Funkti-
onsmischung vorsahen und oft als innerstädtische Nach-
verdichtung konzipiert waren. Auch ökologische Aspekte 
wurden vielfach berücksichtigt (Urban 2018: 45; vgl. Glei-
niger-Neumann 1985). Wie in der Internationalen Bauaus-
stellung Berlin 1979–87 waren diese Projekte noch um-
fänglich staatlich gefördert, adressierten aber nun im 2. 
Förderweg auch oftmals eher besserverdienende Einkom-
mensgruppen (Urban 2018: 45). Stadträumlich waren sie 
nun nicht mehr eindeutig als sozialer Wohnungsbau zu er-
kennen – letztlich reagierte man damit auch auf die Kritik 
daran, dass sozialer Wohnungsbau allein schon durch 
seine bauliche Form und die Lokalisierung am Stadtrand 
seine Bewohnerinnen und Bewohner stigmatisiere. In die-
sem Sinne wurden auch Lösungen gesucht, mit denen ge-
zielt Wohnungsbau in innerstädtische Lagen platziert 
wurde, aber auch gemeinschaftliche Wohnformen oder 
ökologisches Bauen ermöglicht wurden (vgl. Harlander 
1999: 366ff.).
In den 1990er Jahren ermöglichte die Verlagerung oder 
Abwicklung verkehrlicher, industrieller oder logistischer 
Nutzungen ebenso wie die Schließung militärischer Stand-
orte die Konversion großer Flächen in der Innenstadt oder 
an attraktiven Wasserlagen die Entwicklung neuer Wohn-
quartiere. In dieser Zeit entstanden in zahlreichen Groß-
städten große Neubauquartiere, die verschiedene städti-
sche Nutzungen aber auch Bevölkerungsgruppen integ-
rierten. Sie kombinierten oft ein breites Spektrum an 
Wohnangeboten, darunter neben Eigentum oder hoch-
preisigem bzw. frei finanziertem Mietwohnungsbau auch 

sozialen Wohnungsbau verschiedener Träger und in unter-
schiedlichen Fördersegmenten (Schönig 2018). Städtebau-
lich wurden in diesen Quartieren die Strategien der 1980er 
Jahre fortgesetzt: Es entstanden urbane, verdichtete Struk-
turen, mit differenzierten Frei- und Grünräumen, mit unter-
schiedlichen Qualitäten für öffentliche und (halb-)private 
Räume (Jessen/Zupan 2017: 70; vgl. Fallbeispiele Mün-
chen und Freiburg in Harlander/Kuhn et al. 2012: 78ff.). 
Sozialer Wohnungsbau war in diese Quartiere eingebet-
tet, oft in den weniger attraktiven Randlagen zwar konzen-
triert, aber nicht unmittelbar von außen architektonisch zu 
identifizieren. Sozialer Wohnungsbau wandelte also bau-
lich-räumlich sein Gesicht in dieser Zeit, er wurde zu einem 
zunehmend kleiner werdenden Baustein sozial gemischter, 
urban geplanter Quartiere, in denen er quantitativ und 
räumlich kaum sichtbar war (Schönig 2018: 240ff.).

Der langsame Abschied vom „sozialen Wohnungsbau“: 
Wohnungsbau für einige statt alle
Ab den 1980er Jahren vollzog sich schrit tweise aber 
auch ein tief greifender funktionaler und institutioneller 
Umbau sozialen Wohnungsbaus vom wohnungspoliti-
schen Instrument zur Wohnraumversorgung für alle zu ei-
nem Wohnungsbau für einige wenige. Dabei wurde kei-
neswegs mit der Idee sozialen Wohnungsbaus als Krisen-
instrument in Zeiten von Versorgungs- oder Konjunkturkrisen 
im Sinne der „sozialen Wohnungsmarktwirtschaft“ ge-
brochen. Tatsächlich wurde sozialer Wohnungsbau nun 
allerdings funktional explizit auf dese „Ausnahmefunktion“ 
reduziert.
Wesentlich für den Einschnitt im System des sozialen Woh-
nungsbaus war das Bestreben der von Helmut Kohl geführ-
ten konservativ-liberalen Koalition ab 1982, staatliches 
Engagement für wohlfahrtsstaatliche Daseinsvorsorge ins-
gesamt zu restrukturieren und direkte Marktinterventionen 
zu reduzieren (Harlander 2005: 686). Von 1983 sank die 
Zahl neu geförderter Wohnungen von knapp 104.000 be-
willigten Wohneinheiten auf lediglich 38.886 im Jahr 1988 
(Hübl/Möller 1997: 14, 17). Allerdings führten in den fol-
genden Jahrzehnten „Wohnungsknappheiten“ immer wie-

Von Charles Moore konzipier-
tes Wohnhaus-Geviert in 
 Berlin-Tegel, errichtet im 
 Rahmen der Internationalen 
Bauausstellung (IBA) 1987. 
Die IBA suchte nach neuen 
Strategien für den sozialen 
Wohnungsbau. Es entstanden 
Strukturen, die einen Schwer-
punkt darauf setzten, Raum für 
die Entstehung von Nachbar-
schaft und die Mitwirkung von 
Mieterinnen und Mietern zu 
lassen, Funktionsmischungen 
vorsahen und oft als innerstäd-
tische Nachverdichtung konzi-
piert waren. 
 picture alliance
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der zu temporären Konjunkturen sozialen Wohnungsbaus, 
namentlich nach 1989 und zuletzt ab 2015.
Sukzessive wurde der soziale Wohnungsbau institutionell 
umstrukturiert: Mit dem 1. Januar 1990 war die Wohnungs-
gemeinnützigkeit, die „bedeutsamste wohnungspolitische 
Innovation“ der Weimarer Republik (Häußermann/Siebel 
2000: 150), im Rahmen einer Steuerreform abgeschafft. 
Nicht zuletzt unter dem Eindruck des Korruptionsskandals 
des gewerkschaftlichen Wohnungsunternehmens Neue 
Heimat ab 1982, der die gemeinnützige Wohnungswirt-
schaft in Deutschland in Gänze in Verruf gebracht hatte, 
rief dies nur wenig allgemeinen öffentlichen Widerstand 
hervor (Strobl 2019: 17). Mit der Abschaffung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit waren allerdings nicht nur alle 
ehemals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ge-
zwungen, ihre Bestände profitorientiert zu restrukturieren 
und vielfach zu veräußern. Es gingen auch jene Akteure 
verloren, die qua Unternehmensauftrag zu wohnungswirt-
schaftlich nicht-profitorientiertem Handeln verpflichtet 
waren und diesem Marktsegment Stimme und Bedeutung 
verliehen. Die gemeinnützige Wohnungswirtschaft hielt 
zudem in Westdeutschland noch 1987 ca. 60 Prozent aller 
Sozialwohnungen (Becker 1988: 104), in Ostdeutschland 
konnten die ehemals staatlichen Wohnungsbestände gar 
nicht erst in die Gemeinnützigkeit überführt werden (vgl. 
Borst 1997).
Die Restrukturierung sozialen Wohnungsbaus selbst ver-
langsamte sich in den 1990er Jahren allerdings unter dem 
Eindruck der zahlreichen wohnungs- und stadtentwick-
lungspolitischen Aufgaben nach der Wiedervereinigung: 
1989 wurde mit dem sogenannten 3. Förderweg (verein-
barte Förderung) ein Instrument geschaffen, mit dem flexi-
bler Sozialbindungen, Einkommensgrenzen und Förderun-
gen verabredet werden konnten. 1994 wurde die „Einkom-
mensorientierte Förderung“ eingeführt, die die Kombination 
der (objektgebundenen) Förderung von Wohnraum mit 
subjektbezogenen Zuschüssen für Mieter in Abhängigkeit 
vom Einkommen ermöglichte und so sowohl „Fehlbelegun-
gen“ verhindern als auch eine größere Heterogenität ge-
förderten Wohnraums, sogar in einzelnen Gebäuden, er-
möglichen sollte (Kofner 2004: 129f.). 
Schlussendlich erfolgte erst 2001 unter rot-grüner Regie-
rung die wesentliche Neubestimmung sozialen Woh-
nungsbaus im Wohnraumförderungsgesetz, das das 2. 
Wohnungsbaugesetz samt sozialem Wohnungsbau ab-
löste. Damit wurden die Adressaten wie zuvor erläutert neu 
zugeschnitten auf jene, die aufgrund von Einkommensar-
mut oder Lebensbedingungen sich am Wohnungsmarkt 
nicht selbst versorgen können, während zugleich den Län-
dern weitreichende Kompetenzen gegeben wurden, diese 
Regelungen gemäß regionaler Bedarfe anzupassen. Das 
Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) setzte zugleich we-
sentliche städtebauliche Akzente, indem es Grundsätze für 
geförderten Wohnraum, wie bspw. Bestandsmaßnahmen, 
Nachverdichtung, Anbindung an den öffentlichen Nahver-
kehr oder soziale und funktionale Mischung festlegte. Da-
mit nahm es die wesentlichen Aspekte der baulich-räumli-
chen Restrukturierung sozialen Wohnungsbaus seit den 
1970er Jahren als Standard für geförderten Wohnraum 
insgesamt auf. 2006 wiederum vollendete der Bund seinen 
Rückzug aus dem sozialen Wohnungsbau mit der Födera-
lismusreform. Mit dem Versprechen, bis 2014 „Kompensati-
onsmittel“ bereitzustellen, überantwortete der Bund den 
Ländern die volle Verantwortung für den sozialen Woh-

nungsbau (vgl. RegioKontext GmbH and Plan und Praxis 
GbR 2011, 11, 13). Somit war das Ende des sozialen Woh-
nungsbaus als wohnungspolitisches Instrument des Bun-
des eigentlich besiegelt. 
In Reaktion auf den absehbaren Rückzug des Bundes aus 
der Förderung des sozialen Wohnungsbaus hatten aller-
dings schon die Länder und Kommunen schon ab den 
1980er Jahren Strategien entwickelt, sozialen Wohnungs-
bau in ihre Stadtentwicklungsstrategien zu integrieren 
(vgl. Evers/Harlander 1983). Angesichts unterschiedlicher 
kommunaler Rahmenbedingungen und politischer Verhält-
nisse bildeten sich hierbei divergierende Strategien im 
Umgang mit sozialem Wohnungsbau/sozialer Wohnraum-
versorgung heraus (vgl. Schönig/Rink et al. 2017). Wäh-
rend beispielsweise München seit den 1990er Jahren um-
fängliche planungsrechtliche und wohnungspolitische Ins-
trumentarien nutzte, um sozialen Wohnungsbau zu sichern 
und zu fördern, zogen sich andere Städte, wie z. B. Frank-
furt am Main, nahezu vollständig aus dem sozialen Woh-
nungsbau zurück (vgl. Schönig 2018: 234ff.). Beeinflusst 
wurden diese jeweils kommunalen Strategien durch die 
ebenfalls unterschiedlichen Förderstrategien der Länder 
(RegioKontext GmbH and Plan und Praxis GbR 2011, 13). Es 
kam also zu einer Pluralisierung der Förderbedingungen 
und -strategien auf kommunaler sowie Landesebene und 
damit – im Rahmen der Bundesgesetzgebung – auch zu 
einer Vielzahl unterschiedlicher Ansätze und Formen ge-
förderten Wohnraums. Infolgedessen verfügen mittler-
weile auch die Kommunen über unterschiedliche Aus-
gangsbedingungen, auf Knappheiten bezahlbaren Wohn-
raums zu reagieren. 
Merkbar wurde dies nun insbesondere im letzten Jahr-
zehnt, in dem die Dynamiken der Preisentwicklung im Woh-
nen stetig zunahmen. Unter dem politischen Druck der so-
zialen Bewegungen in zahlreichen Städten aber auch der 
Kommunen selbst verlängerte der Bund zunächst die Kom-
pensationsmittel bis 2019 und stellte auch mittelfristig wei-
tere Fördergelder in Aussicht7. Mit der Einführung von Arti-
kel 104d im Grundgesetz im Jahr 2019 wurde zwar für den 
Bund die Möglichkeit geschaffen, Finanzhilfen für Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände „im Bereich des sozi-
alen Wohnungsbaus“ bereitzustellen. Dies bedeutet aber 
keineswegs, dass „sozialer Wohnungsbau“ von nun an 
dauerhaft von Bundesseite umfänglich gefördert werden 
wird. 

Soziale Wohnraumversorgung nach dem Abschied 
vom sozialen Wohnungsbau
Mit dieser Entwicklung des sozialen Wohnungsbaus, die 
sich trotz der jüngsten Renaissance der Förderung mit den 
Stichworten Kommodifizierung und Dezentralisierung der 
sozialen Wohnraumversorgung zusammenfassen lässt 
(Schönig/Rink et al. 2017: 34), steht die Bundesrepublik im 
internationalen Vergleich nicht alleine: In den westlichen 
Wohlfahrtsstaaten lässt sich insgesamt eine Verschiebung 
beobachten, mit der die meisten Staaten sich jenen Kon-
zepten annähern, die sozialen Wohnungsbau als ein le-
diglich marginalisiertes Segment innerhalb des gesamten 
Bestandes an Wohnraum darstellen (Whitehead 2012: 
220, Rosenfeld 2015: 26). In den ehemals sozialistischen 
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Staaten wurden Systeme des sozialen Wohnungsbaus wie 
in den westlichen Wohlfahrtsstaaten nach dem System-
bruch ohnedies nur unzureichend aufgebaut, während al-
lerdings der bestehende staatliche Wohnungsbau auf un-
terschiedliche Weise privatisiert wurde. Erst in den jüngs-
ten Jahren entstanden in einigen osteuropäischen Staaten 
– z. B. in Russland oder Tschechien – soziale Wohnungs-
bauprogramme, die jedoch bislang kaum nennenswerte 
Bestände umfassen (Rosenfeld 2015: 23). 
Tendenziell gilt aber im Vergleich der UNECE-Staaten, 
dass sozialer Wohnungsbau heute nicht „Wohnraum für 
alle“, sondern die Idee eines „Wohnraums für Einige“ re-
präsentiert (Rosenfeld 2015: 27). In der Bundesrepublik 
avisiert dieser, wie erläutert, allerdings keineswegs nur 
einkommensschwache Haushalte. Letztlich lässt sich dies 
auch mit einem neuen baulich-räumlichen Anspruch in Ein-
klang bringen: Sozialer Wohnungsbau ist nicht nur räum-
lich urban, gemischt und unsichtbar, sondern eben auch 
hinsichtlich seiner wohnungspolitischen Funktion lediglich 
von marginaler Bedeutung, tendenziell unsichtbar.

Sozialer Wohnungsbau heute als Teil integrierter 
Stadt- und Wohnungspolitik

Obgleich von Apologeten des freien Wohnungsmarkts im-
mer wieder bestrit ten (vgl. z. B. Wissenschaftlicher Beirat 
2018), ist der freie Wohnungsmarkt offensichtlich nicht in 
der Lage, dauerhaft bezahlbaren Wohnraum für alle 
Schichten der Gesellschaft dort bereitzustellen, wo er auf-
grund zunehmender regionaler Polarisierungen zwischen 
Wachstums- und Schrumpfungsregionen besonders knapp 
ist. Seit den 1980er Jahren erlebt die Bundesrepublik da-
her trotz eines vermeintlich ausgeglichenen Wohnungs-
markts zyklisch „neue Wohnungsnöte“, die stets mit einer 
erneuten Konjunktur an Förderung abermals befristeten 
sozialen Wohnungsbaus beantwortet werden (Schönig/
Kadi et al. 2017: 17ff.).
Dies liegt einerseits daran, dass das Angebot an Wohn-
raum sich verändert hat: Ab den 1980er Jahren reduzier-
ten sich – unterbrochen von kurzzeitigen Förderkonjunktu-
ren – nicht nur die Neubewilligungen, sondern auch die 
Bestände belegungsgebundener Wohnungen durch das 
Auslaufen der Sozialbindungen der Nachkriegsbestände. 
Gleichzeitig wurden bestehende preisgünstige Bestände, 
gerade in den Innenstädten, aufgewertet und preiswerte 
Bestände ehemals gemeinnütziger Anbieter privatisiert. 
Dabei erwies sich gerade die Abschaffung der Gemein-
nützigkeit im Westen bzw. die Privatisierung ehemals 
staatlicher Bestände der DDR in Ostdeutschland als fol-
genreich für den Erhalt und Betrieb von Sozialwohnungen 
bzw. preisgünstigem Wohnraum. 
Andererseits hat sich auch die Nachfrage nach (insbeson-
dere städtischem) Wohnraum verändert: Der Einstieg gro-
ßer finanzmarktorientierter Akteure in den Wohnungs-
markt (Finanzialisierung) ebenso wie politisch gewünschte 
Verlagerung von Altersvorsorge durch Immobilienerwerb 
trugen zur Steigerung von Boden- und Mietpreisen insbe-
sondere in wachsenden Stadtregionen, aber auch den üb-
rigen Groß- und Mittelstädten bei. Zuzug aus struktur-
schwachen Regionen aber auch internationale Zuwande-
rung und die Zunahme armer und prekär beschäftigter 
Haushalte haben die Zahl jener, die auf günstigen Wohn-
raum angewiesen sind, zudem erhöht. 

Mittlerweile aber zeigt sich, dass der Mangel an preis-
günstigen Beständen, auf die die Kommunen bei der Ver-
sorgung bedürftiger Haushalte zugreifen können, Folgen 
hat: Denn mit der Steigerung von Boden- und Mietpreisen 
sind auch die Kosten gestiegen, die die öffentliche Hand 
für die Zahlung von Wohngeld oder „Kosten der Unter-
kunft“ für Transferleistungsempfänger zum Ausgleich der 
gestiegenen Wohnkosten für Bedürftige aufbringen muss. 
Nicht nur für Mieterinnen und Mieter selbst also stellt der 
Mangel an preisgünstigem Wohnraum ein Problem dar, 
sondern auch für die öffentliche Hand. 
Gleichzeitig gelingt es einem Teil der Bevölkerung auch in 
den engen Wohnungsmärkten stetig, Zuwächse an Wohn-
qualität und -fläche zu realisieren, während beides bei 
dem größer werdenden Teil armer Bevölkerungsschichten 
abnimmt und sozialräumliche Spaltungen in den Städten 
und Stadtregionen zunehmen (Lebuhn/Holm 2017).8 Sicht-
bar wird, dass sich die soziale Polarisierung der Gesell-
schaft in Deutschland zunehmend in der Wohnungsfrage 
und damit auch im Stadtraum abbildet (vgl. Jähnen/Helbig 
2018).
Gerade vor diesem Hintergrund erscheint es zwingend, so-
zialen Wohnungsbau nicht nur zu denken als die Bereitstel-
lung von Obdach. Vielmehr geht es darum, ihn so zu konzi-
pieren, dass er gesellschaftliche Ausgrenzung nicht ver-
stärkt, sondern soziale Teilhabe ermöglicht. Dazu trägt 
nicht nur der Wohnraum selbst bei, sondern auch die Tat-
sache, dass reduzierte Wohnkosten das Einkommen erhö-
hen, das für Teilhabe am Leben im Übrigen verfügbar 
bleibt. Voraussetzung dafür aber ist, dass sozialer Wohn-
raum stadträumlich integriert wird und seine Bewohnerin-
nen und Bewohner nicht räumlich stigmatisiert werden. Die 
folgenden Aspekte sind daher für die Zukunftsfähigkeit ge-
förderten, respektive im Wortlaut der jüngsten Änderung 
des Grundgesetzes auch wieder „sozialen Wohnungs-
baus“ elementar:
Funktional: Sozialer Wohnungsbau ist zu denken als Teil 
der wohlfahrtstaatlichen Daseinsvorsorge. Er sollte mehr 
sein als nur ein marginalisiertes Segment des Wohnungs-
markts. Ein breites Segment an gefördertem Wohnungs-
bau sichert Zugrif f auf preiswerte Wohnungen für jene, die 
diese brauchen und ermöglicht, bedürftige Zielgruppen 
auch in angespannten Wohnungsmärkten mit Wohnraum 
zu versorgen. Damit entsteht zugleich auch ein Segment 
des Wohnungsmarkts, das den Preisdynamiken des freien 
Wohnungsmarkts entzogen ist, da die Mieten nach festge-
legten Förderkriterien festgesetzt werden. Dies wirkt indi-
rekt insofern auch dämpfend auf die Wohnungspreisent-
wicklung, wie sie im Sinne von stetig steigenden Ver-
gleichsmieten in den Mietspiegeln regelmäßig abgebildet 
wird. Schließlich ist sozialer Wohnungsbau auch ein stadt-
entwicklungspolitisch bedeutsames Instrument, das dazu 
beitragen kann, die Integration unterschiedlicher Einkom-
mens- und Bevölkerungsgruppen im städtischen Raum zu 
ermöglichen. Wie in einigen Kommunen mit der einkom-
mensorientierten Förderung bereits praktiziert, könnten 
die Mieten dieser geförderten Wohnungen auch nach Ein-
kommen der Mieterinnen und Mieter gestaffelt und an die 
Entwicklung der Haushaltseinkommen angepasst werden, 
so dass steigende Einkommen nicht zwangsläufig einen 
Umzug nach sich ziehen und Gebäude bzw. Quartiere so-
zial heterogen sein können. Damit sozialer Wohnungsbau 
diese Funktion einnehmen kann, bedarf es allerdings ers-
tens einer Reorganisation seiner institutionellen Form und 
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andererseits einer erhöhten Aufmerksamkeit für die bau-
lich-räumlichen Formen, in denen dieser geförderte Wohn-
raum entsteht.
Institutionell hat sich gezeigt, dass die Förderung temporär 
sozial gebundenen Wohnraums zwar die Produktion von 
Wohnraum stimulieren kann. Sie sichert aber auf lange 
Sicht keinen preiswerten und sozial gebundenen Wohn-
raum. Profitorientierte Träger, die nicht an einen gesell-
schafts- bzw. wohnungspolitischen Auftrag gebunden 
sind, strukturieren Mietenentwicklung in einst gefördertem 
Wohnraum nach Ablauf der Bindungsfristen notwendiger-
weise nach ihren unternehmerischen Logiken. Folgerichtig 
gibt es zwei Möglichkeiten, geförderten Wohnraum lang-
fristig für eine soziale Wohnraumnutzung zu sichern: Einer-
seits, indem die Förderung an eine dauerhafte Sozialbin-
dung des Wohnraums gebunden wird oder andererseits, 
indem Träger mit dem Bau sozialen Wohnraums beauf-
tragt werden, die damit kein Profitinteresse verbinden, d. h. 
gemeinnützige oder genossenschaftliche Wohnungsun-
ternehmen. Das Spektrum möglicher nicht-profitorientier-
ter Wohnungsunternehmen ist breit und reicht vom Miets-
häusersyndikat bis zu kommunalen Wohnungsunterneh-
men, von neugegründeten Mikrogenossenschaften zu den 
traditionsreichen Genossenschaften mit mehreren tausend 
Mitgliedern. Solche Akteure bieten Wohnraum für sehr un-
terschiedliche soziale Milieus auch in unterschiedlichen 
Marktsegmenten an und ermöglichen oft auch die Mitge-
staltung der Bewohnerinnen und Bewohner am Wohn-
raum. Vielfach hat sich gezeigt, dass es gerade öffentliche, 
meist kommunale Wohnungsunternehmen sind, die trotz 
ihrer privatwirtschaftlichen Restrukturierung nach 1990 
gerade Wohnraum für ärmere Einkommensgruppen bereit-
stellen. Dies gelingt, nicht zuletzt, weil Kommunen ihnen 
dazu einen politischen Auftrag erteilen. 

Angesichts der Relevanz kommunaler Steuerung von 
Wohnraumversorgung ist es daher bedeutsam, dass Kom-
munen die Sicherung sozialer Wohnraumversorgung aktiv 
als ein wichtiges Feld kommunaler Politik wahrnehmen und 
dieses mit der Stadtentwicklungspolitik integrieren. Mög-
lich ist die Gestaltung dieses Feldes nicht nur durch kommu-
nale Förderprogramme oder die Steuerung öffentlicher 
Wohnungsunternehmen. Genutzt werden können auch ei-
gene Investitionen in den Ankauf von Wohnungsbestand 
(Rekommunalisierung), die Kopplung der Vergabe von 
Grundstücken, Erbbaurechten oder zu entwickelnden Lie-
genschaften an die Einbindung sozialen Wohnraums (Kon-
zeptvergaben) oder die Nutzung planungsrechtlicher 
 Instrumente, die z. B. die Integration von gefördertem 
Wohnraum zur Voraussetzung planungsrechtlicher Ge-
nehmigungen machen können (Sozialgerechte Bodennut-
zung). 
Angesichts stetiger, wenn auch unterschiedlich ausgepräg-
ter kommunaler fiskalischer Knappheiten wird die Siche-
rung sozialer Wohnraumversorgung allerdings nicht ohne 
Unterstützung seitens des Bundes (und der Länder) möglich 
sein. Notwendig ist dies nicht nur aus sozialpolitischer Per-
spektive, sondern auch weil langfristig steigende Woh-
nungspreise die öffentliche Hand ebenso belasten: z. B. 
direkt durch die Steigerung der subjektbezogenen Leistun-
gen für Wohnraumförderung, aber auch indirekt, wenn die 
Kommunen aufgrund von Verdrängungseffekten in sozial 
segregierten Quartieren die Folgen sozialer Desintegra-
tion bewältigen müssen. Ein Segment dauerhaft sozial ge-
bundenen und preiswerten Wohnraums sollte daher auf-
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nen bei der Versorgung 
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gebaut und die temporäre Belegungsbindung für geför-
derten Wohnraum auf Bundesebene abgeschafft werden. 
Alternativ lassen sich auch auf kommunaler Ebene mit ein-
zelnen Wohnungsunternehmen Kooperationsverträge 
schließen, die langfristige soziale Nutzungen geförderten 
Wohnraums auch über die vertraglichen Fristen der Bele-
gungsbindungen hinaus sichern.
Baulich-räumliche Form: Soll nun sozialer Wohnraum 
selbst nicht zur sozialen Spaltung städtischer Räume bei-
tragen, ist es zwingend, auch seine stadträumliche Inte-
gration und baulich-räumliche Gestaltung in den Blick zu 
nehmen. Insbesondere bedar f es einer Sicherung beglei-
tender sozialer Infrastrukturen (Schulen, soziale Einrich-
tungen und Nahversorgung) und auch der Anbindung an 
den öf fentlichen Nahverkehr. Wesentlich ist auch, dass 
Quartiere mit geförder tem Wohnraum ansprechende öf-
fentliche Grünräume und Freiräume integrieren, die die 
Bewohnerinnen und Bewohner nachbarschaftlich nutzen 
können – als Gemeinschaftsflächen aber auch für halb-
private Nutzungen.

Eine Stärke bundesdeutschen sozialen Wohnungsbaus – 
ebenso übrigens wie des staatlichen Wohnungsbaus der 
DDR vor 1990 – war es, dass er ursprünglich konzipiert war 
als Wohnraum für alle Schichten der Bevölkerung. In der 
Bundesrepublik Deutschland sollte sozialer Wohnungsbau 
gerade deshalb auch kein residuales Segment von man-
gelhafter Bauqualität sein. Auch wurden gerade im geför-
derten Wohnungsbau bauliche Standards gesetzt, die 
schlussendlich auch Praktiken des Wohnungs- und Städte-
baus als solche veränderte (Urban 2018). Dies zeigen bei-
spielsweise die schon zuvor erwähnten Bauten der Inter-
nationalen Bauausstellung Berlin 1979–87, die innerstädti-
sche Blockstrukturen behutsam mit sozialem Wohnungsbau 
ergänzte.In diesem Sinne sollten öffentliche Förderungen 
von Wohnraum für sozial bestimmte Zielgruppen auch ver-
standen werden als die Förderung von Stadtentwicklung 
und Baukultur. Geförderter Wohnraum sollte stadträum-
lich und baulich in das Gefüge der bestehenden Stadt 
oder neuer Stadtquartiere integriert werden. Gerade 
Nachverdichtungen aber auch der Ankauf von Wohnraum 
(Rekommunalisierung) im Bestand kann genutzt werden, 
um sozial gebundenen Wohnraum zu schaffen und seine 
räumliche Konzentration zu vermeiden. Diese Strategien 
sollten also gerade in jenen Quartieren in der Stadt ge-
nutzt werden, wo bisher wenig geförderter sozialer Wohn-
raum vorhanden ist. 
Zur Sicherung sozialer Wohnraumversorgung kann also 
nicht nur Neubau, sondern die Ausweitung günstigen 
Wohnraums auch im Bestand eine wirkungsvolle Strategie 
sein. Beides trägt aber nur zur Vermeidung von stetig wie-
derkehrenden Wohnungsnöten und -fragen bei, wenn 
Wohnraumförderung dauerhaft sozial nutzbaren und 
preiswerten Wohnraum schafft. Soll sozialer Wohnungs-
bau zudem selbst nicht stigmatisierend sein und sozialräu-
mliche Spaltungen verstärken, müssen die Bestände quali-
tativ konkurrenzfähig sein und zwar mit Blick auf Gestal-
tung, Ausstattung und Lage. Um diese Ziele zu erreichen, 
braucht es zweierlei: Auf kommunaler Ebene bedarf es ei-
ner integrierten Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik 
und auf Ebene der Länder und des Bundes einer grund-
sätzlichen wohnungspolitischen Reorientierung, die die 
dauerhafte Sicherung bezahlbaren Wohnraums für alle 
finanziell unterstützt und gesetzlich ermöglicht.
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ANMERKUNGEN

 1 Von dieser sogenannten „Objektförderung“ wird wohnungsmarktpo-
litisch die „Subjektförderung“ unterschieden. Im Gegensatz zu ersterer 
steuern subjektorientierte wohnungspolitische Instrumente nicht das An-
gebot, sondern die Nachfrage. Durch personenbezogene Zuschüsse zur 
Miete sollen bedürftigte Personen befähigt werden, sich am freien Woh-
nungsmarkt eigenständig zu den Preisen des Markts mit Wohnraum zu 
versorgen. 
 2 1. WoBauG 1950–1956, 2. WoBauG 1956–2001. 
 3 Diese lag zunächst bei der Versicherungspflichtgrenze in der Renten-
versicherung für Angestellte (§ 25 2. WoBauG i. d. F. von 1956). Auch im 
Wohnungsbaugesetz war die Zielgruppe in diesem Sinne umrissen (Jah-
resarbeitsverdienstgrenzen der Angestelltenversicherung, § 22 1. Wo-
BauG); vgl. Beyme 1999: 107. 
 4 In ihren Landesgesetzen verwenden die Bundesländer unterschiedli-
che Begriffe, mitunter auch sozialer Wohnungsbau, z. B. Sozialmietwoh-
nungen (Baden-Württemberg), Mietwohnraum (Nordrhein-Westfalen) 
Soziale Mietwohnraumförderung (Hessen), Soziale Wohnraumförderung 
(Berlin), Sozialwohnungen (Hamburg), Soziale Mietwohnraumförderung 
(Rheinland-Pfalz), Sozialer Mietwohnungsbau (Thüringen). 
 5 Die Regelung zur Festsetzungen der Miete und Belegungsbindung 
veränderten sich mehrfach; vgl. Kofner 2004: 179. 
 6 Im internationalen Vergleich werden hierfür zahlreiche unterschiedli-
che Begriffe verwendet: sozialer Wohnungsbau (z. B. GB), öffentlicher 
Wohnungsbau (USA), gemeinnütziger/ kommunaler Wohnungsbau (Ös-
terreich), geförderter Wohnungsbau (Finnland), Allmende Wohnungsbau 
oder nicht-profitorientierter Wohnungsbau (Dänemark), Wohnraum zu 
moderaten Preisen (Frankreich) (vgl. Rosenfeld 2015: 7). 
 7 Vgl. https://www.bmi.bund.de/DE/themen/bauen-wohnen/stadt-
wohnen/wohnraumfoerderung/soziale-wohnraumfoerderung/soziale-
wohnraumfoerderung-node.html [05.07.2019]. 
 8 Laut 5. Armuts- und Reichtumsbericht des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (2018) ist die durchschnittliche Wohnfläche/Person für Haus-
halte mit hohem Einkommen von 1995 79,7qm auf 91,4qm in 2016 gestie-
gen, bei Haushalten mit niedrigem Einkommen von 44qm auf nur 47,4qm 
im gleichen Zeitraum (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales: 
2018). 

Prof. Dr.-Ing. Barbara Schönig hat Stadtplanung sowie Neuere 
deutsche Literatur und Kunstwissenschaft in Berlin sowie Colum-
bus, Ohio studiert und an der TU Berlin promoviert. Sie hat an 
der TU Berlin (Fachgebiet Planungs- und Architektursoziologie) 
ebenso wie an der TU Darmstadt (Fachgebiet Raum- und Infra-
strukturplanung) gelehrt, bevor sie 2012 als Professorin für Stadt-
planung an die Fakultät Architektur und Urbanistik der Bauhaus-
Universität Weimar berufen wurde. Seit 2013 ist sie Direktorin des 
Instituts für Europäische Urbanistik an der Fakultät Architektur und 
Urbanistik. Ihre Forschungsschwerpunkte sind soziale Wohn-
raumversorgung, Planung und Partizipation sowie die (Re-)Struk-
turierung städtischer, suburbaner ebenso wie ländlicher Räume 
im Kontext gesellschaftlicher Transformation.
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Kommunale Integrationspolitik

Bart Somers: 
Zusammen leben. Meine Rezepte gegen Kriminalität 
und Terror. 

C. H. Beck Verlag, München 2018. 
224 Seiten, 14,90 Euro.

Die belgische Stadt Mechelen galt lange Zeit als verwahr-
lost und kriminell. Bart Somers, seit 2001 Bürgermeister 
der mittelgroßen Stadt mit ihren 86.000 Einwohnern, hat 
sie – wie er in seinem Buch schildert –, wieder aufgerich-
tet. Von der „City Mayors Foundation“ wurde er 2017 des-
halb als „bester Bürgermeister der Welt“ ausgezeichnet. 
Wie hat er das alles geschafft? Seine Doppelstrategie: 
Null-Toleranz und Multikulti. Zunächst einmal hat er die 
Videoüberwachung ausgebaut, die Zahl der Polizisten, 
aber auch der Sozialarbeiter massiv erhöht. Polizei und 
Staat müssen respektiert werden, schreibt Somers. Der Po-
litiker von der Partei Flämische Liberale und Demokraten 
setzt auf das Konzept des früheren Bürgermeisters von 
New York, Rudy Giuliani, dass Kriminalität dort beginnt, 
wo eine zerbrochene Fensterscheibe nicht repariert und 
derjenige, der sie zerbrochen hat, nicht bestraft wird. Die-
ses Konzept sei aber nur erfolgreich, wenn es mit Integra-
tion, Streetworking oder Vernetzung der Bürgerschaft 
über kulturelle und religiöse Grenzen hinweg verbunden 
würde. Gerade diejenigen, die sich ausgeschlossen fühl-
ten, müssten einbezogen und unterstützt werden. Der 
 Bürgermeister hat so ganz konkret im Alltag des Zusam-
menlebens in seiner multikulturellen Stadt angesetzt und 
Erfolge erzielt. Er hat positive Geschichten erfolgreicher 
Integration hervorgehoben, anstatt sich auf die negativen 
Beispiele zu konzentrieren, wie es häufig europaweit ge-
schieht. 
Bart Somers plädiert in seinem Buch sehr eindrucksvoll für 
Liberalität und Pluralismus in der Migrationspolitik. Er 
spricht auch die bittere Wahrheit aus, wenn es um Terroris-
mus geht. Die Bedrohung gehe nicht von Menschen aus 
dem Nahen Osten aus, sondern von Jugendlichen, die hier 
geboren und aufgewachsen sind und deren Integration 
ganz offensichtlich gescheitert ist. Etwa 3.500 aus Europa 
seien in den Nahen Osten gezogen, „um dort Tod und Ver-
derben zu säen. So abscheulich es auch ist, wir müssen uns 
eingestehen, dass es unsere Terroristen sind“, schreibt So-
mers. Aus Mechelen habe sich aber niemand als Auslands-
kämpfer anwerben lassen, obwohl in seiner Stadt einer 
von fünf Bürgern ein Muslim ist – ein weiterer Erfolg für den 
Bürgermeister und seine Integrationspolitik. Dabei geht es 
ihm darum, wieder Ordnung in die Stadtteile zu bekommen 
und sie so „dauerhaft gegen die Verführung durch den IS 
schützen. Dafür bedarf es keiner extremen Maßnahmen, 
keiner strammen Robo-Cops oder Notstandsgesetze, son-
dern eines konsequenten, abgestimmten und strukturierten 
Ansatzes der Prävention (dort, wo sie möglich ist) und der 
Repression (wo es sein muss). Das ist der einzig effiziente 
Weg, um gegen den Extremismus vorzugehen. Tun wir das 
nicht, bekämpfen wir, zumindest in manchen Vierteln, nur 
die Symptome, nicht aber die Ursachen.“
Wenn man Muslime als Feinde betrachte, tappe man in die 
Falle des IS und des Populismus, stellt Somers fest. Die Ge-

fahr, die von populistischen Strömungen und Parteien in 
Europa ausgeht und die auch Kommunen wie Mechelen 
betreffen, wird bei Somers nur kurz gestreift. In Belgien ha-
ben dieser Populismus und die Stimmungsmache gegen 
Flüchtlinge aber 2018 dazu geführt, dass die Regierung 
darüber zerbrochen ist, als es um die Zustimmung zum Glo-
balen Migrationspakt ging. Nicht nur in Belgien ist ein „Mi-
nisterium für das Zusammenleben“, das der Bürgermeister 
von Mechelen in seinem Buch fordert, ein bemerkenswer-
ter Vorschlag. Ein Minister, „der uns auf der Basis gleich-
wertiger Bürgerschaft zu einer Gemeinschaft zusammen-
schweißt und nicht verlangt, dass der eine die Vorlieben 
des anderen übernimmt, der aber wohl darüber wacht, 
dass unsere Grundwerte von allen respektiert werden.“ 
Mahnende Worte, zum Beispiel an den in Deutschland für 
dieses Thema zuständigen Bundesinnenminister Horst 
Seehofer, der die Migrationsfrage als „Mutter aller politi-
schen Probleme“ bezeichnet.
Bart Somers und Mechelen – ist das nun ein Patentrezept 
für Europa? So klingt es jedenfalls im Buch und in Rezensi-
onen, die ein Loblied darauf singen. Eine gewisse Skepsis 
ist angebracht. Trotz aller Er folge wie dem drastischen 
Rückgang der Kriminalität stellt Somers selbst fest: „Me-
chelen ist kein Paradies, den Heiligen Gral des harmoni-
schen Zusammenlebens haben wir nicht gefunden. Und 
bei Weitem nicht jeder hat sich bereits mit der neuen multi-
ethnischen und multikulturellen Realität versöhnt. Doch so 
groß unsere Probleme und Meinungsverschiedenheiten 
auch sein mögen: Ich behaupte, dass das Gefühl der Ver-
bundenheit zugenommen hat. Der Wille zum gemeinsa-
men Handeln, zum Bauen an einer gemeinsamen Zukunft 
ist mit den Jahren gewachsen. Was hier möglich ist, ist 
auch woanders zu schaffen.“ 
Somers legt mit seinem Buch eine beachtenswerte Erfolgs-
geschichte in Sachen Integration vor, geschrieben freilich 
vom „Erfinder“ selbst. Man müsste sich vor Ort umhören 
und recherchieren, um sich ein richtiges Bild vom Erfolgs-
modell machen zu können. Vor allem sollte es dringend 
durch eine von der EU geförderte Untersuchung wissen-
schaftlich ausgewertet werden. Lässt Mechelen sich wirk-
lich übertragen? Worin besteht im Kern die Erfolgsge-
schichte, hat sie „nur“ in dieser Kleinstadt in Belgien funkti-
oniert? Durch eine solche Evaluation käme unter Umständen 
wirklich manches zu Tage, was ein Vorbild für andere euro-
päische Städte sein könnte. 
Aber die stehen auch nicht am Anfang einer erfolgreichen 
kommunalen Integrationspolitik. So gilt beispielsweise 
Stuttgart seit vielen Jahren in Deutschland als Leuchtturm, 
der integrationspolitisch bundesweit ausstrahlt. Ähnlich 
wie der Bürgermeister von Mechelen hat die Landeshaupt-
stadt bereits 2001 ein Gesamtkonzept für die Integration 
und Partizipation von Zuwanderern entwickelt, das wis-
senschaftlich begleitet wird. Schon in der „Gastarbeiter-
zeit“ vor über 30 Jahren wurden unter dem legendären 
Oberbürgermeister Manfred Rommel (CDU) die Eckpfeiler 
für eine erfolgreiche Integrationspolitik eingerahmt. Da-
von profitiert die Stadt heute noch, in der jetzt Menschen 
aus rund 180 Nationen friedlich zusammenleben. In der 
Landeshauptstadt beträgt der Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund etwa 45 Prozent. Die Kommune 
bräuchte sicher keine „Entwicklungshilfe“ in der kommuna-
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len Integrationspolitik. Schon vor Jahren konnte die Stadt 
– wieder eine Parallele zu Mechelen – Preise für ihre Arbeit 
einheimsen, beispielsweise 2005 einen Integrationspreis 
des Bundesinnenministeriums und der Bertelsmann Stif-
tung. Stuttgart koordiniert seit 2009 federführend den 
bundesweiten Arbeitskreis „Kommunaler Qualitätszirkel 
zur Integrationspolitik“, dem unter anderem 30 deutsche 
Städte und Landkreise, der Deutsche Städtetag sowie Ver-
treter wissenschaftlicher Forschungsinstitute und Stiftun-
gen angehören. 2018 porträtierte das ZDF bereits Meche-
len und Stuttgart als gelungene Beispiele für kommunale 
Integrationsarbeit. Das wäre doch einmal interessant, Me-
chelen und Stuttgart einzuladen und im Städtevergleich zu 
sehen, wie Integration und gesellschaftlicher Zusammen-
halt gestaltet werden. 

Karl-Heinz Meier-Braun

Migration gehört dazu

Jan Plamper: 
Das neue Wir. Warum Migration dazugehört. 
Eine andere Geschichte der Deutschen. 

S. Fischer Verlag, Frankfurt am Main 2019.
400 Seiten, 20,00 Euro.

 „Migration ist der Normalfall“ – darauf haben viele Mig-
rationsforscher wie Klaus J. Bade immer wieder in ihren Un-
tersuchungen hingewiesen. Der Historiker Jan Plamper 
reiht sich in diese Tradition ein und erzählt die Geschichte 
des Ein- und Auswanderungslandes Deutschland, aber – 
und das ist neu – auch aus der Perspektive der Migranten 
selbst, deren Einzelschicksale er ausführlich schildert. Sie 
kommen insgesamt immer noch viel zu wenig zu Wort. 
Meist redet man in Deutschland über, aber nicht mit und 
schon gar nicht aus dem Blickwinkel der Migranten. Gleich-
zeitig führt Plamper, heute Professor für Geschichte in Lon-
don, den Begriff „Plusdeutsche“ für die Eingewanderten 
ein, die sonst meist „Menschen mit Migrationshintergrund“ 
heißen. Sie sind – so Plamper – eben „Deutsche plus et-
was“, mit „zusätzlichem kulturellem Gepäck“. Seiner Mei-
nung nach wird mit dem Begriff klar: „Wir sind alle einmal 
über Grenzen gekommen, wir waren alle einmal neue 
Deutsche, letztlich sind wir alle Migranten.“ 
Die Deutschen sind geradezu Weltmeister im Auswan-
dern, wie Jan Plamper, der viele Jahre in Russland und 
Amerika gelebt hat, ausführlich darstellt. „Deutsche Paral-
lelgesellschaften“ gab es in Amerika oder auch in Russ-
land, wofür sie angefeindet wurden. So ereiferte sich der 
russische Publizist und Schriftsteller Alexander Herzen, 
dessen Mutter aus Stuttgart stammte, im Jahr 1859: „Auf 
dem Thron waren Deutsche, um den Thron herum – Deut-
sche, die Truppenführer – Deutsche, Minister für Auswär-
tige Angelegenheiten – Deutsche, die Bäcker – Deutsche, 
die Apotheker – Deutsche, überall zum Trotze nichts als 
Deutsche.“ Aus der eigenen Auswanderungsgeschichte, 
beispielsweise aus der Massenauswanderung im 19. Jahr-
hundert in die USA, ist offensichtlich wenig gelernt wor-
den. Die meisten deutschen Auswanderer würde man 
heute als „Wirtschaftsflüchtlinge“ bezeichnen bzw. be-
schimpfen. 

Plamper erinnert an die Geschichte der Vertreibung der 
Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg, an die über zwölf 
Millionen, die Zuflucht in der Bundesrepublik suchten. Bei 
allen Problemen ist ihre Integration gelungen. Das Erfolgs-
rezept liegt nach Plamper darin, dass bald die ursprüngli-
che Nachkriegspolitik, die auf die vollständige Verschmel-
zung mit der Kultur der Aufnahmegesellschaft abzielte, 
aufgegeben wurde. Der neue Ansatz lautete: „Eingliede-
rung bei gleichzeitiger Bewahrung des spezifischen kultu-
rellen Gepäcks. Das war eine Veränderung riesigen Aus-
maßes. Sie nahm den Wechsel in den USA vom Bild des 
Schmelztiegels hin zur Salatschlüssel in den 1960er Jahren 
vorweg.“ Auch hier könnte man wieder einiges für die Ge-
genwart lernen und dieses „Modell“ heute wieder anwen-
den.
Ausführlich beschreibt Plamper (wie schon viele andere zu-
vor) die Einwanderung der „Gastarbeiter“ im Nachkriegs-
deutschland, die maßgebend zum „Wirtschaftswunder“ 
beigetragen und das Land wiederaufgebaut haben. Das 
Land lebte allerdings ein halbes Jahrhundert lang mit der 
Illusion, dass die Arbeitsmigranten doch eines Tages wie-
der nach Hause gehen. Der Historiker Plamper erinnert an 
den Widerstand der Politik, die Realität des Einwande-
rungslandes anzuerkennen. Ein gewisser Jürgen Todenhö-
fer warnte als frischgebackener CDU-Bundestagsabge-
ordneter beispielsweise 1974: „Wenn die Bundesregie-
rung keine Mittel findet, den anschwellenden Strom von 
Gastarbeitern zu begrenzen, werden schwierige soziale 
Konflikte ausbrechen, die den inneren Frieden der Bundes-
republik bedrohen.“ Politiker wie Heinz Kühn, der als erster 
Ausländerbeauftragter 1979 für ein Umdenken und eine 
Integrationspolitik plädierte, blieben einsame Mahner in 
der Wüste.
Plamper arbeitet auch die Arbeitsmigration in die DDR und 
den dort vorhandenen Alltagsrassismus auf. Die Ge-
schichte der Vertragsarbeiter beispielsweise aus Vietnam 
ist – so der Historiker – „eines der schäbigsten Kapitel der 
an schäbigen Kapiteln reichen deutschen Nachkriegsge-
schichte.“ 1989/90 wurden sie „fallengelassen wie heiße 
Kartoffeln“ und möglichst abgeschoben, mit Einverständ-
nis der wiedervereinigten Bundesrepublik, kritisiert Jan 
Plamper. Die Asylpolitik im neuen Deutschland kommt auch 
nicht viel besser weg, vor allem geschildert aus der Pers-
pektive von Flüchtlingen. Diese Passagen sind eine beson-
dere Stärke des Buches. Auch das Schicksal und die oft 
vergessene Einwanderung der Russlanddeutschen werden 
ausführlich beleuchtet und gefragt: „Wie viele wüssten 
etwa, dass Russisch und Polnisch je nach Statistik die am 
zweithäufigsten beziehungsweise vierthäufigsten gespro-
chenen Sprachen in Deutschland sind?“
Die Zeit seit 2015 mit der sogenannten Flüchtlingskrise 
kommt im letzten Drit tel des Buches in den Brennpunkt des 
Autors, der es aber versäumt klarzumachen, dass es keine 
Krise der Flüchtlinge, sondern der deutschen und europäi-
schen Politik war und ist. Das Engagement für die Geflüch-
teten bezeichnet er als „die breiteste soziale Bewegung 
Deutschlands seit 1945.“ Dann springt Plamper wieder zu-
rück auf die „Nullerjahre“ und das Zuwanderungsgesetz 
von 2002, rechnet gekonnt und faktenreich ab mit den The-
sen von Thilo Sarrazin. Die Sammelbewegung der Ge-
flüchteten und der sie unterstützenden Helferszene aus der 
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Zivilgesellschaft haben seiner Meinung nach eine wich-
tige Funktion übernommen. Das Buch hält eine traurige Bi-
lanz fest: Bis 2014 haben sich insgesamt 179 Geflüchtete 
aus Angst vor Abschiebung das Leben genommen. 
Zum Schluss plädiert Jan Plamper nochmal für das „neue 
Wir“; eine Formulierung, die aber auch nicht ganz neu ist. 
Bereits 2016 hat die Bundesmigrationskonferenz der IG 
Metall dieses Motto aufgegriffen. Der Historiker entwi-
ckelt eine Vision für das Einwanderungsland Deutschland 
und sieht die Zukunft optimistisch: „Es sollte die kollektive 
Zugehörigkeit für Staatsbürger gelten, aber sie muss aus 
mehr bestehen als dem Besitz eines Passes: Es braucht eine 
emotionale, symbolische Überhöhung als Kitt, weil es da-
für eine offensichtliche Nachfrage gibt. Diese emotionale 
Überhöhung kann auch kollektive Identität oder das neue 
Wir genannt werden (oder ähnelt dem, was andere Patrio-
tismus, Heimat oder Leitkultur nennen).“ Seiner Meinung 
nach darf es nicht allein eine Vielfalt von Herkunftskulturen 
geben, „das wäre Multikulti ohne Klebstoff, ohne Wir.“ Es 
müsse auch der Zugang zu einer kollektiven deutschen 
Identität eröffnet werden. Das bedeute u. a., dass „eine 
Person syrischer Herkunft die Erfahrung macht, dass ihre 
arabische Muttersprache geschätzt und in der deutschen 
Schule gefördert wird, während sie sich zugleich als Deut-
sche oder Deutscher versteht und als solche/r anerkannt 
und respektiert wird.“
Offen bleibt, wie der Weg zu einem solchen Leitbild, zu 
dieser Utopie gehen soll und wie schwerwiegende Hinder-
nisse überwunden werden sollen. Allzu optimistisch er-
scheint die Aussage: „Meiner Meinung nach läuft es auf 
eine Position der offenen Grenzen hinaus, und zwar weil 
bestimmte historische und aktuelle Gründe so schwer wie-
gen, dass sie die Gegenargumente übertrumpfen.“ Dafür 
ließe sich zurzeit keine Mehrheit in Politik und Gesellschaft 
finden. Migration ist ein selbstverständlicher Bestandteil 
der deutschen, der Menschheitsgeschichte insgesamt. 
Diese Erkenntnis untermauert der Autor, aber dazu gehört 
auch: Migration ist immer mit Konflikten verbunden, was 
ebenfalls „normal“ ist. 
„Das neue Wir“ ist ein Buch, das aufhorchen lässt, in einer 
Zeit, in der vermeintlich die Abwehrhaltung gegen Migra-
tion und der Rechtspopulismus die Oberhand gewonnen 
haben. Plamper liefert mit Daten und Fakten eine andere 
Sicht und zeigt anschaulich, dass Migration eine Erfolgs-
geschichte ist, allen Unkenrufen zum Trotz. Allerdings un-
terlaufen dabei Ungenauigkeiten: Es war beispielsweise 
nicht Christian Wulff, der als Bundespräsident 2010 als Ur-
heber des Satzes gilt, dass der Islam zu Deutschland ge-
höre. Dieses historische Verdienst kommt Wolfgang 
Schäuble als Bundesinnenmister zu, der dies bereits 2006 
im Bundestag sagte. An manchen Stellen hätte das Lekto-
rat ein wenig besser hinschauen sollen und z. B. die vielen 
Sprünge und Wiederholungen ordnen können. Die Quel-
len und vor allem Zitate hätten klarer (z. B. mit Fußnoten) 
und nicht als zum Teil schwer auffindbare Anmerkungen 
zugeordnet werden sollen. Aber das alles schmälert nicht 
die Erkenntnis nach der Lektüre: Hier ist ein Buch entstan-
den, das die Migrationsveröffentlichungen bereichert und 
eine Lücke schließt, weil es eine etwas andere Geschichte 
aus der Sicht der Migranten schreibt.

Karl-Heinz Meier-Braun

Das schwierige (Über-)Leben einer deutschen 
jüdischen Familie

Anne Overlack:
In der Heimat eine Fremde. Das Leben einer deutschen 
jüdischen Familie im 20. Jahrhundert. Erinnerungen 
und Dokumente.

Klöpfer & Meyer Verlag, Tübingen 2016.
320 Seiten mit vielen Fotos, Zeichnungen, Dokumenten und einem 
Personenregister, 34,00 Euro (gebundene Ausgabe).

Eine liebevoll und sorgfältig gestaltete Preziose liegt vor 
mir. Ein großformatiger Prachtband ist man versucht zu sa-
gen. Aber der Gegenstand des Buches – das schwierige 
(Über-)Leben einer deutschen jüdischen Familie im 20. Jahr-
hundert – lässt diesen Begriff doch eher unangemessen 
erscheinen. Es ist auf jeden Fall ein umfangreiches Lese-
buch, das auf einem ausführlichen Interview mit der Prota-
gonistin Hannelore König (geb. Wolf) und vielen luzide 
kommentierten zugehörigen Quellen beruht. Es ist aber 
genauso ein illustres Bilderbuch mit Faksimiles von Briefen, 
Dokumenten, Karten oder Zeichnungen – sowie wunder-
baren Schwarz-Weiß-Fotografien, die von den letzten 
Jahren des 19. Jahrhunderts bis in die heutige Zeit reichen 
und die Leserinnen und Leser schon durch ihre exzellente 
Qualität regelrecht gefangen nehmen.
Das Leben dieser deutschen jüdischen Familie im 20. Jahr-
hundert spielt sich vor allem in Wangen am Untersee ab, 
einem Ort auf der Höri knapp vor der schweizerischen 
Grenze in Stein am Rhein. Wangen war schon seit dem 
17. Jahrhundert eines der später doch recht zahlreichen 
Judendörfer im heutigen Baden-Württemberg. 
Dieses Leben der Familie Wolf – insbesondere des Land-
arztes Dr. Nathan Wolf (1882–1970) und seiner Tochter, 
der ersten württembergischen Oberstaatsanwältin Han-
nelore König (1925–2012) – darzustellen, ist ein komple-
xes Unterfangen. Und so wundert es nicht, dass die Auto-
rin ihr Werk als Kind von zwei Müttern und zwei Vätern 
versteht: Den weiblichen Part bilden die bereitwillig und 
pointiert (bisweilen sogar witzig) erzählende Hannelore 
König und die souveräne Anne Overlack selbst, die die 
Quellen recherchiert wie kommentiert und das ganze Un-
terfangen zusammengebunden und zu einem glücklichen 
Ende geführt hat. Die Väter sind Manfred Bosch, der Kon-
stanzer Literat und Historiker, der schon 2004 ein umfang-
reiches Gespräch mit Hannelore König geführt hatte, das 
den ersten Teil des Buches umfasst. Hinzu gesellt sich Gert 
Wolf, der zweieinhalb Jahre jüngere Bruder von Hanne-
lore, der immer noch in Wangen lebt und zeitlebens der 
Hüter der Bilder und Fotografien war, die zu einem er-
klecklichen Teil von ihm selber stammen. Auch wenn er in 
den Erzählungen und Dokumenten als Person etwas zu 
kurz kommt, ist seine Präsenz im wahren Sinne des Wortes 
nicht zu übersehen.
Die Quellenlage ist insgesamt ein Glücksfall – wer war 
schon bereits im 19. Jahrhundert in der Lage, von sich und 
seiner Familie Fotografien anfertigen zu lassen? Und in 
welcher Familie sind schon umfangreiche Tagebücher 
durch die Generationen hindurch geführt worden? Einmal 
ganz abgesehen von den vielen erhaltenen Briefen und 
amtlichen Dokumenten. Dazu gehört ein gewisser familiä-
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rer Wohlstand und (wie in vielen jüdischen Familien auf 
dem Land) eine besondere Wertschätzung einer umfang-
reichen Bildung. 
Geschildert wird nicht nur das Leben einer jüdisch-christli-
chen Kleinfamilie – Vater Nathan (Jude), Mutter Gustel 
(Tochter einer christlichen Mischehe aus dem Rheinland) 
und der beiden Kinder Hannelore und Gert. Eine wichtige 
Rolle spielt die zugehörige Großfamilie: Nanette Wolf 
(1853–1941), die Mutter von Nathan, hatte im Laufe ihres 
Lebens 17 Kinder zur Welt gebracht, von denen nur acht 
das Säuglings- und Kleinkindalter überlebten. Ihr Mann 
Ludwig Wolf ist Viehhändler, und so bleibt die Familie im 
Dorf, auch wenn im Laufe der Jahre viele der Geschwister 
in die nahe Schweiz oder in größere Orte am Bodensee 
ziehen. Zu den Eltern Nanette und Ludwig gesellen sich im 
Erwachsenenalter auch Nathan mit seiner Familie und eine 
seiner Schwestern. Im Haus in Ufernähe sind zudem die 
Praxisräume des Landarztes Nathan untergebracht.
Nathan Wolf war ein patriotisch gesinnter deutscher Jude, 
hochdekorierter Offizier im Ersten Weltkrieg. Ein Mensch 
mit ausgeprägtem politischem Interesse: DVP-Mitglied in 
der Weimarer Zeit, nach dem Zweiten Weltkrieg kurze Zeit 
Bürgermeister in Wangen, lange Jahre Gemeinderatsmit-
glied. Einer der immer Wert darauf gelegt hat, breit infor-
miert zu sein – auch noch zu Zeiten des Nationalsozialis-
mus. Bis 1939 – er ist in den letzten Tagen vor Kriegsbeginn 
schlussendlich in die Schweiz geflohen – ist er zum unzen-
sierten Zeitunglesen über die Grenze nach Stein am Rhein 
gefahren. 
Nathan ist zudem bestens vernetzt – auch über die Grenze. 
Befreundet etwa mit dem legendären Schaffhauser Stadt-
präsidenten und Nationalrat Walther Bringolf, der als 
ehemaliger Kommunist zu den bedeutendsten Sozialde-
mokraten der Schweiz im 20. Jahrhundert zählte. Oder mit 
dem bekannten Architekten Nicolaus Hartmann aus St. 
Moritz. Insbesondere Bringolf setzte sich dafür ein, dass er 
nach seiner Flucht in die Schweiz auch bleiben durfte – und 
rettete ihm damit wahrscheinlich das Leben.
Vor allem ist Nathan aber engagierter Arzt und Geburts-
helfer, Tag und Nacht auf der Höri unterwegs zu seinen 
vielen Patienten. Da der Hausbesuch die Regel ist (und 
nicht der Besuch in der Praxis), kennt er viele Familien und 
weiß um deren soziale Lage. Immer wieder verzichtet er auf 
sein Honorar oder steckt Bedürftigen etwas zu. Nathan 
war unter anderem deshalb Arzt geworden, weil er damit 
in Wangen bleiben konnte. Im Haus seiner Jugend am See, 
auf dem er im Winter Schlit tschuhlaufen und im Sommer 
Schwimmen und Rudern konnte.
Die Großfamilie hatte ein offenes Haus, scherzhaft „Café 
Wien“ genannt, weil alle paar Wochenenden eines oder 
mehrere Mitglieder der verstreuten Verwandtschaft zu Be-
such kamen. Offen aber auch im übertragenen Sinne: Man 
pflegte Distanz zur religiösen Orthodoxie. Festgehalten 
hat man die Tradition, den kulturellen Hintergrund – feierte 
dabei aber Weihnachten genauso wie Chanukka (das 
Lichterfest), Pessach (das Opferfest) genauso wie Ostern. 
Trotz einiger Mischehen in der Familie gab es keine Kon-
versionen. „Man blieb, was man war!“, wie sich Hannelore 
König ausdrückte.
Dass auch dieser Ort vor den Verfolgungen der national-
sozialistischen Rassisten nicht verschont blieb, zeigte sich 

ab 1935: Zunächst wurden Patienten gerügt, weil sie nach 
wie vor den jüdischen Arzt konsultierten, Schulfreunde 
hielten sich von Hannelore fern, weil ihre Eltern sich für 
diese Kontakte rechtfertigen mussten. Später kam das Be-
rufsverbot für Nathan, das die Eltern zwang, eine Pension 
für ausreisewillige Juden zu eröffnen.
Seine Tochter Hannelore hat in dieser Zeit eine weiterfüh-
rende Schule im nahen Stein am Rhein besucht und pen-
delte zwischen dem unbeschwert freien Klima der Schweiz 
und den sorgenvollen Entwicklungen in der deutschen Hei-
mat hin und her. Die dörfliche Umgebung verhielt sich un-
terschiedlich. Unerträglich waren etwa der ortsansässige 
Gärtner Richard Schweizer, der zum Ortsgruppenleiter 
avancierte, oder der Künstler Hugo Boeschenstein, ein zu-
gewanderter Schweizer, der Leiter der HJ wurde. Andere 
haben aber den Kontakt zur Familie (teilweise heimlich) 
aufrechterhalten, manchmal auch dann, wenn ihnen da-
durch schwere Nachteile entstanden sind. Es gab eine 
Reihe von Leuten, bilanziert Hannelore König, „die einfach 
unerschütterlich in ihrer Anständigkeit waren“.
Am Morgen des 10. November 1938 wurde in Wangen die 
Synagoge angezündet und zerstört. Nathan Wolf wurde 
umgehend festgenommen, schwer misshandelt und für ei-
nige Zeit ins KZ Dachau eingewiesen. Dort wurde ihm klar, 
dass es jetzt ums (Über-)Leben geht. Er hatte schon zuvor 
über Exilpläne nachgedacht, sie aber immer wieder ver-
worfen, weil er sich ein Exil der gesamten Familie ein-
schließlich der schwerkranken Frau, der betagten Mutter 
und einer seiner ortsansässigen Schwestern nicht vorstel-
len konnte. So wählte er für sich selbst das Exil in der nahen 
Schweiz, wo er am letzten Augusttag 1939 eine Toleranz-
bewilligung erhielt. Zunächst war er in Stein am Rhein un-
tergebracht. Und sonntags fuhr er mit dem Schweizer Lini-
enschiff seeaufwärts am nahen Wangener Ufer vorbei, an 
dem seine Familie wartete und man sich gegenseitig zu-
winkte.
Insgesamt war es ein unruhiges Exil. 1942 stirbt seine Frau 
in Deutschland an den Folgen ihres langen Lungenleidens. 
Nathan Wolf hatte 1943 einen Prozess wegen Fluchthilfe 
zu überstehen und immer wieder Probleme mit der Schwei-
zer Fremdenpolizei, in der auch einige nazifreundliche Ele-
mente Dienst taten. So wurde er nach dem Prozess in der 
Schweiz in einem Lager fern der Grenze interniert und 
auch seine beiden elternlosen Kinder hatten auf deutscher 
Seite die Grenzregion zu verlassen. Für sein Vergehen er-
hielt er sechs Monate Gefängnis auf Bewährung und eine 
Geldstrafe – ein Urteil, das erst 2004 aufgehoben wurde. 
Sogar noch nach dem Krieg (und wieder zurück in Deutsch-
land) hatte die Fremdenpolizei gegen ihn eine Einreise-
sperre in die Schweiz erwirkt, auf die erst 1948 verzichtet 
wurde.
Hannelore und Gerd kamen 1943 als Erntehelfer zu einer 
Weinbauernfamilie nach Obertürkheim. Als „Halbjuden“ 
fühlten sie sich einigermaßen sicher vor der Deportation, 
viel handfester war aber der Schutz durch ihren Status als 
„unabkömmliche Arbeitskräfte“, da sie die kriegsabwesen-
den Söhne der Familie ersetzten. Schlimmer erging es zu-
nächst den restlichen Familienmitgliedern, die noch in 
Wangen verblieben waren. Sie wurden in ein Lager nach 
Gurs in die französischen Pyrenäen deportiert, das für 
viele Juden nur eine Zwischenstation auf der Fahrt in die 

179

 BUCHBESPRECHUNGEN

bis2019_0203_inhalt.indd   179bis2019_0203_inhalt.indd   179 12.09.19   08:3112.09.19   08:31



Vernichtungslager im damals deutschen Osten werden 
sollte. Die 87-jährige Mutter und Nathans Schwestern 
Clem und Selma wurden aber wundersam gerettet, weil 
ein mittlerweile Franzose gewordenes Mitglied der großen 
Familie ihre Befreiung erreichen konnte. Sie fanden letzt-
lich Aufnahme im schweizerischen Stein am Rhein. Andere 
Mitglieder der Familie wie etwa Hannelores Tante Regine 
hatten nicht so viel Glück und wurden nach der Deporta-
tion in Auschwitz umgebracht. Alle von Hannelore im Inter-
view berichteten Ereignisse werden mit Auszügen aus Brie-
fen, Tagebüchern, Vernehmungsprotokollen, Zeichnungen, 
Skizzen usw. verlinkt. Man wird dadurch nahe an das Ge-
schehen herangeführt – sozusagen bis auf „Berührungs-
nähe“.
Das Kriegsende erleben Hannelore und Gert in Obertürk-
heim, sie kehren umgehend nach Wangen zurück, wo sie 
ihr Vater schon erwartet. Hannelore berichtet von einer 
„Nachkriegseuphorie“, die sie in diesen Tagen empfindet, 
denn schließlich „gehörten wir zu den Siegern“. Auch 
wenn Hannelore Wangen bald verlässt, um im zerbomb-
ten Freiburg Rechtswissenschaften zu studieren, bleibt die 
Familie in Wangen. Außergewöhnlich, weil nur wenige der 
emigrierten Juden nach dem Krieg in ihre Dörfer zurückge-
kehrt sind. Ein Schrit t, der bei Nathan Wolf viel Nachsicht 
und Verdrängen erforderte, auch wenn er den Protago-
nisten der Verfolgung „das Höllenfeuer gewünscht“ hat. 
Es gab, so versucht es Hannelore König zu erklären, nach 
dem Krieg einen großen Verdrängungsprozess, „nicht nur 
unter den Tätern, sondern auch unter den Opfern“. „Ein 
Mensch der nicht verdrängen kann, kann sich nur noch um-
bringen“. Nathans Nachsicht war also Selbstschutz und 
diente auch jenen, die ihn lange unterstützt hatten. Und er 
zögerte auch nicht, die Gemeinde in der Nachkriegszeit 
durch sein politisches Engagement zu  fördern. Ein Verhal-
ten, das bei einigen in der Region, die von den Verfolgun-
gen härter getroffen worden waren, auf Unverständnis 
stieß, weil sie es für zu „versöhnlerisch“ hielten.
Hannelore König führte ihr Studium nicht nur zur Promotion 
und zu einer Karriere in der Staatsanwaltschaft. Nach dem 
Untergang der DDR und ihrer Pensionierung Anfang der 
1990er Jahre ging sie noch für einige Jahre nach Sachsen, 
um beim Aufbau eines demokratischen Justizapparates 
behilflich zu sein. Dabei hat sie sich einen kritischen Blick 
gerade auch auf die Rolle ihrer Zunft in diktatorischen Sys-
temen bewahrt. Der Entnazifizierung im Bereich der Justiz 
hat sie immer misstraut: „Gott sei Dank ist dem Freisler 
rechtzeitig eine Bombe auf den Kopf gefallen, sonst wäre 
der womöglich noch Präsident vom Bundesgerichtshof ge-
worden!“. Die Justiz, so fasst sie etwas bitter zusammen, ist 
immer angepasst, so war es aus ihrer Sicht auch in der 
DDR.
Dr. Nathan Wolf bleibt zeitlebens in Wangen und stirbt 
dort am 29. Dezember 1970. Sein Grab liegt auf dem jüdi-
schen Friedhof, der sich etwas versteckt in einer Wald-
senke oberhalb des Dorfes befindet. Seinen Grabstein 
ziert die Inschrift: „Hier ruht der letzte Jude des Dorfes. 
Bald wird Gebüsch den Stein bedecken. Doch wird sein 
Grab nicht vergessen werden. Denn mehr als er liegt hier 
begraben.“

Markus Hug

Rechtspopulismus in Europa

Heinz Ulrich Brinkmann, Isabelle-Christine Panreck (Hrsg.): 
Rechtspopulismus in Einwanderungsgesellschaften. 
Die politische Auseinandersetzung um Migration 
und Integration.

Springer VS Verlag, Wiesbaden 2019.
398 Seiten, 27,99 Euro.

Dies ist eine Veröffentlichung zu einem wichtigen Thema 
zum rechten Zeitpunkt. Nicht, dass wir in Deutschland vor 
einem aktuell gravierenden Problem um Migration, Ein-
wanderung und Rechtpopulismus ständen, sondern weil 
Deutschland sich wahrscheinlich im politischen Umbruch 
befindet und sich neu orientiert. Dazu trägt das Buch mit 
Sicherheit bei. Das Herausgeberteam und die Autoren 
sind allesamt Fachleute auf dem Gebiet. Und zudem wird 
das Feld Migration und Rechtpopulismus uns noch längere 
Zeit – unter Umständen als das zentrale politische Thema 
– beschäftigen. 
Der definitorischen Bemühungen gibt es viele in diesem 
Band. Einerseits geht Isabelle-Christine Panreck, die 
 Herausgeberin, dieser begrifflichen Aufgabe sehr akri-
bisch nach, andererseits ist ein grundsätzlicher Beitrag 
von Dieter Loch sehr ausführlich. Als Konsens kann gelten 
was Panreck als die „dünne Ideologie“ der Rechtspopulis-
ten bezeichnet. Soll heißen: Man hat Ideologien, zumeist 
sehr länderspezifischer Art, aber diese haben nicht den  
Rang von ausgearbeiteten Denksystemen klassischer Art, 
wie etwa Liberalismus und Sozialismus sie vorzuweisen 
hatten. Das ist schon mal ein Vorteil, den diese Bewegun-
gen innerhalb der westlichen demokratischen Systeme 
nutzen. Zudem ist die Auffassung der zehn Autoren der 
Länderstudien über den sozialen Charakter des Rechts-
populismus recht eindeutig: dieser wird nicht mit Faschis-
mus in eine klare Beziehung gebracht. Vielmehr dürfte 
dem Begriff „populistischer Postfaschismus“ eine gewisse 
Karriere bevorstehen. Das heißt, innerhalb der populi-
stischen Bewegungen ist man sich bewusst, dass man 
 Themen aufgreift, die auch die extreme Rechte bediente, 
dass dies aber in einem demokratischen Kontext geschieht. 
Jean-Marie Le Pen, der den Populismus in Europa groß 
 gemacht hat, den Front Nationale in Frankreich, erklärte, 
dass Antisemitismus ihn nicht interessiere. Und weil er 
als Soldat im Algerienkrieg kämpfte, war er ursprünglich 
kein Gegner einer algerischen Assimilation. Erst seine 
Tochter als Nachfolgerin, Marine Le Pen, hat die islamische 
Einwanderung zum obersten Gegner der „Bewegung“ 
 erklärt. (S. 298ff.; vgl. den Beitrag von Uwe Backes). Hier 
konnte dann die deutsche AfD sich in die Nachfolge brin-
gen.
Die Grundzüge dieser „dünnen Ideologie“ sind leicht 
 erfassbar. Es geht um „unten gegen oben“. Die „unten“ 
 verkörpern das wahre Volk, während die „oben“ sich 
 gegen das Volk verschworen haben und für sich selber 
 sorgen statt für das Gemeinwohl. Oft kann ein Führer 
diese Ideen am besten verkörpern und verdeutlichen. 
Die Partei oder der Führer verspricht, diese Situation zu 
 ändern und der Volksstimme endlich Gehör zu verschaffen. 
In Frankreich, unter der Führung der Le Pens stand der 
Front Nationale nahezu vor einem Sieg. Aber weil dann 
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 immer alle anderen Parteien gegen ihn „Front“ gemacht 
haben, blieb der im zentralistischen und Mehrheits-
wahlsystem Frankreichs auf Platz 2. Mag man den franzö-
sischen Populisten auch eine dünne Ideologie bescheini-
gen, so ist doch die Ausdruckswelt von einer deutlichen 
Symbolik.
Wenn es nicht die Ideologien waren, die den Populismus 
beflügelten, dann waren es mithin historische Umbrüche, 
soziale Verwerfungen und kulturelle Neuorientierungen. 
Die Globalisierung ist seit den 1970er Jahren das zentrale 
Ereignis des historischen Umbruchs. Mit ihm änderten sich 
die Arbeitsteilungen auf der Welt. Asien wurde zur zentra-
len Produktionsstätte, Europa und die USA verdünnten ihre 
industriellen Basen. Neue Arbeitskräfte wurden rekrutiert, 
soziale Schichtungen zerbrachen. Das wirtschaftliche Le-
ben wurde komplizierter und verlor an Attraktivität. Viele 
Menschen, auch aus dem Mittelstand, wurden abgehängt. 
Die wirtschaftlichen Umgruppierungen kamen auch einer 
neuen wirtschaftsphilosophischen Theorie zugute, die al-
lerdings so neu nicht war, nämlich dem Neoliberalismus. Er 
behauptete, dass die Märkte die richtigen Informationen 
zum Handeln der Wirtschaftssubjekte liefern würden und 
dadurch der Staat mit seinen Aktivitäten zurücktreten 
könne. Insbesondere hatte es der Neoliberalismus auf eine 
Steuerentlastung der Unternehmen und auf günstige Über-
nahmen von Teilen des Wohlfahrtsstaates abgesehen. 
Seine Bilanz hat sich nicht als überragend erwiesen. Insbe-
sondere sein Einfluss auf die Arbeitsmärkte hat zu einem 
drastischen Abfall der Lebenschancen breiter Arbeitneh-
merkreise geführt. Die politische Antwort darauf war Wäh-
lerabstinenz oder Neuorientierung. Drastisch haben dies 
in Europa die sozialdemokratischen Parteien zu spüren be-
kommen. Nach dem Ende der Sowjetunion aber auch an-
dere linke Parteien.
Diese sozialstrukturellen und politischen Veränderungen 
machen aber nur einen Teil des Szenarios aus. Überra-
schenderweise änderten sich auch diverse Einstellungen 
der Bürgerinnen und Bürger. Das alte Links-Rechts-Schema 
wurde zunehmend ungenau. Nicht, dass es auch linke 
Leute von rechts gab, es barg einen starken Trend hin zu 
ungebundener politischer Teilnahme, allerdings mit einem 
starken Drall hin zur Protesthaltung. Diese individualisti-
sche Selbstbestimmung hatte Auswirkungen auf das Par-
teiensystem. Der Wertewandel von einer eher materialisti-
schen zu einer postmaterialistischen Einstellung – wie der 
US-amerikanische Soziologe Ronald Inglehart dies nannte 
– mutierte weiter zu protestierenden Haltungen. Einstellun-
gen schlugen in Aktionen um und förderten neue politische 
Parteien. Man kann auch sagen, dass dieser Wandel ins-
gesamt einer kulturellen Neuorientierung gleichkam. Die 
alte Zufriedenheit mit der westlichen repräsentativen De-
mokratie, wo man den Parteien die politische Arbeit anver-
traute, zerbröckelte – in manchen Fällen sogar dramatisch: 
Schweden und Holland seien nur exemplarisch genannt. 
Deutschland vertraute Bundeskanzlerin Merkel bis zum 
Jahr 2015. Die Fluchtbewegung aus dem kriegsgebeutel-
ten Mittleren Osten änderte auch hierzulande die Rah-
menbedingungen. Das „Wir schaffen das“ der Kanzlerin 
hielt nur für kurze Zeit. Nunmehr kann man eine Zeiten-
wende konstatieren, in der rechtspopulistische Sichtweisen 
wahrscheinlich eine Rolle spielen werden.

Panreck und Brinkmann haben zehn Länderstudien ver-
sammelt. Neben den osteuropäischen Staaten, die alle-
samt Nachholbedürfnisse nach rechtspopulistischer Poli-
tik aufweisen, aber keine Migration in nennenswerter 
Form zu verbuchen haben, sind es die westeuropäischen 
Staaten mit Einwanderungsphänomenen, in denen sich 
Abwehrhaltungen zeigen. Dabei gibt es in Deutschland 
und Frankreich eine recht moderate Haltung gegenüber 
der Einwanderung: in beiden Staaten liegt die Ablehnung 
bei ca. 50 Prozent, während zum Beispiel in Belgien oder 
Italien über 60 Prozent der Bürgerinnen und Bürger die 
Einwanderung ablehnen. Klaus von Beyme, Altmeister der 
deutschen Politikwissenschaft, analysiert gekonnt die je 
spezifischen Bedingungen in den osteuropäischen Staa-
ten, die dort die jeweils besonderen spezifischen Formen 
an Rechtspopulismus erbrachten. Die USA hingegen de-
monstrieren eine nicht für möglich gehaltene anti-liberale 
Politik, die insbesondere auch stark die „Anti-Einwande-
rerkarte“ zückt und einen deutlichen Rassismus zum Nut-
zen einer pro-weißen Identitätspolitik innerhalb der Repu-
blikanischen Partei instrumentalisiert (Heinz Ulrich Brink-
mann).
Mit Blick auf die westeuropäischen Staaten hatte Öster-
reich mit der FPÖ immer schon eine starke rechtslastige 
 Partei, die sich unter dem Migrationsandrang auf dem 
 Balkan zu einer rechtspopulistischen Partei veränderte 
und nunmehr mit in der Regierung sitzt (Anton Pelinka). 
Auch in der Schweiz war die Ablehnung von Einwanderung 
schon seit den 1970er Jahren spürbar und wurde auf-
grund der Weltoffenheit der kleinen Schweizer Republik 
und dem Druck der Globalisierung zunehmend heftiger 
(Swen Hutter). Belgien hatte immer schon eigene Probleme 
mit ihrem Volksgruppencharakter. Der „flämische Block“ 
war stabil gegen die Wallonen gerichtet, bevor er in 
 neuerer Zeit sich gegen die Einwanderung richtete 
(Dirk Rochtus). Holland verzeichnete erst in neuerer Zeit 
eine Einwanderungsphobie – und dort auch mit Hilfe ei-
ner starken Führungspersönlichkeit (Markus Wilp). Wie  
Alexander Grasse und Markus Grimm demonstrieren, 
sind in Italien seit 2018 Populisten an der Macht. In Eng-
land tauchen hin und wieder radikale Parteien auf, die 
aber schnell wieder an Bedeutung verlieren, weil sie in 
 einem Mehrparteiensystem keine Chancen haben. Sie 
 penetrieren aber, wie im Moment zu sehen, größere 
 Parteien, wie die conservative party (Roland Sturm). Dass 
in Frankreich der Paradefall eines starken Rechtspopu-
lismus zu einem Dauerphänomen werden konnte, war 
zum einen, wie oben erwähnt, den starken Persönlichkeiten 
der Le Pens zu verdanken, zum anderen aber auch 
dem  permanenten Widerstand des „bürgerlichen“ und 
 „sozialistischen“ Lagers (Uwe Backes). Die nordischen 
Staaten hatten untereinander immer schon beachtliche 
 Arbeiterwanderungen, so dass dort Einwanderung rela-
tiv gelassen wahrgenommen wird. Allerdings ist in Däne-
mark eine rechtspopulistische Partei in der Regierung und 
verschärft dort Meinungsbildung und Politik auf radika-
lere Maßnahmen hin. Norwegen, Schweden und Finnland 
sind moderat gegen Einwanderung – allerdings ist Finn-
land wegen seines nördlichen Klimas auch nicht so ge-
fragt (Sven Jochem). Das klingt nach relativer Entwarnung 
hinsichtlich der Konfliktintensität, die zu erwarten ist. 
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 Dennoch bleibt aber auch festzuhalten, dass bei aller  
Deutlichkeit der gleichen Symptome rechtspopulistischer 
Politik sehr kleine Unterschiede in den jeweiligen Ländern 
eine große Rolle spielen. Ich würde dies auf die institu-
tionelle Verfasstheit der Staaten zurückführen, die zeigt, 
dass Institutionen eine größere Bedeutung zukommt als 
 zumeist angenommen wird.
Migration wird als ein eigenständiger Vorgang verstan-
den. Nach der Migration kommen die Prozesse der Integ-
ration, die das Herausgeberteam in drei unterschiedliche 
Stufen einteilt. Integration auf einer einfachen Stufe kann 
darin bestehen, dass Migrantinnen und Migranten in fried-
licher Weise für sich selbst leben, also gewissermaßen in 
Parallelgesellschaften. Zweitens können Migrantinnen 
und Migranten mit der „Ursprungsbevölkerung“ zusam-
menleben, wenn gemeinsam partielle Neuregelungen er-
funden werden können, die beiderseitig anerkannt wer-
den. Die drit te Stufe schließlich besteht in der Assimilation, 
dass nämlich im Laufe der Generationenabfolge neue, 
aber gemeinsame Formen des Zusammenlebens gefunden 
werden. Das klingt schwierig und ist es wohl auch. Stufe 
drei ist vielleicht partiell in den USA oder in Brasilien er-
reicht, aber längst nicht gesamtgesellschaftlich durchge-
setzt. Vielmehr sind die beiden Gesellschaften noch durch-
aus als rassistische – wenn auch nicht gleichartige – Ge-
sellschaftsformationen anzusehen.
Schließlich möchte ich Eckart Jesses Beitrag zur Bewertung 
des Rechtspopulismus in Deutschland – also der AfD –, 
der sehr differenziert ausfällt, beleuchten. Jesse, der über 
eine langjährige Erfahrung in der Extremismusforschung 
verfügt, übersieht keineswegs die rechtsextremistischen 
Elemente in dieser Partei, aber er verankert deren Bedeu-
tung nicht als zentral. Und das aus dem Grunde, dass die 
Partei eher durch den Zufall eines großen historischen Er-
eignisses, nämlich die Flüchtlingswelle von 2015, entstan-
den ist. „Das deutsche Parteiensystem hat damit [mit der 
Existenz der AfD, J. S.] weithin europäische ‚Normalität‘ 
angenommen“ (S. 125). Weiterhin: „Die als ‚alternativlos‘ 
geltende Konsenspolitik [in Deutschland, J. S.] provoziert 
populistische Proteste“ (ebenda). Fazit: „Warum soll es im 
rechten Spektrum keine Partei geben wie im anderen poli-
tischen Spektrum Die Linke […]? Wenn die AfD […] in eine 
Anti-Systempartei abdriftet, wird sie schwerlich reüssieren“ 
(S. 126). 
Aus alledem geht hervor, dass der sogenannte „Rechts-
populismus“ als ein Teil des demokratischen Prozesses 
in Deutschland angesehen werden könnte und auch 
sollte. Wählerinnen und Wähler haben die Möglichkeit, 
dafür zu sein oder aber dagegen. Eine neutrale Position 
ist auch möglich, aber sie könnte die Tugend entwickeln, 
sich diese Neutralität ohne Ausgrenzungsphantasien 
 vorzustellen. Unsere gegebene Konsensdemokratie ist 
nur eine Form der Demokratie – so mein Urteil – und auf 
Dauer wohl ergänzungsbedürftig. Jesse meint: „Für die 
AfD gilt mehr als für jede etablierte Kraft: Ihre Zukunft ist 
offen“ (ebenda). Ich meine: die Zukunft scheint für alle 
 offen zu sein.

Jakob Schissler

Tee und Kekse mit Filbinger

Felix Huby:
Spiegeljahre. Roman.

Klöpfer & Meyer Verlag, Tübingen 2018.
362 Seiten, 25,00 Euro.

Nach den „Heimatjahren“ und den „Lehrjahren“ legte Felix 
Huby im September 2018 seinen drit ten autobiographi-
schen Roman „Spiegeljahre“ vor. Es geht um zeitgeschicht-
lich und politisch brisante Themen, über die er als Journa-
list berichtete: den Atommüllskandal in Baden-Württem-
berg, die RAF, den Prozess in Stammheim, der Besuch 
Jean-Paul Sartres in Stammheim und die Selbstmorde der 
RAF-Mitglieder Andreas Baader, Jan-Carl Raspe und Gud-
run Ensslin – nicht zu vergessen, die Recherche, die zum 
Rücktrit t des Ministerpräsidenten Hans Karl Filbinger 
führte. 
Geboren wurde Felix Huby als Eberhard Hungerbühler in 
Dettenhausen. In seinen beiden Romanen „Hungerjahre“ 
(2014) und „Lehrjahre“ (2016) schildert er seine journalisti-
schen Anfänge bei der „Schwäbischen Donau-Zeitung“ 
(der heutigen „Südwestpresse), als Lokalredakteur in Blau-
beuren sowie seine Arbeit als Journalist in Ulm. 1993 zog 
Huby ins Nach-Wende-Berlin, ein schwäbisch bedächti-
ger Erzähler ist er trotz seiner neuen Wahlheimat geblie-
ben. Hubys bekannteste Schöpfung ist der Stuttgarter 
„Tatort“-Kommissar Ernst Bienzle, von dem 2016 verstorbe-
nen Dietz-Werner Steck stets mit Hut und Trenchcoat bril-
lant verkörpert. Ein Kommissar, der gerne einem Viertele 
„Korber Kopf“ – so zumindest in den 14 bei Rowohlt veröf-
fentlichten Krimis, die den Filmen vorausgingen – zuspricht. 
Bienzle hat sich als „Tatort“-Kommissar in die Herzen der 
– nicht nur schwäbischen – Zuschauerinnen und Zuschauer 
gespielt. Huby hat noch andere, weithin bekannte Parade-
rollen in Drehbüchern geschaffen: Vier Krimis mit dem in 
Saarbrücken agierenden Genussmenschen Max Palu (ge-
spielt von Jochen Senf) gehören dazu. Zwei Drehbücher 
verfasste er für Krimis mit dem rüpelhaften Duisburger 
Kommissar Horst Schimanski (verkörpert von Götz George). 
In dem Roman „Spiegeljahre“ arbeitet Christian Ebinger 
(alias Felix Huby) seit 1972 als Korrespondent für das Wo-
chenmagazin „Der Spiegel“ in Stuttgart. Gleich zu Beginn 
hat er Baden-Württembergs spektakulären Atomunfall zu 
recherchieren und wird in der Folge zum wichtigen Bericht-
erstatter über den Stammheim-Prozess. Manche Passagen 
sind – so Felix Huby in einem Gespräch mit Wieland Ba-
ckes – reine Fiktion und der Dramaturgie geschuldet. So ist 
er beispielsweise niemals derart nah an Gudrun Ensslin 
herangekommen. Ebinger schildert, wie er Ensslin in einer 
Tübinger Studentenkneipe getroffen hat. Ensslin charakte-
risiert er als „freundlich und sanft“. Andreas Baader hinge-
gen, den „ungebildeten Proleten“, findet Ebinger schlicht 
zum Kotzen. Er berichtet auch über den gespenstisch an-
mutenden Besuch des französischen Philosophen Jean-
Paul Sartre in Stammheim im Dezember 1974. Baader soll 
später gesagt haben, er wisse nicht, ob er Sartre über-
haupt verstanden habe. 
Ebinger ist jener Journalist, der den baden-württembergi-
schen Ministerpräsidenten Filbinger mit dessen Kriegsge-
richtsurteil konfrontierte. Gestürzt ist Filbinger über den 
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Schriftsteller Rolf Hochhuth, der Filbinger in seinem Roman 
„Eine Liebe in Deutschland“ (1978) im 6. Kapitel einen 
„furchtbaren Juristen“ nannte. Filbinger verurteilte kurz vor 
Kriegsende den Matrosen Walter Gröger zum Tod. Ebin-
ger schildert, wie er mit einem Kollegen auf Schloss Soli-
tude bei Tee und Keksen Filbinger mit den Vorwürfen kon-
frontiert. Filbinger schüttelt beiden Journalisten zum Ab-
schied noch die Hand und verabschiedet sich mit dem 
Satz: „Ich habe nicht das Recht zurückzutreten.“ Filbingers 
berüchtigter Satz „Was damals rechtens war, kann heute 
nicht Unrecht sein“ kostete ihn wenig später das Amt. Fil-
binger sprach bis zum Schluss von einer Rufmordkampa-
gne und hat nach seinem Rücktrit t viel Zeit und Energie da-
rauf verwendet, sich zu rechtfertigen. Immer wieder bat er 
Persönlichkeiten und Politiker, zu Gunsten seiner Person 
eindeutig Stellung zu beziehen. Auch Siegfried Schiele, 
der frühere Direktor der Landeszentrale für politische Bil-
dung Baden-Württemberg, weiß von einem erfolglosen 
Versuch Filbingers zu berichten, die Landeszentrale für 
seine Zwecke politisch zu instrumentalisieren. 
Während des RAF-Prozesses beginnt Ebinger mit seinem 
ersten Kriminalroman. Der Roman endet mit dem Entschluss 
Christian Ebingers, freier Schriftsteller zu werden (mit der 
privilegierten Option einer Rückkehr zum „Spiegel“). In der 
Folgezeit hat Ebingers Alter Ego Felix Huby das Schreiben 
von Krimis und Drehbücher im richtigen Leben zu seiner 
Profession gemacht. 
„Spiegeljahre“ ist nicht nur ein wahrer Lesegenuss. Der Ro-
man ist ein packendes Porträt der Siebzigerjahre in Baden-
Württemberg. Es sind allesamt Erzählungen und Geschich-
ten, die die (Zeit-)Geschichte noch einmal lebendig wer-
den lassen. Landeskunde und Landesgeschichte werden 
treffend in Szene gesetzt. Das Buch ist ein überzeugender 
Beleg dafür, dass außerwissenschaftliche Geschichtsdar-
stellungen nicht grundsätzlich nur ein niederer Modus wis-
senschaftlich betriebener Geschichte sind. 

Siegfried Frech

Ein rastloser Mahner

Günther Rüther: 
Wir Negativen. Kurt Tucholsky und die Weimarer Republik.

Marix Verlag (Verlagshaus Römerweg), Wiesbaden.
336 Seiten, 26,00 Euro.

Die hochinformative Untersuchung benennt sich nach dem 
Titel einer Programmschrift Tucholskys und bestimmt damit 
die Position des Starpublizisten im Rahmen der intellektu-
ell-publizistischen Debatten über die erste deutsche Repu-
blik. Zwischen Kommunisten und Linkssozialisten einerseits 
sowie den monarchistisch-restaurativen Kreisen anderer-
seits gehörte Tucholsky einer drit ten Gruppe von Intellek-
tuellen an, die zwar die Republik an sich nicht ablehnten, 
doch die gesellschaftlich-politischen Veränderungen in 
Bezug auf die Kaiserzeit für unzureichend hielten.
Deshalb geißelte Kurt Tucholsky so unermüdlich wie un-
nachsichtig den seiner Meinung nach weiterhin in Deutsch-
land vorherrschenden Obrigkeitsstaat, Untertanengeist 
und Militarismus. Dies sah er sicher realistisch. Sehnsucht 
nach einer radikal anderen Welt herrschte damals bei vie-

len Linksintellektuellen und führte zu einer geistigen Unzu-
friedenheit sowie einem Pessimismus in Bezug auf die Ent-
wicklung in Deutschland, die im Rahmen der politischen 
Auseinandersetzungen je länger je deutlicher selbst Zer-
störungskräfte freisetzten.
Mit seinen geschlif fenen Polemiken beeindruckte Tu-
cholsky nicht nur, sondern quälte auch die Öffentlichkeit 
und trug maßgeblich zur Polarisierung der publizistischen 
Debatten bei. Im Nachhinein betrachtet, bewahrheiteten 
sich viele seiner Urteile, manchmal jedoch irr te er auch. 
Günther Rüther lässt den Leser die schicksalsträchtigen 
Jahre der jungen deutschen Republik aus Tucholskys Pers-
pektive erleben. Er zeichnet das Bild eines am Sozialismus 
orientierten Idealisten, der für die Kompromisse des politi-
schen Alltags nur Verachtung übrig hatte.
Die gewaltigen Herausforderungen, denen Deutschland 
als Kriegsverlierer durch die erbitterten Flügelkämpfe zwi-
schen Linken und Rechten sowie die existenzbedrohenden 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten ausgesetzt war, hat Tu-
cholsky – wie viele Autoren der intellektuell führenden 
„Weltbühne“ – nicht realistisch genug eingeschätzt. Des-
halb wurden die SPD und ihr Führer Friedrich Ebert, die zwi-
schen den Extremen einen pragmatischen und realisierba-
ren Kurs suchten, zu Hauptfeinden seiner Polemik.
Insbesondere Friedrich Ebert, der mit sicherem Instinkt 
spürte, wie weit die Bevölkerung nach dem Schock der 
Kriegsniederlage, den Hungerwintern, den dramatischen 
Verlusten der Spanischen Grippe und angesichts der zeit-
weise bürgerkriegsmäßigen Verhältnisse auf den Straßen 
bezüglich grundsätzlichen Veränderungen noch belast-
bar war, wurde für Tucholsky zur Hassfigur. Gnadenlos kri-
tisierte er seine Person und Politik – oft über die Grenzen 
von Fairness und gutem Geschmack hinaus. Nicht einmal in 
seinem Nachruf fand er ein gutes Wort für diesen großen 
Politiker, dessen Urteils- und Kompromissfähigkeit die Wei-
marer Republik in ihren Anfangsjahren Entscheidendes 
verdankte.
Dabei konnte Kurt Tucholsky, der aus gutsituiertem jüdi-
schem Berliner Bildungsbürgertum stammte, für sich selbst 
im Zweifelsfall durchaus pragmatische Lösungen finden. 
So gelang es ihm im Ersten Weltkrieg nach nur zwei Mona-
ten, dem Schrecken des einfachen Frontsoldatendaseins 
zu entkommen. Als Kompanieschreiber verfasste er ohne 
Skrupel Kampfartikel im Sinne der Monarchie, für die er 
sogar ein Verdienstkreuz erhielt. Bei den einfachen Solda-
ten war er wegen seiner strikten Distanzwahrung gera-
dezu verhasst. 
1920/21 schrieb Tucholsky dann aus finanziellen Gründen 
für ein konservatives Kampfblatt in Oberschlesien, das im 
Kampf um Wählerstimmen bei der Völkerbunds-Abstim-
mung über die Zugehörigkeit zu Deutschland oder Polen 
ebenso rücksichtslos polemisierte wie das entsprechende 
polnische Organ. Hemmungslos nutzte er alle Möglichkei-
ten vereinfachender Propaganda. Aus solchen Erfahrun-
gen eigener Verführbarkeit hat Tucholsky jedoch später 
offensichtlich keine Schlüsse für seine eigenen politischen 
Urteile gezogen.
Bedrückt von der Erfolglosigkeit seines publizistischen 
Wirkens war der rastlose Mahner Anfang 1923 kampfes-
müde und überzeugt, dass Demokratie und Wirtschafts-
system in Deutschland am Ende seien. Er wechselte das Be-
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rufsfeld und arbeitete bis Anfang 1924 als Sekretär und 
Referent in einem Berliner Bankhaus. Um Abstand von 
Deutschland zu gewinnen, ging er anschließend als Korre-
spondent nach Paris, um für die „Weltbühne“ und Vossische 
Zeitung zu berichten.
Die Beziehungen zwischen den ehemaligen Kriegsgeg-
nern waren damals – nach dem Versailler Friedensdiktat 
und wegen des Ruhrkampfes – auf dem Nullpunkt. Als Tu-
cholsky das Land der Sieger, dessen Vorgehen beim Frie-
densvertrag er noch scharf verurteilt hatte, nunmehr als 
positives Gegenbild zu Deutschland publizistisch in Szene 
setzte, kam das beim deutschen Publikum und auch bei 
zahlreichen seiner intellektuellen Kollegen nicht gut an. 
Während sich im Sommer 1924 die Regierungsvertreter 
beider Länder bei Gesprächen endlich annäherten, nahm 
Tucholsky erstaunlicherweise den deutschen Außenminis-
ter Stresemann als notorischen „Umfaller“ aufs Korn, weil 
dieser schon im Ersten Weltkrieg mehrfach seine Position 
geändert habe. Damit verkannte er die Bedeutung Gustav 
Stresemanns, der die Republik in der Zeit ihrer schwersten 
Existenzbedrohung geführt hatte und neben Konrad Ade-
nauer bereits damals die Stabilisierung der deutsch-fran-
zösischen Achse vorantreiben wollte. Der von ihm ausge-
handelte Locarno-Vertrag brachte Deutschland die Räu-
mung der Ruhr, eine Reduzierung der Reparationslasten 
und die Rückkehr auf die internationale Bühne. Stresemann 
blieb bis zu seinem Tod innen- wie außenpolitisch die zen-
trale Führungsfigur.
1925/26 hielt Tucholsky schließlich das parlamentarische 
System insgesamt für unfähig, die anstehenden Probleme 
noch zu lösen. Stattdessen erwartete er von dem in Frank-
reich wie Italien erstarkenden Faschismus mehr Hand-
lungserfolg, was unter den deutschen Linksintellektuellen 
auf scharfe Kritik stieß.
Uns Heutigen ist die existentielle politische Unsicherheit 
nach dem Sturz der drei großen europäischen Monarchien 
Russland, Österreich und Deutschland sowie des Zusam-
menbruchs des osmanischen Großreichs nicht mehr ge-
genwärtig. Die wirtschaftlichen Zustände erschütterten 
die Bevölkerungen – nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in anderen Staaten Europas. Die Suche nach geistig-
politischer Orientierung und neuen Formen zwischenstaat-
lichen Interessenausgleichs war – nach Jahrhunderten der 
bis 1914 noch stark feudal geprägten europäischen Ord-
nung – ein so tiefgreifender Umbruch, dass er den Konti-
nent in eine bedrohliche Existenzkrise stürzte. 
Hatte die Jugend Europas am Vorabend des Weltkrieges 
leidenschaftlich nach neuen Horizonten jenseits von libe-
ralem Fortschrit tsglauben und wirtschaftlichem Kapitalis-
mus gestrebt, so stand man jetzt – nach dem internationa-
len Ausgreifen der Russischen Revolution – zwischen den 
Fronten von Kommunismus und restaurativen politischen 
Systemen, die sich u. a. zum Faschismus, Nationalsozialis-
mus und in Spanien und Portugal zu rechtsgerichteten Dik-
taturen entwickelten. Auch die aus dem Vielvölkerstaat 
Österreich-Ungarn neu entstandenen Nationalstaaten 
suchten fieberhaft nach Identität. Die Ängste, die in diesem 
internationalen Taumel mit seinen wirtschaftlichen Alp-
träumen frei wurden, erklären die Polarisierung der dama-
ligen Diskussionen. Nur im gesamteuropäischen Kontext, 
wie ihn bereits Karl Dietrich Bracher in seinem „Zeitalter 

der Ideologien“ dargestellt hat, lassen sich die Entwicklun-
gen in Deutschland realistisch einordnen.
Ende 1926 übernahm Kurt Tucholsky die Chefredaktion der 
„Weltbühne“ und kehrte nach Berlin zurück. Trotz einer po-
litischen Atempause bis zum Börsenkrach 1929 spürte er 
die inneren Verwerfungen der parlamentarischen Demo-
kratie, deren Vertreter sich ihr seines Erachtens nur partiell 
verpflichtet fühlten. Als „Zierrat am Gefängnisportal“ und 
„Ornament der Kreditkonten“ beschrieb er bissig die De-
mokratie. Für ihn herrschte nicht das Volk, sondern eine 
Diktatur der Oberschicht, die sich öffentlicher Kontrolle 
entzog. Die deutsche Richterschaft verurteilte er als „Klas-
senjustiz“ und hielt sie für „schlimmer als die Reichswehr“. 
Rückten die Regierungen in Deutschland Ende der 1920er 
Jahre nach rechts, so entwickelte sich die „Weltbühne“ un-
ter Tucholsky nach links und nahm nun auch Positionen der 
KPD in ihre Publikationspalette auf. 1929/30 hielt Tucholsky 
eine Fortentwicklung Deutschlands nur noch durch eine re-
volutionäre Massenerhebung für möglich. Dafür war er be-
reit, Gewalt als politisches Mittel zu rechtfertigen und 
nahm sogar Bürgerkrieg in Kauf. 
Sein 1929 erschienenes Buch „Deutschland, Deutschland 
über alles“ hielt der Gesellschaft in beißender Schärfe den 
Spiegel vor und polarisierte noch einmal vehement die öf-
fentliche Meinung. Nachdem er 1927 Carl von Ossietzky 
die Chefredaktion der „Weltbühne“ überlassen hatte, 
lebte Kurt Tucholsky wieder vorwiegend im Ausland. 1933 
wurde er ausgebürgert, seine Werke verboten und ver-
brannt. Ende 1935 ist er in Göteborg verstorben.
Günther Rüther zeichnet die Entwicklung dieses vielleicht 
brillantesten Publizisten der Weimarer Zeit kenntnisreich 
nach und ordnet sie in das turbulente Zeitgeschehen ein. 
Dabei zeigt er auch Verständnis für manche aus heutigem 
Blickwinkel schwer nachvollziehbare Urteile. Er weist aber 
auch auf innere Widersprüche, charakterliche Fragwür-
digkeiten und auf Geschmacklosigkeiten hin, die Tucholsky 
nicht nur in positivem Licht erscheinen lassen. Zu Recht 
weist Rüther darauf hin, dass die Weimarer Republik statt 
beißender Kritik mehr realistische Ermutigung dringend 
benötigt hätte. Aus diesem Fehler hat immerhin nach 1945 
die junge Bundesrepublik Deutschland gelernt. 
Insgesamt ist das Buch sehr ausgewogen im Urteil und eine 
unschätzbare Fundgrube für Tucholsky-Zitate aus unter-
schiedlichsten Themenbereichen. Die Lektüre ist unbedingt 
empfehlenswert.

Susanne Plück

Das Mittelalter zum Leben erweckt

Pierre Bouet/François Neveux:
Der Teppich von Bayeux. Ein mittelalterliches Meisterwerk.

Theis Verlag (Wissenschaftliche Buchgesellschaft), Darmstadt.
240 Seiten, 69,95 Euro.

Jedes Jahr strömen Besucher aus aller Welt nach Bayeux, 
um den Teppich von Bayeux – ein Meisterwerk mittelalter-
licher Stickerei – zu bestaunen. Auf knapp 70 Metern Länge 
zeigt der Teppich von Bayeux in 58 Einzelszenen die Ge-
schichte der Eroberung Englands durch den Normannen 
Wilhelm – an anderen Stellen auch Wilhelm der Eroberer 
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genannt – im Jahre 1066. Die Eroberung gipfelte in der 
Schlacht von Hastings, in der sich die Heere von Wilhelm 
und Harold von England, beide Anwärter auf den engli-
schen Thron, gegenüberstanden. Mit dem prächtigen Bild-
band „Der Teppich von Bayeux. Ein mittelalterliches Meis-
terwerk“ legen Pierre Bouet und François Neveux – beide 
ausgewiesene Kenner des Wandteppichs – nun eine pro-
funde Gesamtvorstellung des Wandbehangs vor, der seit 
2007 zum UNESCO-Weltkulturerbe zählt. Pierre Bouet ist 
Experte für anglo-normannische Geschichte und lehrte La-
tein an der Universität Caen. François Neveux ist Mediä-
vist und emeritierter Professor der Universität Caen. Der 
Bildband ist das Ergebnis jahrelanger Zusammenarbeit ei-
nes Latinisten und Historikers. 
In dem opulent illustrierten und sorgfältig aufgemachten 
Bildband werden im ersten Teil auf 76 Seiten (S. 13–89) die 
einzelnen Szenen des Teppichs in qualitativ hochwertigen 
Farbaufnahmen präsentiert und fachkundig erläutert. 
Die lateinischen Schriftzüge werden übersetzt, und die 
 gesamte Szenenfolge wird mit historischen Quellen ent-
lang der Chronologie des Geschehens abgeglichen. Ne-
ben der Übersetzung der lateinischen Inschriften, die 
im oberen Teil der Stickerei angesiedelt sind, werden 
die abgebildeten Personen, Bauwerke und Ereignisse de-
tailliert beschrieben, typische alltagsweltliche Sitten und 
Bräuche werden aufgegriffen und erläutert. Beim Durch-
blättern der farbenprächtigen Stickerei bekommen Lese-
rinnen und Leser das Gefühl, einen Comic aus dem Mittel-
alter zu betrachten. Man wird Szene für Szene förmlich in 
die Welt des Mittelalters gezogen. Die Stickereien vermit-
teln Einblicke in die Welt und das Alltagsleben des 11. Jahr-
hunderts: Schiffsbau, Militärtechnik, Kriegswesen, Herr-
schaft und Legitimation, Alltagskleidung, Mahlzeiten, 
Tischsit ten und Jagdkultur werden beim Betrachten zum 
Leben erweckt.
Eine besonders eindrückliche Sequenz, deren Darstellung 
sich im Bildband über zehn Seiten erstreckt, befindet sich 
etwa in der Mitte des Teppichs. Sie zeigt in fünf Szenen das 
Bauen und Beladen der normannischen Schiffe sowie die 
Überfahrt nach England. Durch die Zeichentechnik der 
Überlagerung und der Darstellung von weiteren Schiffen 
im Hintergrund wird eine besondere räumliche Tiefe und 
Dynamik erzeugt. Den mittelalterlichen Künstlern ist es ge-
lungen, den Eindruck räumlicher Tiefe zu erzeugen und ver-
schiedene Augenblicke ein und derselben Aktion in einem 
einzigen Bild darzustellen. Noch deutlicher wird diese 
Technik in der dynamischen Kampfdarstellung der Schlacht 
bei Hastings, die nahezu ein Drit tel des Wandbehangs 
einnimmt: Pfeile und Lanzen fliegen umher, Pferde galop-
pieren durch das Bild und stürzen, Kämpfer werden ver-
letzt und fallen zu Boden, Tote werden geplündert. Selbst 
in der unteren Randborte, die sonst mit verschiedenen Tier-
motiven oder Fabelerzählungen bestickt ist, liegen die in 
der Schlacht gefallenen Soldaten. Das wilde Durcheinan-
der offenbart die Grausamkeit und Brutalität mittelalter-
licher Kriege. 
Der einem Animationsfilm gleichende Charakter der Sti-
ckerei sticht besonders in einer Szene zu Beginn der 
Schlacht bei Hastings (Szene 48 B) heraus, die einer Kon-
frontation zweier Titanen (so Bouet und Neveux) gleich-
kommt. In dieser Szene sind fünfzehn Soldaten der nor-

mannischen Kavallerie dargestellt, die sich Schrit t für 
Schrit t in Bewegung setzen und schließlich mit erhobenen 
Lanzen gegen den Feind vorpreschen. Auf diese Weise 
werden in einer eigentlich statischen Darstellung mehrere 
Handlungsphasen gezeigt, die eigentlich zeitlich versetzt 
statt finden, wodurch dem Bild eine besondere Lebendig-
keit verliehen wird. Bouet und Neveux heben hervor, dass 
es sich bei dem Zeichner der Stickereivorlage um einen be-
gabten Künstler gehandelt haben muss, der die Techniken 
der Erzeugung von Bildtiefe und Dynamik gekonnt ein- und 
umsetzte.
Bouet und Neveux lassen die Leserinnen und Leser zu-
nächst die Stickerei Schrit t für Schrit t erkunden, bevor sie 
sich der auf dem Wandteppich dargestellten Geschichte 
zuwenden. Im Anschluss wird die Geschichte der Erobe-
rung Englands und des Teppichs mit Aussagen zeitgenös-
sischer Chronisten sowie den vorliegenden Schriftquellen 
abgeglichen. Die historischen Erläuterungen werden auf 
jeder Buchseite mit großformatigen Detailaufnahmen der 
Stickerei illustriert. Die Ikonografie und die Randborten-
bestickungen, bestehend aus allerlei Fabeldarstellungen, 
Tierbildern, nackten Menschen und Sexszenen liefern jede 
Menge Interpretationsspielräume und noch nicht gelöste 
 Rätsel. 
In den großzügig bebilderten Kapiteln werden die histori-
sche Datierung, der mögliche Herstellungsort, Auftragge-
ber und die Herstellungstechnik ausführlich erörtert. Dabei 
tragen Bouet und Neveux gängige Hypothesen zusammen 
und entwickeln vor dem Hintergrund eigener Studien 
durchaus plausible Antworten. Es ging ihnen zufolge letzt-
lich um die Legitimation der normannischen Herrschaft 
über England. Bouet und Neveux interpretieren vor diesem 
Hintergrund die Entstehung des Teppichs als Werk im 
Dienste der anglo-normannischen Aussöhnung. Sie sehen 
die eigentliche Botschaft des Teppichs darin, die Versöh-
nung zwischen Angelsachsen und Normannen zu propa-
gieren. Dies sei auch der Grund gewesen, warum die auf-
wändige Stickarbeit unmittelbar nach der Eroberung Eng-
lands und in relativ kurzer Zeit entstanden sei. Vermutlich 
von Wilhelms Halbbruder Odo von Conteville, Bischof von 
Bayeux, in Auftrag gegeben, war der Teppich eine Ge-
meinschaftsproduktion mehrerer Stickwerkstätten, die an 
den verschiedenen Szenenfolgen zeitgleich arbeiteten. 
Anschließend wurden die Einzelszenen zum Gesamtwerk 
zusammengenäht.
Häufig wurden und werden einzelnen Szene des Teppichs 
aus ihrem Kontext genommen und als Einzelbeispiele für 
bestimmte historische Personen, für Bekleidung oder mili-
tärische Ausrüstung, für das Alltagsleben oder die Kriegs-
führung herangezogen. Die Betrachtung des gesamten 
Kunstwerks ist eher selten. Genau diese Lücke haben Pierre 
Bouet und François Neveux nun geschlossen. Ziel ihres 
Werkes ist es, die komplexe, zum Teil kontroverse For-
schungsliteratur zu bündeln und mit neusten Erkenntnissen 
anzureichern. Gegenwärtig gibt es ca. 1200 Publikationen 
zum Teppich von Bayeux. Bisher fehlte ein Buch, das al-
les, was zum Thema publiziert wurde, zusammenführt. Ge-
nau diese Arbeit haben die beiden Autoren meisterhaft 
 geleistet.
Beide Autoren haben die mittelalterliche Stickerei für 
 historisch Interessierte zugänglich und vor allem interes-

185

 BUCHBESPRECHUNGEN

bis2019_0203_inhalt.indd   185bis2019_0203_inhalt.indd   185 12.09.19   08:3112.09.19   08:31



sant gemacht. Der Bildband „Der Teppich von Bayeux. 
Ein mittelalterliches Meisterwerk“ ist ein lesenswertes und 
optisch gelungenes Buch, das die Geschichte des Kunst-
werks umfassend, fachlich kompetent und überaus an-
schaulich vermittelt. In dem vielschichtigen Werk gibt es 
Vieles zu entdecken, sodass sich das mehrfache Durch-
blättern des Bildteils geradezu lohnt. (Vielleicht kann der  
Bildband auch dazu animieren, die mittelalterliche Sticke-
rei, die in Bayeux ausgestellt ist, im Original zu betrachten. 
Der Faszination des Teppichs wird man sich nicht ent ziehen 
können!)

Siegfried Frech

Der Aufstand in Sobibor

Aleksandr Petscherski:
Bericht über den Aufstand in Sobibor.

Metropol Verlag, Berlin 2018.
140 Seiten, 19,00 Euro.

Am 14. Oktober 1943 wagten jüdische Häftlinge des Ver-
nichtungslagers Sobibor einen mit militärischer Präzision 
geplanten Aufstand – angeführt von Aleksandr Petscher-
ski. Eine kleine Gruppe von Gefangenen um Aleksandr 
 Petscherski hatte nur wenige Wochen zuvor den Plan ge-
fasst, die Lagerinsassen zu befreien und sie damit vor dem 
sicheren Tod zu bewahren. Als militärisch ausgebildeter 
Soldat wusste Petscherski, dass ein winziger Funke Hoff-
nung auf Überleben nur in einem bewaffneten Auf-
stand gegen die SS-Schergen und die Wachmannschaf-
ten bestand. Petscherski und der Pole Leon Feldhendler 
waren die treibenden Kräfte des Aufstands. Die Aufständi-
schen töteten zwölf SS-Männer und zehn „Trawnikis“ 
 (sogenannte „fremdvölkische Hilfswillige“). 300 Häftlin-
gen gelang die Flucht, doch nur 200 erreichten einen 
nahe  gelegenen Wald. Viele Fliehenden wurden von den 
 Wachmannschaften erschossen. In nur wenigen Tagen 
wurden 160 der entkommenen Juden festgenommen und 
erschossen. Schätzungen zufolge überlebten nur 54 Män-
ner und acht Frauen den Aufstand. Lagerinsassen, denen 
die Flucht nicht gelang, wurden von der SS am Folgetag 
des Aufstands ermordet. Das Lagergelände wurde ein-
geebnet. Sämtliche Spuren des Massenmordes, dem in So-
bibor in nur eineinhalb Jahren über 180.000 Menschen 
zum Opfer gefallen waren, sollten beseitigt und verwischt 
werden.
Es ist wohl einer Zufallsbegegnung zu verdanken, dass der 
Bericht von Aleksandr Petscherski nun in einer deutschen 
Übersetzung vorliegt. Die Slawistin und Historikerin Inge 
Damerow, freie Mitarbeiterin am Deutsch-Russischen 
 Museum Berlin-Karlshorst und an der Gedenk- und Bil-
dungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz, übersetzte 
den Bericht, der bisher nur in einer russischen, jiddischen 
und polnischen Textfassung vorlag. Im Rahmen eines 
Workshops begegnete Inge Damerow 2015 einer Lehrerin 
aus Kiew, die den Kontakt zu Ilja Wassiljew, einem ehema-
ligen wissenschaftlichen Mitarbeiter bei der Russischen 
Akademie der Wissenschaften, herstellte. Der heute in 
 Israel lebende Wassiljew beschäftigte sich schon seit Jah-
ren mit dem Manuskript von Aleksandr Petscherski und 

hatte an einer 2013 veröffentlichten russischen Version des 
Berichts mitgewirkt. Die von Inge Damerow besorgte Über-
setzung hat – so Damerow – nicht den Anspruch einer his-
torisch-kritischen Edition, sondern will die Quelle für sich 
sprechen lassen. Erklärungen und historische Richtigstel-
lungen sind in Fußnoten vermerkt. Die zeitgeschichtliche 
Einordnung des Aufstands in Sobibor wird in einem eigen-
ständigen, dem Bericht nachfolgenden Beitrag von Ste-
phan Lehnstaedt, Professor für Holocaust-Studien und Jü-
dische Studien am Touro College Berlin, profund und kon-
zise vorgenommen (s. unten).
Wer war nun dieser Aleksandr Petscherski? Petscherski 
wurde am 22. Februar 1909 in Krementschuk, einer ukraini-
schen Industriestadt, als Sohn einer jüdischen Familie ge-
boren. Später zog die Familie nach Rostow am Don um. 
Petscherski arbeitete nach seinem Schulabschluss zu-
nächst als Buchhalter, sodann als Elektriker. Später absol-
vierte er erfolgreich ein Studium der Musik- und Theater-
wissenschaft. Am 22. Juni 1941, dem Tag des Überfalls der 
deutschen Wehrmacht auf die Sowjetunion, wurde Pet-
scherski in die Rote Armee eingezogen. Er geriet in deut-
sche Kriegsgefangenschaft, wurde in mehrere Lager ein-
gewiesen und im September 1943 nach Sobibor ver-
schleppt. In den Vernichtungslagern Sobibor, Belzec und 
Treblinka wurde die Vernichtung von polnischen und sow-
jetischen Juden unter dem Tarnnamen „Aktion Reinhardt“ 
systematisch umgesetzt. Der Historiker Lehnstaedt geht in 
seiner Gesamtdarstellung „Der Kern des Holocaust. Bel-
zec, Sobibor, Treblinka und die Aktion Reinhardt“ (Mün-
chen 2017) von über 1,8 Millionen Menschen aus, die in 
den drei Vernichtungslagern ausgelöscht wurden. Pet-
scherski wurde zur Arbeit im Lager selektiert und entging 
damit zunächst der sofortigen Ermordung. Nach seiner ge-
lungenen Flucht schloss er sich einer Partisanengruppe an. 
1944 wurde er vom Nachrichtendienst der Roten Armee ei-
nem Strafbataillon zugeteilt – weil er als russischer Soldat 
in deutscher Gefangenschaft gewesen war. Ehemalige 
Kriegsgefangene galten, einem Dekret von Stalin zufolge, 
als Verräter. Nach dem Krieg kehrte Petscherski nach 
Rostow zurück und lebte bis zu seinem Tod am 19. Januar 
1990 in ärmlichen Verhältnissen. 2016 wurde im posthum 
von Putin die Tapferkeitsmedaille verliehen. 
Aleksandr Petscherski schildert in seinem nüchternen Be-
richt nicht nur die akribischen Planungen und den Ablauf 
des Aufstands, sondern auch das „gigantische Vernich-
tungsprogramm“ (Stephan Lehnstaedt) an den Juden. In 
der „Todesfabrik“ (Aleksandr Petscherski), nahe an der 
Grenze zu Weißrussland gelegen, ließen die SS-Männer 
die Schmutzarbeit von Wachmannschaften und von zur Ar-
beit abkommandierten jüdischen Häftlingen erledigen. 
Bei den Wachmannschaften handelte es sich um frühere 
Rotarmisten, die aus Kriegsgefangenenlagern heraus rek-
rutiert und in einem Schnellkurs „ausgebildet“ wurden. Der 
bekannteste „Trawniki“ war John (Iwan) Demjanjuk, der 
von 2009 bis 2011 in München vor Gericht stand und zu 
fünf Jahren Haft wegen Beihilfe zum Mord an mehr als 
28.000 Menschen verurteilt wurde. Das Sortieren des 
Raubguts, die Leichenbeseitigung und das Verbrennen der 
Ermordeten mussten jüdische Häftlinge erledigen. Diese 
Arbeitskräfte wussten, dass Überleben nur eine Frage von 
Tagen war.
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Der zunächst auf kleinen Papierfetzen geschriebene 
 Bericht ist eine Primärquelle, in der Petscherski seine Ge-
fangennahme und die sich anschließende Odyssee durch 
mehrere Gefangenenlager schildert. Der Hauptteil des 
Berichts umfasst die wenigen Wochen, die Petscherski in 
Sobibor verbrachte. Die Vorbereitung des Aufstands und 
die Ereignisse am 14. Oktober 1943 werden detailliert 
 beschrieben. Der Bericht schildert aber auch die ent-
grenzte Grausamkeit des SS-Personals und der zur Kolla-
boration gezwungenen Wachmannschaften. In den dich-
ten Beschreibungen werden Leser und Leserinnen mit 
dem organisierten Terror und dem industriell geplanten 
Massenmord der „Aktion Reinhardt“  konfrontiert. Der 
von Inge Damerow übersetzte und herausgegebene Be-
richt trotzt dem Vergessen und jeglicher Schlussstrich-
mentalität. 

Siegfried Frech

Die mentale Last des Krieges

Kurt Oesterle:
Die Erbschaft der Gewalt. Über nahe und ferne Folgen des 
Kriegs. Essays und Porträts.

Klöpfer und Meyer Verlag, Tübingen 2018.
208 Seiten, 20,00 Euro (E-Book: 14,99 Euro).

„Denn fest steht, daß Soldaten niemals irre werden,
Außer wenn sie die Macht verlieren über häßliche Bilder, 
Die sie hinaustreiben, um herum zu stammeln zwischen 
Bäumen.“
Diese wenigen Zeilen stammen aus einem Gedicht von 
Siegfried Sassoon, das Kurt Oesterle – Autor des Essay-
bandes „Die Erbschaft der Gewalt“ – in einer Gegenüber-
stellung zweier Kriegsgedichte aufgreift und interpretiert. 
Der Engländer Sassoon meldete sich freiwillig und über-
stand die Materialschlachten des Ersten Weltkriegs an der 
Westfront. Er beschreibt in seiner Kriegslyrik die Symptome 
der sogenannten posttraumatischen Belastungsstörung. 
Diese Bezeichnung etablierte sich – nicht zuletzt unter dem 
Eindruck der psychischen Leiden der aus Vietnam heim-
kehrenden Soldaten – im medizinischen und öffentlichen 
Diskurs erst in den 1980er Jahren. Der Terminus meint durch 
Kriege verursachte langanhaltende psychische Leiden. Zur  
Zeit des Ersten Weltkriegs sprach man noch von „Kriegs-
neurosen“. Dahinter stand die Lehrmeinung, der Mensch 
ertrage auch Fälle schwerster psychischer Belastung und 
sei letztlich resilient. In Deutschland belief sich die Zahl 
der traumatisierten Soldaten nach dem Ersten Weltkrieg 
auf mindestens 600.000. Wollten sie Unterstützungs- oder 
Versorgungsleistungen in Anspruch nehmen, galt grund-
sätzlich, dass der kausale Zusammenhang der psychischen 
Beeinträchtigung mit dem Kriegsgeschehen von den 
 Betroffenen nachgewiesen werden musste. Die neuzeitli-
che Figur des „Opfers“ entstand erst sukzessiv. Es sollte 
lange dauern, bis Traumata als Verletzung anerkannt wur-
den. Unzählige Kriegsteilnehmer und deren Nachkommen 
lit ten über Jahrzehnte hinweg an der „Erbschaft der Ge-
walt“. 
Kurt Oesterle, der in Tübingen ansässige freie Autor und 
Journalist, beschreibt in seinen Essays und feinfühligen 

Porträts diese „Erbschaft der Gewalt“. Er meint damit jene 
mentale Last, die in Deutschland Millionen von Menschen 
über Generationen hinweg zu tragen hatten. Eine Last, die 
in der Weimarer Republik existent war und weit schwerer 
wog während der NS-Diktatur und im Zweiten Weltkrieg. 
Kurt Oesterle schildert eingangs in einem sehr persönlich 
gehaltenen Essay das nur unzureichend bearbeitete 
Kriegstrauma seines 1894 geborenen Großvaters, der 
trotz aller erlebten Schrecken und erlit tenen Leiden nicht in 
der Lage war, seine beiden Söhne davon abzuhalten, Par-
teigänger und Soldaten Hitlers zu werden. Auf einer soli-
den Quellenbasis aus dem Hauptstaatsarchiv Stuttgart 
fußend und mit persönlichen Eindrücken während einer 
Reise an die ehemaligen Kriegsschauplätze angereichert, 
rekonstruiert Kurt Oesterle den Kriegsalltag seines Groß-
vaters an der Somme-Front. Während der Kämpfe an der 
Somme starben 400.000 britische und 500.000 deutsche 
Soldaten. Der britische Geländegewinn betrug nur sieben 
Meilen. In der Beschreibung seiner Kindheitserinnerungen 
nennt Oesterle die Gespräche und Szenen, die sich auf die 
Kriegserlebnisse des Großvaters beziehen, „unser Kriegs-
märchen“. Gleichsam auf einer Metaebene wird versucht, 
sich in den Großvater hineinzuversetzen: Hat der Großva-
ter aus Scham geschwiegen und deshalb mit der Wahrheit 
hinterm Berg gehalten? Wollte er den Nachgeborenen die 
Brutalität der Kriegserlebnisse ersparen? Hat er die leid-
volle Erfahrung gemacht, dass die Wahrheit sowieso nie-
mand hören wollte? Am Ende schildete Kurt Oesterle die 
Gespräche mit seinem eigenen Vater über dessen Erleb-
nisse im Zweiten Weltkrieg. Die Beichte des Vaters führt zu 
der langsam wachsenden Erkenntnis, dass für die nach 
1945 Geborenen „Vaterverstehen in Deutschland eine Le-
bensaufgabe ist“. 
Die in dem Buch versammelten Essays und Porträts befas-
sen sich aus unterschiedlichen Perspektiven mit dem Ge-
walterbe zweier Weltkriege. Bis heute symbolisiert der 
Name der französischen Kleinstadt Verdun eine zähe und 
aussichtslose Schlacht an einem Frontabschnitt im Ersten 
Weltkrieg. Mit literarischen Zeugnissen und Gedichten be-
legt Kurt Oesterle, warum Verdun zum Inbegriff sinnlosen 
Leidens geworden ist. So wird z.B. anhand von Auszügen 
aus Arnold Zweigs Roman „Erziehung vor Verdun“ der Ver-
such unternommen, die im Grunde unaussprechliche Erfah-
rung des Stellungskrieges in Worte zu kleiden. Wie schwie-
rig der Umgang mit den „langen Schatten der Vergangen-
heit“ (Aleida Assmann) ist, schildern jene Passagen, die 
Verdun als Gedächtnisort in den Blick nehmen. Wie soll 
man mit einer europäischen Erfahrung umgehen, die 
Tausende von nicht identifizierten Leichen und eine ge-
schundene Landschaft hinterlassen hat? Aus eigener An-
schauung weiß Kurt Oesterle zu berichten, dass die fran-
zösische „Geschichtskultur“ eine differenzierte und sen-
sible Wahrnehmung von ehemaligen Kriegsschauplätzen 
etabliert hat. So wurde der Erinnerungsplatz „Schlachtfeld 
Verdun“ zugleich „ein Ort des Geschehens und eine ge-
weihte Stätte“ (S. 82).
Die Porträts von Georg Dorfmeister und Lothar Pfeiffer 
skizzieren die persönlichen Belastungen, die durch Kriegs-
gewalt hervorgerufen wurden. Der in Tailfingen geborene 
Schriftsteller Georg Dorfmeister veröffentlichte 1958 unter 
einem Pseudonym den von Bernhard Wicki verfilmten Anti-
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kriegsroman „Die Brücke“. Dorfmeister schildert in seinem 
Buch die sinnlose Verteidigung einer strategisch unwichti-
gen Brücke durch sieben „Volkssturm“-Jugendliche. Er legte 
damit literarisches Zeugnis ab, wie Jugendliche ideolo-
gisch vereinnahmt, militärisch gedrillt und in den letzten 
Kriegstagen Opfer der sinnlosen NS-Durchhaltestrategie 
wurden. Dorfmeisters Roman beruht auf persönlichen Er-
fahrungen: Er wurde am 7. März 1945, seinem sechzehnten 
Geburtstag, in Hitlers letztes Aufgebot eingereiht. Der 
Wehrmachtssoldat Lothar Pfeiffer weigerte sich 1942, an 
einem Erschießungskommando teilzunehmen; er schoss 
nicht auf die in Geiselhaft genommenen und zur Hinrich-
tung verurteilten Frauen und Kindern, sondern in den Bo-
den. Pfeiffer kommt vor ein Kriegsgericht. Durch die Für-
sprache seines Vaters, altgedienter SA-Mann und NS-Par-
teigänger, wird das Todesurteil in eine Zuchthausstrafe 
umgewandelt. Pfeiffers moralische Richtschnur verdichtet 
sich nach 1945 in dem kurzen Bekenntnis: „Stolz, dass ich 
kein Mörder bin“.
In einem weiteren Essay beschäftigt sich Kurt Oesterle mit 
dem von Ludwig Uhland gedichteten und von Friedrich Sil-
cher mit einer Melodie versehenen Kriegslied „Ich hatt ei-
nen Kameraden“.  Sowohl die Rezeption der volkstümli-
chen Kriegshymne als auch die fortdauernde Wirkung als 
nationales Trauerlied kommt dabei zur Sprache. Dass die-
ses Lied sich im kollektiven kulturellen Bewusstsein gehal-
ten hat, wird u.a. mit zwei Beispielen belegt: In Heiner Mül-

lers Drama „Die Schlacht“ verspeisen Wehrmachtssolda-
ten, vor lauter Hunger dem Wahnsinn nahe, einen 
Kameraden zu den Klängen und Worten von Silcher bzw. 
Uhland. Und schließlich tauchte in einem Kassiber von 
Gudrun Ensslin die Zeile „Ich hatt einen Kameraden“ dann 
auf, als sie sich zugunsten von Andreas Baader gegen Ul-
rike Meinhof wendet.
Im letzten Essay verfolgt Oesterle die Spuren einfacher 
Soldaten aus Lustnau, einem nahe bei Tübingen gelege-
nen Dorf, an den Fronten des Ersten Weltkriegs. Es geht ihm 
dabei um die einfachen und unbekannten Männer einer 
kleinen Landgemeinde, die als Soldaten unter fruchtbaren 
Entbehrungen, Schmerzen und Ängsten lit ten und die 
Hauptlast des Krieges zu tragen hatten. 
Die Essays sind nicht immer eine leichte Kost, sie schildern 
aber eindrucksvoll und einfühlsam, wie verheerend sich die 
mentale Last zweier Kriege in Deutschland aus- und nach-
wirkte. Anselm Doering-Manteuffel, bis 2016 Professor für 
Neuere Geschichte und Direktor des Seminars für Zeitge-
schichte an der Eberhard Karls Universität Tübingen, hat 
Anliegen und Gehalt des Buches auf der vierten Umschlag-
seite auf den Punkt gebracht: „Wie Mahnmale: Eindrück-
lich-einfühlsame, feinsinnig-souveräne Essays und Reflexi-
onen über das Trauma des Krieges […]. Ein sehr persönli-
ches und auch melancholisches Buch. Ein literarisches 
Meisterwerk“. 

Siegfried Frech
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 13.00 – 16.30 Uhr

Außenstelle Freiburg
Bertoldstraße 55
79098 Freiburg
Telefon: 07 61/2 07 73-0

Öffnungszeiten:
Di/Do  9.00 – 17.00 Uhr

Außenstelle Heidelberg
Plöck 22
69117 Heidelberg
Telefon: 0 62 21/60 78-0

Öffnungszeiten:
Di  10.00 – 17.00 Uhr
Mi 13.00 – 17.00 Uhr
Do 10.00 – 17.00 Uhr

Newsletter »Einblick«
anfordern unter 
www.lpb-bw.de/newsletter

Lautenschlagerstraße 20
70173 Stuttgart
Telefon: 07 11/16 40 99-0
Fax: 07 11/16 40 99-77
lpb@lpb-bw.de
www.lpb-bw.de

Ihre Ansprechpartner/-innen bei der LpB 

Leitung
Direktor 
Lothar Frick 07 11/16 40 99-60

Büro des Direktors
Sabina Wilhelm 07 11/16 40 99-62

Stellvertretender Direktor
Karl-Ulrich Templ 07 11/16 40 99-40

Stabsstellen
Kommunikation und Marketing
Leiter: Heiko Buczinski 07 11/16 40 99-63
Daniel Henrich 07 11/16 40 99-64
Klaudia Saupe 07 11/16 40 99-49

Demokratie stärken
Leiter: Felix Steinbrenner 07 11/16 40 99-81

Extremismusprävention
Felix Steinbrenner 07 11/16 40 99-81

„Läuft bei Dir“
Stefanie Beck 07 11/16 40 99-740
Stefanie Hofer  07 11/16 40 99-741
Matthias Kathan 07 11/ 164099-742

Team meX
Daniel Can 07 11/16 40 99-82
Yagmur Koreli 07 11/16 40 99-86

Abteilung Zentraler Service
Abteilungsleiter 
Kai-Uwe Hecht 07 11/16 40 99-10

Querschnittsaufgaben 
Philipp Eger 07 11/16 40 99-725

Organisation/Innerer Dienst 
Tamara Mürter  07 11/16 40 99-11

Haushalt 
Gudrun Gebauer 07 11/16 40 99-12

Personal 
Sabrina Gogel 07 11/16 40 99-13

Information und Kommunikation 
Wolfgang Herterich 07 11/16 40 99-14
Siegfried Kloske 0 71 25/1 52-137

Tagungszentrum Haus auf der Alb
Leitung
Nina Deiß/Julia Telegin 0 71 25/1 52-109

 Abteilung 
Demokratisches Engagement
Abteilungsleiterin/Gedenkstättenarbeit
Sibylle Thelen 07 11/16 40 99-30
Andreas Schulz 07 11/16 40 99-726

Politische Landeskunde 
Dr. Iris Häuser 07 11/16 40 99-20

Schülerwettbewerb des Landtags
Monika Greiner 07 11/16 40 99-25
Stefanie Thiele 07 11/16 40 99-26

Frauen und Politik
Beate Dörr 07 11/16 40 99-29
Sabine Keitel 07 11/16 40 99-32

Jugend und Politik
Angelika Barth 07 11/16 40 99-22
Christiane Franz 07 11/16 40 99-23
Johannes Ulbrich 07 11/16 40 99-702

Freiwilliges Ökologisches Jahr
Steffen Vogel 07 11/16 40 99-35
Max Kemmner 07 11/16 40 99-36
Stefan Paller 07 11/16 40 99-37
Lea Oldenburg 07 11/16 40 99-34

 Abteilung Medien und Methoden
Abteilungsleiter/Neue Medien
Karl-Ulrich Templ 07 11/16 40 99-40

Politik & Unterricht
Robby Geyer 07 11/16 40 99-42

Deutschland & Europa 
Jürgen Kalb 07 11/16 40 99-43

Bürger & Staat/
Didaktische Reihe
Prof. Siegfried Frech 07 11/16 40 99-44

Unterrichtsmedien 
Michael Lebisch 07 11/16 40 99-47

E-Learning 
Sabine Keitel 07 11/16 40 99-32

Social Media
Bianca Braun 07 11/16 40 99-53
Kata Kottra 07 11/16 40 99-48
Larissa Berner 07 11/16 40 99-51

Digitale Medien
Rebecca Beiter 07 11/16 40 99-48
Wolfgang Herterich 07 11/16 40 99-14
Jeanette Reusch-Mlynárik 0 71 25/1 52-1 36
Klaudia Saupe 07 11/16 40 99-49

Abteilung Haus auf der Alb
Hanner Steige 1, 72574 Bad Urach 
Telefon: 0 71 25/1 52-0, Fax -100 
www.hausaufderalb.de

Abteilungsleiter/Gesellschaft und Politik/
Schriften zur politischen Landeskunde 
Baden-Württembergs
Prof. Dr. Reinhold Weber 0 71 25/1 52-146

Schule und Bildung/
Integration und Migration
Robert Feil 0 71 25/1 52-139
Monika Selmeci 0 71 25/1 52-140

Europa – Einheit und Vielfalt/ 
Internationale Politik
Thomas Schinkel 0 71 25/1 52-147
Tengiz Dalalishvili 0 71 25/1 52-126

Servicestelle Friedensbildung 
Claudia Möller 0 71 25/1 52-135

Außenstellen
Regionale Arbeit

Politische Tage für Schüler/-innen  

Außenstelle Freiburg 
Bertoldstraße 55, 79098 Freiburg
Telefon: 07 61/2 07 73-0, Fax -99

Leiter:
Prof. Dr. Michael Wehner 07 61/2 07 73-77
Vivianna Klarmann 07 61/2 07 73-33

Außenstelle Heidelberg
Plöck 22, 69117 Heidelberg
Telefon: 0 62 21/60 78-0, Fax -22

Leiterin: Regina Bossert 0 62 21/60 78-14
Stefan Artmann 0 62 21/60 78-13
Mareike Wangemann 0 62 21/60 78-16

Fachbereich Politische Tage im
Regierungsbezirk Stuttgart
Thomas Franke 07 11/16 40 99-83

Fachbereich Politische Tage im 
Regierungsbezirk Tübingen
Anja Meitner 0 71 25/152-134

bis2019_0203_cover.indd   u3bis2019_0203_cover.indd   u3 10.09.19   09:1710.09.19   09:17



Die Ausgaben der Zeitschrift 
fi nden Sie im Internet zum kosten-
losen Download auf der Seite 
www.buergerimstaat.de 

Druckausgaben neuerer Hefte können Sie (auch im Klassensatz) im Webshop 
der Landeszentrale www.lpb-bw.de/shop bestellen. Die Hefte sind  kostenlos. 
Ab einem Sendungsgewicht von 500 g wird eine Versandkostenpauschale 
 berechnet. Keine Bestellung per Telefon, Post, Fax oder E-Mail.
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